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ÜBERSICHT 


1971 


Erwerbstätige 


Es wurden angezeigt 

Unfälle') 

und Berufskrankheiten 

tödliche Unfälle 

und Berufskrankheiten 
mit tödlichem Ausgang 


27 200 000 

gegenüber 1970 0.1 v. H. 

2 590 000 

gegenüber 1970 — 3,2 v. H. 

6 686 

gegenüber 1970 -h 6.4 v. H. 


Kosten 5 200 000 000 DM 

der gesetzlichen Unfallversicherung gegenüber 1970 + 7,2 v. H. 


1971 

(1.4. bis 31.12.) 


Schüler, Studenten, 
Kinder in Kindergärten 

Es wurden angezeigt 

Unfälle 

und Berufskrankheiten 


tödliche Unfälle 


Kosten 

der Schülerunfaliversicherung 


11 700 000 

300 000 

277 

19 600 000 DM 


*) Ais Unfälle gelten Arbeitsunfälie und Wegeunfälle. Verkehrsunfälle sind in 
diesen Zahlen nur enthalten, wenn es sich gleichzeitig um Arberts- oder 
Wegeunfälle handelt. Unfälle aus dem häuslichen Bereich sind in den Un- 
fallzahien nicht enthalten. 
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I. Das Unfallgeschehen in der Bundesrepublik Deutschland 


1 Unfälle und Berufskrankheiten 

1.1 Angezeigte Unfälle und Berufskrankheiten 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden bei den 
Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung * *) 


im Jahre 1971 

2586 718 Unfälle und Benifskrankhetlen 
angczeigl *). 


(s. Übersicht l) 

Die Zahl der Unfälle und Berufskrankheiten des Jah- 
res 1971 liegt um 3,2 v. H. unter der Vorjahreszahl. 
Damit könnte sich zum ersten Mal nach drei Jahren 
steigender Unfallzahlen eine rückläufige Entwick- 
lung abzeichnen. Dennoch liegt die Zahl der Unfälle 
und Berufskrankheiten des Berichtsjahres immer 
noch um 7 v. H. über dem Tiefstand des Jahres 1967 
(s- Schaubild 1). 

Die Zahlen in diesem Bericht berücksichtigen allein 
die von den Unfallversicherungsträgem statistisch 
erfaßten, dem Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung berichteten Unfälle mit mehr als drei 
Tagen Arbeitsunfähigkeit. Die Unfälle mit einer Ar- 
beitsunfähigkeit von ein bis drei Tagen werden von 
den Unfallversicherungsträgern nur unvollständig 
erfaßt, da eine Anzeige solcher Unfälle gesetzlich 
nicht vorgeschrieben ist. Die Zahl der 2 586 718 an- 
gezeiglen Unfälle und Berufskrankheiten würde sich 
bei einer Hinzunahme der Unfälle mit einer Arbeits- 
unfähigkeit von einem bis drei Tagen erhöhen. Die 
Gesamtzahl der nichtmeldepflichligen Unfälle läßt 


Ein Unfall Ist anzuzeigen. wenn eine versicherte Person 
durch einen Unfall geiöicl oder so verletzt wird, daß 
sie stirbt oder-für mehr als drei Tage völlig oder teil- 
weise erwerbsunfähig ist. 

Eine Berufskrankheit ist anzuzeigen, wenn der begrün- 
dete Verdacht auf das Voriiegen einer solchen Krank- 
heit besteht. 

*) Das sind die gewerblichen Berufsgenossenschaften, die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaflen und die 
Eigenunfallversicherungsträger, 

Die Unfälle der Schüler und Studenten sowie der Kin- 
der in den Kindergärten und die Unfälle im häus- 
lichen Bereich sind in dieser Zahl nicht enthalten. 


sich wegen unvollständiger Unterlagen über diese 
Unfälle nicht ermitteln. Im Bereich der Eisen- und 
Stahlindustrie, die dem Statistischen Amt der Euro- 
päischen Gemeinschaften alle Arbeitsunfälle mit 
einer Arbeitsunterbrechung von mindestens einem 
Tag über den Unfalltag hinaus jährlich meldet, be- 
trug der Anteil der Unfälle mit einer Arbeitsunfähig- 
keit von ein bis drei Tagen rund 18 v. H. der melde- 
pflichtigen Unfälle (s. Unfallverhülungsbericht 1968/ 
69 — Drucksache VI/1970. S. 36). 

Die Aussagekraft absoluter Unfallzahlen ist be- 
grenzt, da die Zahl der beschäftigten Personen un- 
berücksichtigt bleibt Eine größere Aussagefähig- 
keit wird erreicht, wenn den absoluten Zahlen Be- 
zugsgrößen, wie die Zahl der beschäftigten Arbeit- 
nehmer oder der geleisteten Arbeitsstunden, zuge- 
ordneL werden. 

Die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung er- 
fassen jeweils die von ihnen versicherten Personen. 
Die Zahl der Versicherten sagt jedodi nur etwas 
darüber aus, wie viele Personen beim einzelnen Un- 
fallversicherungslräger Versicherungsschutz haben. 
1971 waren es 30,8 Millionen (ohne Schülerunfall- 
versicherung). Da es Erwerbstätige gibt, die mehr als 
eine versicherte Tätigkeit ausüben und die deshalb 
bei mehreren Versichenmgsträgera versichert sein 
können, ist die Summe der Versicherten keine echte 
Kopfzahl (s. Übersichten 4 und 33, Spalte 3). Deshalb 


Erläuterung der Symbole in den Schaubildem 



Gewerbliche Landwirtschaftliche Eigenunfall- 

Berufs- Berufs- Versicherung 

gcnossenschaften genossenschaften 



Arbeltaunfalle Wcgcunlalle Berufskrankheiten 
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Schaubild 1 


Angezeigte Unfälle (Arbeitsunfälle und Wegeunfälle) und angezeigte 
Berufskrankheiten nach Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung 

seit 1949 


Tddlicti* 
UnfKli und 
Btrul»- 
krinkhtittn — 
mii 

töiHichtm 
Auiging 

3MiO- 


2 Mio 


1 Mio- 


400 000- 


200 000 



Gewerblich« Landwirt- Eigenunfatl- 
Beruf sgenonen- schattliche Versicherung 
schäften Berufsgenossen* 
schäften 


Angeteigte 
Unfälle 
und Berufs- 
krankheiten 



2 586 71B 


2 172 413 


Voilarbeiter 
h 26 Mio 


225 695 
168 610 


"1 — I — — I — I — ^ — — I — I — I — — 1 — I — I — — I — r 

1949 1951 1953 1955 1957 1959 1961 1963 1965 1967 1969 1971 

1950 1952 1954 1956 1958 1960 1962 1964 1966 1968 1970 
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ist La der Bundesrepubtik Deutschland der Begriff 
des »Vollarbeiters*' eingeführt. Es handelt sich hier* 
bei um einen erredmeten Wertr der aus der Zahl der 
Versidierten ermittelt wird und den zeitlidien Um* 
fang der Beschäftigung des Versicherten innerhalb 
des Jahres berücksichtigt- So redmen zum Beispiel 
zwei Versicherte, von denen jeder nur ein halbes 
Jahr erwerbstätig war^ zusammen als ein Vollarbei- 
ter. 

Während die gewerblichen Berufsgenossensdhaften 
die Vorarbeiter ermitteln können, müssen die Voll- 
arbeiter im Bereich der landwirtsdiartlichen Berufs- 
gen ossenschaften und der Eigenunfanversicherungs* 
träger nach einem vom Bundesministeiium für Ar- 
beit und Sozialordnung festgesetzten Schlüssel er- 
rechnet werden. Diese Methode ist nicht ganz be* 
friedigend. Sie muß jedoch angewandt werden, um 
wenigstens innerhalb der beiden Bereiche die Ent- 
wicklung des Unfatlgeschehens über mehrere Jahre 
vergleichen zu können. Ein Vergleich der drei Grup- 
pen der Unfallversidierungsträger untereinander hat 
daher nur einen eingeschränkten Aussagewert. 

Für 1971 Würden 24 937 800 Vollarbeiter ermittelt 
(s. Schaubild 2). 

Gegenüber 1970 verringerte sich die Zahl der Voll- 
arbeiter um 74 000 ( — 2,2 v, H.). Aus dieser Tatsache 
ergibt sich, daß die Unfallhäufigkeit 1971 gegenüber 
dem Vorjahr nur um 1 v. H, auf 

!03.8 angezeigte Unfälle und Berufskrankheiten 

je 1000 Vollarbeiter 

(s. Schaubild 3) zurück ge gangen ist, obwohl die ab- 
solute Zahl der Unfälle und BerufskrankheLten um 
3,2 V. H- dbg e nommen hat. 

Die Verteilung der angezeigten Unfälle und Be- 
rufskrankheiten auf die drei Gruppen der Unfall- 
versicherungsträger im Jahre 1971 zeigt: 



angezeigte 
Unfäile und 
Berufs- 
krankheiten 

Anteil 
V. H. 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

2 172 413 

84 

Land Wirts chaftUche 

BerufsgenosseusdiafteD 

225 695 

8.7 

EigenunfalL- 

versicherungsträger 

188 610 

7.3 


(s. Übersicht 6) 


Wie in den Vorjahren wird die Zahl aller Unfälle 
und Berufskrankheiten durch die Unfallentwiddung 
in der gewerblichen Wirtschaft bestimmt (s. Sdiau- 
bild 1). Die Anteile der drei Gruppen der Unfall- 
versicherungsträger sind über die Jahre nahezu kon- 
stant geblieben. Das zeigt das Beispiel der gewerb- 
lichen Berufsgenossensdiaften, denen 


1968 

01,4 v.H. 

1969 

83,4 V. R 

1970 

84 V, H. 


der Gesamtheit aller Unfälle und Berufskrankheiten 
gemeldet wurden. 


Schaubild 2 

Vollarbelter seit 1949 

VolltfbsIVfr 

Mio 



\m m\ tssa isss isst \m isst nm laes mi isss i97i 


Die 2 580 716 angezeigten Unfälle und Berufskrank- 
heiten des Jahres 1971 gliedern sich in 



Anteil 

2 337 926 aagereigle Airbettsunfällp 

90 V. H 

221 592 angezeigte Wegöunfälle 

0 V. H. 

27 200 angezeigte Berulskrank- 
hetten 

1 V. H. 
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Schaubiid 3 


Häufigkeit der angezeigten und der erstmals entschädigten Unfälle (Arbeits- 
unfälle und Wegeunfälle) und Berufskrankheiten je 1000 Vollarbeiter 

seit 1949 


Angtztlgte 
Unfilli und 
Beruf tkrink* 
heitenje 
1000 Voll- 



1949 1951 1953 1955 1957 1959 1961 1963 1965 1967 1969 1971 

1950 1952 1954 1956 1958 1960 1962 1964 1966 1968 1970 
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Das Unfallgesdiehen wird danach von den Arbeils- 
unfällen geprägt. Sie machen 90,4 v. H. der Gesamt- 
zahl aller Meldungen aus. Die Wegeunfälle mit 
8,5 v.H. und die Berufskrankheiten mit 1,1 v. H. 
haben von der absoluten Zahl her nur eine ver- 
gleichsweise geringe Bedeutung. Das gilt jedoch 
nicht in gleicher Weise für ihren Anteil an den erst- 


mals entschädigten Unfällen und Berufskrankheiten, 
also den Unfällen und Krankheiten mit schwerwie- 
genden Folgen (s. S, 16). Schaubild 4 zeigt, in wel- 
chem Größenverhältnis die angezeigten Arbeits- 
unfälle. die Wegeunfälle und die Berufskrankheiten 
zueinander stehen und welcher Anteil auf jede der 
drei Gruppen der Unfallversicherungsträger entfällt. 


Schaubild 4 


Verteilung der angezeigten Arbeitsunfälle, Wegeunfälle und Berufskrankheiten 
nach Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung im Jahre 1971 





Angezeigte 
Berufskrankheiten 
27 200 


2 374 30 653 



Angezeigte 
Wegeunfälle 
221 592 



Angezeigte Arbeitsunfelle 
2 337 926 


1 v.H. 



9 v.H. 



90 v.H. 
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AJ2 Tödliche Unfälle und Berufskrankheiten 
mit tödlichem Ausgang 

Die Zahl der tödlidien Unfälle und Berufskrankhei- 
ten mit tödlichem Ausgang hat im Jahre 1971 um 
404 Fälle zugenommem das bedeutet eine Steige- 
rung von 6,4 V, H. gegenüber dem Vorjahr (s. Über- 
sicht 3). Insgesamt haben die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 


im Jahre 1971 

6 686 tödliche Unfälle und Berufskrankheiten mit 
tödlichem Ausgang erstmals enUdiSdigl 


Schaubild 5 


Tödliche Unfälle (Arbeitsunfälle und Wegeunfälle) und Berufskrankheiten 
mit tödlichem Ausgang bei den Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung 

seit 1964 


Tödiichf 
Unfall» 
und Btrufv 
knnkhtitm 
mH 

lödiichtm 

AuiQang 


7 000 


6000- 


5 000- 
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3 000 


2 000 


1 000 


7 032 

7C 

f06 

68 

165 

1 

1 



6 597 




S2 

47 


6198 


6 686 



Tbdiichi Unfäle 
und 6«ruffkrankh»itan 
mit tödlicham 
Aujoang Insganrnt 


Gewerbliche 

Berufigenonenscheften 




Landwimchaftliche 
Beruf igenosMntchaften 



Eigenunfam 

Vvrslchefungctrioer 


1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 
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Auf die drei Gruppen der Unfallversidierungsträger 
entfallen; 



tödliche 
Unfälle und 
Berufskrank- 
heiten mit 
tödlichem 
Ausgang 

Anteil 

V. H. 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

Eigenunfall- 

versichemngsträger . . . 

4 854 72,6 

1 406 21,0 

426 6,4 


Die Zahlen zeigen, daß die Landwirtschaft bei den 
tödlidien Unfällen einen erheblich höheren Anteil 
hat als bei den angezeigten Unfällen. In erster Linie 
ist dafür die Altersstruktur der in der Landwirt- 
schaft selbständig Erwerbstätigen verantwortlich. 
Die Altersgruppe der über 65jährigen übt hier häu- 
fig noch eine versicherungspflichtige Tätigkeit aus, 
während sie bei den anderen Unfallversicherungsträ- 
gem nur einen geringen Anteil der Versicherten 
stellt. Im Jahre 1971 entfielen im Bereich der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 41,7 v* H. 
aller tödlichen Unfälle auf Personen über 65 Jahre. 

Der Anstieg der Zahl der Todesfälle ist dennoch 
überwiegend auf die gewerbliche Wirtschaft (4*9,1 
v. H.) zurückzuführen, ln der Landwirtschaft betrug 
die Zunahme 2 v, H., während der Bereich der 
Eigenunfallversicherung sogar einen Rückgang der 
entschädigten Todesfälle von 5,6 v. H. gegenüber 
1970 verzeichnen konnte (s. Schaubild 5). 

Die Aufschlüsselung der 6686 Todesfälle im Arbeits- 
leben in der Bundesrepublik Deutschland (s. Schau- 
bild 6) ergibt für das Jahr 1971 ; 




Veränderung von 

1970 auf 1971 

1 v.H. 

4 588 

tödliche Arbeits- 
unfälle 

4- 326 

+ 7.6 

1 879 

tödliche Wege- 
unfälle 

+ 27 

+ 1.5 

219 

Beruf skrankhe i ten 
mit tödlichem Aus- 
gang 

+ 51 

4- 30,4 


Die tödlichen Arbeitsunfälle verzeichneten eine Zu- 
nahme von 326 Fällen gegenüber dem Vorjahr 
(4- 7,6 V. R). Der Bereich der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften war mit 296 tödlichen Arbeits- 
unfällen betroffen. Das ist eine Steigemng von 
11 V. R Wie bei den angezeigten Unfällen zeigt 
sich, daß trotz des höheren Anteils der tödlichen 
Unfälle in der Landwirtschaft die Entwicklung der 
tödlichen Unfälle und der Berufskrankheiten mit 
tödlichem Ausgang im Jahre 1971 durch die Unfall- 
entwicklung im Bereich der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften bestimmt wird. 

Die tödlichen Wegeunfälle nahmen um 27 (4- 1,5 
V. H.), die Berufskrankheiten mit tödlichem Aus- 
gang um 51 Fälle (4- 30,4 v. R) zu. 

Bei den tödlichen Wegeunfällen fällt der Rückgang 
im Bereich der Eigenunfallversicherungsträger um 
16,8 V. R auf, während die gewerblichen Berufs- 
genossenschaften eine Zunahme der tödlichen Wege- 
unfälle um 3,9 V. H. verzeichnen. Bei den landwirt- 
schaftlichen Bemfsgenossenschaften ging die Zahl 
der tödlichen Wegeunfälle geringfügig zurück. 

Wird die Zahl der tödlichen Unfälle und Berufs- 
krankheiten mit tödlichem Ausgang des Jahres 1971 
auf 1000 Vollarbeiter bezogen, so ergibt sich ein 
Wert von 

0,27 tödlichen Unfällen und Berufskrankheiten 
mit tödlichem Ausgang je 1000 Vollarbeiter. 

Im Jahre 1970 betrug dieser Wert 0,25. 
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Schaubild 6 


Tödliche Unfälle (Arbeltsunfälle und Wegeunfälle) und Berufskrankheiten 
mit tödlichem Ausgang seit 1949 


Vollarbeit&r 26 Mio 
25 Mio 
24 M io 
23 Mio 
22 Mio 
21 Mio 
20 Mio 
19 Mio 
18 Mio 
8 000 

Tödliche 7 000 
Unfälle und 
Benjff' 
krank heilen 

mit 6 (K)0 
tödlichem 
Auigang 
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4 000 
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2000 


1 000 
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1.3 Erslmals entschädigte Unfälle und Berufs- 
krankheiten 

Pie Zahl der erstmals enlsd^adigten Unfälle und 
Benifskrankheiteu ist ein Maßstab für den Sc±LWere' 
grad der Unfälle oder des Kiankheits Verlaufs* Es 
wurden 


ün Jahre 1971 

98263 Unfälle uti4 Beruisfcrank heilen erslmals 
entsdiüdigf. 

ln dieser Zahl sind die 6686 tödlichen Unfälle und 
Berufskrankheiten mit tödlichem Ausgang des Jah- 
res 1971 enthalten* 

Gegenüber 1970 betrug der Rückgang der erstmals 
entschädigten Unfälle und Berufskrankheiten 
2.4 V. H. 

Die Aufschlüsselung der erstmals entschädigten 
Fälle ergibt 


für das Jahr 1971 teil 

V. H. 

76 633 erstmals entschädigte Arbeitsunfälle 76,2 

16 056 erstmals entschädigte Wegeunfälle 16,3 

5 374 erstmals entschädigte Berufs- 
krankheiten 5,5, 

[s. Übersicht 2) 

Im Vergleich zu ihrem Anteil an der Summe aller 
angezeigten Unfälle und Berufskrankheiten von 
90,4 V. H, waren die Ajbeitsunfälle an der Summe 
aller erstmals entschädigten Unfälle und Berufs- 
krankheiten mit 76,2 V. H, geringer beteiligt. Dafür 
betrug der Anteil der erstmals entschädigten Wege- 
unfälle 16,3 V. H. und der erstmals entschädigten 
Benifskrankhelten 5,5 v. H. gegenüber 8,5 v* H. und 
Ul V. H. bei den angezeigten Unfällen und Berufs- 
krankheiten. Hier wirken sich statistisch die häufig 
schwerwiegenden Folgen der Wegeunfälle, wenn 
Verkehrsmittel darin verwickelt sind, sowie be- 
stimmter Berufskrankheiten aus* Die UnfaUversldie- 
rungsträger werden hiervon gleichmäßig betroffen* 
Aus diesem Gniiid ergibt sich für den Anteil der 
drei Gruppen der Unfallversidierungsträger an den 
erstmals entschädigten Unfällen und Berufskrank- 
heiten des Jahres 1971 gegenüber ihrem Anteil an 
den angczeigten Unfällen und Berufskrankheiten ein 
verändertes Bild: 


») Ein Unfall oder eine Berufskrankheit werden als erst- 
mals entschädigt ausgewiesen, wenn wegen der Folgen 
des Unfalls oder der Benifskrankheit im Berichtsjahr 
ershnaU eine Rente, eine Abfindung oder ein Sterbe- 
geld gezahlt worden sind. 



Anteil an den 


erstmals 
enlsdiä- 
digten 
Unlällen 
und Berufs- 
krank- 
heiten 

V* H* 

angezeig* 
len Berufs- 
krank- 
heiten 

V, H. 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

71.t 

84,0 

Landwirtsdiaftliche 

Berufsgenossenschaften 

21,3 

8.7 

Eigenunfäll- 
versicherungsträger * * * 

7,6 

7.3 


Dabei fällt auf, daß der Anteil der Eigenunfallver- 
sicherungsträger unverändert geblieben ist. 

Werden die erstmals entschädigten Unfälle und 
Berufskrankheiten auf iOOO Vollarbeiter bezogen, 
so ergibt sich eine Zahl von 

3,9 erstmals entschädigten Unfällen und 
Berufskrankheiten je 1000 Voilarbeiter, 

Dieser Wert entspricht der Vorjahreszahb Er liegt 
erheblich unter den Höchstwerten der Jahre 1953 
und 1959 (6,8 bzw, 6,2 erstmals entschädigte Unfälle 
und Berufskrankheiten je 1000 Vollarbeiter). Die 
Häufigkeit der folgenschweren Unfälle und Berufs- 
krankheiten hat sich seit über 10 Jahren um fast 
40 V. H. verringert (s- Schaubild 3), 


2 Arbeitsunfälle 

Als Arbeitsunfälle redinen ünfälle, die eine ver- 
sicherte Person bei der Ausübung ihrer beruflichen 
Tätigkeit innerhalb und außerhalb der Arbeitsstätte 
erleidet. 


2.1 Angezeigte Arbeitsunfälle 

Bei den Trägern der gesetzlichen Unfall Versicherung 
wurden 


tm Jahre 1971 

2 337 926 Arbeitsunf alle anguzeigt 

Der Rüdegang gegenüber 1970 beträgt 53 83! ange- 
zeigte ArheitsunfällG. das sind 2,3 v. H. weniger als 
im Vorjahr (s. Schaubild 7 und Übersichten 1 und 6)* 
Es zeigt sich, daß für die Abnahme der Gesamtzahl 
aller Unfälle und Berufskrankheiten Un Jahre 1971 
(— 3,2 V, H.) im wesentlichen die positive Entwick- 
lung bei den Arbeitsunfällen verantwortlich ist (s. 
Schaubild 1). 
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Auf die Beschäftigten bezogen ergibt sich 1971 für 
die drei Gruppen der Unfallversicherungsträger ein 
Werl von 

93,8 angezeigten Arbeitsunfallen 
je 1000 Vollarbeiler. 

Dieser Wert entspricht dem Vorjahrcswerl. Er liegt 
immer noch ungünstiger als die Werte der Jahre 
1967 — Tiefstwert 90,4 Arbeilsunfälle je 1000 Voll- 
arbeiter — t 1968 und 1969, ist allerdings niedriger 
als vor einem Jahrzehnt. 


Schaubild 7 


Angezeigte Arbeitsunfälle und Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle 
je 1000 Vollarbeiter seit 1949 


Anguaigit 

Arbeittunfiila 
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2.4 - 


Angezeigta Arbeittunfälle 


Vollarbaitsr 

Mio 


2 . 2 - 


25 
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24 
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Angezeigte 
Arbeitsunfaile 
ie 1000 
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- 100 


20 


Angtzeigte 
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Die angezeigten Arbeits Unfälle verteilen sidi auf die | 
drei Gruppen der ünfaUversidierungsträger: 



an gezeigte 
Arbeits- 
ujifälle 

an gezeigte 
Arbeits- 
Unfälle 
je 1000 
Voll- 
arbeiter 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

1 959 62? 

99,6 

Landwirtschaftliche 



Berufsgenossenschaften 

222 803 

88.3 

Eigenunfall- 



versicherungsträger . . . 

155 496 

57,9 


Bei den gewerblidien Bemfsgenossensdiaflen und 
bei den landwirtschaftlichen Beiufsgenossensdiaften 
ging die absolute Zahl der Arb eit s Unfälle um 2,4 
bzw. 2,7 V- H. nahezu gleichmäßig zurüdc. Lediglidi 
die Eigenunfallversicherungsträger verzeichnen mit 
0,6 V. H. einen leiditen Anstieg der Arbeitsunfälle, 
der jedoch von der Größenordnung her gegenüber 
der Gesamtzahl nicht ins Gewicht fallt. Der Häuiig- 
keilswert für die angezeigten Arbeitsunfälle je 1000 
Vollarbeiter liegt bei den gewerblidien Berufsgenos- 
senschaften um 2,9 V, H. unter dem Vorjahres wert. 
Die vergleichbaren Häuf igkeils werte für den Bereich 
der landwirtschaftlidien Bemfsgenossensdiaften und 
der EigenunJallversidaerungsträger liegen dagegen 
um 7,2 V. H. bzw. 16,2 Vh H, erheblich über den Vor- 
jahreswerten. Sie beeinflussen den Gesamtwert für 
die Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle aller 
drei Gruppen der Unfallversidierungsträger je 1000 
Voliarbeiter so, daß dieser Wert mit 93,8 trotz einer 
Abnahme der Häufigkeit bei den gewerblidien Be- 
rufsgenossenschaften 1971 nicht unter dem Vor* 
jahreswert liegt (s. Sdiaubild 7). 

2.2 Erstmals entschädigte Arbeitsunfälle 

Von den Trägern der gesetzlidien UnfaUvers Ldie* 
rung wurden durdi Zahlung einer Rente. Abfindung 
oder eines Sterbegeldes 


Im Jahre 1971 

76 833 Arbeitsunfälle erstmals entsdiädigt 

(s. Schaubild 8 und Übersichten 2 und 9). 

Diese Zahl liegt um 1,4 v. H, unter dem Vorjahres- 
werl. 

Dagegen hat sich die Häufigkeit der erstmals ent- 
schädigten Arbeitsunfälie von 1970 auf 1971 um 
1 V. H, geringfügig auf 


3,08 erstmals entschädigte Arbeitsunfälle 
je 1000 Voliarbeiter erhöht. 

Unfälle werden erstmals entschädigt, wenn die Un- 
fallfolgen so sdiwerwiegend sind, daß eine Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeil von mindestens 20 v, H. 
eintritt. Zwar lassen sich die erstmals entschädigten 
Unfälle wegen der Zeitspanne zwischen Unfallereig- 
nis und Unfallentsdiädigimg nicht zu den Unfällen 
in Beziehung setzen, die im gleichen Jahr angezeigt 
werden; auf Grund der langfristigen Entwicklung 
kann aber festgestellt werden, daß 3 bis 4 v. H. aller 
angezeigten Arbeitsunfälle so schwere Folgen haben, 
daß die künftige Erwerbsfähigkeit gemindert ist. 

Von den im Jahre 1971 erstmals entschädigten 
Arbeitsunfällen hatten 71 917 eine teilweise Er- 
werbsunfähigkeit und 4916 ArbeilsunfäUe eine völ- 
lige Erwerbsunfähigkeit oder den Tod zur Folge. 

Auf die drei Gruppen der ünfallversicherungsträger 
verteilen sich die ira Jahre 1971 erstmals entschädig- 
ten Arbeitsunfälle: 



erstmats 

entschädigte 

Arbeits- 

Unfälle 

Anteil 
V. H. 

Gewerbliche 

Berufs ge nos s e ns cha f te n 

31 499 

67,0 

Landwirtschaftliche 

Beruf 5 ge n OS s e nscha f te n 

20 599 

26,8 

Eigenunfall- 

versidierungsträger * * 

4 735 

6,2 


2.3 Tödliche Arbeitsunfälle 

Von den erstmals entschädigten Arbeitsunfällen 
waren 


Im Jahre 1971 

4 688 todUche Arbeitsunfälle, 


(s. Übersicht 3) 

Damit hat sich die Zahl der tödlichen Arbeitsunfälle 
gegenüber dem Vorjahr um 326 Todesfälle oder 
7,6 V. H, erhöht 

Von dem Anstieg waren fast aussdiließlidi die ge- 
werblichen Beruf sgenossenschaften betroffen. Sie 
verzeichnen eine Zunahme der tödlichen Arbeits- 
Unfälle um 296 Fälle. 
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Schaubild 8 


Erstmals entschädigte Arbeitsunfälle und Häufigkeit der erstmals 
Erftmali entschädigten Arbeitsunfälle Je 1000 Vollarbeiter seit 1949 

thtsdii' 
digta Ar- 
btiuuiv 


IbN Jt 



Für die drei Gruppen der Unfall versicherungsträger 
ergibt sich; 



tödliche 

Atbeits- 

Unfälle 

Zunahme 
von 1970 
auf 1971 

V. H. 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

Eigenunfall- 

versicherungsträger 

2 992 296 + 1i,0 

1 348 27 + 2,0 

248 3 + 1,2 


Die Zunahme der tödlichen Arbeilsunfälle im Bereich 
der gewerblichen Berufsgenossenschaflen zeichnete 
sich bereits nach dem ersten Halbjahr 1971 ab. Die 
gewerblichen Berufsgenossenschaften führten dar- 
aufhin eine Sondererhebung durch, die ergab, daß 


sich 35,2 V. H. der tödlichen Arbeitsunfälle im Zu- 
sammenhang mit dem Straßenverkehr ereignet hat- 
ten. Es zeigt sich, daß immer mehr Arbeiten mit 
Kraftfahrzeugen erledigt werden und sich das Ge- 
schehen vom Arbeitsplatz im Betrieb auch in den 
Straßenverkehr verlagert, wo eine größere Zahl von 
Arbeitnehmern bei der Ausübung ihrer beruflichen 
Tätigkeit schwer verunglückt. Diese Entwicklung, 
daß immer mehr Arbeitsplätze auf Kraftfahrzeugen 
zu finden sind und sich im Straßenverkehr Arbeits- 
unfälle mit erheblichen Folgen ereignen, muß be- 
rücksichtigt werden; von den Betrieben, den Unfall- 
versicherungsträgern und der Gewerbeaufsicht müs- 
sen die Maßnahmen zur Verringerung der Slraßen- 
verkehrsunfälle der Arbeitnehmer bei ihrer Arbeit 
verstärkt werden. In diesem Zusammenhang er- 
scheinen intensive Kontrollen der Arbeitszeit am 
Steuer, ärztliche Eignungsuntersuchungen des fah- 
renden Personals, regelmäßige sicherheilstechnische 
Überprüfung der Fahrzeuge, die Ausstattung der 
Fahrzeuge mit allen Sicherheits Vorrichtungen, ins- 
besondere mit Sicherheitsgurten, und die Verpflich- 
tung der Arbeitnehmer zur Benutzung der zur Ver- 
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Schaubild 9 



Tödliche Arbeitsunfäile und Häufigkeit der töd- 
lichen Arbeitsunfäiie je lOOOVoliarbelter seit 1949 


fügung gestellten Sidierheitsvorriditungen dringend 
geboten. 

In der Landwirtschaft treten spezifische Unfallgefah- 
ren auf, die besonders bei den tödlichen Arbeits- 
unfällen deutlich werden. Fast die Hälfte der töd- 
lichen Arbeitsunfälle in der Landwirtschaft sind 
Unfälle mit Lasten und Beförderungsmitteln. Dabei 
treten Ackerschlepper sowie die Personenkraftwa- 
gen mit etwa je einem Drittel dieser Unfälle beson- 
ders in Erscheinung, Seil etwa 1965 haben die Un- 
fälle mit Personenkraftwagen ungefähr die gleiche 
Häufigkeit wie die Ackerschlepperunfalle. Die land- 
wirtschaftJichen Berufsgenossenschaften haben ge- 
gen die Arbeitsanfälle mit Ackerschleppern beson- 
dere Maßnahmen — so die verbindliche Ausrüstung 
mit Umsturzschutzvorrichtungen ab 1. Januar 1970 — 
einleiten können und erste Erfolge erzielt (s. Ab- 
schnitt III. 9.3, S. 125). Bei den Unfällen mit Personen- 
kraftwagen werden günstige Auswirkungen durch 
die allgemeinen Maßnahmen zur Erhöhung der Ver- 
kehrssicherheit (neue Straßenverkehrs-Ordnung und 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung) erwartet. 

Der Anteil der Arbeitsunfälle mit land- und forst- 
wirtschaftlichen Arbeitsmaschinen an den tödlichen 
Unfällen betrug 1971 rund 4 v. H. und lag, wenn man 
den hohen Mechanisierungsgrad in der Landwirt- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland berücksich- 
tigt, damit relativ niedrig. Weitere Verbesserungen 
sind durch die Unfallschutzprüfungen der Prüfstelle 
des Bundesverbandes der landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften zu erwarten. Bereits jetzt be- 
steht ein großes Angebot von geprüften technischen 
Arbeitsmitteln, das nahezu alle Arten von Land- 
maschinen umfaßt. 

In landwirtschaftlichen Gebäuden sowie im Zusam- 
menhang mit den dort benutzten Leitern und Auf- 
stiegen ereigneten sich 1971 fast 12 v. H. der töd- 
lichen Arbeitsunfälle. Die für die Landwirtschaft 
besonders typischen Unfälle mit Tieren hatten 1971 
einen Anteil von 4.3 v. H. an den tödlichen Arbeits- 
anfällen. Die Entwicklung für die Zukunft ist hier 
ungewiß. Zwar werden noch Zugtiere abgeschafft 


werden, es besteht allerdings die Möglichkeit, daß 
die Zucht von Sport- und Reitpferden ein neuartiges 
Unfallrisiko mit sich bringen und neue Unfallver- 
hütungsmaßnahmen erforderlich werden dürften. 

Die Häufigkeit aller tödlichen Arbeitsunfälle hat 
1971, bedingt durch den Anstieg der absoluten Zahl 
der Todesfälle, von 0,17 im Vorjahr auf 

0,18 tödliche Arbeitsunfälle Je 1000 Vollarbeiter 
zugenommen (s. Schaubild 9). 


2.4 Häufigkeit der angezeigten und erstmals ent- 
schädigten Arbeitsunfäile In den verschiedenen 
Wirtschaftsbereichen 

Der Durchschnittswert der Unfallhäufigkeit für alle 
Arbeitnehmer bei allen Unfallversicherungsträgern 
wird der unterschiedlichen Gefährdung in den ver- 
schiedenen Wirtschaftsbereichen und -branchen nicht 
gerecht. Dies gilt für die drei Gruppen der Unfallver- 
sicherungsträger ebenso wie für die 36 gewerblichen 
Berufsgenossenschaften untereinander. Die 36 ge- 
werblichen Berufsgenossenschdften sind nach Wirt- 
schaftszweigen gegliedert, und hier liegen unter- 
schiedliche Gefahrdungsgrade vor. Es ist notwendig, 
jede gewerbliche Berufsgenossenschaft für sich zu 
betrachten. Die Unfallhäufigkeit bei einer gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaft ist ein Spiegelbild der 
Unfallsiluation und der Gefährlichkeit eines Wirt- 
schaftszweiges. Anders verhält es sich bei den land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften und den 
Eigenunfallversicherungsträgem. Sie sind regional 
gegliedert, so daß die Mittelwerte der Unfallhäufig- 
keiten der einzelnen Unfallversicherungsträger zu- 
sammengefaßt werden können und der Durchschnitt 
dieser Werte sowohl für den Bereich der Landwirt- 
schaft als auch für den Bereich der Eigenunfallver- 
sicherung repräsentativ ist. 

Zur besseren Vergleichbarkeit der Situation bei den 
einzelnen gewerblichen Bemfsgenossenschaften wer- 
den die dort angezeigten Arbeitsanfälle auf 1 Million 
geleistete Arbeitsstunden bezogen. Es zeigt sich, daß 
1971 die Unfallhäufigkeit zwischen 8.3 angezeigten 
Arbeitsanfällen je l Million Arbeitsstunden im Be- 
reich des Gesundheitsdienstes und der Wohlfahrts- 
pflege und 129,6 angezeigten Arbeitsanfällen je 
l Million Arbeitsstunden im Tiefbau sich um mehr 
als das ISfache voneinander unterscheiden (s. Schau- 
bild 10). Neben dem Tiefbau zählen 1971 wie in den 
Vorjahren der Hochbau, das Fleischereigewerbe, der 
Bergbau, die Steine- und Erdenbetriebe, die Holzver- 
arbeitungsbetriebe und die Maschinenbau- und 
Kieineisenindusterie mit mehr als 80 angezeigten 
Arbeitsanfällen je l Million Arbeitsstunden zu den 
Branchen mit hohem Unfallrisiko, 

Die Zahl der erstmals entschädigten Arbeitsanfälle 
je 1 Million geleistete Arbeitsstunden liegt 1971 mit 
0,49 am niedrigsten im Bereich der Verwaltung. Den 
Höchstwert hat mit 5,75 erstmals entschädigten 
Arbeitsanfällen je 1 Million Arbeitsstunden der 
Bergbau zu verzeichnen. Eine Gegenüberstellung 
der Häufigkeit der angezeigten Arbeitsanfälle mit 
der Häufigkeit der erstmals entschädigten Arbeits- 
unfälle je 1 Million Arbeitsstunden zeigt, daß sich 
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Schaublld 10 


Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle Je 
1 000 000 geleistete Arbeitsstunden bei den 
Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung 
im Jahre 1971 


Häufigkeit der erstmals entschädigten Arbeits- 
unfälle fe 1 000 000 geleistete Arbeitsstunden bei 
den Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung 
im Jahre 1971 
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in den meisten Branchen mit hoher Unfallhäufigkeit 
bei den angezeigten Arbeitsunfällen auch die mei- 
sten schweren Unfälle ereignen. Ausnahmen sind 
jedoch möglich, wie die Verhältnisse im Fleischerei- 
gewerbe und bei der Binnenschiffahrt im Jahre 1971 
erkennen lassen. 

Die angezeigten und erstmals entschädigten Arbeits- 
Unfälle in der Landwirtschaft und im Bereich der 
Eigenunfallversicherung sind ebenfalls auf 1 Million 
Arbeitsstunden bezogen, um auch diese Bereiche in 
das System einordnen zu können. Das Ergebnis er- 
möglicht aber nur einen sehr groben Vergleich mit 
den Verhältnissen in der gewerblichen Wirtschaft, da 
die Arbeitsstunden in der Landwirtschaft und bei der 
Eigenunfallversicherung nicht wie in der gewerb- 
lichen Wirtschaft von den Betrieben ermittelt werden 
können, sondern umgerechnet werden müssen. 


2.5 Auswertung einer Stichprobenerhebung Uber 
Arbeitsunfiiie 

Die Auswertung von jährlich über 2 Millionen 
Arbeitsunfällen nach verschiedenen Kriterien ist zur 
Zeit wegen des Arbeitsaufwandes nicht möglich, da 
die gültige Unfallanzeige (s. Abschnitt VI. 2.4, S. 181) 
nicht unmittelbar für die elektronische Datenverar- 
beitung verwendet werden kann. Für die Jahre 1970 
und 1971 wurde deshalb, wie in den Jahren 1964 bis 
1967, auf Veranlassung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung von den drei Gruppen der 
Unfallversicherungsträger eine Stichprobenerhebung 
durchgeführt und nach bestimmten Gesichtspunkten 
aufgeschlüsselt. Die Erhebung — das zeigen die Er- 
fahrungen der vergangenen Jahre — erlaubt einen 
repräsentativen Überblick mit ausreichendem Ge- 
nauigkeitsgrad über die Unfallsituation im Arbeits- 
leben der Bundesrepublik Deutschland und ermög- 
licht zusätzliche Aussagen zum Unfallgeschehen. 

Der Stichprobenerhebung werden alle Anzeigen zu- 
grunde gelegt, die die Unternehmer bei Arbeitsun- 
fällen mit einer Arbeitsunfähigkeit von mehr als 
drei Tagen dem Unfallversicherungsträger zuleiten 
müssen. Von diesen Anzeigen gehen alle diejenigen 
in die Erhebung ein, die Arbeitsunfälle der am 
ersten, zweiten oder dritten Kalendertag eines 
Monats geborenen Personen betreffen. Die tödlichen 
Arbeitsunfälle werden von der Erhebung total er- 
faßt. Wegeunfäile und Berufskrankheiten werden für 
die Auswahl zur Stichprobe nicht herangezogen. 

Die für die Stichprobenerhebung bestimmten An- 
zeigen über Arbeitsunfälle werden von den Unfall- 
versicherungsträgem sorgfältig auf inhaltliche Voll- 
ständigkeit und Richtigkeit überprüft. Die geforder- 
ten Angaben aus den Unfallanzeigen werden nach 
einer einheitlichen Signieranweisung auf Lochkarten 
übertragen und in der elektronischen Datenverarbei- 
tung ausgewertel. 

Die Auswertung ergibt zunächst nur eine prozen- 
iuöle Verteilung der Unfälle nach den verschiedenen 
Untersuchungskriterien wie Alter der Verletzten, 
Stellung der Verletzten im Beruf, Betriebsgröße, 


Branche und ähnliches. Schlußfolgerungen aus den 
so gewonnenen Daten sind kaum möglich, ln öffent- 
lichen Anhörungen zu früheren Unfallverhütungs- 
berichten ist deshalb gefordert worden, den Prozent- 
zahlen wenigstens zum Teil Bezugsgrößen zuzuord- 
nen. Im Zusammenhang mit der Auswertung der 
Stichproben für das Jahr 1971 ist der Versuch unter- 
nommen worden, die Vergleichbarkeit der Ergeb- 
nisse untereinander zu erhöhen, indem den Prozent- 
zahlen Angaben über die Zahlen der Beschäftigten 
gegenüberstellt oder Häufigkeiten für einzelne Bran- 
chen ermittelt werden. 

Die Ergebnisse der Stichprobenerhebung für das Jahr 
1971 finden sich als Prozentangaben bei den Über- 
sichten (s. Übersichten S l — S 12). 

Auf die Darstellung und Wiedergabe der ausgewer- 
teten Stichprobenerhebung für das Jahr 1970 wurde 
verzichtet, weil die Werte für beide Jahre kaum von- 
einander abweichen und die graphische Darstellung 
von nur einer Auswertung die Übersichtlichkeit er- 
höht. Da auch die Erfahrungen und ein Vergleich mit 
den Stichprobenerhebungen früherer Jahre zeigen, 
daß die Abweichungen der Ergebnisse der Auswer- 
tungen gering sind, kann der Zeitraum zwischen den 
Slichprobenerhebungen in Zukunft vergrößert wer- 
den. In den nächsten Jahren wird keine Repräsen- 
tativerhebung stattfinden. 

Die Stichprobenauswertung der Arbeitsunfälle er- 
möglicht es, eine Reihe immer wiederkehrender Fra- 
gen zu beantworten: 


1. Welchen Anteil haben die verschiedenen Grup- 
pen der Erwerbstätigen an Arbeitsanfällen? 

Nach dem Mikrozensus von 1970 machen in der ge- 
werblichen Wirtschaft, der Landwirtschaft und im 
Bereich der Eigenunfallversicherung die Arbeiter 

45.3 v. H. aller Erwerbstätigen aus (s. Schaubild 11). 
Danach folgen die Angestellten mit 29,4 v. H., die 
selbständigen Erwerbspersonen mit 10,0 v. H., die 
mithelfenden Familienangehörigen, die in der Land- 
wirtschaft eine wichtige Rolle spielen, mit 6,3 v. H., 
der öffentliche Dienst mit 4,6 v. H. und die Auszu- 
bildenden mit 4,4 V. H. Ein Maß für den Anteil der 
einzelnen Gruppen an der Gesamtzahl der Erwerbs- 
tätigen ist der Rächeninhalt der Kreise mit den Pro- 
zentangaben im Schaubild 11. Das Maß für die Un- 
fallgefährdung der einzelnen Gruppen — ausge- 
drückt durch ihren Anteil an der Gesamtzahl aller 
Unfälle — wird durch den Rächeninhalt der Recht- 
ecke im Schaubild 11 dargestellt. 

Die Arbeiter erleiden wesentlich mehr Unfälle 
— nämlich 79,3 v. H. — . als es ihrem Anteil an der 
Gesamtzahl aller Erwerbstätigen — 45,3 v. H. — ent- 
spricht. Der Anteil aller übrigen Gruppen am Un- 
fallgeschehen liegt dagegen — zum Teil erheblich — 
unter ihrem Anteil an der Gesamtzahl aller Er- 
werbstätigen. Besonders augenfällig ist der Unter- 
schied bei der Gruppe der Angestellten. Sie machen 

29.4 v. H. aller Erwerbstätigen aus, erleiden aber 
nur 6 v. H. aller Unfälle (s. Übersicht S 1). 
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SchaubilcJ 11 


Verteilung der Arbeitsunfälle auf S Erwerbstätigengruppen 

(Ir V. H.) 
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2. Wie glnd die ArbeitsunfäUe auf Altersgruppen 
der Erwerbstätigen verteilt? 

Scbaubild 12 zeigt, daß in der ge-werblidieti Wirt- 
schaft, der Landwirtschaft und sm Bereidi der Eigen- 
unfall versid^erung die beiden Gruppen der Perso- 
nen unter 35 Jahren mehr Arbeitsunfälle erleiden 
(zusammen 51 12 v. H.), als ihrem Anteil bei den Er- 
werbstätigen enlspridit (zusammen 43,3 v, H,). Un- 
tersudil man nur die Landwirtschaft als Gruppe der 
Unfall versicherungsiräger, so stellt sich heraus, daß 
die Altersgruppen unter 20 und über 50 Jahre stär- 
ker durch Arb eits Unfälle betroffen sind (Schau- 
bild 13). 

Durch tödliche Arbeitsunfälle waren in der Ge- 
samtheit der drei Bereiche der Unfallversicherungs- 
träger die Altersgruppe der über 50jährigen über- 
proportional betroffen. Während diese Altersgruppe 
nur 24,9 v. H. aller Erwerbstätigen stellt, war ihr 
Anteil mit 37,6 v. H. an den tödlichen Arbeitsun- 
fällen wesentlich größer (s, Sdhaubild 14). Dieses 
Ergebnis Ist zu einem großen Teil auf die Verhält- 
nisse in der Landwirtschaft zurückzuführen. Durch 
den ungünstigen Altersaufbau bei den Erwerbstäti- 
gen in der Landwirtschaft werden die Verhältnisse 
in den übrigen beiden Eereidien verschoben. Des- 
halb werden die gewerbliche Wirtschaft mit der 
Eigenunfallversicherung und die Landwirtschaft hin- 
sichüich der Verteilung der tödlichen Unfälle auf die 
verschiedenen Altersgruppen getrennt ausgewiesen 
{s. Scbaubild IS). Es zeigt sidit daß auch in der ge- 
werblichen Wirtschaft mit der Eigenunfallversiche- 


Schaubild 12 

Verteilung der Arbeitsunfälle und der Erwerbs- 
tätigen nach Altersgruppen ln der gewerblichen 
Wirtschaft, der Landwirtschaft und im Bereich 
der Eigenunfall Versicherung 

(In V, H.) 
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Schaubild 13 


Schaubild 15 


Verteilung der Arbeitsunfälle und der Erwerbs- 
tätigen nach Altersgruppen in der Landwirtschaft 

(In V. H.) 
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Verteilung der tödlichen Arbeltsunfälle und der 
Erwerbstätigen nach Altersgruppen in der 
gewerblichen Wirtschaft und im Bereich 
der Eigenunfallversicherung 
(in V. H.) 
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Schaubild 14 


Schaubild 16 


Verteilung der tödlichen Arbeitsunfälle und der 
Erwerbstätigen nach Altersgruppen in der ge- 
werblichen Wirtschaft, der LarKlwIrtschaft und 


im Bereich der Eigenunfallversicherung 

(in V. H.) 
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Verteilung der tödlichen Arbeitsunfälle und der 
Erwerbstätigen nach Altersgruppen 
in der Landwirtschaft 

(in V. H.) 
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rung die Altersgruppen der 35- bis SOjährlgen und 
der über 30 jährigen mehr tödlidie Arbeitsunfälle 
erleiden als ihrem Anteil an den Erwerbstätigen 
entspridiL Das gilt besonders für die Beschäftigten 
mit mehr als 50 Jahren. Sie sind zu 23,4 v. H. hei den 
Erwerbstätigen vertreten, erleiden aber 28,2 v. H, 
aller lödlidien Unfälle. Allerdings Ist das Mißver- 
hältnis nicht so groß wie in der Landwirtsdiaft. Bei 
den lödlichen Unfällen Ini Bereidi der Landwirt- 
schaf Ft verschiebt sich das Bild nodi stärker zuun- 
gunsten der über 50 Jahre alten Arbeitnehmer, Die 
Altersgruppe hat einen Anteil von 39,8 v. H. aller 
in der Landwirtschaft Beschäftigten? der Anteil an 
den lodlidien ArbeilsunfäJlen beträgt jedoch 
65,6 V. H. (s. Sdiaubild 16). 

3. Wie sind die ArbeitsunfäUe auf versdiiedene 
Belrlebsgröden verteilt ? 

Im Sdiaubild 1? ist prozentual dargestellt, wie 
sich die Arbeitnehmer auf die Gewerbebetriebe 
unterschiedlidier Größe Ln sieben Wirtschaftszweig 
gen — Steine und Erden; Gas *und WasseXi ChemLei 
Papier und Druckr Textil und Leden Nahmngs- 
und Genußmittel; Handel, Geld- und Versicherungs- 
wesen, Dienstleistungen — verteilen. (Die anderen 
Bereiche haben zu diesem Teil der Repräsentativ- 
erhebung unvollständige oder keine Angaben ge- 
macht.) 


Schaubild 17 


Verteilung der Versicherten und der durch 
ArbeitsunfäUe Verletzten nach BetiiebsgrÖBen 
In sieben Wirtschaftszweigen 
der gewerblichen Wirtschaft 

(in V. H.) 
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Die Verteilung der durch einen Arbeitsunfall ver- 
letzten Arbeitnehmer zeigt, daß sich tn den Be- 
trieben mit 20 bis 250 Besdiäftigten prozentual 
erheblich mehr Unfälle ereignen, nämlich 44,5 v, H, 
als hier Arbeitnehmer besdiäfügt sind [32,2 v. H.). 
Bei den Betrieben mit mehr als 250 Beschäftigten, 
Ln denen die meisten Arbeitnehmer (42,3 v, H,) be^ 
sdiäftigt sind, beträgt der Anteil an der Gesamtzahl 
aller ArbeitsunfäUe 40,5 v, H. 

Die oft vertretene Meimmg, daß in den kleinen 
Betrieben Unfälle am häufigsten zu registrieren 
sind, hat sich nicht bestätigt. Das Schaubild läßt er- 
kennen, daß gerade in den Kleinbetrieben prozen- 
tual weit weniger Unfälle gezählt werden* als der 
Beschäftigtenanteil vermuten ließe. Auf 18,4 v. H, 
BeschäJligtenanteil in Betrieben bis zu 10 Arbeit- 
nehmern kommen nur 11,3 v. H. der ArbeitsunfäUe, 
auf 7,1 V. H. Beschäftigtenanteil in Betrieben mit !1 
bis 19 Beschäftigten entfallen nur 3,6 v. H. der Ar- 
beitsunfälle* 

Bei den durch ArbeitsunfäUe in den sieben Wirt- 
sdiaftszweigen getöteten Personen liegen die Ver- 
hältnisse ähnlich. In den Betrieben mit mehr als 
250 Beschäftigten, in denen mit 42,3 v. H. der hÖdi- 
ste Anteil der Arbeitnehmer beschäftigt ist, ereig- 
nen sich nur 22,8 v* H. der tödlichen Unfälle. Die 
meisten tödlichen Verletzten, 49,5 v, H.. finden sich 
wieder in den Betrieben mit 20 bis 250 Beschäftig^ 
ten, obwohl hier nur 32,2 v* H. aller Arbeitnehmer 
ihrer Arbeit nachgehen. Es fällt auf, daß sich in den 
Kleinbetrieben mit weniger als 10 Beschäftigten 
20,8 V, H* aller tödlichen Unfälle ereignen (Anteil 
der Beschäftigten t8,4 v. H.) 

Bei den Betriebskont rollen muß in Zukunft dieser 
Sadiverhall, daß sich in den Miltelbetrieben im 
Verhältnis zu den Aj'beitnehmem überproportional 
mehr Arbeitsunfälle mit Verletzungen oder Todes- 
folge und in den Kleinbetrieben prozentual melir 
ArbeiisunJälle mit Todesfolge ereignen, besonders 
berücksichtigt werden* 


4, Zu welcher Uhrzeit ereignen sich Arbeltsunfäile? 

Die meisten Unfälle ereignen sich in der gewerb- 
lichen Wirtschaft zwischen 10 und 12 Uhr (s. Schau- 
bild 18), Das gilt sowohl für die männlichen als 
auch für die weiblichen Arbeitnehmer. Ein Anstei- 
gen der Zahl der Unfäne ist nochmals am frühen 
Nachmittag zwischen 14 und 16 Uhr zu verzeichnen. 
Bei den Frauen ist diese Entwidclung weniger stark 
ausgeprägt. 

Die Landwirtschaft verzeichnet die meisten Unfälle 
zwischen 15 und 19 Uhr. Bei den Männern ereignen 
sich zahlreiche Unfälle auch zwisdien 10 und 12 Uhr, 
während bei den Frauen das Maximum der Unfälle 
in den Nachmitlagsstunden vor 19 Uhr liegt* 

Die Aufschlüsselung der Unfälle nach der Uhizeit ist 
nur von begrenztem statistischem Aussagewert, da 
nicht bekannt ist, wie viele Arbeitnehmer zu den 
einzelnen Tagesstunden beschäftigt gewesen sind. 
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Schaubild 18 


Verteilung der Arbettsunfälle auf die 24 Tagesstunden In der gewerblichen 
Wirtschaft und in der Landwirtschaft 

(In V. H.) 
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5. In welcher Zeit nach Arbeitsbeginn ereignen sich 
ArbelUunfäUe? 

Der höchste Prozentsati der mäimlidien Arbeitneh- 
mer erleidet 3 bis 5 Stunden nadi Aufnahme der 
Arbeit einen Unfall (s. Sdiaubild 19 und Über- 
sicht S 2). Bei den weiblidien Arbeitnehmern über- 
rascht, daß ein höherer Prozentsatz als bei den 
Männern bereits mit Beginn der Arbeitszeit in einen 
Unfall verwidteU wird. Allerdings erleiden auch 
die Frauen die prozentual meisten Unfälle zwischen 
der L und 5. Stunde nach Aufnahme der Arbeit Bei 
den Frauen sinkt der Anteil am Unfaligesdiehen 
von der 5* Stunde der Arbeitszeit an ständig. Bei 
den Männern ist nodimals ein Ansteigen der Pro- 
zentzahlen zwischen der 7, und 9, Stunde der Ar- 
beitszeit festzustellen. 

Eine Auswertung der Arbeitsunfälle nach Wirt- 
schaflszweig, Betriebsgröße und Zeitpunkt des Un- 
falles hat gezeigt, daß sich in fast allen Wirtschafts- 


zweigen und bei allen Betriebsgrößen die meisten 
Unfälle zwischen der 3* und 6. Stunde nach Arbeits- 
beginn ereignen, nämlich mehr als 30 v, H. aller für 
die verschiedenen Betriebsgrößen gemeldeten Ar- 
beitsunfäüe. Lediglich der Gesundheitsdienst stellt 
eine Ausnahme dan Hier ereignen sich in den Be- 
trieben mit weniger als 50 Besdiaftigten die meisten 
Unfälle bereits vor Ablauf von 2 Stunden seit der 
ArbeiUaufnalime. 

Nach Ablauf der 8- bzw. lOstündigen Arbeitszeit 
ereignen sich noch ArbeitsunfäHe, Das läßt den 
Schluß zu, daß die zulässige Arbeitszeit offensicht- 
lich häufig überschritten wird. So erleiden z. ß. noch 
3,4 V* H- der Männer und 2,3 v, H- der Frauen 10 
bis ll Stunden nach Aufnahme der Arbeit einen Un- 
fall. Von den Unfällen, die sich nach Ablauf von 12 
und mehr Stunden seit Beginn der Arbeitszeit er- 
eignen, sind alle Betriebsgrößen nahezu gleidimä- 
ßig betroffenn Lediglich in der Nahrungs- und Ge- 
nuß mittelbran che und in den Verkehrsbetrieben er- 
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Schaubild 19 


Verteilung der Arbeltsunfäile in der 
gewerblichen Wirtschaft von der 
Aufnahme der Arbeit bis zum Unfall 

(in V. H.) 
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eignen sich in Betrieben mit weniger als 10 Beschäf- 
tigten prozentual mehr Unfälle als in den größeren 
Betrieben. 

Eine schlüssige Bewertung der Unfälle nach Ablauf 
einer Sstündigen Arbeitszeit kann allerdings nicht 
gegeben werden, da sich auch hier die Bezugsgröße 
— nämlich die Zahl der mit genehmigter oder unge- 
nehmigter Mehrarbeit Beschäftigten — nicht ermit- 
teln läßt. 

6. In welcher Zeit nach Arbeitsbeginn ereignen sich I 
tödliche Arbeitsunlälle? | 

Die meisten tödlichen Unfälle (10,1 v.H.) ereignen 
sich vor Ablauf einer Stunde vom Arbeitsbeginn 
an gerechnet. (S. Übersicht S2). Der Anteil der töd- 
lichen Unfälle geht dann bis zur 6. Stunde nach 
Arbeitsaufnahme zurück. Dann ist wieder ein An- 
stieg bis zur 9. Stunde zu verzeichnen. 8,3 v. H. der 
tödlichen Unfälle ereignen sich nach einer Arbeits- 
zeit von 12 und mehr Stunden. 

Die Verhältnisse bei den männlichen und weib- 
lichen Arbeitnehmern entsprechen sich; allerdings 
verunglücken die Frauen meistens (11,2 v.H.) zwi- 
schen 1 bis 2 Stunden nach Arbeitsaufnahme töd- 
lich, während bei den Männern die meisten Unfälle 
vor Ablauf 1 Stunde nach der Arbeitsaufnahme 
eintreten. 12,9 v.H. der tödlichen Unfälle von 
Frauen ereignen sich nach einer Arbeitszeit von 12 
und mehr Stunden. Bei den Männern beträgt der 
Anteil 8 v. H. 


Versucht man eine Relation zwischen den Prozent- 
anteilen der gemeldeten Arbeitsunfälle nach 12 Stun- 
den Arbeitszeit (2,6 v. H. bei Märmem; 3,4 v. H. 
bei Frauen) und den Anteilen an tödlichen Arbeits- 
unfällen nach 12 Stunden Arbeitszeit (8,0 v. H. bei 
Männern; 12,9 v.H. bei Frauen) herzustellen, dann 
ist zu erkennen, daß die Unfälle nach 12stündiger Ar- 
beitszeit häufiger tödliche Folgen haben als vorher. 

Es zeigt sich, wie wichtig die Arbeitszeitkontrollen 
der Gewerbeaufsicht in den Betrieben sind; die Kon- 
trollen sollten auch in Zukunft verstärkt fortgesetzt 
werden. 

7. Wie sind die Arbeitsunfälle auf die Wochentage 
verteilt? 

Zur prozentualen Verteilung der Arbeitsunfälle auf 
die Wochentage (s. Schaubild 20) muß betont wer- 
den, daß es sich nur um eine zusätzliche Information 
handeln kann. Der statistische Aussagewert der Dar- 
stellung ist gering, da nicht bekannt ist, wie viele 
Arbeitnehmer an den einzelnen Wochentagen be- 
schäftigt sind. 

An Samstagen und Sonntagen — an letzteren be- 
steht für die meisten Wirtschaftszweige gesetzliches 
Arbeitsverbot — ist der Prozentsatz der verun- 
glückten Arbeitnehmer verständlicherweise niedrig. 
An den 4 Wochentagen Dienstag bis Freitag ist 
keine nennenswerte Abweichung in der prozentua- 
len Verteilung der Arbeitsunfälle feststellbar. Von 
Dienstag bis Freitag geht der Prozentsatz der Ar- 
beitnehmer, die in einen Unfall verwickelt werden, 
nur leicht zurück. Auf Montage entfallen etwa 
2 V. H. mehr Unfälle als auf die übrigen Arbeitstage 
der Woche. Das gilt sowohl für Frauen als auch für 
Männer. 

Ganz allgemein kann festgestellt werden, daß die 
Prozentsätze für Arbeitsunfälle der weiblichen Ar- 
beitnehmer je Wochentag sich nur unwesentlich von 
denen der männlichen Arbeitnehmer unterscheiden 
(s. Übersicht S 3). 


Schaubild 20 

Arbeitsunfälle nach dem Wochentag des Unfalls 
bei den Trägem der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

(In v. H.) 


^ Männer 

v.H. 


Frauen ^ ^ 

121.5 

Monttg 

iPl 




1 19,0 

Dienstag 





1 *8,0 

Mittwoch 

17.4 1 




HTö 

Oonntrstag 

iTöl 




ltB.7 

Freitag 

*7,2] 



Samstag 

7,4 1 


Sonntag 

:i*.8 
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8. Zu welchen Verletzungen führen Arbeitsunlälle? 

Die meisten Arbeitsunfälle, nämlich 59,8 je 1000 
Vollarbeiter, haben eine Hautabschürfung zur Folge. 
Mit Abstand folgen die Knochenbrüche. 11,7 Un- 
fälle je 1000 Vollarbeiter verursachen einen Kno- 
chenbruch. Relativ häufig sind noch innere Verlet- 
zungen und schwere Wunden. Ihre Häufigkeit liegt 
bei 8,3 bzw. 7,3 Unfällen je 1000 Vollarbeiter. 
Schaubild 21 zeigt die Häufigkeit der einzelnen 
Verletzungsarten bei Arbeitsunfällen in der gewerb- 
lichen Wirtschaft. 

Die Verteilung der schwerwiegenden Verletzungs- 
arten auf die Gruppen der gewerblichen Wirtschaft 
ist besonders dargestellt (s. Schaubild 22). Danach 
ereignen sich Kno^enbrüche vor allem in der Eisen- 
und Metallindustrie. 29 Unfälle je 1000 Vollarbei- 


Sctiaublld 21 

Häufigkeit der Arbelisunfälle Je 1000 Vollarbeiter 
nach der Verletzungsart In verschiedenen 
Bereichen der gewerblichen Wirtschaft 



59,8 

Hautabschärfungtn 


ter haben in diesem Industriezweig einen Knochen- 
bruch zur Folge. Auch im Baugewerbe (15 Unfälle 
je 1000 Vollarbeiter), der Holzindustrie (13 Unfälle 
je 1000 Vollarbeiter) und in der Steine- und Erden- 
industrie (13 Unfälle je 1000 Vollarbeiter) sowie in 
den Verkehrsbetrieben (12 Unfälle je 1000 Vollar- 
beiter) ist die Häufigkeit der Knochenbrüche bei Un- 
fällen hoch. Innere Verletzungen werden als Unfall- 
folgen in Wirtschaftszweigen angetroffen, wo man 
eigentlich weniger mit dieser Verletzungsart rech- 
net, so im Handel einschließlich der Dienstleistungs- 
betriebe (17 Unfälle je 1000 Vollarbeiter), in den 
Eisen- und Metallbetrieben (15 Unfälle je 1000 Voll- 
arbeiter), in der Textil- und Lederindustrie (14 Un- 
fälle je 1000 Vollarbeiter) und in den Verkehrsbe- 
trieben (11 Unfälle je 1000 Vollarbeiter). Mit 7 Un- 
fällen je 1000 Vollarbeitem, die eine innere Ver- 
letzimg zur Folge haben, liegen die Gas- und Was- 
serbetriebe und das Baugewerbe erst an 5. Stelle. 

Bei 19 Unfällen je 1000 Vollarbeitem sind im Bau- 
gewerbe schwere Wunden die Folge. Auch in der 
Holzindustrie (14 Unfälle je 1000 Vollarbeiter) und 
in den Steine- und Erdenbetrieben (13 Unfälle je 
1000 Vollarbeiter) sind schwere Wunden als Ver- 
letzungsart häufig. 

Es überrascht nicht, daß die meisten Verbrennungen 
in der Eisen- und Metallindustrie (11 Unfälle je 
1000 Vollarbeiter), die meisten Gliedverluste bei 
Arbeitnehmern in Verkehrsbetrieben (13 Unfälle je 
1000 Vollarbeiter) und Verätzungen am häufigsten 
in der chemischen Industrie (4 Unfälle je 1000 Voll- 
arbeiter) auftreten. Vergiftungen sind als Unfallfol- 
gen in allen gewerblichen Branchen im Verhältnis 
zu den anderen Verletzungsarten selten. 

Als hauptsächliche Verletzungsarten, die bei einem 
Unfall in der gewerblichen Wirtschaft zum Tode 
führen, sind innere Verletzungen (31 v. H.) und 
Knochenbrüche (22 v. H.) zu nennen. In der Land- 
wirtschaft waren für 40 v. H. der Unfälle Knochen- 
brüche und für 39 v. H. der Unfälle innere Verlet- 
zungen die Todesursache (s. Übersicht S 4). 



Knochenbnich 11,7 


Veritzung 0,9 
Verbrtnnung 4,6 


SchwtriWundt 7,3 


Gliedvtdust 1,2 


Vergiftung 

Innere Verletzung 8,3 


5,9 Sonstige Verletzungen 
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Schaubild 22 


Verteilung der schwerwiegenden Verletzungsarien auf die Gruppen der 
gewerblichen Wirtschaft im Jahre 1971 
— Häufigkeit der Arbeitsunfälle Je 1000 Vollarbeiter — 
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Schaubild 23 


Dureil Arbeitsunfälle verletzte Körperteile 

VeHatm Körpemili Artraimintitt« [■ 1000 VaOnf^mt«' 
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9. Welche Körperteile werden durch Arbeitsunfälle 
verletzt? 

Die am stärksten durch Unfälle betroffenen Körper- 
teile sind die Hände. 27 Unfälle je 1000 Vollarbeiter 
in der gewerblichen Wirtschaft betreffen die Hände 
(s. Sdiaubild 23). Besonders hoch ist die Zahl der 
Handverletzungen bei den Arbeitnehmern in der 
Holzindustrie (84 Unfälle je 1000 Vollarbeiter). Die 
Eisen- und Metallindustrie folgt mit 75 Unfällen je 
1000 Vollarbeiter; auch Baugewerbe und Steine- und 
Erdenmdustrie mit 67 Unfällen je 1000 Vollarbeitem 
weisen ebenfalls eine relativ große Häufigkeit auf. 
Die Füße sind ebenfalls stark gefährdet. 20 Unfälle 
in der gewerblichen Wirtschaft je 1000 Vollarbeiter 
haben Verletzungen der Füße zur Folge. Außerge- 
wöhnlich viele Fußverletzungen, nämlich 67 je 1000 
Vollarbeiter ereignen sich in Verkehrsbetrieben. Es 
folgen die Steine- und Erdenindustrie und das Bau- 
gewerbe, in denen 37 Unfälle je 1000 Vollarbeiter 
Verletzungen der Füße sind. Gerade in diesen bei- 
den Branchen müßte durch eine stärkere Verbrei- 
tung von Sidierheitsschuhen eine Senkung der Fuß- 
verletzungen zu erreichen sein. 

Durchschnittlich 10 aller Unfälle je 1000 Vollarbeiter 
sind Beinverletzungen. Besonders das Baugewerbe 
wird hiervon betroffen; 67 von 1000 auf Baustellen 
beschäftigten Arbeitnehmern verletzen sich an den 
Beinen. Auch in der Landwirtschaft und in der 
Steine- und Erdenindustrie sind Beinverletzungen 
häufig; sie haben allerdings nicht den Umfang wie 
im Baugewerbe. 

Unfälle mit Verletzungen an Kopf und Hals ereig- 
nen sich vor allen Dingen im Baugewerbe (13 Un- 
fälle je 1000 Vollarbeiter) und in der Steine- und 
Erdeninclustrie (11 Unfälle je 1000 Vollarbeiter), 
was den Schluß zuläßt, daß sich der Schutzhelm in 
beiden Branchen noch nicht überall durchgesetzt hat. 
Ira Baugewerbe und in der Steine- und Erdenmdu- 
strie überwiegen Armverletzungen. 

Von den übrigen Körperteilen werden die Augen 
vor allem in der Eisen- und Metallindustrie (9 Un- 
fälle je 1000 Vollarbeiter), im Baugewerbe (8 Un- 
fälle je 1000 Vollarbeiter) und der Bauch bei Ar- 
beitnehmern in den Verkehrsbetrieben (9 Unfälle 
je 1000 Vollarbeiter) verletzt. 

10. Durch welche Verletzungen werden bei Arbeits- 
unfällen die einzelnen Körperteile beschädigt? 

Am Beispiel der Eisen- und Metallindustrie, einem 
Wirtschaftszweig mit vielseitigen Tätigkeiten, soll 
gezeigt werden, welche Verletzungsarten bei den 
durch Unfälle betroffenen Körperteilen aufgetreten 
sind (s. Schaubild 24). Die Hautabschürfungen, die 
in der gewerblichen Wirtschaft den größten Anteil 
an den Verletzungen haben, sind auch bei den Un- 
fällen in der Eisen- und Metallindustrie als Verlet- 
zungsart an erster Stelle ermittelt worden. So sind 


je 1000 Vollarbeiter 42 Handverletzungen, 13 Fuß- 
verletzungen, 8 Beinverletzungen und 5 Arraverlet- 
zungen auf Hautabschürfungen zurückzuführen. Zu- 
meist an zweiter Stelle stehen bei den verletzten 
Körperteilen als Verletzungsart die Knochenbrüche. 
Sie ereignen sich vor allem an Händen (13 Unfälle 
je 1000 Vollarbeiter). Füßen (6 Unfälle je 1000 Voll- 
arbeiter) und Beinen (3 Unfälle je 1000 Vollarbeiter). 
Die Augen (1 Unfall je lOOO Vollarbeiter) werden be- 
sonders durch Verbrennungen verletzt, aber auch an 
Händen (4 Unfälle je 1000 Vollarbeiter), Füßen 
(3 Unfälle je 1000 Vollarbeiter) und Armen (2 Un- 
fälle je 1000 Vollarbeiter) treten Verbrennungen als 
Verletzungsart häufig auf. 

Durch schwere Wunden werden bei einem Unfall 
Kopf und Hals. Arme und Beine und Füße nahezu 
gleichmäßig betroffen (etwa 1 Unfall je 1000 Voll- 
arbeiter). Lediglich an Händen haben 7 Unfälle je 
1000 Vollarbeiter schwere Wunden zur Folge. Hier 
könnte bei stärkerer Verwendung von Schutzhand- 
schuhen Abhilfe geschaffen werden (s. Übersichten 
S5bisS9). 

11. Bei welchen Tätigkeiten ereignen sich Arbeits- 
unfälle? 

Die Arbeitsabläufe sind in 10 Täligkeitsgruppen ge- 
gliedert. Die Arbeitsunfdlle lassen sich diesen Tä- 
tigkeitsgruppen zuordnen. Dabei interessiert sowohl 
der Anteil der einzelnen Täligkeitsgruppc an den 
Arbeitsunfällen mit nicht tödlicher Verletzimgsfolge 
als auch der Anteil an den tödlichen Arbeitsanfäl- 
len. Es gibt offensichtlich Tätigkeiten, bei denen 
schwere oder tödliche Unfälle häufiger auftreten 
(s. Schaubild 25). So ereignen sich ln der gewerb- 
lichen Wirtschaft bei Verkehrs- und Transporttätig- 
keiten. zu denen Tätigkeiten wie das Einweisen 
und Dirigieren von Lasten- und Beförderungsmitteln, 
das Fortbewegen mit und ohne Beförderimgsmittel, 
der Transport von Lasten usw.. rechnen, 34 v. H. 
aller Unfälle? während der Anteil dieser Tätigkeiten 
bei den tödlichen Unfällen 51 v. H. beträgt. Das 
gleiche ungünstige Verhältnis ergibt sich im Bereich 
der Landwirtschaft. Es betragt hier 42 v. H. aller 
angezeigten zu 65 v. H. aller tödlichen Arbeits- 
anfälle. Demgegenüber liegt bei anderen Tätigkei- 
ten der Anteil der Unfälle mit nicht tödlicher Ver- 
letzung höher als der Anteil der Unfälle mit Todes- 
folge. Das gilt z. B. für die forstwirtschaftlichen Ar- 
beiten im Bereich der Landwirtschaft. Die Verletzun- 
gen bei diesen Arbeiten machen 32 v. H. aller Ar- 
beitsunfälle aus; der Anteil an den tödlichen Ar- 
beitsunfällen beträgt 21,4 v. H. 

Auch beim Anwenden und Benutzen von Maschi- 
nen ereignet sich in der gewerblichen Wirtschaft ein 
größerer Prozentsatz von Unfällen mit nicht töd- 
lichen Verletzungsfolgen (16 v. H.) als mit Todes- 
folge (7 V. H.). 
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Schaubild 24 


Häufigkeit der Arbeitsunfäiie Je 1000 Voiiarbeiter nach Verietzungsarten in 

der Eisen- und Metaiiindustrie 


Arbeitsunfilli je 1000 Vollarbert« 



Augen | 0^ Vstrennungen 

Kopf lo.O SchvMTt Wunden 
Hals ^ 1 j Verbrennungen 

Röcken | 0,7 Knochenbrüche 

Brustkorb 1 1,0 Knochenbrüche 


Arme 


1 1,8 Knochenbrüche 
I 0,5 Schwere Wunden 
1 1,6 Verbrennungen 

|4,5 Heutibichärfungen 
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Beine 


Füße 



Tnüttbechüffün^ 41^ 


übrige 

Körperteile 



3,3 Knochenbrüche 
I Schwere Wunden 
! Verbrennungen 
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Zu Frage 10: Durdi weldie Verletzungen werden bei Arbeitsunfällen die 
einzelnen Körperteile beschädigt? 
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Schaubild 25 


Verteilung der angezeigten und der tödlichen Arbeitsunfälle nach Tätig- 
keiten, die zum Unfall führten, in der gewerblichen Wirtschaft, in der Land- 
wirtschaft und im Bereich der Eigenunfallversicherung 



(In V. K) 


Angezeigte Arbeitsunfalle 


Tödliche Arbeitsunfälle 


in v,H. 
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Zu Frage 11: Bei welchen Tätigkeiten ereignen sidi AjbeltsunfäUe? 
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12. Weldie Utifallgegenslände venirsadien Ar- 
bellsunläile? 

Zur Klassifizierung von ArbeitsunfäUen besteht eine 
Begriffsliste, die unter dem Sammelbegriff ^Unfall- 
gegeasland'' Stoffe, Arbeitsgeräte und -einrtch^ 
tungen* diemlsche und physikallsdie Einwirkungen 
und ähnliches erfaßt. Als Uni all gegenständ kommen 
masdiineUe Einrichiuugen, Leitern und Gerüste, das 
Gelände und anderes in Betracht. 

In der gewerblidien Wirtsdiaft werden die meisten 
Unfälle, nämlidi 42 je 1000 VoIJarbeiter durdt — 
zum Teil mangelhaftes — Handwerkszeug und Hilfs- 
gerat, durdi Stapel, Hindernisse, Späne und Split- 
ter sowie ungenügende Arbeitsausrüstung verur- 
sacht. An zweiter Stelle der Unfallgegenstände 
stehen mit 15 Unfällen je 1000 Vollarbeiter d)e Ar- 
beitsraascfalnen und Einrichtungen, Hierzu rechnen 
die in den verschiedenen Wirtsdhaftsbrandien einge- 
setzten masdiinellen Einrichtungen. 

Lasten- und BeförderungsmtUel sind bei 15 Unfäl- 
len Je 1000 Vollarbeiter der Unfallgrund, Zu dieser 
Unfallgegenstandsgruppe redinen insbesondere die 
gleislosen Kraftfahrzeuge. 

Jm Zusammenhang mit Bauwerken, Gruben und 
Luken, Treppen, Leitern und Gerüsten ereignen sich 
14 Unfälle je 1000 Vollarbeiter, was nicht über- 
rascht, wenn man c3ie hohe Unfallhäufigkeil im Bau- 
gewerbe berücksichtigt, 

Alle übrigen Unfall gegenstände treten hinsichtlich 
ihrer Häufigkeit weniger stark in Erscheinung 
(s. Schaubild 26). 

In diesem Zusammenhang sind die beim Verbrauch 
von Sprengstoffen verursachten Unfälle von Inter- 
esse. Nach einer Untersuchung der Steinbruchs- 
Berulsgenossenschaft ereigneten sich m der Zeit vgn 


Schaubild 26 

Häufigkeit der Arbeitsunfälle je 1000 Vollarbeiter 
nach Unfallgegenständen in der gewerblichen 
Wirtschaft 

Artoitsunfäl)» 1DD0 VolkrbeitM 


1967 bis 1971 in der gewerblichen Wirtschaft 56 
Sprengunfällef davon entfielen 12 auf das Jahr 19?L 
Von 196? bis 1971 wurden bei Sprengimfällen 70 Per- 
sonen verletzt und 6 getötet. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß im Jahre 1971 allein in der Sleine- 
und Erdenindustrie 169 Millionen t Naturstein und 
Kalk gewonnen wurden, für die rd, 17 Millionen kg 
Sprengstoff aufgewendet wurden. Bei 8 im Jahre 
1971 durch einen Sprengstof fünf all verletzten Perso- 
nen in der Steine- und Erdeninduslrie ergibt sich 
auf den Spcengstoffverbrauch bezogen eine Häufig- 
keit von 1 Unfall je l Million kg Sprengstoff ver- 
braudi, Ein Sprengunfall mil tödliäxem Verlauf er- 
eignete sich 1971 in der Steine- und Erdeninduslrie 
nicht 

Im iandwirtschaftlidien Bereich beträgt der Anteil 
des Handwerkszeugs, der Hindernisse, Stapel, Splitter 
und Späne an den Arbeltsunfällen 38 v. H. Es folgen 
die Lasten- und BeförderungsmiUel mit 17 v. H. so- 
wie Bauten und Rüstzeug mit 15 v. H. Erst an 
4. Stelle stehen mit 11 v, H. die Arbeitsmaschinen 
und Einnchtungen (s. Übersicht S 10). 

13. Weldie Vorgänge führen zu ArbeilsunfäUent 


Die Vorgänge, die im Zusammenhang mit einem Un- 



in 10 Vorgangsgruppen beschrieben. Davon bewir- 
ken 4 Gruppen von Vorgängen die meisten Arbeits- 
anfälle. 


Im einzelnen handelt es sich um die Vorgänge: 

Berühren, sich Stoßen, stdi Reiben an ruhenden 
und bewegten Gegenständen 

Gestoßen-, Erfaßt-, Eingeklemmt-, Angefahren- 
und überfahren werden 

Fall und Sturz von Personen 

Fallen, Umfallen, Abgleiten von Gegenständen 

Ihr Anteil an der Gesamtzahl aller Aibeitsunfälle 
beträgt 

in der gewerblidien Wirtschaft 82 v. H,, 

in der Landwirtschaft 89 v. H., 

im Bereich der Eigenunfallversidiening 81 v. K. 



HiiKhwkutug, 

Sciänt, SpJrtttr ümf 


AHeLn die Vorgangsgruppe „Berühren, sich Stoßen 
usw." führt in der gewerblichen Wirtschaft zu 
32,3 V, H. aller Unfälle <s, Übersicht S 11). 

Die Vorgangs gruppe „Fall und Sturz von Personen" 
führt bei Frauen zu 27,5 v. H* aller Unfälle, der An- 
teil ist damit doppelt so hoch wie bei Männern 
(13,6 V. H.). In der Landwirtschaft beträgt dieses 
Unfallverhältnis bei der Vorgangs gruppe «Fall und 
Sturz von Personen" 47,2 v. H. bei Frauen zu 25,3 
V. R bei Männern. Die Vorgänge „Fall und Sturz 
von Personen* halten bei den Unfällen in der Land- 
wirtschaft mil 32 V. H. aller A rb ei ts Unfälle einen 
höheren Anteil als in der gewerblichen Wirtschaft 
(15,2 V. H,). Bei den anderen drei Vorgangsgruppen 
überwiegen die Unfälle män nli cher Arbeitnehmer, 

Im Schaubild 27 sind in Säulendiagrammen für die 
gewerbliche Wirtschaft die verschiedenen Vorgangs- 
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Schaubild 27 


Zu Unfällen führende Vorgänge 

— Häufigkeit der angezeigten Arbeltsunfälle Je 1000 Vollarbelter — 


Durchschnitt der gewerblichen Wirtschaft 

Arbeitsunfälle 

je 1000 Vollerbeiter Y 

10 

1 

20 



In einzelnen Wirtschaftsgruppen 

30 40 50 60 

L_ 1 1 1 

Arbeitsunfälie 
je 1000 Vollarbeiter 



32 3 ArbeHsunfille 

Holz 



78,2 1 

je 1000 Vollarbeiter durch: 

Bau 


S74 1 



Eisen- und Mefill 


49,7 1 


Berühren, sich sto^^sich reißen an ruhen- 

Steine und Erden 


48.3 1 


^derujnd|H^HMl|MAA^^ 

Nahrungsmittel 


4Ö7T 



20,6 Arbtitninfä 
!• 1000 Vollarbeii 
durch: 



Gestoßen-, erfaßt-, ein- 
geklemmt-, angefahren-, 
Oberfahrenwerden 


Stitnt und Erdtn 
Biu 

Etitrv und Metitl 
Chemie 

Pipier und Druck 


334 I 

32,7 r 

394 I 


Fall und Sturz von Per 



ArMtiunfille 
1000 Vollerbeiter 
durch; 


auch Ober! 


Bau 

Wihnififwnittil 
Gei und Wener 
Steine und Erden 
Holz 


22,5 I 


1«,8 

18,0 I 


29.4 


14,0 Arbeitsunfälle 
je 1000 Voilarbeiter durch; 

Fallen, umfallen, abgieiti 
Gegenständen und Ma: 
kentern, untergehen von 


8,3 Arbeit&infälle 
je 1000 Vollerbtiter durch: 


Umknicken, verheben, verrenke 
verstauchen und Sonstiges 



30.5 J 



J Ei»n* und Metall 
Verkehr 
Bau 

Steine und Erden 
Chemie 


4,2 Arbeittunfälle 
je 1000 Vollarbeiter durch: 

Wärme- und Kälteeinwirkung 
(verbrennen, erfrieren), Explosion 
durch chemische Umsetzung 

3,4 Arbeitsunfälle 
je 1000 Vollarbeiter durch: 

Mechanische Zerstörung 
(zusammenbrechen, 2 erbrechen,zersprin 
abfiiegen, fortfliegen, zerknallen) 

1,0 Arbeitsunfälle 
je 1000 Vollerbeiter durch: 


Vergiftungen,Verätzungen, 

ersticken,ertrinken 


0,7 Arbeitsunfelle 
je 1000 Vollerbeiter durch: 


Erkrankungen, 

Injektionen, Strahleneinwirkung 




10,1 I Eisen- und Metall 
Chemie 

Nehrungsmittel 
Steine und Erden 
Bau 

8,9 I Ei»n- und Metall 
Steine und Erden 
Bau 

Elektrotechnik. Feinmechanik und Optik 
Verkehr 


3,9 I Chemie 
jZo Bau 
1,0 Steine und Erden 
0,9 Eisen- und Metall 
0,8 Nahrungsmittel 

1 1,5 Eisen- und Metall 
1,2 Chemie 
1,0 Bau 

0.8 Nahrungsmittel 

0,6 Steine und Erden, Verkehr 



0,2 Arbeitsunfälle 
je 1000 Vollarbeiter durch: 

Elektrische Vorgänge 


0.7 

0.3 

0.3 

0.3 

0,3 


Elektrotechnik. Feinmechanik und Optik 

Steine und Erden 

Gas und Wasser 

Eisen- und Metall 

Bau 
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gruppen, die zu Unfällen geführt haben, darge- 
stellt. Die durch diese Vorgänge verursachten Un- 
fälle sind auf 1000 Vollarbeiter bezogen. 

Auf der linken Seite des Bildes ist die durchschnitt- 
liche Unfallhäufigkeit in der gewerblichen Wirt- 
schaft, auf der rechten Seite sind die Unfallhäufig- 
keiten der fünf Wirtschaftszweige wiedergegeben, 
in denen die jeweilige Vorgangsgruppe die meisten 
Arbeitsunfälle je 1000 Vollarbeiter verursacht. 

Die Aufschlüsselung der vier Vorgangsgruppen mit 
den höchsten Anteilen in der Gesamtzahl der Ar- 
beitsunfälle ergibt bei der Vorgangsgruppe „Berüh- 
ren, sich Stoßen usw." für die Wirtsdiaftszweige 
Holz, Bau, Eisen und Metall, Steine und Erden sowie 
Nahrungsmittel Unfallhäufigkeiten, die zwischen 78 
(Holz) und 40 (Nahrungsmittel) Unfällen je 1000 
Vollarbeiter und damit zum Teil erheblich über der 
durchschnittlichen Häufigkeit der gesamten gewerb- 
lichen Wirtschaft (32 Unfälle je 1000 Vollarbeiter) 
liegen. Die Vorgänge „Gestoßen-, Erfaßtwerden 
usw." führen besonders in der Steine- und Erden- 
industrie (38 Unfälle je 1000 Vollarbeiter), im Bau- 
gewerbe (34 Unfälle je 1000 Vollarbeiter) und in 
der Eisen- und Metallindustrie (33 Unfälle je 1000 
Vollarbeiter) zu Unfällen. 

Die Vorgangsgruppe „Fall und Sturz von Personen" 
überwiegt in der Bauindustrie, wie die Häufigkeit 
von 29 Unfällen je 1000 Vollarbeiter zeigt. In der 
Bauindustrie führen die Vorgänge „Fallen, Umfallen 
und Abgleiten“ zu den meisten Unfällen (31 Unfälle 
je 1000 Vollarbeiter). Doch sind diese Unfälle eben- 
falls in der Steine- und Erdenindustrie (30 Unfälle 
je 1000 Vollarbeiter) und in der Holzindustrie 
(28 Unfälle je 1000 Vollarbeiter) häufig anzutreffen. 
Bei der Betrachtung der Vorgänge, die zu Unfällen 
führen, fällt besonders der geringe Anteil der elek- 
trischen Vorgänge und der Vergiftungen auf. Das 
dürfte in erster Linie den zur Bekämpfung dieser 
Vorgangsgruppen erlassenen besonderen Schutzvor- 
schriften und der intensiven Kontrolle der Einrich- 
tungen und Arbeitsplätze in den Betrieben zu ver- 
danken sein. 

Die Stichprobenauswertung der Arbeitsunfälle wi- 
derlegt das häufig vorgebrachte Vorurteil über den 
hohen Anteil der Unfälle durch Elektrizität. Zwar 
sind die Gefahren für den Menschen durch elektri- 
schen Strom hoch. Die Arbeiten des Vereins Deut- 
scher Elektrotechniker (VDE) auf dem Gebiet der 
Normung waren jedoch seit 80 Jahren von der tech- 
nischen Gefahrenabwehr geprägt. Unterstützt von 
der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und 
Elektrotechnik, hat es der VDE erreicht, daß trotz 
der weit verbreiteten Verwendung der elektrischen 
Energie in allen Wirschafts- und Lebensbereichen 
die Unfallquote weitaus niedriger ist, als allgemein 
angenommen wird. Diese Tatsache ist der Beweis, 
daß eine in die technische Entwicklung integrierte 
Sicherheitstechnik Gefahren unschädlich machen 
kann. 

Als typisches Beispiel für die Eindämmung von Ge- 
fahren kann auch die Unfallsituation beim Umgang 
mit Pflanzenschutzmitteln angeführt werden. Soweit 
statistische Unterlagen beim Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten vorhanden 


sind, liegt der Anteil der Arbeitsunfälle beim Um- 
gang mit Pflanzenschutzmitteln in der Bundesrepu- 
blik Deutschland bei etwa 1 v. H. aller Vergiftungs- 
fälle durch Chemikalien. Dies entspricht erfahrungs- 
gemäß den durch Fahrlässigkeit, Unachtsamkeit oder 
Mißbrauch vorkommenden Fällen. Zur Verringerung 
der Gefahren bei der Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln haben insbesondere gesetzgeberische 
Maßnahmen beigetragen. Hierzu gehört vor allem 
die Kennzeichnungspflicht nach dem Pflanzenschutz- 
gesetz, die auch Hinweise auf mögliche Gefahren 
einschließt. Außerdem ist die ständig verbesserte 
mündliche und schriftliche Aufklärung und Beratung 
zu erwähnen. 

Bei den tödlichen Unfällen in der gewerblichen Wirt- 
schaft, in der Landwirtschaft und im Bereich der 
Eigenunfallversicherung halten die Vorgänge „Ge- 
stoßen-, Erfaßtwerden usw." mit 38,8 v. H. den höch- 
sten Anteil. Es folgen die Vorgänge „Fall und Sturz 
von Personen“ mit 20,4 v. H. aller Unfälle. Die Vor- 
gänge „Berühren, sich Stoßen usw." haben mit 9,3 
V. H. bei den tödlichen Unfällen nicht den hohen An- 
teil wie bei den Unfällen mit nicht tödlichen Ver- 
letzungsfolgen (s. Übersicht S 12). 

14. Welche Unfallschwerpunkte ergeben sich aus 
der Stichprobenerhebung? 

Arbeitsunfälle lassen sich durch die Unfallgegen- 
stände, die Unfallvorgänge und die Tätigkeiten, bei 
denen sich ein Unfall ereignet, charakterisieren. Aus 
den Ergebnissen der Stichprobenerhebung können 
Kennziffern ermittelt werden, um das Zusammen- 
spiel dieser drei Erhebungskriterien darzustellen. 
Die Kennziffern sind ein Maß für die Größenordnung 
des Unfallgeschehens in den einzelnen Gegenstands- 
gruppen bei den verschiedenen Vorgängen und Tä- 
tigkeiten, denn die Summe der Kennziffern in jedem 
der beiden Hauptteile der Zahlentafeln 1 und 2 er- 
gibt den Wert 100. Aus den Zahlentafeln läßt sich 
ablesen, welche Vorgänge und Tätigkeiten in den 
einzelnen Gegenstandsgruppen zu den meisten Un- 
fällen führen. So kann cier Zahlentafel 1 z. B. ent- 
nommen werden, daß in der Gegenstandsgruppe 
„Handwerkszeug, Stapel, Späne, Splitter usw." die 
Vorgänge „Berühren, sich Stoßen usw." zu den 
meisten nicht tödlichen Unfällen führen (Kennziffer 
19,22). An zweiter Stelle liegen Unfälle in der Ge- 
genstandsgruppe „Bauten, Rüstzeug", wobei die Vor- 
gänge „Fall und Sturz von Personen" (Kennziffer 
9,36) die Unfälle verursachen. 

Bei den tödlichen Unfällen liegt der Schwerpunkt 
bei den „Lasten- und Beförderungsmitteln"; dabei 
führen die Vorgänge „Gestoßen-, Erfaßt-, Einge- 
klemmt-, Angefahrenwerden" zu den meisten To- 
desfällen (Kennziffer 26,73). An zweiter Stelle liegt 
auch bei den tödlichen Unfällen der »Fall und Sturz 
von Personen" in der Gegenstandsgruppe „Bauten, 
Rüstzeug" (Kennziffer 11,91). 

In gleicher Weise läßt sich aus der Zahlentafel 2 
ablesen, bei welchen Tätigkeiten sich in den ein- 
zelnen Gegenstandsgruppen die meisten Unfälle er- 
eignen. Bei den Unfällen mit nicht tödlichen Ver- 
letzimgsfolgen ergibt sich die höchste Kennziffer 
(18,76) in der Gegenstandsgruppe „Handwerkszeug, 
Stapel, Späne usw.“, wenn „Tätigkeiten von Hand 


36 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/189 


Zahlentafel 1 


Unlallsciiwerpunkte nadi Gegenständen und Vorgängen Ira Jahre 1971 


Vorgänge 


Gegenstandsgruppen 
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iS 

II 
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a 

■3 

5| 

II 
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i| 

■21 

2 -3 

'S ,3 
cutn 

Gelände, Rohstoffe (Gewin- 
nung und Lagerung) 

4.5 

1,23 

2,65 

0,17 

0,22 

Verletzte 

0,20 0,01 

0,01 


0,00 

0,00 

Energieumselzer, Energiespei- 
cher und -Übertrager, Drude- 
behälter r 

0.7 

0,01 

0,01 

0,14 

0,21 

0,05 

0,02 

0,03 

0,18 

0,01 

0,01 

Arbeitsmaschinen und Einrich- 
tungen 

13,9 

0,32 

0,25 

5,37 

5,98 

0,74 

0,77 

0,43 

0,01 

0,01 

0,00 

Fördereinrichtungen 

3,6 

0,20 

0,25 

0,80 

1,72 

0,52 

0,08 

0,01 

0,00 

0,01 

0,00 

Lasten- und Beförderungs- 
mittel 

15,4 

1,43 

2,23 

3,45 

4,99 

3,19 

0,01 

0,01 

0,00 

0,00 

0,00 

Bauten, Rüstzeug 

(auch an Bord) 

i 14.4 

2,10 

9,36 

1.35 

0,71 

0,76 

0,01 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

Handwerkszeug, Stapel, Spane, 
Splitter und sonstiges 

1 

41,6 

2,33 

2J9 


7,03 

7,90 

2,12 

0,01 

0,01 

0,01 

0,01 

Gesundheitsschädliche Einwir- 
kungen 

5.7 

0,75 

0.09 

0,23 

0,06 

0,09 

0,09 

2,99 

0,00 

0,86 

0,50 

Brennbare und explosible 

Stoffe 

0.2 

0,03 

0,00 

0,01 

0,01 

— 

0,01 

0,15 

0,00 

0,03 

0,52 

insgesamt . . . 

100,0 

8,40 

17,54 

30,74 

20,93 

13,45 

3,12 

3,64 

0,20 

0,93 

0,55 

Gelände, Rohstoffe (Gewin- 
nung und Lagerung) 

5,2 

1,07 

1,62 

0,07 

0,77 

Getötete 

0,85 0,05 

0,12 

0,02 

0,62 


Energieumselzer, Energiespei- 
cher und -Übertrager, Druck- 
behälter 

9.8 

0,09 

0,47 

2,49 

2,10 

0,09 

0,18 

0,27 

4.09 



Arbeitsmaschinen und Einrich- 
tungen 

4,5 

0,15 

0.42 

0,50 

2,26 

0,42 

0,30 

0,25 

0,15 

0,01 

0,01 

Fördereinrichtungen 

5.7 

0,10 

0,72 

0,17 

2,92 

1.39 

0,27 

0,07 

— 

0,05 

— 

Lasten- und Beförderungs- 
mittel 

43,6 

0,78 

3,27 

4,67 


1 5,97 

0,39 

0,18 

0,09 

1,44 

0,08 

Bauten, Rüstzeug 

(auch an Bord) 

16.1 

0,24 

11.91 

0,14 

5,93 

1.47 

0,52 

0,02 

- 

0,74 

0,05 

Handwerkszeug, Stapel, Späne, 
Splitter und sonstiges 

9,5 

0,92 

1,49 

1.04 

3,03 

2,31 

0,32 



0,02 

0,24 

0,01 

Gesundheitsschädliche Einwir- 
kungen 

3,8 

0,57 

0,40 

0,12 



0,05 


0,99 


1,04 

0,64 

Brennbare und explosible 

Stoffe 

1.8 

0,41 

— 

0,05 

0,10 

— 

0,22 

0,84 

— 

0,05 

0,03 

insgesamt . . . 

100,0 

4,33 

20,30 

9,25 

38,84 

12,55 

2,35 

2,80 

4,37 

4,19 

0,52 
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Zahlentafel 2 


Unfallschwerpunkte nach Gegenständen und Tätigkeiten im Jahre 1971 







Täügkeitsgnippen 





Gegenstandsgnippen 

insgesamt 

Mit dem Unfall nicht 
zusammenh&ngende Tätigkeit, 

zufällige Anwesenheit 

Allgemeine Tätigkeiten 

Verkehrs- und 

Transporttätigkeiten 

Tätigkeiten von Hand und 

mit einfachen Geräten 

Erd- und Gewinnungsarbeiten 

von Hand und 

mit einfachen Geräten 

Reinigen. Warten. 

Instandhalten. Pflegen 

Anwenden und Benützen 

von Maschinen. Förder- 

einrichtungen. Apparaten und 
ähnlichen Einrichtungen 

Besondere Tätigkeiten. 

Umgang mit gefährlichen 

stoffen 

Land- und forstwirtschaftliche 

Tätigkeiten von Hand und mit 

einfachen Geräten. Umgang 

mit Tieren. Pflanzenpflege 

Soziale Tätigkeiten 

Gelände, Rohstoffe (Gewin- 
nung und Lagerung) 

4,5 

0,14 

0,45 

2,79 

Verletzte 

0,40 0,05 0,08 

0,05 

0.01 

0,53 

0,01 

Energieumsetzer, Energiespei- 
cher und -Übertrager, Druck- 
behälter 

0,7 

0,01 

0,04 

0,10 

0,22 

0,01 

0,06 

0,22 

0,03 

0,01 

0,01 

Arbeitsmaschinen und Einrich- 
tungen 

13,9 

0,18 

0,81 

0,42 

1,05 

0,01 

0,57 

10,26 

0,28 

0,22 

0,04 

Fördereinrichtungen 

3,6 

0,01 

0,30 

1,75 

0,61 

0,01 

0,14 

0,63 

0,01 

0,04 

— 

Lasten- und Beförderungs- 
mittel 

15,4 

0,51 

0,69 


1,32 

0,02 

0,26 

0,25 

0,02 

0,10 

0,02 

Bauten, Rüstzeug 

(auch an Bord) 

14,4 

0,32 

2,40 

7,22 

2,95 

0,07 

0,76 

0,27 

0,03 

0,33 

0,04 

Handwerkszeug, Stapel, Späne, 
Splitter und sonstiges 

41,6 

1,04 

4,87 

10,23 

P?6l 

0,12 

1,71 

2,53 

0,17 

2,04 

0,12 

Gesundheitsschädliche Einwir- 
kungen 

5,7 

0,08 

0,51 

0,72 

2,14 

0,01 

0,42 

0,52 

1,22 

0,07 

0,02 

Brennbare und explosible 

Stoffe 

0,2 

0,03 

0,02 

0,01 

0,03 

0,00 

0,01 

0,03 

0,06 

0,01 

0,00 

insgesamt . . . 

100,0 

2.3 

10,1 

35,5 

27,5 

0,3 

4,0 

14,7 

1.8 

3.4 

0.2 

Gelände, Rohstoffe (Gewin- 
nung und Lagerung) 

5,2 

0,76 

0,55 

1,96 

Getötete 

0,35 0,42 0,10 


0,05 

0,95 

0,05 

Energieumsetzer, Energiespei- 
cher und -Übertrager, Druck- 
behälter 

9,8 

0,09 

1,12 

0,90 

3,81 

0,82 

0,60 

1,42 

0,40 

0,45 

0,12 

Arbeitsmaschinen und Einrich- 
tungen 

4,5 

0,23 

0,45 

0,40 

0,67 

___ 

0,50 

1,79 

0,10 

0,32 

0,03 

Fördereinrichtungen 

5.7 

0,15 

0,37 

2,70 

0,81 

0,05 

0,32 

1,09 

0,05 

0,15 

— 

Lasten- und Beförderungs- 
mittel 

43,6 

2,70 

1,44 


1,70 

0,22 

0,26 

0,39 

0,13 

0,74 

0,04 

Bauten, Rüstzeug 

(auch an Bord) 

16,1 

0,61 

1,06 

5,86 

I 6,10 1 

0,35 

0,60 

0,52 

0,03 

0,97 


Handwerkszeug, Stapel, Späne, 
Splitter und sonstiges 

9,5 

0,97 

1,37 

2,80 

2,11 

2,09 

0,22 

0,25 

0,01 

1,59 

0,01 

Gesundheitsschädliche Einwir- 
kungen 

3,8 

0,27 

0,91 

0,54 

0,54 

_ 

0,20 

0,25 

0,54 

0,49 

0,05 

Brennbare und explosible 

Stoffe 

1.8 

0,35 

0,30 

0,17 

0,17 

— 

— 

0,15 

0,59 

0,05 

0,03 

insgesamt . . . 

100,0 

6,03 

7,63 

51,34 

16,26 

1,95 

2,80 

5,86 

1,90 

5,71 

0,33 
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und mit einfachen Geräten“ ausgeübt werden. Es 
folgen Unfälle bei ^Verkehrs- und Transporttätig- 
keiten" im Zusammenhang mit «Lasten- und Beför- 
derungsmitteln“ (Kennziffer 12,21). In diese Rubrik 
fallen auch die meisten tödlichen Unfälle (Kennziffer 
36,01). 

Aufgrund der Kennziffern Ist es möglich, mit geziel- 
ten Untersuchungen anzusetzen. Dadurch können die 
einzelnen Faktoren, die zum Unfall führen, aufge- 
hellt werden, und es können zwedkmäßige Unfall- 
verhülungsmaßnahinen entwickelt werden. 

2.6 Vergleich der Unfallstatistiken bestimmter Ge- 
werbezweige In den Landern der Europäischen 
Gemeinschaften 

Bereits ira Unfallverhütungsbericht 1968/69 (Druck- 
sache Vl/1970, S. 35) wurde auf die Schwierigkeit hin- 
gewiesen, die Unfallstatistiken verschiedener Län- 
der miteinander zu vergleichen. Das ist durch die , 
voneinander abweichenden Definitionen, z. B. im 
Falle des tödlichen Unfalls, sowie durch die unter- 
schiedlichen Erfassungsmetboden und Bezugsgrößen i 
bedingt. 

Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten veröffentlicht seit 1960 in seiner Sozialstatistik 
die Entwicklung der Arbeitsunfälle in der Eisen- und 
Stahlindustrie der Länder Belgien, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und 
Niederlande. Die Statistik hat das Ziel, tatsächlich 
vergleichbare Angaben auszuweisen und für die Un- 
fallverhütung zweckdienliche Aussagen zu treffen. 
Die Statistik stützt sich wegen der unterschiedlichen 
nationalen Statistiken auf eine neue gemeinsame 
Grundlage. Die Erhebung der Unfallzahlen erfolgt 
nach einheitlichen Maßstäben bei den Hüttenbetrie- 
ben der Eisen- und Stahlindustrie. Die der Erhebung 
zugrunde gelegten Definitionen basieren auf den 
Empfehlungen des Internationalen Arbeitsamtes und 
der Internationalen Konferenz der Arbeitsstatistiker. 
Die neue Statistik bezieht sich auf klar spezifizierte 
Betriebsbereiche und erfaßt zusätzlich die Betriebs- 
größen. Zur besseren Vergleichbarkeit und Aussage- 
fähigkeit der Statistik werden die Arbeitsunfälle 
auf 1 Million geleistete Arbeitsstunden (Unfallhäu- 
figkeit) bezogen,* die Unfallschwere wireJ durch drei 
verschiedene Verfahren dargeslellt. Es werden alle 
Arbeitsunfälle erfaßt, die zu einer Arbeitsunterbre- 
chung von mindestens einem vollen Kalendertag 
über den Unfalltag hinaus geführt haben. 

In der Sozialstatistik 5/6 — 1971 (S. 12 ff.) des Sta- 
tistischen Amtes sind die Ergebnisse der Erhebun- 
gen in den Jahren 1960 bis 1970 graphisch darge- 
stellt und beschrieben. Es heißt hier u. a.: 

•Zusammenf assend kann festgeslellt werden, daß in 
dem erwähnten Zeitraum 903 619 Arbeiter der Gemein- 
schaft einen Betriebsunfall erlitten und außerdem 1651 
Arbeiter dabei ums Leben kamen. , . . Wenn auch die ün 
Jahre 1970 ermittelten Betriebsunfälle mit nadifolgen- 
der Arbeitsunterbrechung mit 76 802 gegenüber 102 686 
im Jahre 1960 eine Verringerung um 25 v. H. darstellen, 
so nahm der Häufigkeilsgrad der erwähnten Unfälle nur 
um 6 V. H. ab. nämlich von 98 im Jahre 1960 auf 92 im 
Jahre 1970. Dies bedeutet also, daß trotz eines spür- 


baren Rückgangs der Unfälle die Risikointensität sich 
doch in etwa der gleichen Höhe gehalten hat wie bei 
der ersten Erhebung.“ 

Aus der graphischen Darstellung der Unfallhäufig- 
keilen im Bericht des Statistischen Amtes der Euro- 
päischen Gemeinschaften lassen sich als Schlüsse 
herleiten 

a) Die Eisen- und Stahlindustrie der Bundesrepublik 
Deutschland liegt 1970 mit der Unfallhäufigkeit 
hinter Italien (117 Unfälle je 1 Million Arbeits- 
stunden) an zweiter Stelle (105). Sie liegt damit 
über dem Durchschnittswert der sechs Länder der 
Europäischen Gemeinschaften (92). Die niedrigste 
Unfallhaufigkeil verzeichnen 1970 die Nieder- 
lande mit 42 Unfällen je l Million Arbeitsstun- 
den. 

b) Im Durchschnittswert für die elf Berichtsjahre von 
1960 bis 1970 liegen die Bundesrepublik E>eutsch- 
land und Luxemburg mit 100 Arbeitsanfällen je 
1 Million Arbeitsstunden gemeinsam an zweiter 
Stelle hinter Italien (102). Für die übrigen Länder 
wurden als Durchschnittswerte der Unfallhäufig- 
keit für die elf Jahre ermittelt: 

Belgien 89 Arbeitsuniälle je 1 Million Arbeits- 
stunden 

Frankreich 61 Arbeitsanfälle je 1 Million Arbeits- 
stunden 

Niederlande 47 Arbeitsanfälle je 1 Million Ar- 
beitsstunden. 

In der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich 
und Italien hat die Unfallhäufigkeit in den letzten 
Jahren zugenommen. Lediglich in den Niederlan- 
den ist ein bemerkenswerter Rückgang von 70 
Arbeitsunfällen je 1 Million Arbeitsstunden im 
Jahre 1970 zu verzeichnen ( — 40 v, H.). 

Mit Ausnahme der Bundesrepublik Deutschland und 
Italien liegt 1970 die Unfallhäufigkeit der übrigen 
vier Länder der Europäischen Gemeinschaften unter 
den entsprechenden Werten des Jahres 1961. Es 
ergeben sich als Vergleichszahlen: 


Arbeitsanfälle 

Je 1 000 000 geleistete Arbeitsstunden 



1970 

1961 

Ver- 

änderung 

V. H. 

Belgien 

93 

122 

- 23,8 

Bundesrepublik 
Deutschland 

105 

102 

4- 2,9 

Frankreich 

64 

73 

- 12,3 

Italien 

117 

112 

+ 4,5 

Luxemburg 

102 

117 

- 12,8 

Niederlande 

42 

63 

- 33,3 
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Die Häufigkeit der tödlichen Arbeitsunfälle in der 
Eisen- und Stahlindustrie der sedis Länder der 
Europäischen Gemeinschaften beträgt 1970 0,16 

Todesfälle je l Million geleistete Arbeitsstunden. 
Für die Eisen- und Stahlindustrie Belgiens wurde 
für 1970 der gleiche Wert ermittelt. Italien und 
Frankreich liegen mit 0,17 ungünstiger, während 
die Bundesrepublik (0,15), Luxemburg (0,14) und die 
Niederlande (0,12) bei den tödlichen Arbeitsunfällen 
niedrigere Häufigkeiten aufweisen als dem Durch- 
schnittswert entspricht. 

Die Häufigkeit der tödlichen Unfälle liegt bei der 
Bundesrepublik Deutschland, Italien und den Nie- 
derlanden 1970 über dem Wert des Jahres 1961. Bei 
den übrigen drei Ländern ist die Häufigkeit der 
tödlichen Unfälle zwischen 1961 und 1970 zurück- 
gegangen. 


Der Schweregrad der Arbeilsunfälle in der Eisen- 
und Stahlindustrie wird in der Sozialstatistik des 
Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaf- 
ten wegen der in den einzelnen Ländern stark von- 
einander abweichenden Erfassungsraethoden auf 
dreifache Weise dargestellt: 

1. Die Zahl der durch Arbeitsunfälle ausgefallenen 
Arbeitsstunden wird auf 1000 geleistete Arbeits- 
stunden bezogen. 

2. Die Zahl der durch Arbeitsunfälle ausgefallenen 
Kalendertage je Arbeitnehmer wird festgcstellt. 

3. Die Zahl der ausgefallenen Kalendertage je Un- 
fall wird ermittelt. 


Die durchschnittliche Unfallschwere der Jahre I960 
bis 1971 bei den Arbeitsunfällen der deutschen 
Eisen- und Stahlindustrie liegt nach allen drei 
Darstellungsverfahren ungünstiger als der Durch- 
schnittswert für die sechs Länder der Gemeinschaft. 
Der Vergleich der Bundesrepublik Deutschland mit 
dem Land mit der jeweils geringsten Unfallschwere 
zeigt: 


l. Bundesrepublik 9,85 ausgefallene Arbeitsstun- 
Deutschland: den je 1 Million geleistete 

Arbeitsstunden 

Niederlande: 5,06 ausgefallene Arbeitsstun- 

den je l Million geleistete 
Arbeitsstunden 


2. Bundesrepublik 

3,5 

ausgefallene 

Kalender- 

Deutschland: 


tage je Arbeitnehmer 

Niederlande: 

1.9 

ausgefallene 

Kalender- 



tage je Arbeitnehmer 

3. Bundesrepublik 

18,1 

ausgefallene 

Kalender- 

Deutschland: 


tage je Unfall 


Belgien: 

14,2 

ausgefallene 
tage je Unfall 

Kalender- 


Es muß allerdings darauf hingewiesen werden, daß 
es sich hier um Statistiken handelt, die ausschließ- 
lich auf Angaben der Unternehmen beruhen. Es be- 


steht somit die Möglichkeit, daß die Unternehmen 
in den einzelnen Landern bestimmte Unfalltatbe- 
stände unterschiedlich bewerten und auch die Ver- 
fahren bei der Ermitllung der Bezugsgrößen vonein- 
ander abweichen. Das konnte sich beim Vergleich 
der nationalen Statistiken und der Schlüsse, die dar- 
aus gezogen werden, zuungunsten der Unfallsitua- 
tion der Eisen- imd Stahlindustrie des einen oder 
anderen Landes auswirken. 

In der Vergangenheit hat das Statistische Amt der 
Europäischen Gemeinschaften in der Papierindustrie 
(zweites Halbjahr 1966) und in der Glas- und Gum- 
miindustrie (1967) in den Ländern der Gemein- 
schaft Erhebungen nadi einheitlichen Gesichtspunk- 
ten vorgenommen (s. Sozialstatistik 7 — 1969). Die 
beiden Erhebungen haben nach Ansicht des Statisti- 
schen Amtes gezeigt, daß „noch bei weitem nidit 
alle Voraussetzungen vorhanden sind, um die Hoff- 
nung auf eine baldige harmonisierte Arbeitsunfall- 
statistik zu rechtfertigen“. 

Wie die Statistik in der Eisen- und Stahlindustrie 
in den Ländern der Europäischen Gemeinschaften 
jedoch beweist, ist es möglich, zu einheitlichen Er- 
hebungsmaßstäben und damit zu einer annähernd 
vergleichbaren Unfallstatistik zu gelangen. 


3 Wegeunfälle 

Als Wegeunfälle werden Unfälle auf dem Wege 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte bezeichnet 
und von den Unfallversicherungsträgern erfaßt, 
wenn die dabei verletzte Person mehr als drei Tage 
arbeitsunfähig ist. Die Wegeunfälle können durch 
Verkehrsmittel verursacht werden (Verkehrsun- 
fälle *). 

Wegeunfälle können sich aber auch unbeeinflußt 
von Verkehrsmitteln ereignen (z. B. durch Stürze, 
Ausrutschen, Stolpern). Die Wegeunfälle, die durch 
Verkehrsmittel verursacht werden, überwiegen. Im 
Bereich der chemischen Industrie waren 1971 z. B. 
fast 84 V. H. aller Unfälle auf dem Wege nach und 
von der Arbeitsstätte Verkehrsunfälle, 

Verkehrsunfälle können sich auch auf betrieblichen 
oder dienstlichen Wegen ereignen. Diese Unfälle 
sind keine Wegeunfälle im Sinne der Unfallstatistik, 
sondern Arbeitsunfälle. Sie sind deshalb auch in der 
Statistik der Arbeitsunfälle ausgewiesen. 


In der Regel handelt es sich um Straßenverkehrsun- 
fälle. Slraßenverkehrsunfälle sind Unfälle, bei denen 
infolge des Fährverkehrs auf öffentlichen Wegen und 
Plätzen Personen getötet und verletzt oder Sachschä- 
den verursacht worden sind. Nach dem Gesetz zur 
Durchführung einer Slraßenverkehrsunfallslatistik 
wird hierüber eine Bundesstatistik geführt. Es wird 
zwischen Straßenverkehrsunfällen mit Personenschä- 
den und Straßenverkehrsunfällen mit Sachschäden 
unterschieden. Für die Statistik der Wegeunfälle spie- 
len Sachschaden keine Rolle, es kommt allein darauf 
an, ob eine Person verletzt oder getötet worden ist. 
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3.1 Angezeigt« Wegeunfaile 

Bei den Trägem der geseüElidien Unfallversidrerung 
wurden 


im Jahre 1971 

221 592 angeteigie WegeunfäUe 


statistisch erfaßt (s. Schaubild 26 und öbersiditen 
i lind 6]. 

Gegenüber dem Stand des Jahres 1970 (255 480 an- 
gezeigteWegeuxifälle) beträgt derRüdtgang auf 1971 
13,3 V. H. Bei dem hohen Anteil der Verlcehrsuii' 
fälle an den Wegeunfällen liegt der Vergleich mit 
der Entwicklung der VerkehrsunfäÜe mit Persorren- 
sdiaden nahe. Diese haben von 1970 auf 1971 zwar 
ebenfalls um 2^3 v. H, abgenomroen, (s. Unfallver- 
hütungsberichi — SlraOenverkehr 1971 — Drudc- 
sache V1/37I8, S, 10), jedoch erreicht die Abnahme 
bei weitem nidit das Ausmaß wie bei den Wegeun- 
fällen. 


I Auf die drei Gruppen der Unfallversicherungsträger 
verteilen sich die 1971 angezeigten Wegeunfälle: 



angezeigle 

Wege- 

unfälle 

Ver^ 

ändeiung 
von 1970 
auf 1971 

V. H. 

Gewerbliche 

Berufsgenossensdiaft 

LandwirtsdiaftUche 

Berufsgenossenschaft 

Eigeiiunfaü- 

versicherungsträger . , - 

188 565 - 12,6 

2 374 “ 7,7 

30 653 - /7,7 


Die auffallend niedrige Zahl der Wegeunfälle im 
Bereldi der landwhlsdiaftlichen ßerufsgenassen- 
sdiaften ist darauf zurüdczufüheo, daß die Wege- 
unfälle in der Land- und Forstwirtschaft durch die 


Schaubild 28 


Angezeigte Wegeunfälle und Häufigkeit der angezeigten Wegeunfäile 
je 1000 Versicherte seit 1949 



221692 


Wtgflunfall«' 

i« 10D0 
VBf^hena 
-8 


T349 1351 1353 

1350 1952 1354 


1957 1959 1361 1363 1965 

1956 1358 T96Ü 1962 1964 1966 


— 

1967 1969 1971 

1968 1970 
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auch heule noch häufige enge Verbindung von 
Wohn- und Arbeitsstätte in den landwirtsiaflll- 
chen Unternehmen nur geringe Bedeutung haben. 
Nur im Gartenbau und in der Landschaftspflege ist 
die räumliche Einheit von Wohnung und Arbeits- 
stätte gewöhnlich nicht gegeben. Das gilt auch für 
die Forstwirtschaft, die von der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung mit erfaßt wird, Die Gartenbau- 
Berufsgenossenschaft ist mit zwei Dritteln aller an- 
gezeigten Wegeunfälle an der Gesamtzahl von 
2374 beteiligt. Der Rest der angezeigten Wegeun- 
fälle verteilt sich auf die übrigen 18 landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften. 

Bereits im Unfallverhütungsberlchl 1968/69 pruck- 
sache VI/' 1970, S. 23J wurde darauf hingewiesen, daß 
bei der Ermittlung der Unfallhäufigkeit die Wege- 
unfälle auf die Versicherten und nicht auf die Voll- 
arbciter bezogen werden sollten. 

Jeder Weg nach und von der Arbeitsstätte stellt ein 
Unfallrisiko dar. das zu berücksichtigen ist. Wäh- 
rend bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften 
die Zahl der Versicherten und der Vollarbeiter 
nahezu identisch ist, bestehen bei den landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften und im Bereich 
der Eigenunfallversicherung zwischen den beiden 
Zahlen zum Teil erhebliche Differenzen. Besonders 
im Bereich der Eigenunfallversicherung fallen ver- 
sicherte Tätigkeiten von häufig nur kurzer Dauer an 
(z. B. Blutspenden, ehrenamtliche Tätigkeit, Hilfe- 
leistungen, Ausbildungsveranstaltungen). Das Un- 
fallrisiko auf dem Weg zu einer solchen zeitlich be- 
grenzten Tätigkeit ist aber das gleiche wie beim 
Weg zur normalen adilstündigen Arbeit. 

Für einen Vergleich der drei Versicherungsgruppen 
untereinander eignet sich demnach besser die Zahl 
der Versicherten als Bezugsgröße. Dabei wird auch 
der Tatsache Rechnung getragen, daß eine Person 
täglich mehrere versicherte Tätigkeiten auszuüben 
vermag und auf dem Weg zu oder von einer solchen 
Tätigkeit einen Unfall erleiden kann. Für alle Ver- 
sicherungsbereiche mit vielen versicherten Tätigkei- 
ten würde sich eine ungünstige Unfallhäufigkeit er- 
geben, wenn die Wegeunfälle auf die Vollarbeiter | 
und nicht die zura Teil wesentlich größere Zahl der 
Versicherten bezogen würden. ^ 

Die Gesamtzahl der Versicherten erreichte 1961 mit ’ 
über 33 Millionen ihren Höchststand und hat sich bis 
1971 auf 30,8 verringert. Das ist zum großen Teil 
darauf zurückzuführen, daß die über 2 Millionen Be- 
rufschüJer, die bei den Eigenunfallversicherungs- 
trägern versichert sind, seil 1, April 1971 unter das 
Gesetz über Unfallversicherung für Schüler und 
Studenten sowie Kinder in Kindergärten fallen und 
nicht mehr mit den übrigen Versicherten, sondern 
besonders ausgewiesen werden. 

Die Häufigkeit der angezeigten Wegeunfälle je 
1000 Versicherte hat nach einem gleichmäßigen An- 
stieg von 1949 bis 1963 (8,65) wieder abgenommen. 
Sie erreichte einen Tiefpunkt 1967 (6,60), nahm dann 
wieder bis 1970 zu (7,85) und liegt 1971 bei 7,20 
Wegeunfällen je 1000 Versicherte. Der Rückgang 
gegenüber 1970 beträgt 8,3 v, H. (s. Schaubild 28). 


Die Häufigkeit der Wegeunfälle ist im Tabellenan- 
hang (s. Übersichten 7 und 33 Spalte 31) auf 1000 
Vollarbeiter bezogen, um die Beziehung zu den frü- 
heren Unfallverhütungsberichten herzustellen und 
einen Vergleich mit den Vorjahren zu ermöglichen- 
Aus dem gleichen Grund sind bei der Gesamtdar- 
stellung der Häufigkeit der Unfälle (Arbeits- und 
Wegeunfälle) und Berufskrankheiten die Vollarbei- 
ter als Bezugsgröße gewählt worden (s. Schaubild 3). 
In diesem Fall erscheint das auch insofern möglich, 
als die Wegeunfälle nur 8,5 v. H. aller Unfälle und 
Berufskrankheiten ausmadien und damit den Kur- 
venverlauf nur unwesentlich bestimmen. 


3.2 Erstmals entschädigte Wegeunfälle 

Die Zahl der erstmals entschädigten Wegeunfällen 
ist 1971 um 8,7 v. H. gegenüber dem Vorjahr ge- 
fallen. Bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften, 
den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
und den Eigenunfallversicherungslrägem worden 

Im Jahre 1971 

16 056 Wegeunfälle erstmals enUdiädlgl. 

Im Berichtsjahr liegt die Zahl der erstmals ent- 
schädigten Wegeunfälle wieder erheblich unter den 
Werten der Jahre 1955 bis 1966 und 1970 (s. Schau- 
bild 29 und Übersichten 2 und 19). 

Der Anteil der erstmals entschädigten Wegeunfälle 
an den angezeigten Wegeunfällen beträgt 7,3 v. H., 
während bei den Arbeitsunfällen der Anteil der 
erstmals entschädigten an den angezeiglen Unfäl- 
len nur 3,3 v. H. beträgt. Die unterschiedlichen An- 
teile der erstmals entschädigten an den gemelde- 
ten Unfällen zeigen, daß Wegeunfälle häufiger als 
Arbeitsunfälle schwerwiegende Folgen haben, die 
zur Leistung einer Entschädigung führen. Der Grund 
für dieses ungünstige Verhältnis bei den Wegeun- 
fällen ist darin zu suchen, daß die meisten erstmals 
entschädigten Wegeunfälle Verkehrsunfälle sind. 
Im Bereich der chemischen Industrie betrug z. B. 
1971 der Anteil der Verkehrsunfälle an den erst- 
mals entschädigten Wegeunfällen 89,8 v. H. 

Die erstmals entschädigten Wegeunfälle verteilen 
sich auf die drei Gruppen der Unfallversicherungs- 
träger: 



erstmals 

enlsdiä- 

digle 

Wege- 

unfälle 

Ver- 
änderung 
von 1970 
auf 1971 

V. H. 

Gewerbliche 



Berufsgenossenschaften 

13 584 

- 8ß 

Landwirtschaftliche 



Berufsgenossenschaften 

252 

-Wß 

Eigenunfall- 



versicherungsträger . . . 

2 220 

-12,2 
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Schaubild 29 


Erstmals entschädigte Wegeuntälte mit Anteil der tödlidien Wegeunfälle 

seit 1949 


Tödliche 

Wegeunfäfle 





1971 


Audi bei den erstmals entschädiglen Wegeunfällen 
fällt die geringe Zahl bei den landwirtschaftlidien 
Berufsgenossenschaften auf. Es gilt hier, was bereits 
im Zusammenhang mit den angezeigten Wegeunfäl- 
len festgestetit wurde (s. S. 41). Von den erstmals 
entschädigten Wegeunfällen in der Landwirtschaft 
entfällt fast die Hälfte auf die Gartenbau-Berufs- 
genossensdiaft. 

3.3 Tddlkhe WegeunfMtfe 

Von den erstmals entschädigten Wege Unfällen 
waren 


Im Jahre 1971 

1 379 tödliche Wegeunfälle- 


(s. Übersicht 3J 


Das bedeutet gegenüber dem Vorjahr eine Zunahme 
von 1.5 V, H. Die tödlichen Wegeunfäne sind seit 
19GS stetig gestiegen und haben 197 1 den dritthöch- 
sten Stand seit 1949 erreicht. Nur t96t (1891) und 
L966 (1923) wurden mehr tödliche Wegeunfälle erst- 
mals entschädigt (s. Sthaubild 29), 

Die Entwicklung der tödlichen Wegeunfälle wird 
von den Verkehrsunfällen bestimmt. Als Beispiel sei 
wiederum der Bereich der chemisdien Industrie ge- 
nannt. Von den 75 tödlichen Wegeunfällen des Jah- 
res 1971 waren 72 V^crkehrsunfällei das entspridit 
einem Anteil von 96 v. H. Audi in der Landwirt- 
schaft wurden die meisten tödUdien Wegeunfälle 
durch Verkehrsmittel venusadit. 

Die Häufigkeit der tödlichen W’'egeunfdlle je 1 Mil- 
lion Versicherte war seit t949 starken Schwankun- 
gen unterworfen (s. Sdiaubild 30). Seil 1968 ist ein 
ständiger Anstieg von 52,4 auf 61,0 tödliche Unfälle 
je l Million Versicherte zu verzeichnen. Das Jahr 
1971 stellt den Höchstwert seil 1949 dar. 
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Schaubild 30 

HäufigKett der tödlichen WegeunfSlle je 1 000000 
Versicherte seit 1949 

Tödlicht 
Woveuntditf 
je 1 Mio 
Versicharts 


61.0 



* n — I — I — \ — 1 — I — I — r — I — I — rn — ^ — I — I — I — i — I — — I — 

1949 I9S3 1957 1961 1965 1969 1971 


Die tödlichen Wegeunfälle verteilen sich auf die 
drei Gruppen der Unfallversicherungsträger: 



tödliche 

Wege- 

unfälle 

Ver- 
änderung 
von 1970 
auf 1971 

V. H. 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

Eigenunfall- 
versicherungsträger . . . 

1 671 + 3,9 

40 - 4,8 

168 - 16,8 


Die Zunahme der Zahl der tödlichen Wegeunfälle 
ist auf die Entwidclung in der gewerblichen Wirt- 
sdiafl zurückzuführen. Hier ereigneten sich 1971 
63 Unfälle mehr als 1970. 

Im Bereich der Eigenunfallversicherung ist ein Rück- 
gang der Zahl der tödlichen Unfälle zu verzeichnen, 
der sich jedoch wegen der im Verhältnis zur gewerb- 
lichen Wirtschaft geringen Unfallzahl nicht positiv 
auf die Gesamtentwicklung auswirken konnte. 


4 Berufskrankheiten 

Als Berufskrankheiten gellen die 47 Krankheiten, 
die die Bundesregierung auf Grund von § 551 Abs. 1 
der Reichsversicherungsordnung in der Anlage l der 
Siebenten Berufskrankheiten-Verordnung vom 
20. Juni 1968 bezeichnet hat und die eine versicherte 
Person durch ihre berufliche Tätigkeit erleidet. 


4.1 Angezeigte Berufskrankheiten 

Es wurden 


im Jahre 1971 

27 200 Berufskrankheiten angezeigt 


(s. Übersichten l, 6 und 14) 

Das bedeutet eine Zunahme der Anzeigen von 
4.8 V. H. gegenüber dem Vorjahr und den höchsten 
Anzeigenstand seit 1965 (27 427 Berufskrankheiten). 
Auf die drei Gruppen der Unfallversicherungsträger 
entfallen 1971 : 



angezeigte 

Berufs- 

krank- 

heiten 

Ver- 
änderung 
von 1970 
auf 1971 

V. H. 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

Eigenunfall- 
versicherungsträger . . • 

24 221 +6,0 

518 - 1,1 

2 461 - 4,8 


Die höhere Zahl der Anzeigen wird von der Ent- 
wicklung in der gewerblichen Wirtschaft bestimmt. 
Hier sind es sieben gewerbliche Berufsgenossen- 
schaften, in deren Bereich fast 60 v. H. aller Berufs- 
krankheiten des Jahres 1971 angezeigt wurden; 


Bergbau-Berufsgenossenschaft 

7331 Anzeigen 

Berufsgenossenschaft für 
Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege 

2949 Anzeigen 

Masciiinenbau- und KleineLsen- 
industrie-Berufsgenossenschaft 

1823 Anzeigen 

Berufsgenossenschafl der 
Feinmechanik und Elektrotechnik 

1478 Anzeigen 

Berufsgenossenschaft Nahrungs- 
mittel und Gaststätten 

1127 Anzeigen 

Berufsgenossenschaft der 
chemischen Industrie 

1122 Anzeigen 

Textil- und Bekleidungs- 
Berufsgenossenschaft 

907 Anzeigen 
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Mit Ausnahme der Textil- und Bekleidungs-Berufs- 
genossenschafl, die in dieser Aufstellung im Jahre 
1971 an die Stelle der Süddeutsdien Eisen- und Stahl- 
Berufsgenossensdiafl getreten ist. handelt es sich um 
die gleichen Berufsgenossenschaften, die in den Jah- 
ren 1968/69 noch 90 v, H aller Anzeigen von Berufs- 
krankheiten auf sich vereinigten, d. h. im Jahre 1971 
ist die Streuung der Anzeigen auf die 36 gewerb- 
lichen Berufsgenossenscfaaften größer geworden. 


4.2 Erstmals entschädigte Berufskrankheiten 

Von den Trägem der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung wurden 


im Jahre 1971 



5 374 Berufskrankheiten erstmals entschädigt. 

(s. Übersichten 2, 8, 9 und 14) 



Das sind 201 entschädigte 
(+ 3,9 V. H.). 

Falle mehr als 1970 

Die erstmals entschädigten Berufskrankheiten ver- 
teilen sich auf die drei Gruppen der IJnfallversiche- 
rungsträger: 

I 

1 

erstmals 

entschä- 

digte 

Berufs- 

krank- 

heiten 

Ver- 
änderung 
von 1970 
auf 1971 
v.H. 

Gewerbliche 
Berufsgenossenschaf len 

4 737 


Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

113 

+ 3/, 4 

Eigenunfall- 
versicherungsträger . . . 

524 

- 11,6 


Die hohe prozentuale Zunahme bei den landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften ist durch die all- 
gemein relativ kleinen Fallzahlen bedingt. Hier 
wirkt sich die Zunahme der erstmals entschädigten 
Berufskrankheiten um 27 Falle von 1970 auf 1971 
prozentual besonders stark aus. 

Bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften hatte 
1971 — wie bereits in den Vorjahren — die Berg- 
bau-Berufsgenossenschaft mit 2373 Berufskrank- 
heiten die meisten Falle erstmals zu entschädigen. 
Mit großem Abstand folgt an zweiter Stelle die Be- 
rufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohl- 
fahrtspflege, die 647 Berufskrankheiten im Jahre 
1971 erstmals entschädigte. 


I 4.3 Berufskrankheiten mit tödlichem Ausgang 

Unter den erstmals entschädigten Berufskrankheiten 
waren 


im Jahre 1971 


, 

219 Berufskrankheiten mit tödlichem Ausgang. 

(s. Übersichten 3 und 15). 



Der Anstieg gegenüber 1970 beträgt 51 Fälle, das 
sind 30,4 V. H, Die Zunahme wird, wie schon bei den 
angezeigten Fällen, von der Entwicklung bei den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften bestimmt. Auf 
die drei Gnippen der Unfallversicherungsträger ent- 
fielen 1971; 

, 

1 

Berufs- 

krank- 

heiten 

mit 

tödlichem 

Ausgang 

Ver- 
änderung 
von 1970 
auf 1971 
v.H. 

1 

1 Gewerbliche 

1 Berufsgenossenschaften 

191 

4- 29,9 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenscha rien 

18 

-f 12,5 

Eigen unfall- 
versicherungsträger . . . 

10 

4-100 


Die meisten Berufskrankheiten mit tödlichem Aus- 
gang (120) hatte die Bergbau-Berufsgenossenschaft 
zu entschädigen. Auf die Entwicklung bei dieser Be- 
nifsgenossenschafl ist die Zunahme der Berufs- 
krankheiten mit tödlichem Ausgang im gewerb- 
lichen Bereich zuruckzuführen; denn im Berichts- 
jahr mußte allein die Bergbau-Berufsgenossenschaft 
25 Berufskrankheiten mit tödlichem Ausgang mehr 
als 1970 erstmals entschädigen. Es handelt sich hier- 
bei in der Mehrzahl der Fälle um Silikoseerkran- 
kungen, die bereits vor Jahrzehnten entstanden 
sind und erst beim Tod des Betroffenen festgestelll 
und im Berichtsjahr erstmals entschädigt wurden. 
Die verspätete Feststellung einer Silikose ohne vor- 
herige Entschädigung ist darauf zurückrufühien, daß 
die Verstorbenen zumeist in jungen Jahren aus dem 
Bergbau ausgeschieden sind und den Beruf gewech- 
selt haben; die beim Ausscheiden noch nicht erkenn- 
bare Silikose kam damit häufig aus der Kontrolle 
der Bergbau-Berufsgenossenschaft. 

Bei Versicherten, die kontinuierlich im Bergbau be- 
schäftigt sind und regelmäßig ärztlich überwacht 
werden, ist eine Silikose mit tödlichem Ausgang, 
ohne daß sie vorher erkannt und bereits eine Reihe 
von .fahren entschädigt worden ist, kaum möglich. 
Wie unterschiedlich die Belastung der gewerblichen 
Berufsgenossenschaf len durch Berufskrankheiten 
mit tödlichem Ausgang ist, zeigt die hinter der Berg- 
bau-Beruf sgenossenschaft liegende Berufsgenossen- 
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Schaft der Feinmechanik und Elektrotechnik; sie 
hatte 1971 nur 14 Berufskrankheiten mit tödlichem 
Ausgang zu verzeichnen. 

Die hohe Steigerungsrate bei den Eigenunfallver- 
sichenmgsträgem ist darauf zurüchzuführen, daß 
1971 5 Berufskrankheiten mit tödlichem Ausgang 
mehr — und damit doppelt so viele — als im Vor- 
jahr entschädigt werden mußten. 

4.4 Verteilung und Entwicklung der angezeigten 
und erstmals entschädigten Berufskrankheiten 

Die 47 Berufskrankheiten sind in sechs Krankheits- 
gruppen (A bis F) aufgegliedert. Von der Zahl der 
Anzeigen her steht die Krankheitsgruppe F »Haut- 
erkrankungen“ mit einem Anteil von 26 v. H. aller 
Krankheiten an erster Stelle. Dahinter rangiert die 
Gruppe C »Durch gemischte (chemisch-physikali- 
sche) Einwirkungen verursachte Krankheiten“ mit 
einem Anteil von 21 v. H. Auf die Gruppen B, D und 
E entfällt ein Anteil zwischen 13 und 17 v. H. aller 
angezeigten Berufskrankheiten. Die geringste Zahl 
von Anzeigen (7 v. H.) entfällt auf die Gruppe A 
»Durch chemische Stoffe verursachte Krankheiten“ 
(s. Schaubild 31 und Übersicht 16). 


Schaubild 32 

Anteil der 6 häufigsten Berufskrankheiten mit 
Entschädigungsanteil an der Gesamtzahl der 
Berufskrankheiten kn Jahre 1971 



Nr. n LimatfnnrMrIf Ml iM LinMaufeMI 
Nr. }4 (SHwM) 

Nr. 17 InNkMwkraniiMMn. «Mim 4m VMidMn» tm CwwidMlrtltit In 4m WtMfaHm- 
94m in Mm U Nor rt ort u i iMg 94m 4m^ tim mtämt TWiMtt 4m Mtk- 
UonagafM fei I ti nll d iM Mate feaa w i te r « auagaaaut «rar 
Nr. 42 lianNfeaaadiMan nMi mhiaBafeana *ai|«irlfar ragMmMM TMgkMl unter Taga 
Nr. 43 Ertcranloingan 4m SalinanaoliaMan oter tea Salmanglafega«Mfeaa aa«rla ter Sateian* 
ater Mwakatenaltt«. «a (ur Aufgafea 4ar barwINdian Baactiintgung ater later Enuarfea- 
arfeait gaiwungan liafean 

Nr. 43 Sdwar« adar «tetertwlt räckfiMo« Hauterferankimgan. 3te air Aiilgate dar feamf- 
Hdian BaateMgwng adar tadar Erwarfeaarfea« ganrwngan liafean 


Schaubild 31 

Anteil der Krankheitsgruppen an der Gesamtzahl 
der angezeigten Berufskrankheiten im Jahre1971 


Schaubild 32 als Kreisausschnitte mit dem Entschä- 
digungsanteil (dunklerer Farbton) dargestellt. Die 
Zahl der angezeigten und erstmals entschädigten 
Fälle beträgt für jede der sechs Krankheiten: 



Auf sechs Berufskrankheiten entfallen 1971 77,5 v. H. 
aller Anzeigen und 81,3 v. H. aller erstmals ent- 
schädigten Fälle. Die sechs Krankheiten sind im 


Lid. Nr. nach der 
Berufskrankheiten- 
verordnung 

angezeigte 
' Berufs- 
krank- 
heiten 

erstmals 

entschä- 

digte 

Berufs- 

krank- 

heiten 

26 Lärmschwerhörigkeit 
und Lärmtaubheit .... 

3 163 

715 

34 Silikose 

4 964 

1 314 

37 Infektionskrankheiten 

2 908 

996 

42 Meniskusschäden .... 

1 675 

829 

43 Erkrankungen der 
Sehnenscheiden usw. 

1 525 

4 

46 Hauterkrankimgen . . 

6 852 

500 


Die äußerst geringe Zahl der Entschädigungen im 
Verhältnis zu den Anzeigen bei der Berufskrank- 
heit Nr. 43 »Erkrankungen der Sehnenscheiden oder 
des Sehnengleitgewebes sowie der Sehnen- oder 
Muskelansätze, die zur Aufgabe der beruflichen Be- 
schäftigung oder jeder Erwerbsarbeit gezwungen 
haben“ ist darauf zurückzuführen, daß es sich bei 
den angezeigten Fällen häufig nicht um das bezeich- 
nete Krankheitsbild handelt und diese Krankheit 
auch selten einen so schwerwiegenden Verlauf 
nimmt, daß eine Entschädigtingspflicht eintritt. 
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Der Rest der angezeiglen und erstmals entschädigten 
Krankheitsfälle des Jahres 1971 (22,5 bzw. 18,7 v. H.) 
verteilt sich auf die übrigen 41 Berufskrankheiten. 

Schaubild 33 zeigt im Zusammenhang, welchen An- 
teil die einzelnen Berufskrankheiten an der Ge- 
samtzahl der angezeigten und erstmals entschädig- 
ten Fälle haben. Dabei fällt auf, daß neben den ge- 
nannten fünf Berufskrankheiten Nr. 26, 34, 37, 42, 46 
bei drei weiteren Krankheiten 1971 eine relativ 
große Zahl von Krankheitsfällen zu entschädigen 
war: 


Lfd- Nr. nach der 
Berufskrankheitenverordnung 

erstmals 

entschädigte 

Berufs- 

krankheiten 

25 Erkrankungen durch Erschütte- 


rungen bei der Arbeit mit Preß- 


luftwerkzeugen usw 

279 

35 Siliko-Tuberkulose 

282 

41 Bronchialasthma 

128 


Es könnte vermutet werden, daß eine größere Zahl 
von Berufskrankheiten im Zusammenhang mit der 
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln auflritt. Das 
ist nicht der Fall. Chronische Vergiftungen durch 
Pflanzenschutzmittel, die als Berufskrankheit aner- 
kannt wurden, sind vor mehreren Jahrzehnten nur 
durch Arsenanwendung im Weinbau vorgekommen 
und als Arsenkrebs der Winzer bekannlgeworden. 
Seit dem im Jahre 1942 ausgesprochenen Anwen- 
dungsverbot für Arsen ist die Zahl dieser Krank- 
heitsfälle ständig zurückgegangen und heute ohne 
Bedeutung. 

An der Zunahme der angezeigten Berufskrankheiten 
von 1970 auf 1971 um 4.8 v. H. sowie der erstmals 
entschädigten Berufskrankheiten um 3,9 v. H, ist in 
der Hauptsache die Lärmschwerhörigkeit und Lärm- 
laubheit (Nr. 26 der Anlage 1 der ßerufskrankheiten- 
verordnung) beteiligt, die bei den Anzeigen eine 
Steigerung um l 156 (+57,6 v, H.) und bei den erst- 
mals entschädigten Fällen um 93 (15 v. H.) auf weist. 
Deutlich angestiegen sind ferner die Zahlen für 
Infektionskrankheiten (Nr. 37). Hier nahmen die 
Anzeigen von 2 728 im Vorjahr auf 2 900 im Berichts- 
jahr um 6,6 v. H., die der erstmals entschädigten 
Fällen im entsprechenden Zeitraum von 874 auf 996 
um 14 V. H. zu. 

Bei den erstmals entschädigten Fällen nahmen die 
Krankheiten mit dem höchsten Entschädigungsanteil 
von 1970 auf 1971 folgende Entwicklung: An erster 
Stelle steht weiterhin die Silikose (Nr. 34) mit 1314 
Fällen, Der Anteil der Silikose an der Gesamtzahl 
der erstmals entschädigten Fälle liegt bei 24,5 v, H. 
Es folgen die Infektionskrankheiten (Nr. 37) mit 
einem Anteil von 18,5 v. H. An dritter Stelle stehen 
die Meniskusschäden (Nr, 42) mit 829 erstmals ent- 
schädigten Fällen. Gegenüber 1970 war hier ein 
Rückgang um 4.3 v. H. zu verzeichnen. Der Anteil 
dieser Krankheit an der Gesamtzahl aller erstmals 
entschädigten Fälle betrug 1971 15,4 v. H. Diese 


Schaubild 33 


Angezeigte und erstmals entschädigte Berufs- 
Krankheiten im Jahre 1971 

(Zahlen in Klammem: erstmals entschädigte Berufskrank- 
heiten) 


BK 

Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 
; 
fl 
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drei Berufskrankheiten allein machen über 58 v. H. 
aller im Berichtsjahr erstmals entschädigten Fälle 
aus. An vierter Stelle steht die Lärmschwerhörigkeit 
(Nr. 26) mit einem Anteil von 13,4 v. H. im Jahre 
1971. Es folgen die Haulerkrankungen (Nr, 46), die 
gegenüber 1970 um 7,9 v. H. abnahmen und jetzt 
einen Anteil von 9.3 v. H. haben, sowie die Siliko- 
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Tuberkulose (Nr. 35), die gegenüber 1970 um 
24,2 V. H. zunahm und deren Anteil 5,2 v. H. an der 
Gesamtzahl aller entschädigten Berufskrankheiten 
beträgt. 


Schaubild 34 

Entwicklung der schweren Hauterkrankungen 
(Nr. 46), der Erkrankungen der Sehnenscheiden 
(Nr. 43) und der Meniskusschäden (Nr. 42) 
seit 1949 

Angezeigte und erstmals entschädigte Fälle 

(Durchlaufend© Kurven; angezelgle Berufskrankheiten; 
schraffierte Kurven: erstmals entschädigte Berufskrank- 
heiten) 

Angexeig* 
tf uml 
•rstmali 
entKh^ 

«IV« 

rutfknnk- 


hw»n 





1949 1951 1953 I9SB 1957 1959 1961 1963 1965 1967 1969 1971 


Die Ent-wicklung der angezeigten und der erstmals 
entschädigten Fälle bei den sechs Berufskrankheiten 
mit dem höchsten Anteil an der Gesamtzahl der 
27 200 Anzeigen ist in den Schaubildem 34 und 35 
dargestellt. 

Daraus ergibt sich, daB die Silikose (Nr. 34) mit fast 
30 000 angezeigten und über 10 000 erstmals entschä- 
digten Fällen zu Beginn der fünfziger Jahre seither 
eine fallende Tendenz aufweist und — bedingt durch 
den Rückgang des Bergbaus, die Intnisitäl der Staub- 
bekämpfung und die Erfolge in der Slaubforschung 
sowie bei der Silikosefrüherkennung — weiter an 
Bedeutung verlieren dürfte. Nach einer Untersu- 
chung der Bergbau-Berufsgenossenschaft mußten in 
den Jahren 1966 bis 1970 18,5 v. H. aller im Bergbau 
geleisteten erstmaligen Entschädigungen für Sili- 
koseerkrankungen geleistet werden, ln der übrigen 
gewerblichen Wirtschaft betrug dieser Anteil nur 
2,8 V. H. Im Bergbau der Bundesrepublik Deutsch- 
land fiel die Häufigkeit der Silikoseerkrankungen 
von 11,8 Fälle je 1000 Beschäftigte unter Tage Ln den 
Jahren 1948/52 auf 2,8 Fälle in den Jahren 1966/70. 
Dieser Rückgang wird hauptsächlich von den Ver- 
hältnissen im Steinkohlenbergbau geprägt. 

Ein ebenfalls fallender Trend ist in den letzten Jah- 
ren bei den Erkrankungen der Sehnenscheiden 
(Nr. 43) und den Meniskusschäden (Nr. 42) festzu- 
stellen. Die Zahl der entschädigten Fälle bei den 
Erkrankungen der Sehnenscheiden ist seit 1949 kaum 
von Bedeutung gewesen. 

Eine Berufskrankheit mit steigenden Zahlen bei den 
angezeiglen Fällen in den letzten zehn Jahren ist die 
Lärmschwerhörigkeit (Nr. 26), die seil 1959 mit zum 
Teil großen Zuwachsraten zugenommen hat, wäh- 
rend sie bis dahin von nur geringer Bedeutung war. 
Die Entwicklung bei dieser Berufskrankheit vdrd 
außer durch die Zunahme des Betriebslärms in vielen 
Bereichen der Wirtschaft vor allem durch eine stän- 
dige Verbesserung der Überwachung lärmgefährde- 
ter Personen und damit eine frühere Erkennung der 
Anzeichen einer beginnenden Erkrankung dieser 
Art verursacht. 

Die Entwicklung bei den Infektionskrankheiten 
(Nr. 37), die nach einem starken Rückgang bis 1963 
wieder zugenommen und den ira Schaubild 35 dar- 
gestellten höchsten Stand des Jahres 1949 (3243 an- 
gezeigte Fälle) im Jahre 1971 fast wieder erreicht 
haben (2908 angezeigte Fälle), ist auf die mit Erlaß 
der Siebenten Berufskrankheiten- Verordnung vor- 
genommene Erweiterung der Definition dieser Be- 
rufskrankheiten unter Wegfall der Beschränkung auf 
Bereiche des Gesundheitsdienstes und der Wohl- 
fahrtspflege zurückzuführen. 

Die Zahl der erstmals entschädigten Fälle nimmt so- 
wohl bei der Lärmschwerhörigkeit als auch bei den 
Infektionskrankheiten seit 1963 kontinuierlich zu, 
allerdings nicht mit gleichen Zuwachsraten wie bei 
den angezeigten Fällen. 

Die Zahl der angezeigten Fälle von schweren Haut- 
erkrankungen (Nr. 46) war seit 1949 zum Teil star- 
ken Schwankungen unterworfen. Es hat jetzt den 
Anschein, als wenn sich die Zahl der angezeiglen 
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Entwicklung der Silikose (Nn 34), 
der infektionskrankheiten (Nr. 37) und der 
Lärmschwerhörigkeit (Nr. 26) seit 1949 

Angezeigte und erstmals entschädigte Fälle 

(Durchlaufende Kurven: angeielgte Berufs- 
krankheilen: schraffierte Kurven: erstmals 
entschädigte Berufskrankheiten} 

arrtmalt 



Fälle bei einem Wert um 7000 einpendeU. Die Ent- 
wicklung der erstmals eatschädigten Fälle bei den 
sdiweren Hauterkronkungen läßt keine Schwankun- 
gen erkennen. Die Zahl der erstmaligen Entschädi- 
gungen des Jahres 197J bewegt sich in der Größen- 
ordnung der Vorjahres werte (500). 

Die Zahl der angezeigten Berufskrankheiten verhielt 
sjdi zu den erstmals entschädigten Berufskrankhei- 
ten I971 wie 5,1 :1 (Vorjahr 5:1). Dieses Verhält- 
nis ist seit Jahren annähernd gleich geblieben und 
erklärt sich daraus, daß sich Anzeigen entweder 
nicht auf Krankheiten im Sinne der Siebenten Be- 
rufskrankheiten- Verordnung bezogen haben bzw. 
der Verdacht auf eine Berufskrankheit nicht zu ob- 
jektivieren war oder aber die Erwerbsminderung 
nicht den Grad erreichte, von dem ab eine Entschä- 
digung vom Unfallversicherungsträger zu gewähren 
ist 

4.5 Meldungen und Entschädigungen nadi § 551 
Abs. 2 der Belchsversicherungsordnung 

Die Träger der gesetzlidien Unfallverstdierung sol- 
len im Einzelfall eine Krankheit^ auch wenn sie nicht 
in der Berufskrankheilenverordnung bezeichnet ist 
oder die dort bestimmten Voraussetzungen nicht 
vorliegen, wie eine Berufskrankheit entschädigen, 
sofern nach neuen Erkenntnissen die übrigen Vor- 
aussetzungen des i 551 Abs. 1 der Reichs versLche- 
rungsordnung erfüllt sind. 

Insgesamt 14 solcher Erkrankungsfälle VkUirden zur 
Entschädigung angemeldel. Zusammen mit in Vor- 
jahren noch nicht abgeschlossenen Fallen konnten 
im Berichtsjahr 52 Fälle die die rechtlidien Vor- 
aussetzungen erfüllten, wie eine Berufskrankheiten 
entschädigt werden: 

1 Fall von Cysticercose infolge Aufnalime von 
Schweineband Würmern bei Reparatur von Jau- 
diefässem 

1 Fall von Arthrosis defornians und Subluxation 
des rechlen Sdilüsselbein-Schullergelenks, als 
deren Ursache die Tätigkeit des Versicherten 
als Kugelschliff -Schleifer angesehen wurde 

1 Fall von Vimshepatitis bei einem Versicher- 
ten, der mit der Untersuchung von Abwässern 
beschäftigt war 

7 Fälle von Farmer- (Dresdier) -Lunge 

2 Fälle von Impffolgeschäden nach Tollwuischutz- 
impfung. 

Die besonderen Umstände,, die zur Entstehung jedes 
einzelnen der genannten Fälle führten, sind als Kri- 
terien für eine verallgemeinernde Beurteilung nicht 
geeignet. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß ein 
Unterausschuß des Ärztlichen Sachverständigenbei- 
rats beim Bundesminisler für Arbeit und Sozial- 
ordnung auf Grund der Erfahrungen an einschlägi- 
gen Fällen, die nach § 55 L Abs. 2 der Reichsversiche- 


g Die Differenz gegenüber der Zahlenübeisicht 16 erklärt 
sich daraus, daß 6 weitere Fälle für 1971 aus dem 
Bereich der LandwirLschafl nachgemeldet wurden. 
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run^sordnung entschädigt wurden, sowie nach Vor- 
liegen der Ergebnisse eines ForschungsauJtrags dem 
Ministerium am 16. Juni 1970 in seiner ahschUeöeii- 
den Sitzung empfohlen hat, die Farmer- (Drescher-) 
Lunge" sowie ,Hrkj-ankimgen der lieferen Luftwege 
und der Lungen durch Einwirkung von Rohbaum- 
wölK oder Fladisstaub (Byssinose)" als Berufskrank- 
heiten in eine künftigen Berufskrankheiten-Verord- 
nung aufzunehmen* 

Bei den abgelehnten Fällen waren entweder ursädi- 
licbe Zusammenhänge mit der jeweiligen berufUdien 
Tätigkeit nicht nachweisbar oder stmstige Voraus- 
setzungen des 4 551 AbSn 2 der Reidisversidierungs- 
ordnung nicht erfüllt. 

4.6 Forschungsvorhaben Hepatitis 

Unter den Infektionskrankheiten, die nach Nr, 37 
der Anlage 1 der Siebenten Berufskrankheiten-Ver- 
Ordnung als Berufskrankheit anerkannt werden, hat 
die übertragbare Hepatitis, insbesondere die Virus- 
Hepatitis, in den letzten Jahren ständig an Bedeu- 
tung gewonnen, ln erster Linie Ist das Personal in 
Kranken- und Pflegeanstalten betroffen. Die Berufs- 
genossenschafl für Cesundlieitsdienst und Wohl- 
fahrtspflege hat deshalb 1971 unter Beteiligung der 
Bimdesarbeitsgemejjischaft der gemeindlichen Un- 
fallversLcherungsträger einen Forschungsauftrag an 
das Pettenkofer-lnstltut in München vergeben. Ziel 
des Vorhabens ist es, die Ubertragungswege der 
Hepatitis genau zu erforschen, um dann gezielt mit 
den Abwehrmaßnahmen gegen die Krankheitserre- 
ger zum Schutz der Beschäfügleii in Krankenhäusern 
elnsetzen zu können. 

Unabhängig davon hat die Bundesarbeitsgemein- 
sdliäft der gemeindlichen Unfallversidierungsträger 
1971 eine auf Grund von Literatur und Akten zu- 
saramengetragene Darstellung über Vorkommen, 
Verlauf und Verhütung der Virus-Hepatitis als Be- 
rufskrankheit der im Gesundheitsdienst Beschäftig- 
len vorgeieejt. 


5 Untälle in Schulen und Kindergärten 

Mit dem Gesetz über Unfallversicherung für Schüler 
und Studenten sowie Kinder in Kindergärten vom 
IS. Marz 1971 ist die vorher nur für Berufs- und 
Fachschüler bestehende gesetzliche Unfallversidie- 
rung nunmehr auch auf alle übrigen Schüler, auf die 
Studenten und die Kinder in Kindergärten ausge- 
dehnt worden, Seit Inkrafttreten des Gesetzes am 
1. April 1971 ist es für die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung möglich, neben den Unfällen der 
Lernenden während der beruflichen Aus- und Fort- 
bildung und ehrenamtlich Lehrenden in Betriebs- 
Stätten, Lehrwerkstätten, berufsbildenden Schulen, 
Schulungskursen u. ä. Einrichtungen alle Unfälle 
von Kindern während des Besuchs von Kindergär- 
ten. Schülern während des Besudis allgemeinbilden- 
der Schulen und Studierenden während der Aus- 
und Fortbildung an Hochschulen statistisch zu er- 


fassen. Der Vers 1 die rung SS chutz erstreckt sich auf 
die Teilnahme am Ünterridit einschließlich der 
Pausen und an Schulveranstaltungen aller Art sowie 
auf den SdiuLweg und den Weg von und nach dem 
Ort, an dem eine Schulveranstaltung slaLtfladet. 
Kinder, die Kindergärten besuchen, sind entspre- 
chend versidiert. 

Die Unfall versiehe rung des vom Gesetz erfaßten 
Personenkreises wird in erster Linie von den Eigen- 
unfallversidierungstragern durchgeführl. Die drei- 
zehn Gemeindeunfdll versicherungsverbände und die 
sedis Eigenunfa 11 Versicherungen der Städte sind für 
Kindergärten, allgemeinbiidende und berufsbildende 
Schulen zuständig, sofern Träger der Einrichtung 
eine Gemeinde, ein Gemeindeverband, ein kom- 
munaler Zweck verband oder ein in selbständiger 
Rechtsform mit überwiegend kommunaler Beteili- 
gung geführtes Unternehmen ist. Den Ausführungs- 
bebörden der elf Bundesländer obliegt die Dorchfüb- 
rung der Unfall Versicherung in Kindergärten der 
freien Jugendhilfe, in privaten und gemeinnützigen 
Kindergärten, in allgemeinbildenden und berufsbil- 
denden Schulen, deren Sachkostenträger das Land ist, 
in staatlich genehmigten privaten Schulen, sowie in 
staatlichen Und privaten Hochschulen. Die Bundes- 
auslührungsbehörden für Unfallversicherung sind 
für Kindergärten und Schulen des Bundes Träger 
der gesetzlichen Unfällversidieruag. Für gewerbs- 
mäßig betriebene Kindergärten und Schulen, für 
Werkskindergärten und Werksschulen sowie für 
berufsbildende Einrichtungen privater Träger sind 
die gewerblichen bzw. landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften zuständig. 

Die Unfallversicherungsträger weisen alle ihnen von 
den Schulen, den erslbehandeinden Ärzten (Durdi- 
gangsärzten) oder den Eltern — diese erstatten 
allerdings nur einen geringen Teil der Anzeigen — ■ 
gemeJdeten Unfälle statistisch aus, auch wenn es 
sich nur um ßagatellfäUe handelt. In der Erläuterung 
zur SchülerunJällanzeige ist zwar vorgesehen, daß 
nur soldie Unfälle gemeldet werden sollen, die den 
Tod des Versicherten oder eine Verletzung mit an- 
schließender ärztlicher Behandlung zur Folge haben^ 
in der Praxis wird bei der Meldung von Unfällen mit 
geringfügigen Auswirkungen dieser Grundsatz je- 
doch häufig nicht eingehalten, 

Für die Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 1971 
liegen aus dem Bereich von drei Eigenunfallversi- 
dierungsg nippen (Gemeindeunfaüversicherüngs ver- 
bände, Eigenunfallversicherungen der Städte, Aus- 
führungsbehörden für Unfallversiciierung der Län- 
der) ersthöpfende Angaben vor. Von den gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften meldeten neun die 
Zahl der nach dem neuen Gesetz bei ihnen versicher- 
ten Personen. Drei Berufsgenossensdiaften wiesen 
Uniüllzahlen aus. Die landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften und die Bundesausführungsbehör- 
den für Unfallversidierung haben keine Unfallzah- 
len angegeben. Die Zahl der versicherten Personen 
betrug bei den drei Eigenunfallversidierungsgmp- 
pen (Gemeindeunfallversicherungsverbände, Eigen- 
unfall Versicherungen der Städte, Ausfühmngsbehor- 
den für Unfall Versicherung der Länder) 11 684 200 
und bei neun gewerblichen Berufsgenossenschaflen 
94 000. 


50 



Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode DfUCksache 7/189 


Nach den vorliegenden Angaben ergibt sich als Un- | 
fallsiluation bei den Schülern und Studenten und 
Kindern in Kindergärten; 

im Jahre 1971 

299 372 gemeldete Unfälle 

(Eigenunfallvcrsicherungslräger: 299 310; Gewerb- 

lidie Benifsgenossensdiaften: 62). 

Ob sich die Zahlen im Jahre 1972 bei den gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften erhöhen und ob zu- 
sätzliche Zahlen der landwirtschaftlichen Benifs- 
genossenschaften ausgewiesen werden können, muß ' 
abgewartet werden. ' 

Dennoch vermitteln die Angaben der drei Eigen- 
unfallversicherungsgruppen bereits ein repräsenta- 
tives Bild, da hier der überwiegende Teil der Schü- 
ler, Studenten sowie Kinder in Kindergärten ver- 
sichert ist- Es hat sich gezeigt, daß bereits in der 
Anlaufzeit des Gesetzes die erwarteten Unfallzahlen 
durch das tatsächliche Unfallgeschehen übertroffen 
wurden. Dabei ist nicht auszuschließen, daß die Ge- 
samtzahl der Unfälle noch w^esenllich höher gelegen 
hat. wenn berücksichtigt wird, daß in den Anfangs- | 
monalen der Versicheningsschatz in einer Reihe , 
von Fällen noch die allen Wege über die Kranken- 
und Privatversicherung gegangen ist. Auch die 
großen Schulferien schlagen, statistisch gesehen, in- 
nerhalb eines Dreivierteljahreszeitraumes in höhe- 
rem Umfang zu Buch, als wenn die Ferienzeit auf 
ein volles Schuljahr bezogen wird. Diese Umstände 
werden In kommenden Jahren bei Vergleichen mit 
dem Berichtsjahr zu berücksichtigen sein. 

Vom 1. April 1971 bis 31. Dezember 1971 verteilen 
sich die bei den drei Eigenunfallversicherungsgrup- 


Einrichtungen 

Versicherte 

Personen 

18 000 Kindergärten 

540 000 

23 000 Grund-, Haupt-Volksschu- 


len 

6 112 300 

2 000 Sonderschulen 

290 800 

2 000 Realschulen - , 

834 600 

2 200 Gymnasien 

I 361 400 

1 800 Berufsschulen 

1 631 900 

700 Berufsaufbauschulen , . - - 

51 600 

6 000 Berufs- und 


Fachoberschulen 

375 900 

500 Fachhochschulen 

99 500 

120 Hochschulen 

386 200 


pen nach dem Gesetz über Unfallversicherung für 
Schüler und Studenten sowie Kinder in Kindergär- 
ten versicherten Personen auf: 

Von den gemeldeten 
299 372 Unfällen waren 

259 014 Unfälle in Schulen oder Kinder- 
gärten (Arbeitsunfälle nach der 
Reichsversicherungsordnung) 86,5 v. H. 

40 349 Wegeunfälle (blnfälle auf den 
Wegen zwischen Wohnung und 
Schule oder Kindergarten 13,5 v. H. 

9 Berufskrankheiten. 

Die 9 Meldungen über den Verdacht einer Berufs- 
krankheit betreffen Fälle von Infeklionskrankheilen, 
davon 5 Anzeigen au.s einer Grundschule und 4 An- 
zeigen aus einer Ausbildungsslätle im medizinischen 
Bereich. Uber die Anerkennung der angezeigten 
Fälle als Berufskrankheit ist noch nicht entschieden 
worden. 

In den 299 372 Unfällen sind enthalten 
277 tödliche Unfälle M. 

Davon entfallen 

175 Unfälle auf die Wege zwischen Woh- 
nung und Schule oder Kindergarten 63,2 v. H. 

Von den 102 tödlichen Unfällen im Zusammenhang 
mit dem Unterricht ereigneten sich 

52 Unfälle auf Wegen während des Schülerunler- 
richts oder der Kindergarlenslunde. 

Davon ereigneten sich 41 tödliche Unfälle bei dem 
Eisenbahnunglück ln Radevormwald im Mai 1971. 

Allgemein lassen die Meldungen über tödliche 
Wegcunfälle der Schüler, Studenten und Kinder 
noch keine Aufschlüsselung der Umstände, die zu 
Unfällen geführt haben, zu. Im Zukunft müssen von 
den Unfallversicherungsträgem genauere Auswer- 
tungen vorgenonunen werden können, damit z. B. 
der Einfluß des Einsatzes von Schulbussen auf die 
Schulweggefahrdung beurteilt werden kann. Diese 
Forderung gilt auch für die tödlichen Unfälle, die 
sich während des Schulunterrichts oder der Kinder- 
garlenslunden ereignen. Im Jahr 1971 wurden 50 
dieser tödlichen Unfälle gemeldet. 

Die Häufigkeit der gemeldeten Unfälle je 1000 Ver- 
sicherte ist in den Kindergärten und den einzelnen 
Schultypen unterschiedlich. Eine Hochrechnung von 
Unfällen im Bereich der Eigenunfallversicherung er- 
gibt für 1971 als Unfallhäufigkeilen: 


*) Von den 277 tödlichen Unfällen wurden im Berichts- 
jahr 212 Unfälle erstmals entschädigt. 
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Art der Einrichlung 

Unfälle 
je lOOO 
Versicherte 

Kindergärten * , . 

43,1 

Grund-, Volksschulen 

26,1 

Sonderschulen , . , , - 

31,0 

Realschulen 

35.7 

Gymnasien 

42,5 

Berufsschulen 

und Berufsaufbauschulen .......... 

7.5 

Be ruf s ob ers diu I e n 

und Fachübersdiulen * 

4.5 

Fadihochsdiulen und Hochschulen . . 

7,2 


Die durchsdinitllidie Unfatlhäufigkeil für alle Elq- 
rlchlungen zusammen ergibt 24,7 Unfälle je tOÜO 
Versicherte. 

Die Uniallhäufigkeit in Kindergärten eTsdieinl über- 
höht, wenn als Vergleich der entsprediende Wert 
im Land Nordrhein-Westfalen herangezogen wird. 
Dort betrug 1971 die UnJallliäufigkeit in Kinder- 
gärten 20,4 Unfälle je iOOO Versicherte. Die niedrige 
Unfallhäufigkeit in Berufs-, Berufsdufbauschulen, 
den BeruFsobersdiulen und Fadioberschulen ist dar- 
auf zurüdezuführen, daß dort überwiegend Teilzeit- 
unterridit durchgeführt wird. 

Die Häufigkeits zahlen können wegen der noch im- 
vonständlgen Angaben nur als eine erste Infor- 
mation über das Unfallgesdiehen in Schulen und 
Kindergärten angesehen werden. 

Eine erste Auswertung der Unfälle bei den drei 
EigenunfaUversidherungsgruppen im Jahr 1971 nach 
U nJ a 11b erei eben zeigt, daß sich mehr als ein Drittel 
der Unfälle (35 v. H.) beim Sportunterricht ereignet 
haben. 

Ein fast gleich großer Anteil von 34 v. H. der Ge- 
samtzahl entfiel auf Unfälle auf dem Schulhof, dem 
Spielplatz und in den Gebäuden, 18 v, IL der Un- 
fälle ereigneten sich außerhalb der Schulen und 
Kindergärten, also auf Schulwegen oder auf sonsti- 
gen Wegen, die mit dem Schul- oder Kindergarlen- 
besuch Zusammenhängen. Aus dem eigen tli dien 
Unterricht wurden 13 v. H* aller Unfälle gemeldet. 
Betrachtet man die vier Schultypen Volksschule, 
Realschule, Gymnasium und Berufsschule, so er- 
gibt sich für die Volks- und Berufsschulen eine andere 
Reihenfolge der Unfall bereiche. Bei den Volksschu- 
len sind die meisten Unfälle (40 v, H.) auf dem 
Schulhof und in den Schulgebäuden zu verzeldinen. 
An zweiter Stelle steht der Sportunterricht mit 
einem Anteil von 31 v, H. Die Berufsschüler wieder- 
um erleiden die meisten Unfälle auf den Schulwegen 
und auf Wegen, die mit dem Schulbesuch Zusam- 
menhängen (39 V. H4- Es folgen die Sportunfälle 
(24 V.H4. 

Werden die Unfälle nach dem Unfallgecjenstand auf- 
gesdilüsselt, so zeigt sich, daß 45 v. H, aller Unfälle 


durch Sport- und Spielgeräte oder ähnliches verur- 
sacht werden. In diesem Zusammenhang überrascht, 
daß auf den Unfallgegenstand «Fußböden in Ge- 
bäuden'* 13 v. H. tmd auf „Treppen** sogar nur 5 v, H. 
aller Unfälle entfallen. 

Bei den Unfall Vorgängen überwiegen «Fall und 
Sturz' (1971 s 36 v. H. aller Unfälle): an zweiter 
Stelle folgen mit 26 v. R dm Vorgänge «Sich Sto- 
ßen'* tmd .Sich Reißen". 

Die meisten Vertelzungen ereignen sich an den 
Händen (23 v. H,) und am Kopf mit einem Anteil 
von 23 V, H, Danach sind die Fußverletzungen mit 
16 V. H. zu nennen. 

Als Verletzungsarten werden hauptsächlich Prellun- 
gen, Quetschungen, Verstauchungen und Verrenkun- 
gen gemeldet (46 v. H.). Mit großem Abstand folgen 
leichte und schwere Wunden sc>wie GUedverluste 
(23 V, R). 

Die Wegeunfälle entfallen zu 36 v. H. auf Kraft- 
fahrzeuge, die von Dritten, zum Teil aber auch von 
den Verletzten selbst gelenkt wurden. Durch Fahr- 
räder werden 15 v. H. der Unfälle verursacht. 

Es muß damit gerechnet werden, daß das Gesetz 
über Unfallversicherung für Schüler und Studenten 
sowie Kinder in Kindergärten erst 1972 den mei- 
sten Eltern, Schülern und Lehrern allgemein be- 
kannt und voll zu Tragen kommen wird. Insofern 
ist ein Ansteigen der Zahl der gemeldeten Unfälle 
zu erwarten, so daß jetzt nodi nicht gesagt werden 
kann, ob die Unfallzahlen der Zeit vom 1. April bis 
3i. Dezember 1971 bereits ein abschließendes Bitd 
des Unfallgeschehens bei den Schülern und Studen- 
ten sowie Kindern in Kindergärten vermitteln. 


6 Unfälle im häuslichen Bereich 

[m Gegensatz zu den Unfällen in den Schulen und 
Kindergärten war die Erfassung exakter Unfallzah- 
len für den Bereidi Haus und Freizeit auch im 
Jahre 1971 noch nicht möglich. Für die Anzeige der 
Haus- und Freizeitunfälle fehlt die Rechtsgrundlage, 
und eine Erfassung der Unfälle auf andere Weise 
stößt auf erheblidie Schwierigkeiten, 

Zu den Unfällen im häuslichen Bereich zählen alle 
Unfälle, sofern es sich nichl um Arheitsunfälie, 
Wegeunfälle und Straßenverkehrsonfälle handelt. 
Unfälle im häuslichen Bereich sind insbesondere 
alle Unfälle in Haus, Hof und Garten und bei der 
Freizeilbeschäftigung, zu der auch jede Form der 
sportlichen Betätigung zählt. 

Die Angaben über die tödlichen Unfälle im Bereich 
Haus und Freizeit beruhen auf Erhebungen von 
sechs Statistischen Landesämtem, die auf die Be- 
volkerungszahl der Bundesrepublik hochgerechnet 
worden sind. Da von den sechs Landesämtem rund 
70 V. H. der Bevölkerung erfaßt werden, kann man 
davon ausgehen, daß die angegebene Zahl von rund 
10 000 tödlichen Unfällen im Bereidi Fiaus und Frei- 
zeit pro Jahr von der Größenordnung her zutriffL 
Die Angaben über die Hausunfalle mit Verletzungs- 


52 



Deulsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/189 


folge — die schwer erfaßbaren Freizeitun fälle sind 
hier nicht berüdtsichtigl — basieren nach wie vor 
auf der im Auftrag der Aktion „Das Sichere Haus' 
mit Mitteln des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung finanzierten BevÖlkerungsumfrage über 
Unfälle im häuslLdien Bereidi aus dem Jahre 19&8 
(vgl. Unfallverhiitungsbericht 1968/69, Drucksadie 
Vl/197(), S. 88). Duidi Hodiredinung der Befragungs- 
ergebnisse wurde für den Bereich Haus, Hof, Garten 
eine Zahl von jährlidi etwa 2 Millionen Unfällen 
ermittelt. Diese hodigeredrnete Zahl erfaßt alle Ver- 
letzungeiir auch wenn sie geringfügig sind. Sie sagt 
nichts darüber aus, ob eine ärztliche Behandlung er- 
forderlich war oder eine Arbeitsunfähigkeit einge- 
treten Ist. Daher eignet sich die durdi die Befragung 
ermittelte Zahl der häuslichen Unfälle nicht zu 
einem Vergleich mit den 2^6 Millionen Arbeits- und 
Wegeunfdllen im Arbeitsleben; denn diese Unfälle 
werden statistisch nur ausgewiesen, wenn sie zu 
einer Arbeitsunfähigkeit von mehr als drei Tagen 
geführt haben. 

Tn seiner 103. Sitzung am 3. März 1971 hat der 
Deutsche Bundestag beschlossen, 

„Die Bundesregierung zu ersuchen, die Maßnah- 
men für die Unfallverhütung im häuslichen Be- 
reich zu intensivieren und dabei im Rahmen der 
Unfallforschung eine bessere Erfassung der häus- 
lichen Unfälle und ihrer Ursachen anzustreben." 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
bat unverzüglich das ihm nachgeordnete Bundes- 
institut für Arbeitsschutz (jetzt Bundesanstalt für 
Arheitssdhutz und Unfallforschung) angewiesen, die- 
sen Beschluß des Deutschen Bundestages zu reali- 
sjeren. Nach eingehenden Erörterungen der Proble- 
matik einer Unfallstatistik für den Bereich Haus und 
Freizeit mit Fachleuten und Wissenschaftlern hat 
das Bundesinstitut noch im Berichtsjahr dem Zen- 
tralen Sozialwissenschaftlichen. Seminar der Ruhr- 
universität Bochum den Auftrag erteilt, ein stati- 
stisches System zur periodenhaften Erfassung von 
Unfällen im Bereich Heim und. Freizeit zu entwickeln. 
Dadurch soll die Möglichkeit eröffnet werden, die 
statisüschen Erfassungsmethoden zu verbessern 
und eine Bundesstalistik der Haus und Freizeit- 
unfälle einzuriditen. 

Das vorgeschlagene System sieht die periodische 
Befragung eines repräsentativen Teils der Bevölke- 


rung durch Fragebogen mit ansdUieflender Auswer- 
und Umsetzimg der Befragimgsergebmsse auf 
die Gesamtbevölkerung der Bundesrepublik vor. Die 
Erprobung des Systems in besonders ausgewählten 
Gemeinden des Landes NordrheTn-Westfaien hat 
erste Ergebnisse erbracht: 

— 4.3 V. H. der Befragten erlitten einen UnfalL 

— Bei der Hausarbeit kommen 47 v. H, und wäh- 
rend der Freizeit 53 v. H. der befragten Personen 
zu Schaden. 

— Frauen und Mädchen sind mit 62 v* R überpro- 
portiona] am Unfallgeschehen beteiligt. 

— Entgegen bisherigen Erfahrungen haben ältere 
Menschen keinen überproportionalen Anteil an 
den Haus- und Freizei tunfällen. Statt dessen 
scheinen besonders Kinder bis zu vierzehn Jah- 
ren durch Unfälle gefährdet zu sein (35 v. H.). 

“ Kinder, Sdiüler und Studenten hegen bei der 
Aufschlüsselung der Unfälle nach dem Beruf mit 
48 V, R, Hausfrauen mit 36 v. H. an der Spitze. 

— In Großstädten hat jeder !5. Bewohner, Ln Orten 
unter 100 000 Einwohnern nur jeder 25. Bewoh- 
ner einen Unfall. 

— Stürze stehen mit 58 v, H. an erster Stelle der 
Unfallvorgänge; es folgen Unfälle mit schnei- 
denden oder stechenden Gegenständen (15 v. H4. 
Unfälle durch heiße Substanzen (9 v. H.) und 
Unfälle durch Stoß oder Schlag (9 v. R). 

— 63 V. H. der Verunglückten können eine be- 
stimmte Zeit lang ihrer gewerblirhen Tätigkeit 
nicht nachgehen, 85 v, H. aller Betroffenen ver- 
neinen allerdings die Frage, ob der Unfall blei- 
bende Folgen gehabt hat. 

Die Diskussion der Ergebnisse und des Befragungs- 
verfahrens in Fachkreisen wird zeigen, ob das vom 
Zentralen Wissenschaftlichen Seminar der Ruhr- 
universität Bochum entwickelte System brauchbare 
Informationen für die Unfallverhütung liefern und 
in Zukunft in der Bundesrepublik Deutschland ein- 
geführt werden kann. 

Ein erster Schritt jedenfalls ist getan, auch im Be- 
reich Haus und Freizeit zu einer besseren Erfassung 
der Unfälle zu gelangen und das Unfall geschehen 
dort stärker zu durchleuchten und abzugrenzen. 
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li. Die Unfallkosten 


1 Aufwendungen der Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Die Bruttoausgaben der gesetzlichen Unfallversidie- 
rung, wie sie sich aus der Zusammenfassung der 
Aufwendungen aus den jährlichen Rechnungsergeb- 
nissen der einzelnen Träger der gesetzlichen Unfall- 
versicherung ergeben, beliefen sich für 1971 auf 
5,793 Mrd. DM. Aufgrund der den Versicherungs- 
trägem vorgeschriebenen Bruttorechnung ist diese 
Summe um einen Betrag von rund 568 Millionen DM 
überhöht, nämlich um den Betrag, den sich die Be- 
rufsgenossenschaften im Rahmen von Lastenaus- 
gleichsverfahren (z. B. gemaiß Artikel 3 des Unfall- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes in der Fassxmg 
des Finanzänderungsgeselzes 1967) iin Jahre 1971 
gegenseitig erstaltel haben. Nach Absetzung dieses 
Betrages verbleiben 


im Jahre 1971: 

Nettoausgaben von 5,225 Mrd. DM. 

Darin sind nicht die Kosten für die vom 1. April 
1971 an eingeführte Schülerunfallversicherung ent- 
halten, deren Aufwendungen für die Zeit vom 
l. April bis zum 3L Dezember 19,6 Millionen DM 
betrugen. 


Bei der Beurteilung der Ausgaben der gesetzlichen 
Unfallversicherung ist zu beachten, daß die Auf- 
wendungen für Unfälle und Berufskrankheiten von 
den Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung 
nicht in vollem Umfange getragen werden, sondern 
ein Teil dieser Kosten von den Krankenkassen 
übernommen wird. Die Krankenkassen sind für die 
Durchführung der Heilbehandlung und die Gewäh- 
rung wiederkehrender Geldleistungen bis einschließ- 
lich zum 18. Tage nach dem Arbeitsuniall zustän- 
dig, sofern nicht in dieser Zeit die Träger der gesetz- 
lidien Unfallversicherung die Heilbehandlung selbst 
übernehmen; ferner haben die Krankenkassen auch 
nach dem 18. Tag noch die Aufwendungen für die 
Krankenpflege und das Sterbegeld der Krankenver- 
sicherung zu tragen. Angaben darüber, wie hoch die 
den Krankenkassen aufgrund dieser gesetzlichen 
Regelung entstehenden Kosten sind, können jedoch 
nicht gemacht werden. 

Vergleicht man die Nettoausgaben des Jahres 1971 
mit denen des Jahres 1970 (4,881 Mrd. DM), so stellt 
man einen Anstieg um 344 Millionen DM oder 
7,1 v. H. fest; von 1969 auf 1970 beträgt die Zu- 
nahme 5,7 V. H. Wie sich diese Aufwendungen von 
1970 auf 1971 bei den drei Gruppen der Unfallver- 
sicherungsträger entwickelt haben, zeigt eine Auf- 
stellung: 



1971 1 1970 

(ln Mrd. DM] 

Veränderung 
von 1970 auf 1971 

in V. H. 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

4,269 

3,987 

+ 7,] 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

0,598 

0,561 

+ 6,6 

1 

Eigenunfallversicherungsträger 

0,358 

0,333 

+ 7,5 

Nettoausgaben insgesamt 

5.225 

4,881 

+ 7,1 
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Bezieht man die Netloaufwendungen auf die Zahl 
der Vollarbeiter, so ergeben sich für das Jahr 1971 
als Aufwendungen je Vollarbeiter 

bei den gewerblichen 

Berufsgenossensdiaften 217 DM (1970; 203 DM) 


bei den landwirtschaftlichen 
Berufsgenossensdiaften 249 DM (1970 ! 197 DM) 

bei den Eigenunfall- 

versidierungs trägem 134 DM (1970 : 108 DM) 


WidiUge Posten der Aufwendungen für die Jahre 
1970 und 1971 sind; 


Art der Leistung 

1971 1 1970 

(in J 000 DM) 

Veränderung 
von 1970 auf 197 i 

in V. H, 

Renten an Verletzte und Hinterbliebene 

2 851 736 

2 565 251 

-hl 1,2 

Ambulante und stationäre Heilbehandlung 
(einsdhl. Zahnersatz) 

648 597 

567 485 

+ M.3 

Verletztengeld . 

355 303 

441 072 

-19A 

Unfallverhütung und Erste Hilfe 

130 711 

1 15 890 

-t- 12,8 


Im Anstieg der Kosten der Heilbehandlung wirken 
sidi vorwiegend die Erhöhung von Krankenhaus- 
pflegesätzen und von Arzikosten sowie die Anpas- 
sung des Pflegegeldes nach dem 13. Rentenanpas- 
sungsgesetz aus. Die Erhöhung der Rentenausgaben 
geht überwiegend auf die Anhebung der Renten um 


9,3 V. H. aufgrund des 13, Rentenanpassungsgesetzes 
zurück. Der Rückgang beim VerleUtengeld wird 
durch das Lohnforlzahlungsgeselz verursacht. Einen 
Überblick über die Entwicklung der Gesamtausgaben 
der Träger der gesetzlichen Unfall Versicherung von 
1949 bis 1971 vermittelt das Schaubüd 36. 


Schaubifd 36 


Aufwendungen der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung seit 1949 
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Von den Gesamtausgaben entfallen 2,5 v. H. auf die 
im Rahmen dieses Berichtes besonders interessieren- 
den Aufwendungen für die Unfallverhütung und die 
Erste Hilfe. Sie betragen im Jahre 1971 bei den drei 
Gruppen der Unfallversicherungsträger zusammen 
130,7 Millionen DM und liegen damit um 12,8 v. H. 

über den Ausgaben des Vorjahres (115,9 Millionen 
DM). 

Die Aufwendungen für die Unfallverhütung und 
Erste Hilfe verteilen sich auf die drei Gruppen der 
Unfallversichenmgsträger: 


1971 1 1970 

(in Millionen DM) 

Veränderung 
von 1970 auf 1971 
in V. H. 

Gewerbliche Berufsoenossenschaften 

113,6 

101,6 

+ 11,8 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 


13,2 

10,9 

+ 21,1 

Eigenunfallversichenmgsträger 


3,9 

3,4 

+ 14,7 

zusammen . . . 

130,7 

115,9 

+ 12,8 

Im Schaubild 37 und der dazugehörigen Kosten- 

hütung und die Erste Hilfe nach Aufgabenbereichen 

übersicht sind die Aufwendungen für die Unfallver- 

aufgegliedert dargestellt: 




1971 1 

1970 

Veränderung 

Art der Leistung 




von 1970 auf 1971 



(in Millionen DM) 

in V. H. 

Kosten der Überwachung und Beratung der Betriebe 

90,829 

78,578 

+ 15,6 

Sonstige Kosten der Unfallverhütung 


15,528 

13,575 

+ 14,4 

Kosten der Ausbildung 


14,117 

12,414 

+ 13,7 

Zahlungen an Verbände für Unfallverhütung 


5,497 

7,206 

-23,7 

Kosten für die Herstellung 





von Unfallverhütungsvorschriften 


3,083 

3,077 

-f 0,2 

Kosten der Ersten Hilfe 


1,657 

1,040 

+ 59,3 

zusanunen . . . 

130,711 

115,890 

+ 12,8 


Der Schwerpunkt der Kosten liegt bei der Über- 
wachung und der Beratung der Betriebe. In dieser 
Position schlagen sich insbesondere die Kosten des 
Technischen Aufsichtsdienstes nieder, die 1971 ge- 
genüber dem Vorjahr um fast 12,3 Millionen DM 
(-f 15,6 V. H.) gestiegen sind. Auch die für die Aus- 
bildung des Technischen Personals und der Sicher- 
heitsbeauftragten aufgewandten Beträge sowie die 
»sonstigen Kosten der Unfallverhütung" haben in 
nahezu gleichem Umfang zugenommen. Die Verän- 
derungen bei den übrigen Aufwandsposten ein- 
schließlich der Kosten der Ersten Hilfe, die der Höhe 
nach jedoch nicht so ins Gewicht fallen, sind stärker 
von zufälligen Einflüssen abhängig imd schwanken 
deshalb von Jahr zu Jahr. 

Die den Ländern, Gemeinden und Städten mit Eigen- 
unfallversicherung in der Zeit vom 1. April bis zum 
31. Dezember 1971 für die Schülerunfallversicherung 
erwachsenen Kosten belaufen sich auf rund 19,6 Mil- 
lionen DM. Den Hauptposten hierunter macht die 
Heilbehandlung mit 13,8 Millionen DM aus, wäh- 
rend die Rentenzahlungen imd die übrigen Leistun- 
gen noch einen geringen Umfang haben. Für Maß- 


Schaubild 37 


Aufwendungen der Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung für Unfallverhütung und 
Erste Hilfe im Jahre 1971 
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für Vonchriftandruck 
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Mio Kottan fOr Tachniachan Auftichtadianst 
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nahmen der Unfallverhütung sind bereits rund 
0,8 Millionen DM aufgewendet worden. Die Kosten 
der Sdiülerunfallversidierung im Jahre 1971 sind 
wegen der erst neun Monate erfassenden Aufwen- 
dungen und der noch nicht abgeschlossenen Beur- 
teilung aller Rentenfälle niedriger als in den kom- 
menden Jahren. Welche Summe der Aufwendungen 


in den nächsten Jahren aufzubringen sein wird, 
kann noch nicht vorhergesagt werden. Aus der Ko- 
stenübersicht ist zu ersehen, in welchem Umfang 
den Gemeindeunfallversicherungsverbänden, den 
Städten mit Eigenunfallversicherung und den Län- 
dern durch die Schülerunfallversichenmg im Jahre 
1971 Kosten entstanden sind: 


Gruppen von Versicherungsträgern 

darunter: 

Gesamt- 
aufwendungen Heil- Unfall- 

behandlung Verhütung 

in Millionen DM 

Gemeindeunfallversicherungsverbände 

Eigenunfallversicherung der Städte 

Ausführungsbehörden der Länder 

14,476 10,113 0,581 

1,543 1,075 0,36 

3,603 2,610 0,140 

zusammen . . . 

19,622 13,798 0,757 


Weitere Einzelheiten über die Aufwendungen der 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung können 
den Übersichten 17 und 18 im Anhang entnommen 
werden. 


2 Erfassung der betrieblichen Unfallkosten 

über die Kosten, die den Betrieben durch Unfälle 
und Berufskrankheiten ihrer Arbeitnehmer entste- 
hen, gibt es zwar in der Zwischenzeit verschiedene 
wissenschaftliche Untersuchungen, betriebliche Er- 
fahrungsberichte mit Schätzwerten für die durch- 
schnittlichen Kosten je Unfall oder je Ausfalltag 
sind dagegen bisher kaum bekanntgeworden. 

In einem Unternehmen der Eisen- und Stahlindustrie 
wurde ein vereinfachtes Berechnungsverfahren ent- 
wickelt, um mit geringem Zeit- und Arbeitsaufwand 
angenähert die Kosten feststellen zu können, die 
einem Werk oder einer Betriebsabteilung durch Un- 
fälle erwachsen. Zu diesem Zweck wurde ein Richt- 
wert für die Kosten je Ausfalltag ermittelt. Dabei 
sind allerdings nur die Kosten berücksichtigt, die 
durch betriebliche Sicherheitsmaßnahmen zu beein- 
flussen sind. Die Multiplikation der durch einen 
Arbeits- oder Wegeunfall verursachten Arbeits- 
unfähigkeit, ausgedrückt in Ausfalltagen, mit dem 
Richtwert ergibt die ungefähren Unfallkosten. Nach 
der Berechnung des Unternehmens beläuft sich der 
Richtwert auf 145 DM je Ausfalltag. Der Richtwert 
beinhaltet jedoch nicht alle Kosten, die durch einen 
Unfall verursacht werden. So geht nur ein Teil aller 
mittelbaren Unfallkosten in den Richtwert ein; die 
unmittelbaren Kosten sind nicht berücksichtigt. 

Es wäre zu wünschen, daß in Zukunft mehr Unter- 
nehmen ihr Verfahren zur Ermittlung der Unfallko- 
sten und die dadurch gewonnenen durchschnittli- 
chen Kosten je Ausfalltag oder Unfall bekanntgeben 


würden. Es könnte dann ein nutzbringender Gedan- 
kenaustausch eingeleitet werden, und unter Um- 
ständen wären Schlüsse über die wirtschaftliche 
Belastung der Betriebe durch Unfälle und Berufs- 
krankheiten möglich. 

Es sollte das Ziel sein, alle Kosten zu ermitteln, die 
in einem Betrieb durch Unfälle verursacht werden. 
Bei der Durchführung derartiger Kostenermittlungen 
hat sich die Trennung zwischen Unfalleinzelkosten 
und Unfallgemeinkosten bisher als zweckmäßig er- 
wiesen. Die Unfalleinzelkosten umfassen dabei jene 
Kosten, die sich unmittelbar einem bestimmten Un- 
fall zurechnen lassen. Die Unfallgemeinkosten hin- 
gegen setzen sich aus den Größen jener Kosten- 
arten zusammen, die unabhängig davon anfallen, ob 
Unfälle geschehen oder nicht. 

Die Zweckmäßigkeit dieser Trennung ist damit zu 
begründen, daß durch die isolierte Darlegung der 
Unfalleinzelkosten die Kostengröße aufgezeigt wird, 
die der unmittelbaren Einflußnahme durch die be- 
triebliche Sicherheitsvorsorge unterliegt. Betrachtet 
man deshalb die Unfalleinzelkosten im Hinblick 
auf die Unfallverhütung, so geben die verschiede- 
nen Gliederungsmöglichkeiten dieser Kosten sehr 
gute ökonomische Ansatzpunkte für eine präventive 
Unfallverhütung. Ein aufschlußreiches Gliederungs- 
schema ist die Aufschlüsselung der Kosten nach 
Unfallklassen, die nach dem zunehmenden Grad der 
Schädigung und Schwere geordnet sind. 

Da sich die Unfalleinzelkosten zu einem großen Teil 
aus kalkulatorischen Kosten zusammensetzen, die 
einen Wertverbrauch darstellen, der überhaupt 
nicht oder in anderer Höhe verrechnet wird, bereitet 
die Ermittlung dieser Kosten wesentlich mehr 
Schwieriigkeiten als die der Unfallgemeinkosten. 

Die Erfassung der Unfallgemeinkosten ist mit einem 
geringeren Aufwand verbunden als die der Unfall- 
einzelkosten, da die hierbei angesprochenen Kosten- 
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arten zum größten Teil aufwandgleiche Kosten sind, 
d. h. der Buchhaltung direkt entnommen werden 
können. Die Unfallgemeinkosten werden am zweck- 
mäßigsten durch eine Gliederung nach Kostenarten 
dargestellt, da im Gegensatz zu den Unfalleinzel- 
kosten der direkte Bezug zu dem einzelnen Unfall 
fehlt. 

Die Aufgliederung der Unfalleinzelkosten und der 
Unfallgemeinkosten kann schon bei einer nicht auf- 
wendigen Analyse wichtige Hinweise für konkrete 
Ansatzpunkte der Sicherheitsvorsorge geben. Aus 
der Darstellung der Unfallkostenstruktur läßt sich 
jedoch noch ein größerer Nutzen ziehen, wenn die 
Veränderungen der Kosten über die Zeit beobachtet 
werden. Hier läßt sich z. B. der wirtschaftliche Er- 
folg gezielter Unfallverhütungsmaßnahmen ablesen. 

In der Vergangenheit waren die Unfallgemein- 
kosten, also die durch Unfallverhütungsmaßnahmen 
nicht oder nur wenig beeinflußbaren Kosten, in der 
Regel höher zu veranschlagen als die Unfalleinzel- 
kosten. Seitdem am 1. Januar 1970 das Gesetz über 
die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheits- 
fälle (Lohnfortzahlungsgesetz) vom 27. Juli 1969 in 
Kraft getreten ist, hat sich das Verhältnis der Un- 
falleinzelkosten zu den Unfallgemeinkosten verän- 
dert. Die den Unternehmen durch die vorgeschrie- 
bene Lohnfortzahlung entstehenden Kosten erhö- 
hen — trotz des weggefallenen Untemehmeranteils 
zum bisherigen Krankengeld — die Unfalleinzelko- 
sten. Die Unfallgemeinkosten dagegen verringern 
sich um den unfallbedingten Untemehmeranteil zur 
Krankenversicherung und um die Ermäßigung des 
Beitrags zur Berufsgenossenschaftj die Ermäßigung 
ist darauf zurückzuführen, daß die Berufsgenossen- 
schaften weniger Verletztengeld zahlen müssen. 

Durch das Lohnfortzahlungsgesetz haben die Unfall- 
einzelkosten erheblich an Gewicht gewonnen. Das 
Verhältnis zu den Unfallgemeinkosten ist ausgegli- 
chen bzw. neigt sich nur geringfügig zugunsten der 


Unfallgemeinkosten. Aus dieser durch die gesetz- 
liche Verpflichtung zur Lohnfortzahlung herbeige- 
führten Verschiebung im Verhältnis der Unfallein- 
zelkosten und der Unfallgemeinkosten zueinander 
ergibt sich der für die Unfallverhütung wichtige 
Schluß, daß die Unternehmer in wirtschaftlicher 
Hinsicht weitaus stärker als in der Vergangenheit 
unmittelbar am Erfolg ihrer sicherheitstechnischen 
und arbeitsmedizinischen Maßnahmen im Betrieb 
beteiligt sind. Wenn nämlich aufgrund dieser Maß- 
nahmen Unfälle vermieden werden, wirkt sich das 
in einer Senkung der durch die Pflicht zur Lohn- 
fortzahlung gegenüber früher um mindestens 
50 V. H. gestiegenen betrieblichen Unfalleinzelko- 
sten aus. 

Bei der Erfassung der betrieblichen Unfallkosten 
kommt es darauf an, diejenigen wirtschaftlichen Be- 
lastungen festzustellen, die das einzelne Unterneh- 
men aus Arbeitsunfällen zu tragen hat. Es wäre 
aber sehr aufwendig, durch solche einzelbetrieb- 
lichen und Branchenuntersuchungen die betriebli- 
chen Gesamtunfallkosten der Volkswirtschaft er- 
mitteln zu wollen. Darüber hinaus stellen die be- 
trieblichen Unfallkosten in ihrer Summe nur einen 
Teil der Gesamtbelastungen dar, die in der Volks- 
wirtschaft durch Arbeitsunfälle verursacht werden. 
Um die sekundären und tertiären ökonomischen 
Auswirkungen von Arbeitsunfällen zu ermitteln, be- 
darf es deshalb eines makroökonomischen For- 
schungsansatzes. 

Von der makroökonomischen Forschung wird erwar- 
tet, daß sie Aussagen über die volkswirtschaftlichen 
Unfallkosten in ihrer Gesamtheit und je Kosten- 
art und Schadensfall macht; weiterhin erhofft man 
sich Aufschluß über die Gesamthöhe der Mittel, die 
nach ökonomischen Kriterien für den Arbeitsschutz 
bereitgestellt werden sollten, und über die gün- 
stigste Aufteilung dieser Mittel auf die einzelnen 
Arten der Unfallverhütungsmaßnahmen. 
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III. Die Unfallverhütung 


1 Organteation und Durchführung des 
Arbeitsschutzes 

(s. Schaubild 36) 


rungsaustausch zwischen den obersten Arbeitsbe- 
hörden der Länder findet auf der Konferenz der 
Arbeitsminister und Senatoren für Arbeit der Län- 
der statt. 


Der Bund hat nach Artikel 74 Nr. 12 des Grundge- 
setzes die Gesetzgebungskompetenz für den Ar- 
beitsschutz. Die Federführung für Gesetzentwürfe 
auf dem Gebiet des Arbeitssdiutzes liegt innerhalb 
der Bundesregierung beim Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung (Unterabteilung für Arbeits- 
schutz und Unfallverhütung). Bei der Vorbereitung 
von Gesetz- und Reditsverordnungsentwürfen im 
Bundesmiiiisterium für Arbeit und Sozialordnung 
wirken die obersten Aibeitsbehörden der Lander 
stets mit; andere Bundesressorts werden beteiligt, 
wenn ihr Gesdiäftsbe reich berührt ist. Außerdem 
werden die Gewerkschaften und Arbeitgeberver- 
bände und — je nach Art der zu regelnden Materie 
— Fachbehörden, Verbände und Organisationen zur 
Beratung eingeschaltet, ln einigen Rechtsvorschrif- 
ten sind Technische Ausschüsse vorgesehen, die bei 
allen Fragen im Zusammenhang mit diesen Vor- 
schriften zusammentreten und Vorschläge unter- 
bereiten. Es sind acht Technische Ausschüsse einge- 
richtet. Dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung ist die Bundesanstalt für Arbeitssdiutz und 
Unfallforschung nachgeordnet. Sie hat aufgrund be- 
sonderer Weisungen bei der Vorbereitung von Ge- 
setzen, Verordnungen und Verwaltungsvorschrif- 
ten beratend mitzuwirken. Im übrigen erfüllt sie . 
Aufgaben des Arbeitsschutzes und der Erforschung 
der Unfallursachen und -Zusammenhänge. 

Die Bundesgesetze auf dem Gebiet des ArbeiLs- | 
Schutzes werden gemäß Artikel 83 und^84 des Grund- i 
gesetzes von den Ländern als eigene Angelegen- 
heit ausgeführt. 

Oberste Arbeitsbehörden der Länder sind die Ar- i 
beitsminister und Senatoren für Arbeit. Von ihnen j 
werden die Landesvorschriften, die den Arbeits- 1 
schütz betreffen, vorbereitet und die Durchführung 
der Bundes- und Landes Vorschriften geregelt. Die 
bei den obersten Arbeilsbehörden der Länder ein- 
gerichteten Abteilungen für Arbeitsschutz und die ' 
Referate für .Arbeitsmedizin stimmen sich auf der 
jährlichen Konferenz für Arbeitsschutz mit den ent- i 
sprechenden Stellen beim Bundesminister für Arbeit j 
und Sozialordnung ab. Der Gedanken- und Erfah- i 


Zur Ausführung der vom Bund und von den Ländern 
erlassenen Arbeitsschulzvorschriflen ist auf Landes- 
ebene die Gewerbeaufsicht eingerichtet. 
Mit Ausnahme der Länder Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Weslfalen und Rheinland-Pfalz, die eine 
Mitlelinslanz zwischengeschaltet haben, unterstehen 
die Gewerbeaufsichtsbehörden unmittelbar dem Ar- 
beitsminister oder Senator für Arbeit des jeweili- 
gen Landes, ln den Bundesländern gibt es insge- 
samt 74 Gewerbeaulsichlsämter. Die Gewerbeauf- 
sichlsämler arbeiten mit den Staatlichen Gewerbe- 
ärzten zusammen, die mit zur Gewerbeaufsichl des 
Landes gehören. Da die Staatlichen Gewerbearzte 
nicht alle in den staatlichen Arbeitsschutzvorschrif- 
len vorgeschriebenen arbeitsmedizinischen Einstel- 
lungsuntersuchungen und die regelmäßigen Über- 
wachungsuntersuchungen der Arbeitnehmer durch- 
führen können, werden von ihnen Ärzte zu diesen 
Untersuchungen ermächtigt (staatlich ennächligte 
Uberwachungsärzte) . 

Zur Unterstützung der Gewerbeaufsicht bei der 
praktischen Durchführung des Arbeitsschutzes haben 
die Länder Bayern, Baden- Württemberg, Hessen 
und Nordrhein-Westfalen eigene Meß-, Prüf- und 
Forschungsinstitute, die übrigen Länder Meß- und 
Prüfstellen, eingerichtet. 

Die zweite wichtige Einrichtung auf dem Gebiet 
des Arbeitsschutzes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung. Hier sind die Unter- 
nehmen kraft Gesetzes als Mitglieder zusammen- 
geschlossen. um die aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung der Arbeitnehmer resultierenden Pflichten 
und finanziellen Lasten gemeinsam zu tragen. Alle 
Arbeitnehmer der Mitglieder eines Unfallversiche- 
rungsträgers sind bei diesem gegen Unfälle und 
Berufskrankheiten versichert. Die Träger der ge- 
setzlichen Unfallversichenmg verwalten sich selbst 
und führen die ihnen übertragenen Aufgaben in 
eigener Verantwortung durch. Sie werden vom 
Staat überwacht, daß die gesetzlichen Vorschriften 
und die staatlich genehmigten Satzungen eingehal- 
ten werden. Außerdem übt der Staat bei der Mehr- 
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Schaubild 38 


Organisation des Arbeitsschutzes 
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zahJ der UnfallversidierungslTäger die Fachaufsidit 
aus. 

Es gibt drei Gruppen von Unfallversidiemngsträ- 
gern: die Gewerblldien Benifsgenosseaschaften, die 
LajidwjrtsdiafUidten Berufsgeoossensdiaiten und die 
EigenunfaUversicherungsträger, Für den Bereich des 
Bundes gibt es eigene Ausführungsbehörden für 
Unfallversidaerimg, die aber aUgemein mit zu den 
EigenunfalLversicherutigsträgeTn gerechnet werden, 
Die diei Gruppen der Unfallversidierungslräger ha- 
ben zur Wahrnehmung ihrer gemeinsamen Interes- 
sen und Aufgaben auf pravatrechtlidier Grundlage 
eigene Spitzenorgane, den Hauplverband der ge- 
werblichen BenitsgenossenscbaJteiir den Bundesver- 
band der landwlrtsdiaftllchen Benifsgenossensdial- 
ten und die Bundesarbeilsgemelnsdiaft der gemeind- 
lichen UnJaLlverslcheruiigsträger geschaffen. 

Die Träger der gesetzlichen Unfallversicfaerung mit 
Ausnahme der Eigenunfallversicherungen der 
Städte, der Ausführungsbeh Orden für Unfallversiche- 
rung der Länder und der Bundesausführungsbehör- 
den für Unfallversicherung haben aufgrund der Er- 
mäditlgung des § 708 der Reidisversicherungsord- 
nung das Rechte Unfallverhülungsvorsdiriften über 
Maßnahmen der Unternehmer zur Unfallverhülung, 
über das VerhaUen, das die versicherten Arbeitneh- 
mer zur Verhütung von Unfällen zu beachten haben 
und über ärzUiche Untersuchungen von Versidier- 
len zu erlassen. Die Unfall Verhütungsvorschriften 
smd als autonome Rechtsnonnen für Mitglieder und 
Versicherte des Unfallversicherungsträgers, der die 
V^orsdirift erlassen hat, rechtsverbindlich. 

Die Entwürfe von Unfall verhütungs Vorschriften der 
gewerblichen Beruf sgenossensdiaften werden in den 
beim Hauptverband der gewerblichen Benifsgenos- 
sensdiaften eingerichteten Fachausschüssen erarbei- 
tet. Es gibt 30 Fadiausschilsse, In den Ausschüssen 
smd die fachlidi beteiligten BerufsgenossenschafteD, 
die Hersteller und Benutzer der Einridiluiigen des 
je v\' eiligen Fachgebiets, die Fach verbände der Ar- 
beitgeber, die Gewerksdiaften und weitere Sachver- 
ständige vertreten. Bei den beiden anderen Gruppen 
der UnfaMversidierungsträger gibt es entsprechende 
Einrichtungen zur Erarbeitung von ÜnfalJverhü- 
tungsvorschriften (Bundesverband der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften: Unfallverhü- 
tungsbelrat; Bundesarbeitsgemeinschaft der ge- 
meindlidien UnfallversLcherungsträger: Fadtgrup- 
pen). 

Die UnfallverhüLungsvorsdiriften der Träger der ge- 
setz liehen Unfallversicherung werden vom Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung nach Anhö- 
rung der ohi^rslen Arbeitsbehörden der Länder ge- 
nehmigt. 

Aufgrund des zweispurigen Reditssystems auf dem 
Gebiet des Arbeitsschutzes (staatliche Reditsvor- 
schrlflen, berufsgenossenschaftlidie Unfallverhü- 
tungsvorsdiriflen) gibt es neben der staatlichen Ge- 
werbeaufsicht als zweites Überwachungsorgan die 
bei den meisten Unfallversicherangslrägern einge- 
richteten Technischen Aufsiditsdienste. Diese Auf- 
sithtsdienste kontrollieren durch Tedmisdie Auf- 


Sichtsbeamte die Unfallverhütung bei den Unter- 
nehmen ihrer Mitglieder. 

Beim Hauptverband der gewerblichen Berufsgenos- 
senschaflen und bei einzelnen Berufsgenossensdiaf- 
ten sind Meß-, Prüf- und Forsdiungsfnstltute etnge- 
richtetr die die Berufsgenossenschaften bei der 
Durchführung der Uniallverhutung und Ersten Hilfe 
und bei der Bekämpfung der Berufskrankheiten un- 
sterstülzen. Der Bundesverband der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften unterhält eine eigene 
Prüfstelle für Unfallverhütung mit 12 Kommissionen. 

In verschiedenen Unfallverhütungsvorschnften sind 
ärztliche Untersuchungen der versicherten Arbeit- 
nehmer vorgeschrieben. Die Berufsgenossenschaften 
ermächligen dazu im Einvernehmen mit der für den 
medizinischen Arbeitsschutz zuständigen Behörde 
besonders qualifizierte Ärzte (berufsgenossensdiaft- 
lich ermächtigte Uberwachungsärzteb 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
führt auf den Gebieten der Unfallverhütung und 
Ersten Hilfe sowie der Bekämpfung von Beruf.s- 
krankheiten die Fadtaufsicht über die bundesunmit- 
telbaren Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
(§ 705 Abs. U 5 70Ö der Reidisversicherungsordnung). 
Hierzu rechnen die UnialJversicherungsf räger, die 
für das gesamte Bundesgebiet zuständig sind oder 
deren Bereidi sich über mindestens eine Landes- 
grenze hinaus erstreckt. Insgesamt sind es 34 ge* 
werbliche und 5 landwirtschaftliche Berufsgenossen- 
schaften. 

Die Arbeitsminisler und Senatoren für Arbeit der 
Länder üben die Fachaufsidit über die landesunmit- 
Eelbaren Träger der geselzliciien Unfallversicherung 
aus. Hierzu rechnen zwei gewerbliche Berufsgenos- 
senschaflen, 14 landwirtschaftliche Berufsgenossen* 
Schäften, 13 Gemeindeunfallversidberungs verbände 
und 6 Feuerwehrimfallkassen. 

ln verschiedenen staatlichen Arbeitsschutz Vorschrif- 
ten und in Unfallverhütungsvorschriflen der Bemfs- 
genossenschaften sind sicfaerheitstechnisd’ie Prüfun- 
gen bestimmter Einrichtungen vorgeschrieben. Diese 
Prüfungen werden von Sachverständigen der Tech- 
nischen überwachungsorganisationen durchgeführt. 
In der Bundesrepublik gibt es 11 private Tedmlsdie 
Überwach ungs- Vereine und in den Ländern Ham- 
burg und Hessen 4 staatlidie Tedmlsche Überwa- 
chungsämter« Die Technischen Überwachungsämter 
sind Behörden und unterstehen fadilidi den obersten 
Arbeitsbehörden der beiden Länder, über die pri- 
vaten Technischen Öberwadiungs-Vereine haben 
die Bundesländer nach Landesverordnungen zur Or- 
ganisation der Technischen Überwachung gewisse 
Aufsichlsrechte, Fünf Großunternehmen der che- 
mischen Industrie sind als Eigenüberwacher zu be- 
stimmten sidierbeitstedinischen Prüfungen beredi- 
ügt. Sie sind zusammen mit den 11 Tedinischen 
überwachungs- Vereinen zur Vereinigung der Tech- 
nischen Überwachungs-Vereine zusammengeschlos- 
sen. 

Zur Förderung der Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet des Arbeitsschutzes zwischen dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung, der Gewer- 
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beaufsidit der Länder, den Trägem der gesetzlichen 
Unfallversicherung, den Gewerkschaften und Arbeit- 
geberverbänden und sonstigen Verbänden und Ver- 
einigungen, die sich mit Fragen des Arbeitsschutzes 
befassen, bestehen für das Bundesgebiet die Bundes- 
arbeitsgemeinschaft für Arbeitssicherheit und die 
Deutsche Gesellschaft für Arbeitsschutz. 

Die Organisation der Gewerbeaufsicht der Bundes- 
länder einschließlich des gewerbeärztlichen Dienstes 
ist im Schaubild 39 dargestellt (s. Übersicht 21). 


Schaubild 39 


Organisation der staatiicdien Gewerbeaufsicdit und des gewerbeärztiichen 

Dienstes 



Oberste Arbeitsbehörden der Länder 
Baden-Württemb. Schlesw.-Holst 
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Die Größe der Aufsichtsbezirke der Gewerbeauf- 
sichtsämter riditet sidi in der Regel nach der Ge- 
werbedidite. Teilweise sind auch historische Gründe 
für Größe und Gestalt der Aufsiditsbezirke bestim- 
mend gewesen. Mit Ausnahme von Rheinland- 


Pfalz und der Bezirke im rheiniscfa“ westfälischen 
Industriegebiet fallen die Aufeich tsgrenzen der Ge- 
werbeaufsichtsämter mit den Grenzen der Landkreise 
zusammen (s. Schaubild 401- 


Schaubild 40 


Sitz und Aufsictitsbezirke der staatlichen Gewerbeaufstchtsamter 
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Der Bergbau untersteht einem in Gesetzen und Ver- 
ordnungen der Länder geregelten Sonderredit, das 
auch den Arbeits* und Gesundheitsschutz umfaßt 
Uber das Unfaligeschehen im Bergbau sowie über 
die Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen und 
Gefahren für die Gesundheit werden daher von den 
Ländern jährlich eigene Berichte veröffentlicht. 

Die Organisation der drei Gruppen der Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung zeigt Sdiaubild 41 
(s. Übersicht 22). Die 36 gewerblichen Berufsgenos- 
sensdiaften einschließlich der See-Berufsgenossen- 
schaft sind fadilidi, d. h. nach Gewerbezweigen, auf- 
geteilt. Für die Eisen- und Stahlindustriep die Holz- 
industrie und das Baugewerbe gibt es jeweils meh- 
rere Berufsgenossenschaften, die regional gegliedert 
sind. Jede Berufsgenossenschaft unterhält einen 
technischen Aufsichtsdienst mit Auf sich tspersonal, 
dessen Zahl je nach Gefahrengrad des Wirtsdiafls- 
zweiges zwischen 3 und 80 Beamten schwankt. Die 
Gesamtzahl der Technischen Aufsichtsbeamten be- 
trägt 780. Beim Hauptverband der gewerblichen Be- 
ruf sgenossenschaften, der die gemeinsamen Inter- 
essen und Aufgaben seiner Mitglieder koordiniert 
und nach außen wahrnimmt, kommt für den Arbeits- 
schutz der Zentralstelle für Unfallverhütung mit 
einem eigenen sicherheitstechnischen Stab besondere 
Bedeutung zu. Die Zentralstelle betreut z. B. die 
Fachausschüsse, in denen die Unfallverhütungsvor- 
schriften erarbeitet werden. 

Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften sind 
regional gegliedert. Lediglich die Gartenbau-Berufs- 
genossenschaft ist für das gesamte Bundesgebiet zu- 
ständig. Die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 


scfeaften unterhalten eigene technische Aufsidtts- 
dienste mit technischem Aufsichtspersonal, Insge- 
samt überwachen 223 Technische Aufsichtsbeamte 
die Einhaltung der Unf all verhütungs Vorschriften in 
der Land- und Fortswirtschaft. 

Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
sind im Bundesverband der landwirtschaftlichen Be- 
ruf sgenossenschaften zusammengeschlossen. Er er- 
füllt ähnliche Aufgaben wie der Haupt verband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften. Beim Bun- 
desverband ist die Hauptstelle für Unfallverhütung 
eingerichtet, die für alle gemeinsamen Belange des 
Arbeitsschutzes zuständig ist 

Träger der Eigenunfallversicherung sind 13 Ge- 
rne indeunf all versicherungsverbändep sechs Groß- 
städte, die Länder, der Bund und 6 Feuerwehninfaü- 
kassen. Für den Bereich des Bundes gibt es vier 
Bundesausführungsbehörden r 

Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung 
in WUhelmshavenr 

Aüsfühmngsbehörde für Unfallversicherung des 
Bundesministers für Verkehr — - Abt Wasserstra- 
ßen in Münster, 

Bundesbahn- Ausführungsbehörde für Unfallver- 
sicherung in Frankfurt, 

Bundespost-Ausführungsbehörde für Unfallver- 
sicherung in Stuttgart. 

Nicht alle Eigenunfaliversicherungsträger haben 
Aufsichtspersonal für Unfallverhütung. Insgesamt 
stehen für 41 Versicherungs träger 47 Technische 
Aufsichtsbeamle zur Verfügung. 


Schaubild 41 


Organisation der gewerblichen Berufsgenossenschaften, 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften und der Eigenunfaliversicherung 
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Die Eigenunfallversicheningsträger, aus genommen 
die Bundesausfühningsbehörden und die Feuerwehr- 
unfallkassen, arbeiten eng in der Bundesarbeits- 
gemeinschaft der gemeindlichen Un fall versiehe - 
rungsträger zusammen. In der Bundesarbeiisgemein- 
schaft ist die Abteilung für Unfallverhütung für alle 
mit dem Arbeitsschutz zusammenhängenden Fragen 
zuständig, 

SelbstverwaltungsDigane der Träger der gesetz- 
lichen Unfallversicherung sind die Vertreterver- 
sammlungen und die Vorstände. Beide sind paritä- 
tisch mit Vertretern der Arbeitgeber und der ver- 
sicherten Arbeitnehmer besetzt. In der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung setzen sich die Or- 
gane der Selbstverwaltung zu je einem Drittel aus 
Vertretern der versicherten Arbeitnehmer, der Selb* 
ständigen ohne fremde Arbeitskräfte und der Ar- 
beitgeber zusammen. 

Die Durchführung des Arbeitsschutzes wird von den 
staatlichen Gewerbeaufsichlsbehörden und den Tra- 
gem der gesetzlichen Unfallversicherung überwacht. 


Schaubild 42 

Durchführung der Arbeitsschutzvorschriften 
in der gewerblichen Wirtschaft 



Schaubild 43 

Durchführung der Arbeitsschutzvorsdiriften 
In der Landwirtschaft 



Während die Unfallversicherungs träger den Auf- 
trag haben, mit allen geeigneten Mitteln für die 
Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten und 
für eine wirksame Erste Hilfe zu sorgen (§ 546 der 
Reichsversicherungsordnung) und die Einhaltung der 
zu diesem Zweck von ihnen erlassenen Unfallver- 
hütungsvorschriften in den Mitgliedsuntemehmen 
durch die Technischen Aufsichtsbeamten zu kon- 
trollieren, kommen der staatlichen Gewerbeauf- 
sicht, insbesondere in der gewerblichen Wirtschaft, 
neben dem technischen Arbeitsschutz weitere Auf- 
gaben zu (z, B. Umweltschutz)* 

Der Aufgabenkatalog der Gewerbeaufsicht auf dem 
Gebiet des Arbeitsschutzes in der gewerblichen 
Wirtschaft ist umfangreicher als die Aufgaben der 
gewerblichen Berufsgenossenschaflen (s. Schau- 
bild 42). 

Im Bereich der Land- und Forstwirtschaft hat die 
Gewerbe auf sicht nur wenige staatliche Arbeits- 
schutzvorschriften durdizuführen und erfaßt hier 
nur Teilgebiete des technischen, medizinischen und 
sozialen Arbeitsschutzes. Die Hauptlast bei der 
Überwachung der landwirtschaftlichen Unternehmen 
liegt bei den tedinischen Aufsichtsdiensten der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften (s. Schau- 
bild 43). 
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Schaubild 44 


Durchführung der Arbeitsschutzvorschriften in 
den Verwaitungen und Betrieben der Länder und 
Gemeinden 



Bei der Überwachung des Arbeitsschutzes ln den 
Verwaltungen und Betrieben der Länder und Ge- 
meinden sind die Zuständigkeiten der Gewerbe- 
aufsichl begrenzt. Für diesen Bereich sind in erster 
Linie die Eigenunfallversicherungsträger für die 
Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten so- 
wie die Durchführung der Ersten Hilfe zuständig |s. 
Sdiaubild 44). 

Bei den Verwaltungen und Betrieben des Bundes 
laufen die Aufgaben der Gewerbeaufsicht und der 
Bundesausführungsbehörden für Unfallversicherung 
auf eine Unterstützung und Beratung der Dienst- 
stellen bei der Durchführung des Arbeitsschutzes 
hinaus. Überwachungsfunktionen haben Gewerbe- 
aufsicht und Unfallversicherungsträger hier nicht (s. 
Schaubild 45). 

Durch die allgemeine Verwaltungsvorschrift des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung über 
das Zusammenwirken der Träger der Unfallver- 
sicherung und der Gewerbeaufsichtsbehörden vom 
26. Juli 1968 werden die gewerblichen und landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften, die Gemeinde- 
unfallversicherungsverbände und die Feuerwehr- 
unfallkassen sowie die Gewerbeaufsichtsbehörden 
verpflichtet, auf dem Gebiet der Unfallverhütung 


und Ersten Hilfe eng zusammenzuwirken, damit die 
Vorschriften auf diesem Gebiet möglichst wirkungs- 
voll ausgeführl werden können. Zu dieser Zusam- 
menarbeit gehören ein regelmäßiger Erfahrungsaus- 
tausch, gemeinsame Betriebsbesichtigungen und Un- 
falluntersuchungen, die gegenseitige Anhörung und 
Unterrichtung sowie die Beteiligung bei der Aus- 
arbeitung sicherheitstechnischer Regeln und die ge- 
meinsame Ausbildung von Sicherheitsbeauftragten. 

In einer weiteren Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schrift des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung über das Zusammenwirken der Technischen 
Aufsichtsbeamten der Träger der Unfallversiche- 
rung mit den Betriebsvertretungen vom 21. Juni 
1968 werden die Technischen Aufsichtsbeamten zur 
engen Zusammenarbeit mit den Betriebsvertretun- 
gen auf dem Gebiet der Unfallverhütung und Ersten 
Hilfe aufgeforderl, Die Zusammenarbeit soll ln Form 
des Erfahrungsaustausches, der Beteiligung der Be- 
triebsvertretungen an den Besichtigungen der Un- 
ternehmen sowie einer umfassenden Unterrichtung 
der Betriebsvertretungen durch die Technischen 
Aufsichtsbeamten über alle Fragen des Arbeits- 
schutzes erfolgen. Die obersten Arbeitsbehörden der 
Länder haben durch besondere Erlasse ihre Ge- 
werbeaufsichtsbeamten entsprechend angewiesen. 

Durch das neue Betriebsverfassungsgesetz vom 
19. Januar 1972 werden Gewerbeaufsicht und die 


Schaubild 45 

Durchführung der Arbeitsschutzvorschriften In 
den Verwaltungen und Betrieben des Bundes 
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Unfallversicheningslräger verpflichtet, den Betriebs- 
rat bei allen in Zusammenhang mit dem Arbeits- 
schutz oder der Unfallverhütung stehenden Betriebs- 
besichtigungen und Fragen und bei Unfalluntersu- 
chungen hinzuzuziehen. Der Betriebsrat erhält die 
darüber angefertigten Niederschriften. Das Zusam- 
menwirken zwischen den Aufsichtsorganen und dem 
Belriebsral wird damit weiter intensiviert, 

über die Durchführung des Arbeitsschutzes in den 
Betrieben und die dafür zuständigen Personen und 
Einrichtungen gibt eine Aufstellung Auskunft: 

Arbeitsschutz im Betrieb 

Die Arbeitgeber sind für die Durchführung des 
Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung verant- 
wortlich. 

Die Arbeitnehmer sind für den Arbeitsschutz und 
die Unfallverhütung verantwortlich, soweit ihr 
Verhalten in staatlichen Arbeitsschutzvorschriften 
und Unfallverhütungsvorschriften geregelt ist. 

Der Betriebsrat hat bei den betrieblichen Rege- 
lungen über die Verhütung von Unfällen und Be- 
rufskrankheiten sowie über den Gesundheits- 
schutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 
oder der Unfallverhütungsvorschriften ein Mitbe- 
stimmungsrecht. Er hat auf die Einhallung des 
Arbeitsscliutzes im Betrieb zu achten und bei der 
Bekämpfung von Unfall- und Gesundhellsgefah- 
ren die für den Arbeitsschutz zuständigen Behör- 
den, die Träger der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung und die sonstigen in Betracht kommenden 
Stellen durch Anregungen, Beratung und Aus- 
kunft zu unterstützen. 

Die Slcherhellsbeauflraglen haben den Arbeitge- 
ber bei der Durchführung der Unfallverhütung zu 
unterstützen. 

Soweit ln den Betrieben Beiriebsärzte und Fach- 
kräfte für Arbeitssicherheit bestellt sind, haben 
sie den Arbeitgeber bei der Durchführung des Ar- 
beitsschutzes und der Unfallverhütung zu unter- 
stützen. 


2 Staatliche Gewerbeaufslcht 

2.1 Personalentwicklung 

In den Bundesländern waren 


Im Jahre 1971 

1698 Gewerbcaufsichlsbeamte 


im Aufsichtsdienst eingesetzt (s. Übersicht 23), 

ln der Ausbildung standen weitere 249 Gewerbe- 
aufsichtsbeamte. Bei den Mitlelinstanzen und den 
obersten Arbeitsbehörden waren 215 Gewerbeauf- 
sichtsbeamte beschäftigt. 

Die Zahl der Gewerbeaufsichtsbearaten mit Auf- 
sichtstätigkeit hat gegenüber 1970 (1659) um 

2,4 V. H. zugenommen. 
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Die stärkste Zunahme verzeichneten die bayerische 
Gewerbeaufslcht mit 32 und die nordrhein-wesl- 
fälische Gewerbeaufsichl mit 20 neuen Außendienst- 
beamten. Ein stärkerer Rückgang an Gewerbeauf- 
sichlsbeamten war in Hessen (”10) und in Baden- 
Württemberg ( — 8) festzustellen. 

Die Zahl der Staatlichen Gewerbeärzte ging von 1970 
auf 1971 um 4 Arzte zurück. Es waren in der Ge- 
werbeaufsicht der Bundesländer 


im Jahre 1971 

72 Staailiche Gewerbeärzte 


tätig. Die meisten Gewerbeärzte sind Ln Nordrhein- 
Westfalen (18) und Bayern (16) eingesetzt. 

Die Konferenz der Arbeitsminister und Senatoren 
für Arbeit der Länder hat die Arbeitsgemeinschaft 
der Leitenden Gewerbeaufsichtsbeamten beauftragt, 
neue Grundsätze zur personellen Besetzung der Ge- 
werbeaufsicht zu erarbeiten. 

2.2 Zusammenarbeit der staatlichen 
Gewerbeaufsicht 

Die Gewerbeaufsicht der Bundesländer tauscht lau- 
fend Erfahrungen aus. In der Arbeitsgemeinschaft der 
Leitenden Gewerbeaufsichlsbeamten der Länder wer- 
den allgemein interessierende Fragen und Einzel- 
probleme des Arbeitsschutzes erörtert und Wege 
für ein einheitliches Vorgehen gesucht. Für wich- 
tige Einzelfragen, wie die Einführung der elektro- 
nischen Datenverarbeitung in der Gewerbeaufsicht 
und die Auswertung des stalistisdien Materials 
nadi einheitlichen Grundsätzen oder die Personal- 
entwicklung der Gewerbeaufsichl, setzte die Ar- 
beitsgemeinschaft besondere Ausschüsse ein. 

Die Arbeitsgemeinschaft ist ein Zusammenschluß 
der Leiter der Abteilungen für Arbeitsschutz in den 
obersten Arbeitsbehörden der Länder. Der Vorsitz 
der Arbeitsgemeinschaft wechselt alle zwei Jahre. 
1971 ging er vom Leitenden Gewerbeaufsichts- 
beamten des Saarlandes auf das Land Nordrhem- 
Westfalen über. 

Die Arbeitsgemeinschaft tritt zwei- bis dreimal jähr- 
lich zusammen. An den Sitzungen der Arbeitsge- 
meinschaft nimmt regelmäßig ein Vertreter des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung teil. 
Eine der Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft fällt 
mit der Konferenz für Arbeitsschutz zusammen. 
Auf dieser Konferenz findet ein Erfahrungsaustausch 
zwisdien Vertretern des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung und den Leitenden Gewerbeauf- 
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sicbtsbeamten statt. Dadurch wird sidiergesteUl, daß 
die Vorstellungen und Wünsche der Länder recht- 
zeitig bei der Erarbeitung von Vorsdiriflen Beriidk- 
sichtigung finden. 

Die regelmäßigen Zusammenkünfte der Leitenden 
Gewerbeaufsiditsbeamten der Länder haben sidi 
bisher als nützlich und fruchtbar erwiesen und ein 
hohes Maß an Übereinstimmung für die Über- 
wachung des Arbeitsschutzes in den Betrieben ge- 
bracht, Gerade für die Betriebe ist eine einheitliche 
Auslegung der Arbeitsschulzvorsdiriften durch die 
74 Cewerbeaufsiditsämter in den Bundesländern 
von großer Bedeutung, 


2.3 Aurstchtstäligkeit 

Die slaallidie Gewerbeaufsidit der Bundesländer 
mit 74 Gewerbeall Fsiditsämtem, 1 698 Gewerbeauf* 
sichtsbeamten und 72 Gewerbeärzten hatte im 
Jahre 1971 1 417 328 Betriebe zu beaufsichtigen (s, 
Übersicht 25), 

Davon waren 

1 286 452 Betriebe mit 1 bis 19 Arbeil- 

nehmem 90 v. H, 

118 648 Betriebe mit 20 bis 199 Arbeit- 
nehmern 9 V. H. 

10 807 Betriebe mit 200 bis 999 Arbeit- 
nehmern 1 V. H. 

l 421 Betriebe mit mehr als 1000 Ar- 
beitnehmern 0, l V. H. 

Insgesamt waren in den 1,4 Millionen Betrieben im 
Jahre 1971 19 041 373 Arbeitneluner beschärtigl. 

Ein Gewerbeaufsiditsbeamter hätte danach durch- 
schniulich die Arbeitsplätze von tlOOO Arbeit- 
nehmern zu überwadien. Die Gewerbeaufsidit führte 
im Jahre 1971 737 321 Besichtigungen durch, das 

sind ]J V, H. mehr als im VorjaJir. 


Warnungen gegen Betriebe ausgesprochen, 218 Be* 
triebe mit einem Bußgeld belegt und in 355 Fällen 
eine Strafanzeige erstattet, In 203 Fällen verhäng- 
ten die ordentlichen Gerichte eine Strafe für Über- 
tretungen von Arbeilssdnitzhestimmungen. 

Trotz einer Steigerung der Aufsichtslätigkeit war 
die Gewerbeaufsichl 1971 weil von der Ziel Vorstel- 
lung entfernt, daß grundsätzlich jede Betriebsabtei- 
lung der Großbetriebe, jeder Mittelbetrieb und jeder 
unfallgelährdete Kleinbetrieb mindestens einmal 
jährlich besidUlgt werden. Hierfür gibt es verschie- 
dene Gründe. An erster Stelle ist festzuhaJten, daß 
die Gewerbeaufsidit die Überwachung des Arbeits- 
schutzes in den Betrieben nicht ah alleinige Auf- 
gabe zu bewältigen liaL Neben der Besichtigungs- 
läUgkeitf die alle Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
in den Betrieben erfaßt, sind die Gewerbeaufsichls- 
ämter in die Genehmigungsverfahren für gewerb- 
liche Bauten und für belästigende und gefährliche 
Anlagen nach § 16 der Gewerbeordnung einge- 
schaltet und erteilen für überwadiungsbedürftige 
Anlagen nach § 24 der Gewerbeordnung die Erlaub- 
nis, Auf dem Gebiet des Umweltschutzes haben die 
Gewerbeaufsichtsämter eine Vielzahl von Aufgaben 
zu erfüllen: Sie führen die für die Genehmigung 
entscheidenden Prüfungen bei den besonders um* 
weltrelevanten Anlagen nach § 16 der Gewerbe- 
ordnung durch, überwachen und beurteilen auch 
späterhin die von solchen Anlagen ausgehenden 
Um wellein Wirkungen, verfolgen Nachbarschaftsbe- 
sdi werden und ordnen in einigen Bundesländern 
selbst Maßnahmen zum Schutz der Nachbarschaft 
vor Belästigungen an; in anderen Bundesländern 
schlagen sie anderen Behörden Maßnahmen für 
Anordnungen vor. Die Aufgaben des Umweltschut- 
zes, die den hierfür besonders qualifizierten Ge- 
werbeaufsichtsbehörden übertragen sind, haben 
wachsende Bedeutung. In Verbindung mit der gleich- 
falls zunehmenden Tätigkeit für den Arbeitssdiutz 
ergibt sich eine BeUstung, die zu besonderen Über- 
legungen über die angemessene Mindestausstatiung 
dieser Behörde zwüngt. 


Die Zahl der im Jahre 1971 durdi Besidrtigungen 
erfaßten Betriebe ist von der Gewerbeaufsichl nicht 
ermittelt worden. 1970 wurden rund 22 v. H. aller 
Betriebe erfaßt. 

Die Aufsichtstätigkeit der Gewerbeaufsicht erstreck- 
te sich auf den Unfall*, Feuer- und Explosionssdiutz 
mit den Schwerpunkten Bauarbeilersdiutz im Hodi- 
und Tiefbau sowie auf den Schutz der Arbeü nehmet 
beim Umgang mit gefährlichen Arbeitssloffen, die 
Betriebsgestaltung und Betriebshygiene und im Zu- 
-sammenwirken mit den Staallichert Gewerbeärzten 
dul den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer, Be- 
sonderes Gewidil wurde im Berithtsjahr auf den 
nachträglichen Einbau von Fahrkorblüren bei Auf* 
ziigsanlagen mit offenen Fahrkörbeo. gelegt. 

Bel ihrer Aufsiditstatigkeil {s. Übersicht 26) mußte 
die Gewerbeaufsichl im Jahre 1971 1 269 254 Mängel 
in den Betrieben beanstanden, über 1 Million Be- 
anstandungen bezogen sich auf Verstöße gegen Vor- 
schriften über den Unfall-, Gesundheits- und Nach- 
barschutz. Insgesamt wurden 5 751 schriftliche Ver- 


Außerdem sind die Gcwerbeaufsichtsbeamten inten- 
siv in die Vorbereitung von staatlichen ArbeiLs- 
sdiutzvcjrsctiriften und UnfallverhütungsvorsciiTirten 
der Unfallversicherungstrüger sowie Vorschriften 
und Regeln sonstiger Organisationen, ferner in die 
Vorbereitung von Regeln des Um weltsdititzes ein- 
geschaltet. Es handelt sid: in erster Linie um Be- 
sprechungen und Sitzungen überregionaler Fach- 
aussdiüsse und Arbeitskreise. Die Gewerbeaufsidit 
einiger Bundesländer hat für ein Jahr die Zahl der 
zum Teil mehrtägigen überregionalen Sitzungen 
ausgewiesen, an denen Gewerbeaufsichtsbeamte 
Leilnahmen: 


Baden- Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Niedersadtsen 
Nordrhein.- Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 


73 Sitzungen 
50 Sitzungen 
62 Sitzungen. 
17 Sitzungen 

74 Sitzungen 
39 Sitzungen 
28 Sitzungen. 
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Durch die Sitzungen wurden 566 Arbeitstage be- 
legt. Die An- und Abreisetage müssen dieser Zahl 
noch zugerechnet werden. Diese durch überregionale 
Veranstaltungen für die Aufsichtstätigkeit in den 
Betrieben verlorene Zeit der Gewerbeaufsichtsbe- 
amten erhöbt sich weiter durch Besprechungen, 
Verhandlungen und Anhörungstermme, die die Ge- 
werbeaiifsicht mit anderen Verwaltungsbehörden, 
Gerichten und Slaatsanwaltsdiaften, Antragstellern 
und Beschwerdeführern, den Gewerksdiaften und Ar- 
beitgeberverbänden und weiteren Stellen und Orga- 
nisationen fütircn muß, durch die Vortrags- und 
Informalionsldtigkeit sowie die Lehrtätigkeit der 
(aewerbeaufsichtsbearaten und Staatlichen Gewerbe- 
drzte an Hochschulen. Berufsschulen und bei Spe- 
zialkiirsen. In Nordrhein-Westfalen nahmen 1971 
die 752 Gewerbeaufsichtsbeamten und Gewerbeärzte 
beispielsw’else an 118 682 Besprechungen, Verhand- 
lungen und Anhörungsterminen teil, sie hielten 
1 326 Vortrage vor verschiedenen Zuhörerkreisen 
und 22 Vorlesungen an Hochschulen. Obwohl diese 
Tätigkeiten die Zahl der möglichen Betriebskontrol- 
len verringert, sind sie doch für die Arbeit der Ge- 
werbeaufsichl von Bedeutung. Durch ständigen Er- 
fahrungsaustausch mit den Fachleuten der Unlallver- 
sicherungslräger und Faddeuten aus der Praxis und 
Wissenschaft kann die Gewerbeaufsicht Anschluß 
an die technische Entwnckkmg halten. 

In Kenntnis dieses Probleuns wurde in Berlin auf- 
grund des dort gültigen Gesetzes ülier die Durch- 
führung des Arbeitsschutzes vom 21. April 1953 
beim Senator für Arbeit und Soziales 1971 ein be- 
ratender Fachausschuß für Arbeitsschutz eingerich- 
tet, der sich regelmäßig über den Stand und die 
Entwicklung der Rechtsvorschriften und der tech- 
nischen Normen auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
unterrichtet und den Senator als Chef der Gewerbe- 
aufsichl bei der Durchführung des Arbeitsschutzes 
berät, ln dem Ausschuß sind Arbeitsschutzfachleule 
der ünfallversicherungslrägar. der Technischen 
überwadiungsorganisationen. der Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände, der Wissenschaft und der 
Betriebe vertreten. 

über die Tätigkeit der Gewerbeaufsicht in Zusam- 
menhang mit dem Gesetz über technische Arbeits- 
mittel wird an anderer Stelle berichtet (s. Ab- 
schnitt V. 9, S. 166). 


2.4 Arbeitsschutz In der Seeschiffahrt 

Im Jahre 1971 beanstandete die Gewerbeaufsichl 
1 1 726 Verstöße gegen Arbeitsschulzbestimmungen 
für die Sceschiflahrl. Die Überwachung des Arbeits- 
sdiutzes in der Seeschiffahrt erfordert eine enge 
Zusammenarbeit der Gewerbeaufsicht der Küsten- 
länder (Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein), Nordrhein-Weslfalens und der See- 
Berufsgcnossenschaft. 

Dieser Tatsache trägt die Allgemeine Verwaltungs- 
Vorschrift zur Aufsicht über die Durchführung der 
Arbeitssdiutzvorschiiften des Seemannsgesetzes 
vom 28. Dezember 1962 Rechnung. Die Vorschrift 
sieht vor, daß die für den Arbeitsschutz zuständigen 


I obersten Arbeilsbehörden der Küstenländer johr- 
I Iidi die Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung, für Verkehr und für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten, die See-Berufsgenossensdiaft 
sowie die obersten Landesbehoiden für Verkehr der 
Küstenländer zu einem Erfahrungsaustausch ein- 
laden. Neben diesem Erfahrungsaustausch zwischen 
den obersten Landesbehörden und den Bundesbehör- 
den zusamirien mit der See-Berutsgenossensctiaft 
hat es sidi als notwendig erwiesen, zusätzliche Ar- 
beitsgruppen zur Befiandluiig von Einzelfragen des 
Arbeitsschutzes in der Seeschiffahrt zu schaffen. Eine 
dieser Arbeitsgruppen ist die „Arbeitsgemeinschaft 
der Leitenden Gewerbeaufsichlsbeairilen der Küsten- 
länder*', die grundsälzlidie Fragen dc^s Arbeilssthul- 
zes der See.sdnf fahrt, soweit sie die Küstenländer 
betreffen, behandelt Einzelfragen des Arbeitsschut- 
zes werden von einer besonderen Arbeit.sgruppe, 
dem „Küstenländerarbeilskreis**, bearbeitet. Dieser 
Arbeitskreis befaßt sich mit der Überarbeitung be- 
stehender Rechtsvorsdiriften und der Erarbeitung 
von Richtlinien für besondere Belange des Arbeits- 
sdmizGs. So wurden Bauregeln für Seeschiffe erstellt, 
die neben den Unfallverhülungsvorschriften der See- 
Berufsgenossenschaft und den Baubestimmungen der 
Klassifikatlonsgesellschciften beim Ban von See- 
schiffen zu beachten sind. Diese Bauregeln füllen 
die ArbeitsschutzbesUmmungen des § 80 Abs. l 
des Seemannsgesetzes ans. Die Bauregeln sind in 
den Küstenländern einheitlich durch amtliche Be- 
kanntmachung eingeführl worden. 

Da bereits im Planungs- und Bausladium von See- 
schiffen umfangreiche Arbeitsschutzmaßnahmen zu 
berüdcsichligen sind, war es erforderlich, eine früh- 
zeitige Einschaltung der Arbeitsschutzbehörden und 
der See-Berufsgenossc'.nschaft bei der Beurteilung 
von Schiffsentwürfen sowie von Neu- und Umbauten 
sicherzustellen. Zwischen den obersten Arbeitsbe- 
hörden der Küstenländer, der See-Benifsgenossen- 
schaft, dem Verband Deutscher Schiffswerften, dem 
Verband Deutscher Reeder, dem Verband Deutscher 
Küstenschiffer und dem Verband Deutscher Hoch- 
seefischereien wurde eine entsprechende Vereinba- 
rung getroffen, die in den Küstenländern amtlich 
bekanntgemacht worden ist. Diese Vereinbarung 
wurde ebenfalls vom Küstenländerarbeitskreis 
vorbereitet und von der Arbeitsgemeinschaft der 
Leitenden Gewerbeaufsichtsbeamten der Küsten- 
länder beschlossen. 

Die Aufsichlstätigkeit der Arbeitsschutzbehörden 
und der See-Berufsgenossenschaft im Zusammenhang 
mit dem Neu- und Umbau von Seeschiffen erfordert 
ein enges Zusammenwirkem. Deshalb wurde ein 
„Ständiger Arbeitskreis Amt für .Arbeitsschutz — 
See-Berufsgenossenschafl“ geschaffen, ln diesem 
Arbeitskreis werden die Belange der Gewerbeauf- 
sicht der Küstenländer vom Amt für Arbeitsschutz 
des Landes Hamburg wahrgenommen. 

Damit einheitliche Maßstäbe bei der Durchführung 
des Arbeitsschutzes in der Seeschiffahrt sicherge- 
stellt sind, findet jährlich eine Arbeitstagung aller 
für den Arbeitsschutz in der Seeschiffahrt zuständi- 
gen Gewerbeaufsichtsbeamten der Küstenländer 
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statt. Die dabei ausgetausditen Erfahruagen und 
Kenntnisse gewährleisten einheitliche Arbeitsschutz- 
anfordeningen durch die Gew erbeauf sieht der Kü- 
stenländer. 

Z5 Strahlenschutz 

Können Personen wälirend ihrer beruflichen Tätig- 
keit ionisierenden Strahlen ausgesetzt sein, so sind 
sie durch technisdie und organisatorische MaBnah- 
men vor der schädlichen Auswirkung der Strahlen 
zu sdiiitzen. Durch international erarbeitete Richt- 
werte ist die höchste noch zulässige Strahlenbela- 
stung festgelegt. Zur Kontrolle der getroffenen 
Schützmaßnahmen sind regelmäßig ärztliche Unter- 
suchungen und closüne Iris che Uberwachiingen erfor- 
derlich. 

Für den Umgang mit radioaktiven Stoffen enthält 
die Erste Strahlensdiulz Verordnung die Schutzvor- 
schriften. Danach ist die Messung der PersonendosLs 
vorgesdirieben, deren Auswertung durch die amt- 
lichen Meßstellen der Bundesländer für Personen- 
dosimetrie erfolgt. Für das Jahr 1971 ergibt sich wie 
auch für die Vorjahrei daß Überschreitungen der 
höchstzulässigen Dosis werte selten sind. Die Ge- 
samtzahl der Verwender von radioaktiven Stoffen 
betrug 1971 6 494, von denen 2 272 auf den Bereich 
der Medizin und Forschung entfallen und 4 222 auf 
die gewerbliche Wirtschaft. Von den im Jahre 1971 
überwaditen Personen benü Izt en 26 B04 ( 1 970 : 

23 802) Schwärzungsfilme, 4 772 (1970 i 4 062) Kem- 
spurfilme und 1 559 (1970; 1 065) Glasdosimeter. Eine 
Überschreitung der hödistzulässigen Jahresdosis 
von 50 mJ/kg (5 rem) wurde bei 122 der über- 
wachten Personen festgestellt; das sind weniger 
als 1 V. H. ln diesen Fällen werden zusätzliche Kon- 
trollen der Arbeitsplätze und Strahlenquellen 
durchgeführt, um den Strahl ensdiutz voll zu 
gewährleisten. Die Ge werbeaufsichts beamten er- 
halten bei dieser Aufgabe die Unterstützung der 
technischen Auf sich tsdienste der Unfallversiche- 
nmgsträger. Ein Schwerpunkt der Aufsiefats- und 
Überwach ung Stätigkeit liegt in Krankenhäusern, in 
denen mit radioaktiven Stoffen umgegangen wird. 
Für den Schutz vor ionisierenden Strahlen* die von 
RÖntgeneinrichtungen ausgehen, enthalt die Rönt- 
genverordnung von 1941 Schutz Vorschriften für den 
technischen Bereich. Die mit Durchstrahlungsarbei- 
ten Beschäftigten müssen regelmäßig ärztlich unter- 
sucht werden. Es fehll jedoch im Gegensatz zum 
Umgang mit radioaktiven Stoffen die Pflicht, die 
Personendosis zu messen. Trotzdem läßt sich ein 
größerer Personenkreis freiwillig überwachen. Das 
gilt auch für den Rönlgenbetrieb im medizinisdien 
Bereich, für den bisher Schulzvor Schriften überhaupt 
fehlen. Im Jahre 1971 haben 10 542 Personen, zu 
gleichen Teilen aus dem technischen und medizini- 
schen Bereich, freiwillig die Personendosimetrie 
durchgeführt. 

Die Zahl der Überschreitungen der hödistzu lässt gen 
Dosen von 30 mJ/kg (3 rem) in dreizehn Wochen mit 
72 Fällen und von 50 mJ/kg (5 rem) pro Jahr in 38 
Fällen war gering und liegt unter 1 v. H. Über die 
Hälfte dieser Überschreitungen traten im medizini- 


schen Bereich auf. Die Aussagen können jedoch nicht 
auf die übrigen Personen, die im technischen und me- 
dizinischen Bereich einer Strahlenbelasiung ausge- 
setzt sind, übertragen werden. Die genaue Zahl die- 
ser Personen und ihre Verteilung auf die verschie- 
denen Arbeitsbereiche ist nicht bekannt, weil eine 
gesetzliche Verpflichtung zur Personendosimetrie 
fehlt und freiwillig die Perscinendosimetrie nicht 
vollständig zu erreichen ist. 

Eine neue Röntgenverordnung, mit der die Ver- 
ordnung aus dem Jahre 1941 abgelöst werden soll, 
soll den Strahlenschutz verbessern. Sie wird Anfang 
des Jahres 1973 erlassen werden und 6 Monate 
später in Kraft treten. Mit dieser Verordnung wer- 
den Schutz Vorschriften für den Betrieb von Röntgen- 
geräten im technischen und medizinisdien Bereich 
sowie von Störstrahlem {z. B. Fernsehgeräte) auf- 
gesteül. die dem heutigen Stand des Strahlenschul- 
zes entsprechen. 

2.6 Titlgkelt der Staatlichen Gewerbeärzte 

Im Jahre 1971 waren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 72 Staatliche Gewerbeärzte in eigenen Dienst- 
stellen oder in den Gewerbeaufsichlsämtem tätig. 
Der Personalbestand hat sich trotz wachsender Auf- 
gaben gegenüber dem Vorjahr um 4 Arzte verrin- 
gert. 

Die Tätigkeit der Gewerbeärzte erstreckte sich auch 
im Beridilsjahr insbesondere auf: 

— Betriebsbesichtigungen und Besprechungen bei 
Behörden, Versieh erungsliägem, Ärzten und 
Unternehmern 

— Gutachten über enlschädigungspfUchtige Berufs- 
krankheiten und andere beruflidie Erkrankun- 
gen 

— vorgeschriebene Überwachungsuntersuchungen 
und sonstige medizinische oder raedizinisch-tedi- 
nisdie Untersuchungen 

— Aufklärung (Veröffentlichungen, Vorträge, Lehr- 
tätigkeit) 

— fachwLssenschafllidie Tätigkeit in Ausschüssen, 
Gesellschaften u, ä. 

— Forschungsarbeiten 

Bei den Betriebsbesichtigungen lag ein Schwer- 
punkt der Tätigkeit bei der Beurteilung und Über- 
wachung der Arbeitsplätze* an denen die Arbeit- 
nehmer der Einwirkung von gefährlichen Arbeits- 
stoffen ausgesetzt sind. 

Die Gewerbeäxzte waren an der Durchführung der 
Richtlinie über Maßnahmen zum Schutze der Arbeit- 
nehmer gegen den Lärm am Arbeitsplatz beteiligt. 
Sie führten Expositionstests und Gehörprüfungen 
durch und berieten die Gewerbeaufsicht und die Be- 
triebe hinsichtlich technischer Maßnahmen zur Lärm- 
minderung bzw. Sofortmaßnahmen für den persön- 
lichen Schallschutz. Im Lande Rheinland-Pfalz bil- 
dete der Lärmschutz in den Betrieben den Schwer- 
punkt der gewerbeärztlichen Tätigkeit im Berichts- 
jahr. Im Rahmen dieses Programms erstellten die 


72 



Drudesache 7/189 


Deutscher Bundestag — 7* Wahlperiode 


Meßstelle für Iinraissions- und Strahlensdiutz des 
Landesgewerbeaufsidilsamles für Rheinland-PfaLz 
sowie das berufsgenossensdiaflliche Institut für 
Lärmbekämpfung in Mainz Lärmgutachten. Mit dem 
Ergebnis der zahlreichen Messungen konnte das 
.Lärmkataster" in den Betrieben erweitert werden. 

Im Rahmen der allgemeinen arbeitshygienischen Tä- 
tigkeit fiel im Berichtsjahr das wachsende Interesse 
und die Aufgeschlossenheit in den Betrieben ge- 
genüber Fragen der ergonomischen Gestaltung von 
Arbeitsplätzen auf. Der § 90 des neuen Betriebsver- 
fassungsgesetzes über die Berücksichtigung der ge- 
sicherten arbeitswissenschafllichen Erkenntnisse 
über die menschengerechte Gestaltung der Arbeit 
und die Diskussion um den Entwurf eines Gesetzes 
über die Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits- 
sicherheit haben hier Impulse gegeben, die auch zu 
einer verstärkten Nachfrage nach einer entsprechen- 
den Beratung durch die Gewerbeaufsichtsbeamten 
und die Gewerbeärzte geführt haben. Eine Reihe 
von Unternehmen hat im Berichtsjahr — im Zusam- 
menhang mit der erwarteten gesetzlichen Regelung 

— Überlegungen über die Einstellung eines Betriebs- 
arztes angestellt und dabei die Fachkenntnisse der 
Gewerbeärzte genutzt. 

Die arbeitsmedizinischen Fragen, auch auf dem Ge- 
biet der Ergonomie, sind zunehmend mit technischen 
Fragen eng verbunden. Die Entwicklung zu gemein- 
samen Betriebsbesichtigungen von Gewerbeärzten 
mit Gewerbeaufsichtsbeamten ist deshalb zu be- 
grüßen. In Nordrhein-Westfalen wurde im Jahre 
1971 etwa jede zweite Besichtigung eines Gewerbe- 
arztes gemeinsam mit einem Gewerbeaufsidils- 
beamlen durchgeführl. 

Im Zusammenhang mit dem U-Bahn- und dem Elb- 
lunnelneubau haben sich die Staatlichen Gewerbe- 
ärzte des Amtes für Arbeitsschutz in Hamburg in- 
tensiv mit Fragen des Arbeitsschutzes bei Druck- 
luftarbeiten beschäftigt. Sie setzten sich für eine 
Verlängerung der Ausschleusungszeilen bei einer 
Verkürzung der zulässigen Arbeitszeit ein und sorg- 
ten für umfassende Tauglidikeitsunlersudiungen 
der unter Druckluft Beschäftigten (mit Röntgenkon- 
trollen des Skelettsystems). 

Ferner wurden als zusätzliche Maßnahmen einge- 
führt; 

— Organisation der Krankentransporte für Druck- 
luftarbeiter 

— Besetzung der Baustellen mit geschulten Druck- 
luftsanilätem 

— Verpflichtung drucklufttauglicher Krankenhaus- 
ärzte für Unfälle 

— Bereitstellung von Krankenschleusen mit Be- 
handlungsdruck bis 5,5 kp/cm* Überdruck 

— Ausrüstung der Tunnelstrecken mit Sauerstoff- 
Selbstrettern 

— systematische gewerbeärzlliche Nachuntersu- 
chungen der Druckluftarbeiter zur Feststellung 
von evtl. Spätschäden und in diesem Zusammen- 
hang die ständige gesundheitliche Kontrolle 
durch ein Team von überwadiungsärzten 


Diese Maßnahmen trugen wesentlich dazu bei, die 
Zahl der akuten Drucklufterkrankungen zu ver- 
mindern, schwere Druckluftschäden und Todesfälle 
zu verhüten, mit größtmöglicher Sicherheit Druck- 
luftschäden am Skelettsystem vorzubeugen und das 
mit Druckluftarbeilen verbundene Gesundheits- 
risiko wesentlich herabzusetzen. Die am 4. Ok- 
tober 1972 verkündete neue Verordnung über Ar- 
beiten in Druckluft (BGBL I S. 1909) berücksidiligt 
die Erfahningen der Gewerbeärzte Hamburgs. 


3 Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 

3.1 Personaientwicklung 

Das technische Aufsichtspersonal der drei Gruppen 
der gesetzlichen Unfallversicherung ist 1971 gegen- 
über dem Vorjahr fast unverändert geblieben. Die 
Aufsichtsdienste der drei Gruppen der Unfallver- 
sicherungslräger verfügten zusammen über 

, 1 050 Technisdie Aufsichtsbeamle 

mit Außendiensttätigkeit und damit über einen we- 
niger als im Jahre 1970 (s. Übersichten 24 und 33 
Spalte 8). 

Sie verteilen sich auf die drei Gruppen: 

gewerbliche Berufsgenossenschaften 780 Auf- 
sichtspersonen 

landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 223 
Aufsichtspersonen 

Eigenunfallversicherungsträger 47 Aufsichtsper- 
sonen 

Der Rückgang um 23 Aufsichtsbeamte bei den ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften wird durch die 
Zunahme um 17 Aufsichtsbeamte bei den landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften und um 5 Auf- 
sichtsbeamte bei den Eigenunfallversicherungslrä- 
gern statistisch ausgeglichen. 

3.2 Aufslchtstitlgkelt 

3.2.1 Unternehmen, Versicherte, Betriebsbesichtigungen, 
Unfalluntereuchungen 

Die gewerblichen Berufsgenossenschaften zählten im 
Jahre 1971 als Mitglieder 1 579 372 Unternehmen 
mit 20 608 914 Versicherten (s. Übersichten 27 und 
33 Spalten 2, 3). 

Die Differenz zu den entsprechenden Angaben der 
Gewerbeaufsichl ergibt sich aus der Tatsache, daß 
sich die sachlichen Zuständigkeitsbereiche der he- 
rufsgenossenschaften und der Gewerbeaufsicht nicht 
miteinander decken. 

Bei den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
kann eine Gesamtzahl der Betriebe nicht angegeben 
werden. Den landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften ist nur die Zahl der Beitragspflichtigen be- 
kannt; sie ist jedoch nicht mit der Zahl der land- 
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wirtschaftlidien Unternehmen identisch. Genaue 
Angaben sind nur für Unternehmen mit mehr als 
20 Versicherten möglich. 

Die Zahl der Beitragspflichtigen wurde von den land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften bisher nur 
für 1970 ausgewiesen. Sie betrug 2 933 591. 

Davon waren 1 445 Unternehmen mit mehr als 20 
Versicherten. Vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung wurden für das Jahr 1971 3 247 000 
Versicherte in der Landwirtschaft errechnet (s. Über- 
sicht 33 Spalte 3). 

Wegen der besonderen Verhältnisse im Bereich der 
Eigenunfallversicherung der Gemeinden, der Länder 
und des Bundes — hier würde z. B. die gesamte Bun- 
desverwaltung als ein Unternehmen im unfallver- 
sicherungsrechtlichen Sinne gelten — wäre eine Auf- 
teilung der Unternehmen nach der Zahl der Ver- 
sicherten wenig sinnvoll. 

Von der Bundesarbeitsgemeinschaft der gemeind- 
lichen Unfallversicherungsträger wurden 1971 zur 
Zahl der Unternehmen folgende Angaben gemacht: 

Gemeindeunfallversichcrungs- 

verbände 25 683 Unternehmen. 

Eigenunfallversicherungen 

der Städte 62 Unternehmen, 

Ausführungsbehörden für 

Unfallversicherung der Länder 194 Unternehmen. 


Unternehmen, die der Aufsicht der technischen 
Aufsichtsdienste der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften unterstehen. Eine Aufstellung zeigt — ge- 
ordnet nach Betriebsgröße — , wie groß der Anteil 
der besichtigten Unternehmen 1971 war: 


Unternehmen 


davon durdi 
Besichti- 
gungen 
erfaßt 
V. H. 


mit bis zu 10 Versicherten 


13 


mit 11 bis 20 Versicherten 


38 


mit 21 bis 250 Versicherten 46 

mit 251 und mehr Versicherten ... 77 


In diesem Zusammenhang ist allerdings festzuhal- 
ten, daß die meisten Unternehmen sowohl von den 
Technischen AufsLchtsbeamten der gewerblichen Be- 
rufsgenossenschaften als auch der staatlichen Ge- 
werbeaufsicht kontrolliert werden. Im Rahmen der 
Zusammenarbeit zwischen Gewerbeaufsicht und Un- 
fallversicheningsträgem werden die Betriebsbesich- 
tigungen vielfach aufeinander abgestimmt, so daß 
insgesamt ein größerer Anteil der Betriebe besich- 
tigt werden dürfte, als die beiden Aufsichtsorgane in 
ihren Statistiken ausweisen. 


In diesen Zahlen sind 438 149 Haushaltungen und 
17 220 Unternehmen zur Hilfeleistung bei Unglücks- 
fällen, wie Feuerwehren, Rotes Kreuz, I>eutsche 
Lebensrettungsgesellschaft, Johanniter-Unfallhilfe 
usw„ nicht enthalten. 

In den genannten 25 939 Unternehmen waren 1971 
1 464 933 Personen versichert. 

Bei den Eigenunfallversicherungsträgem wurden 
vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
für das Jahr 1971 6 907 900 Versicherte errechnet. 
In dieser Zahl sind solche Personen enthalten, die 
nur durch bestimmte, meist kurze Zeit ausgeüble 
Tätigkeiten in die Unfallversicherung einbezogen 
sind, 2. B. die in Privathaushalten Beschäftigten, die 
ehrenamtlich Tätigen, die Mitglieder der freiwilligen 
Feuerwehren und der Bereitschaften des Deutschen 
Roten Kreuzes, die Mitglieder von sonstigen Hilfe- 
leistungsunternehmen, die Blut- und Gewebespen- 
der, die Arbeitslosen bei Erfüllung der Meldepflicht 
und die Beschäftigten bei nichtgewerbsmäJhgen, 
kurzen Bauarbeiten (s. Übersicht 33 Spalte 3). 

Nicht erfaßt sind dagegen die seit l. April 1971 
unter die Schülerunfallversicherung fallenden 1 1 Mil- 
lionen Schüler und Studenten sowie Kinder in Kin- 
dergärten. 


Die Technischen Aufsichlsbeamlen führten 1971 
128 963 Unfalluntersuchungen durch (s. Übersicht 33 
Spalte 10). Damit wurden rund 5,5 v. H. aller im 
Berichtsjahr angezeigten Arbeitsunfälle und Be- 
rufskrankheiten an Ort und Stelle nach Hergang 
und Ursache aufgenommen. Bei den gewerblichen 
Berufsgenossenschaften weist 1971 die Hütten- und 
Walzwerks-Berufsgenossenschaft mit 14 785 die mei- 
sten UnfaJluntersuchungen aus,- sie konnte damit 
31 V. H. der in ihren Betrieben angezeigten Arbeits- 
unfälle und Berufskrankheiten an Ort und Stelle 
untersuchen. Die Hütten- und Walzwerks-Berufsge- 
nossenschaft begründet diese weit über dem Durch- 
schnitt aller gewerblichen Berufsgenossenschaften 
hegende Zahl der Unfalluntersuchungen damit, daß 
sie in ihren Mitgliedsbetrieben mit den dort 1971 
bestellten 117 hauptamtlichen Sicherheitsingenieu- 
ren und 150 hauptamtlichen Sicherheitsmeistem eng 
Zusammenarbeiten konnte. An diesem Beispiel zeigt 
sich, wie sehr die von außen kommende Betriebs- 
aufsicht durch eine innerbetriebliche Sicherheitsor- 
ganisation unterstützt und entlastet werden kann, 
was sich, wie die Zahl der Unfalluntersuchungen be- 
weist, in einer intensiveren sicherheitstechnischen 
Durchleuchtung der Betriebsabläufe auswirkt. 

3.2.2 Sicherheitsbeauftragte 


Die 1 050 Technischen Aufsichtsbeamten aller Trä- 
ger der gesetzlichen LTnfallversicherung führten im 
Jahre 1971 763 862 Betriebsbesichtigungen durch 

und erfaßten dabei 507 500 Unternehmen (s. Über- 
sicht 28). Bei den gewerblichen Berufsgenossenschaf- 
ten wurden Lm Jahre 1971 265 205 Unternehmen 
kontrolliert, das sind knapp 17 v. H. aller 1 579 372 


Da die Bestellung sicherheitstechnischer Fachkräfte 
nicht gesetzlich vorgeschrieben ist und bisher nur 
bei größeren Betrieben auf freiwilliger Basis erfolgt, 
kommt der Tätigkeit der Sicherheitsbeauftragten in 
den Betrieben besondere Bedeutung zu. In Unter- 
nehmen mit mehr als 20 Beschäftigten hat der Unter- 
nehmer in der Regel einen oder mehrere Sicherheits- 
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beauftragte zu bestellen, die ihn bei der Durchfüh- 
rung des Unfallschutzes unterstützen und sich stän- 
dig von dem Vorhandensein und der ordnungsmäßi- 
gen Benutzung der vorgeschriebenen Schutzvorrich- 
tungen überzeugen. Es hatten 103 925 Unternehmen 
Sicherheitsbeauftragte bestellt. Insgesamt waren im 
Jahre 1971 281 700 Sicherheitsbeauftragte beschäf- 
tigt. Die Zahl der Sicherheitsbeauftragten hat im 
Berichtsjahr um 1,5 v. H. gegenüber dem Vorjahr 
zugenommen, ln der gewerblichen Wirtschaft hatten 
von 116 074 Unternehmen mit mehr als 20 Be- 
schäftigten fast 85 v. H. Sicherheitsbeauftragte be- 
stellt. 

3.2.3 Ordnungsstrafen, Anordnungen 

Wenn die Technischen Aufsichtsbeamten der Trä- 
ger der gesetzlidien Unfallversicherung bei ihrer 
.-\ufsi(htstätigkeit vorsätzliche oder grobfahrlässige 
Verstöße gegen Unfallverhütungsvorschriften fest- 
stellen. hat der Vorstand des Unfallversicherungs- 
trägers auf Meldung der Tedinischen Aufsichtsbeam- 
ten Ordnungsstrafen gegen Unternehmer oder Ver- 
sicherte zu verhängen. Bei Gefahr im Verzug kön- 
nen die Technischen Aufsichtsbeamten im übrigen 
sofort vollziehbare Anordnungen zur Beseitigung 
der Unfallgefahren treffen. 1971 wurden bei den 
drei Gruppen der Unfallversicherungsträger 25 423 
Ordnungsstrafen gegen Unternehmer, 1 303 Ord- 
nungsstrafen gegen Versicherte festgelegt und 5 040 
Anordnungen getroffen: 


Ge- 

werb- 

liche 

Land- 
wirt- 
sch ält- 
liche 

Eigen- 

unfall- 

ver- 

siche- 

Berufsgenossen- 

schaften 

rungs- 

träger 


Die hohe Zahl der Ordnungsstrafen gegen Unter- 
nehmer in der Landwirtschaft ist darauf zurückzu- 
führen, daß Geldstrafen konsecjuent verhängt wer- 
den, wenn Nachrevisionen landwirtschaftlicher Be- 
triebe erneut die gleichen Beanstandungen ergeben 
haben. 

Insgesamt ist die Zahl der Ordnungsstrafen und 
Anordnungen bei den drei Gruppen der Unfallver- 
s i (he rungs träger wie schon in den Vorjahren weiter 
zurüchgegangen. 

3.2.4 Sicherheitstechnische Beratung der Unternehmen 

Wie in den Vorjahren, haben die Technischen Auf- 
sichtsbeamten der Träger der gesetzlichen Unfall- 
versicherung auch 1971 die Unternehmer und die 
Versicherten sicherheitstedhnisch beraten und über 
geeignete Unfallverhütungsmaßnahmen informiert. 
Die Tedinischen Aufsichtsbeamlen wurden bei ihrer 


Arbeit durch ihre Unfallversicherungsträger mit In- 
formationsmaterial aller Art unterstützt. Auch die 
Vcrwaltungsarbeit der Technischen Aufsichtsbeam- 
ten wurde in immer stärkerem Umfang rationali- 
siert. 

Die technischen Aufsichtsdienste der Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung haben erkannt, daß 
Unfälle langfristig nur daim wirksam verhütet wer- 
den können, wenn die Belange der Unfallverhütung 
bereits bei der Planung der baulichen Anlagen be- 
rücksichtigt werden. In der Unfallverhütungsvor- 
schrift ^Allgemeine Vorschriften" ist festgelegt, daß 
der Unternehmer seiner Berufsgenossenschaft von 
allen Anträgen an Behörden zur Genehmigung 
neuer Anlagen oder wesentlicher Änderungen be- 
stehender Anlagen Kenntnis geben muß. Bei ver- 
schiedenen Berufsgenossenschaften hat sich dieses 
Verfahren gut eingespielt und bewährt. Die tech- 
nischen Aufsichtsdienste haben dadurch die Mög- 
lichkeit, mit den Bauherren und den Architekten 
Baupläne zu besprechen und sicherheitstechnische 
Erfordernisse bereits bei der Planung berücksichti- 
gen zu lassen. Die Berufsgenossenschaft der Stra- 
ßen-, U-Bahnen und Eisenbahnen ist beispielsweise 
in alle Planungen von Hoch-, Untergrundbahnen, 
U-Straßenbdhnen und Werkstätten- bzw. Betriebs- 
hof-Bauvorhaben im gesamten Bundesgebiet ein- 
schließlich Berlin eingeschaltet. Sie berät die Bau- 
abteilungen der planenden Städte und die von die- 
sen beauftragten Ingenieurbüros über sicherheits- 
technische Anforderungen und begutachtet im ein- 
zelnen die umfangreichen Ausfühningszeichnungen 
dieser Anlagen. Im Rohbausladium besichtigt sie die 
zahlreichen Baustellen und hat so die Möglichkeit, 
Einzelheiten, die nicht aus den PI an ungs unterlagen 
hervorgehen, an Ort und Stelle feslzulegen. Auch 
mit den Herstellern von Seilbahnen, Seilschwebe- 
bahnen und Skilifts steht die Berufsgenossenschaft 
ständig in Verbindung und berät sie über die sicher- 
heitstechnische Ausrüstung ihrer Anlagen. Dadurch 
erreicht sie — auch im Sinne des Gesetzes über tech- 
nische Arbeitsmittel — , daß nur solche Anlagen ge- 
liefert und errichtet werden, die den Anforderungen 
der Unfallverhütungsvorsdiriften entsprechen, auch 
wenn die Betreiber dieser Anlagen erst mit der In- 
betriebnahme der Bahnanlagen Mitglied einer Be- 
rufsgenossenschaft werden und im allgemeinen erst 
dann Kenntnis der von ihnen einzuhaltenden Unfall- 
verhülungsvorschriften erhalten. 

Die Bauberufsgenossenschaften mit einer aner- 
kannt hohen Unfallhäufigkeil in den Mitgliedsunter- 
nehmen haben lestgestellt, daß die Unfallverhütung 
besser und reibungsloser bei Bauvorhaben der 
öffentlichen Hand durchgeführl werden kann, da die 
staatlichen Aufsiditsbehörden und die Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung unmittelbar in den 
Ablauf des Betriebsgeschehens eingeschaltet sind. 
Das ist bei privaten Bauvorhaben in der Regel nicht 
der Fall, denn bei der heute allgemein üblichen Aus- 
schreibungspraxis werden die Belange der Unfall- 
verhütung nur oberflächlich erwähnt und im eigent- 
lichen Ausschreibungstext dann nicht mehr als ge- 
sonderte Position ausgewiesen. Da sich durch eine 
wesentlich straffene Koordinierung der Unfallver- 
hütungsmaßnahmen auf den Baustellen eine ent- 


Ordnungsstrafen gegen 




Unternehmer 

1 3 093 

22 317 

13 

Ordnungsstrafen gegen 




Versicherte 

648 

192 

463 

Anordnungen 

2 759 

2 195 

86 
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sdieidende Verbessemng des Arbeitssdiutzes er- 
reichen läßt., hat eine Bauberufsgenossensdiaft vor- 
geschlagen, die planeodeD und die bauleitenden Stel- 
len in die Unfallverhütungsarbeit mit einzubeziehen* 
Eine ganze Reihe von sicherheiLstedmisdien Maß- 
nahmen, die bei der bisherigen Ausschreibungspraxis 
jedem Einzeluntemehmer selbst überlassen bleiben, 
sollte in Zukunft bereits durch Planung und Koordi- 
nierung der Bauleitung als gesonderte Position für 
das Gesamlbauvorhaben behandelt werden. Dies 
trifft insbesondere für die Gestellung von Gerüsten 
zu, die zur Zeit teilweise mehrfach an ein und dersel- 
ben Baustelle errichtet werden müssen, da sowohl der 
Rohbauuntemehmer als auch die Unternehmer der 
Fassadenbearbeitung bis letztlich zum Dachdedcer 
jeder für die Gestellung seines eigenen Gerüsts 
verantwortlich ist. Die Bauberufsgenossenschafl 
schildert Beispiele, wo Architekten von der Möglich- 
keit der Ausschreibung besonderer Positionen für 
die Unfallverhütung Gebrauch machten. Vor der 
Vergabe der Aufträge wurden dann diese Posi- 
tionen von den Bauherren aus Einspaningsgründen 
bei der Auftragserteilung wieder gestrichen. 

Hier sollte in Zukunft für Abhilfe gesorgt werden, 
um den Belangen der Unfallverhütung vor und wäh- 
rend der Bauausführung stärkeres Gewicht und da- 
mit mehr Erfolg zu versdiaffen* 

3.3 Sonstige Madnahmen der Unfallverhütting 

Weitere Probleme, denen die Berufsgenossenschaf- 
ten ihre besondere Aufmerksamkeit widmeten, 
waren 1971 Fragen des Lärmschutzes und der Staub- 
belästigung der Arbeitnehmer in den Betrieben. 
Verschiedene Beruf sgenossensdiaJten führten 
Schallpegel- und Staubmessungen am Arbeitsplatz 
durch. In zahlreichen Fällen wurden bei besonders 
lärmexponierten Arbeitnehmern Hörtests durchge- 
führt. ln einigen Betrieben wurden bei den Beschäf- 
tigten in Reihenuntersuchungen die Hör-, Seh- und 
Reaktionsfähigkeit festgestellL 

Der Schutz der Betriebsneulinge vor Unfall gefahren 
am Arbeitsplatz spielt in der UnfalLverhütung eine 
bedeutsame Rolle. Die Bemfsgenossenschaft der che- 
mischen Industrie hat sich der Einweisung und Aus- 
bildung der Betrieb sneuiin ge — auch im Hinblick 
auf die vielen neu eingestellten ausländischen Ar- 
beitnehmer — im Berichtsjahr intensiv angenommen 
und an Hand von Statistiken gezeigt, wie sich die 
UnfallhäufigkeU mit zimehmender Dauer der Be- 
triebszugehörigkeit rückläufig entwidcelL Aus ei- 
nem Betrieb meldet die Berufsgenossenschafl zwi- 
schen dem ersten und dem dritten Jahr der Be- 
triebszugehörigkeit einen Rückgang der ünfallhäu- 
figkeit um 70 v. H. Durdi intensive InformaLions- 
und Aufklärungsarbeit haben die Berufsgenossen- 
schaftea ihre Betriebe auf die Möglichkeiten zur 
Verbesserung des Arbeitsschutzes bei Betriebsneu- 
lingen hingewiesen. 

Die von den landwirtsdhaftUchen Bemfsgenossen- 
sdiaften durchgeführten Betriebsbesichtigungen und 
Unfalluntersuchungen sowie die Beratung der Hand- 
werker verfolgten auch im Berichtsjahr das Ziel, 
vor allem die Sicherheit der baulichen Einrichtungen 


und des Zubehörs auf den Höfen zu verbessern. 
Neben baulichen und maschinentedmisdien Män- 
geln ist in der Landwirtschaft — ■ bedingt durch die 
Besonderheiten des Betriebs — häufig der sicher- 
heitstechnische Zustand elektrischer Einrichtungen 
mangelhaft Deshalb müssen nach der zweiten 
Durchführungsverordnung zum Energiewirtschafts- 
geselz elektrische Energieanlagen und Energiever- 
brauchsgeräte m landwirlschafLlidien Betrieben und 
ländlichen Anwesen nach der Inbetriebnahme lau- 
fend in bestimmten Zeiiabständen durch einen Sach- 
verständigen auf ihren ordnungsmäßigen Zustand 
geprüft weiden. Aus dem süddeutschen Bereich der 
landwirtschaftlidien Berufsgenossenschaften liegen 
die Prüfergebnisse der dort zuständigen Sachver- 
ständigen vor. 1971 wurden an 33 525 Anlagen in 
Jandwirtsdiaftlichen Betrieben Prüfungen durchge- 
führt. Kur 10,4 v. H. der Anlagen waren ohne Män- 
gel, 71,1 V, H. der Anlagen hatten Unfall- und feuer- 
gefährliche Mängel. Die Zahl aller an den geprüften 
Anlagen festgestelllen Mängel belief sich auf 
145 610, Die Zahl der Unfall- und feuergefährlidien 
Mängel betrug 70 420. Die Erhebungen zeigen, wie 
notwendig für die Durchführung der Unfallverhü- 
tung in der Landwirtschaft regelmäßige sachkundige 
Kontrollen der elektrischen Geräte und Einrichtun- 
gen sind. 

Auch im Berichtsjahr haben die Technischen Auf- 
sichts beamten der Unfallversicherungsträger neben 
der Durchführung von Betriebsbesichtigungen und 
Unfalliintersudmngen die Hersteller von Maschinen 
beraten und deren Erzeugnisse geprüft, sie haben 
an Sitzungen aller Art teilgenommen, Lehrgänge 
und Schulungen abgehalten, Vorträge in Betrieben* 
Fach- und Gewerbeschulen usw, gehalten und selbst 
an Fort bildungslehr gingen und -Veranstaltungen 
teil genommen. Außerdem erforderte die Tätigkeit 
im Außendienst eine Auswertung der Besichtigungs- 
ergebnisse mit zum Teil ausgedehntem Schriftver- 
kehr. Die Schulungen und Lehrgänge mußten 
vorbereitet und etwaige Beamte im Vorbereitungs- 
dienst betreut und ausgebildet werden. 

34 Mitarbeit ln der Normung und Im Vorschriften- 
wesen 

Im Jahre 1971 arbeiteten 485 Technische Aufsichlsbe- 
amte der gewerblichen Benifsgenossenschaften io 
415 Ausschüssen des Deutschen Normenausschusses, 
des Verbandes Deutscher Elektrotechniker, des Ver- 
eins Deutscher Ingenieure, der Industrie- und Wirt- 
schaftsverbände, der Organe des Bundes, der Län- 
der und Gemeinden, In inteniationalen Ausschüs- 
sen usw. mit. Hinzu kommt die Tätigkeit der Tech- 
nischen Aufsichtsbeamten in den bei der Zentral- 
stelle für Unfallverhütung beim Hauptverband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften eingerichteten 
30 Fadiausschüssen mit 184 Arbeitskreisen, in de- 
nen Unfa 11 verhütungs Vorschriften, sicher heilstech- 
nische RegelOi Richtlinien und Merkblätter vorbe- 
reitet werden. Die Berufsgenossenschaften stellten 
im Jahre 1971 Tecimische Aufsichtsbeamte für 838 
AussdtußsiLze ab, wobei Aufsichtsbeamte zum Teil 
in mehreren Ausschüssen und Arbeitskreisen Mit- 
glied waren. Die Berufsgenossenschaften stellten 
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damit die meisten Mitglieder neben den Vertretern 
der Gewerbeanfsidit, der Hersteller und Betreiber, 
dei Gewerksdiaflen und Arbeitgeberverbande und 
weiteren Sachverständigen. Für das Jahr 1970 bat 
der Hanptverband der gewerblichen Bemfsgenos- 
sensdiaften Einzelzahlen zur Aussdiußtätigkeit der 
Tedinisdien Aufsiditsbeamlen erraittell: 198 Tech- 
nische Aufsichtsbeamte haben regelmäßig und 111 
Tedinisdie Aufsiditsbeamte gelegentlich in den be* 
rufsgenossenschaftlichen Fachausschüssen und Ar- 
beitskreisen mitgearbeitet (396 Sitzungen mit ins- 
gesamt 809 Sitzungstagen), Für andere Normungs- 
ausschüsse wurden 13? Technisdie Aufsichtsbeamte 
regelmäßig und 54 Technische Aufsichtsbeamte ge- 
legentlich abgestellt (710 Sitzungen mit 1 148 Sit- 
zungstogen). An der Arbeit der Messekommissio- 
nen beteiligten sich 129 Technische Aufsichtsbeamte. 
Insgesamt waren durch die Tätigkeit der Techni- 
s<dien Aufsichtsbeamlen in Ausschüssen und Messe- 
kommissionen 4 835 Tage belegt, was einer ganzjäh- 
rigen Beschäftigungen von 25 Technischen Aufsichts- 
beamten entspricht, die für die eigentliche Außen- 
diensttätigkeit mit Betnebsbesichtigimgen und Un- 
rallmitersuchungen ausfallen. Allerdings gitl auch 
hier, daß gerade der technische Erfahrungsaus- 
tausch in den Ausschüssen für die Technischen Auf- 
sichtsbeamten von besonderer Bedeutung für ihre 
UberwachungS“ und Beratungstätigkeit in den Be- 
trieben ist, 

Uber die Tätigkeit der Träger der gesetzlichen Un- 
fallversicherung im Zusammenhang mit dem Gesetz 
über technische Arbeitsmittel wird an anderer Stelle 
berichtet (s. Abschnitt V. 5.5, S. 162). 

3.5 Beltragszuschläge und Beftragsnechlisse 

Nach § 725 Abs. 2 der Reichsversidierungsordamig 
sind von den Berufsgenossenscfaaften nach Zahl und 
Schwere der eingetrelenen AibeitsunfälJe bei den 
einzelnen Unternehmen Nachlasse zu gewähren 
oder Zuschläge zu erheben. Damit soll die Unfall- 
verhütung zusätzliche wirtschaftliche Anreize er- 
hallen. Im Unfallverhütungsberichl 1965 (Drucksache 
V/1470, S. 120) ist über das Verfahren Näheres aus- 
geführt worden. Den Kernpunkt des Verfahrens bil- 
det in den meisten Fällen die Feststellung, in wel- 
chem Umfang das einzelne Uolemehmen mit Ar- 
beitsunfällen belastet ist. Das Verhältnis, in dem 
sich die Belastung des einzelnen Unternehmens zur 
Gesamtbelastung des Gewerbezweigs oder der Mit- 
gliedergesamtheit bewegt, ergibt die Grundlage für 
die Festsetzung eines Zuschlags oder eines Nachlas- 
ses. Dabei sind die Methoden, die zur Feststellung 
des maßgebenden Verhältnisses angewandt werden, 
sehr unterschiedlich. In einigen Fällen spielt eine für 
jedes Unternehmen besonders zu emiittelnde „Un- 
fallmeßzahr die aussdilaggebende Rolle, in der sidi 
sowohl die Anzahl der gemeldeten Unfälle als auch 
die an den Folgen gemessene Schwere der Unfälle 
niedersthlägt. Sehr unterschiedlich ist auch ge- 
regelt, welche Unfälle überhaupt berüdcsichtlgt wer- 
den. In einigen Fällen wird nur die Unfallast des 
vorangegangenen Kalenderjahres, in anderen auch 
die früherer Jahre bewertet. Außer Betracht blei- 
ben vielfach Berufskrankheiten, ln einigen Fällen 


auch Unfälle, die durch höhere Gewalt oder Ver- 
schulden Dritter verursacht wurden, ausnahmsweise 
ferner Unfälle bei Gemeinschaftsveranstaltimgen 
und Sportunfälle. 

Die besondere Umlage für das Lastenausgleidis- 
verfahren nach Artikel 3 des Unfallversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der Fassung von Artikel 2 
I 4 des Finanzänderungsgesetzes bleibt außer Be- 
Lradit. 

Tm Jahre 19?1 haben 9 gewerbliche ßerufsgenossen- 
schäften nur Zusdiläge auferlegt, 18 gewerbliche 
Berufsgenossenschdften gewährten nur Nachlässe. 

Ein kombiniertes Verfahren (Zuschläge und Nach- 
lässe} wendeten 9 Bemfsgenossenschaften an. Die ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften haben im Jahre 
1971 für Beitragszusdiiäge insgesamt 47,2 Millionen 
DM erhoben, was 1,2 v. H. des Umlagesolls aus- 
macht. Dabei schwanken die v^ H. -Sätze zwisthen 
0.01 V. H. und 13,7 v, H. bei den verschiedenen Be- 
rufsgenossenschaften. Die Gesamtsumme der Bei- 
tragsnachlässe betragt 158,3 Millionen DM oder 
4,1 V. H. des Umlagesolls für die gewerblichen Be- 
niisgenossenschaften. 

Die V. H. -Sätze für Beitragsnachlasse der einzelnen 
gewerblichen Berufsgenossenschaften bewegen sich 
zwischen 0,13 v. H. und 10,58 v. H. des Umlagesolls, 
Diese v. H. -Sätze der Bei tragsum Verteilung können 
nur den Durchschnitt der Beitragszusdiiäge oder 
-nachlässe einer Berufsgenossenschaft, bezogen auf 
das Beitragsaufkommen aus allen versicherten Un- 
ternehmen, wiedergeben. Für den einzelnen Betrieb, 
der in das Zu- oder Abschlagsvetfahreii einbezogen 
wird, liegen diese v. H. -Sätze, bezogen auf seine 
Beltragshöhe, unterschiedlidi hoch. Dabei ist auch 
zu berücksichtigen, daß der Anteil der versicherten 
Unternehmen, die für das Zu- oder Abschlagsverfah- 
ren herangezogen werden, bei den verschiedenen 
Berufsgenossenschaften große Unterschiede auf- 
weist. So beziehen z, B, 3 Berufsgenossenschaften, 
davon l ßerufsgenossensdiait mit nur 3? 000 Mit- 
gltedsbe trieben, von allen bei ihnen versicherten 
Unternehmen nur 1 — 2 v. H. und weitere 5 Be- 
rufsgenossensehaften weniger als 10 v, H. der Un- 
ternehmen in das Verfahren ein, während 2 Be- 
rufsgenossenschaften — darunter die Bemfsgenos- 
senschafl mit den meisten, nämlich 300 000 Mit- 
gUedsbelrieben — für mehr als 90 v. H. ihrer Mit- 
gliedsbetriebe und weitere 10 Berufsgenossenschaf- 
ten für mehr als 80 v. H. ihrer Milgliedsbetriebe 
Nachlässe einräumen oder Zuschläge fordern. Durch- 
schnittlich erfassen alle 36 gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften etwa 45 V. H. der Unternehmen mit 
Beitragsnadüässen und -Zuschlägen, 

Die Höhe der Zuschläge und Nachlässe sowie die 
Anteile vom Umlagesoli sind für die einzelnen ge- 
werblichen Berufsgenossenchaften in Übersicht 34 
des Anhangs ausgewiesen. 

Die Gemeindeunfallversidierungsverbande und 
Feuerwehrunfallkassen können das Zuschlags- und 
Nachlaß verfahren auch einführen. Im Jahre 1971 
wurden nur Nadilässe gewährt, und zwar 1,9 Mil- 
lionen DM, 
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Der Unfallverhütungsberidit 1968/69 (Drudcsadie 
VI/ 1970 S. 61) enthielt in den Sdiaubildem 33 bis 35 
Gegenüberstellungen der ira Zuschlags- oder Nach- 
laßverfahren bei den einzelnen Berufsgenossen- 
schaflen umverteilten Teile der Umlage und der 
Unfallhäufigkeit. Sie widerlegten die Vermutung, 
daß das Verhältnis der beiden Größen zueinander 
etwas über die Wirksamkeit des angewandten Ver- 
fahrens aussagen könnte. Deshalb wurde die Ab- 
sicht angekündigt, die Wirksamkeit der Verfahren 
nach § 725 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung 
auf andere Weise zu prüfen. Zu diesem Zwech wur- 
den die gewerblichen Berufsgenossenschaflen ein- 
gehend befragt und ihr Bericht analysiert und mit 
ihnen erörtert. Als Ergebnis ist festzuhalten: 

Es hat sich bestätigt, daß auch ein über mehrere 
Jahre hinweg geführter Vergleich der Unfallhäufig- 
keit und der Höhe der im Zuschlags- oder Nachlaß- 
verfahren verteilten Umlageanteile keinen Auf- 
schluß darüber erbringt, ob das eine oder andere 
Verfahren die Entwicklung der Unfallhäufigkeit 
günstiger beeinflußt. Es ist zu vermuten, daß das 
mehrere Gründe hat. Zunächst unterscheiden sich 
die von den einzelnen UnfallversLcherungsträgern 
angewandten Verfahren voneinander nicht nur im 
Hinblick darauf, ob Zuschläge oder Nachlässe vor- 
gesehen sind, sondern in verschiedenen anderen 
Bedingungen. Bei einigen Verfahren ist z. B. der zu 
verteilende Anteil der Umlage in der Satzung fest- 
gelegt, während er bei anderen entsprechend der 
jeweiligen Entwicklung von Jahr zu Jahr wechselt. 
Deshalb fehlt es an Vergleiciismöglichkeiten. Außer- 
dem ist das Zuschlags- und Nachlaßverfahren auch 
nur einer von einer ganzen Reihe von Faktoren, die 
auf die Unfallhäufigkeit einwirken können; aus Ge- 
samtzahlen, in denen die Ergebnisse vieler Unter- 
nehmen verschiedener Art und Größe zusammenge- 
faßt sind, läßt sich nicht ablesen, welches Gewicht 
die einzelnen Faktoren haben. 

Offenbar sind auch die Untemehmensgrößen von 
Einfluß. Wenn man die Unternehmen nach Größen- 
klassen aufteill, zeigt es sich, daß innerhalb einer 
Berufsgenossenschaft in der Regel in der Gruppe 
der Unternehmen mit wenig Beschäftigten ein grö- 
ßerer Teil des Beitragsaufkommens durch Zuschläge 
oder Nachlässe uraverteilt wird und eine größere 
Zahl von Unternehmen davon betroffen wird als in 
der Gruppe der Unternehmen mit vielen Beschäftig- 
ten. Außerdem haben die Berufsgenossenschaften 
festgestellt, daß der Kreis der Unternehmen, die 
einen Zuschlag oder Nachlaß erhalten, bei den klei- 
neren und auch bei den mittleren Unternehmen von 
Jahr zu Jahr wechselt, wahrend in der Gruppe der 
großen Unternehmen der Wechsel w^eniger stark ist. 
Darüber, ob die Einführung der Zuschläge oder 
Nachlässe die Unternehmen veranlaßt hat, die Un- 
fallverhütung zu verbessern, gehen die Ansichten 
der Berufsgenossenschaften auseinander. Die Be- 
rufsnossenschaften unterrichten ihre Technischen 
Aufsichtsbeamten darüber, welche Unternehmen be- 
sonders belastet oder nicht entlastet wurden, und 
veranlassen, daß diese Unternehmen außer der 
Reihe überprüft und besonders beraten werden. Wie 
das Verhalten der Unternehmen durch die Aus- 
sicht auf Zuschläge oder Nachlässe zum Unfallver- 


hütungsbeitrag tatsächlich beeinflußt wird, ließe 
sich nur durch eine gezielte, vergleichende Untersu- 
chung einzelner Unternehmen gleicher Art festslei- 
len. Die bisher erreichbaren Unterlagen lassen eine 
Analyse des einzelbetrieblichen Geschehens nicht zu. 

3.6 Öffentlichkeitsarbeit 

Durch eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit und ein 
breit gefächertes Angebot von Informationsmitteln 
unterstützten die Träger der gesetzlichen Unfall- 
versicherung im Jahre 1971 die Aufsichtstätigkeit 
ihrer Technischen Aufsichtsbeamten. Durch Werbe- 
mittel aller Art sollen die Arbeitnehmer und Unter- 
nehmer angesprochen und mit dem Gedanken des 
Arbeitsschutzes vertraut gemacht werden. Ziel aller 
Aufklärungsaktionen ist es, die Beschäftigten in den 
Betrieben, auf den Baustellen und in kommunalen 
Einrichtungen zum sicheren Arbeiten und Handeln 
anzuhalten und dem angesprochenen Personenkreis 
Wege und Möglichkeiten aufzuzeigen, wie Unfälle 
verhindert werden können. 

Die Öffentlichkeitsarbeit der Unfallversicherungs- 
träger war auch im Berichtsjahr wieder umfangreich. 
Für die Werbung und Aufklärung wurden Zeit- 
schriften, Broschüren, Tasdienbücher, Merkblätter, 
Unfallverhülungsbilder, Plakate, Kalender, Filme 
und Tonbildschauen eingesetzt. Auch auf Messen, 
Ausstellungen, in Lehrschauen, auf Kongressen und 
in Vortragsveranstaltungen wurde intensiv für die 
Arbeitssicherheit geworben. 

Neben ihren Jahresberichten und den zum Teil in 
hoher Stückzahl periodisch erscheinenden Mittei- 
lungsblättern oder Fachzeitschriften, die den Mit- 
gliedsunternehmen und allen anderen interessier- 
ten Kreisen zugänglich sind, haben die gewerblichen 
Berufsgenossenschaften im Jahre 1971 

96 432 Gesamtausgaben von Unfallverhütungs- 
Vorschriften 

227 485 Teilausgaben von Unfallverhütungsvor- 
schriften 

2 927 528 Einzelausgaben von Unfallverhütungs- 
Vorschriften 

421 162 Sicherheitstechnische Richtlinien 
44 622 Sicherheitsregeln 
1 19 455 Sicherheilstechnische Grundsätze 
844 357 Sicherheitstechnische Merkblätter 
26 220 sonstige Informationsschriften 
verteilt. 

Vom Hauptverband der gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften liegt für 1971 eine Aufstellung der allein 
von ihm eingesetzten Informationsmittel zum Thema 
Unfallverhütung vor. 

Der Hauptverband gab heraus: 

an monatlichen Zeitschriften rund 9,4 Millionen 
Stück 

an Broschüren rund 2,8 Millionen Stück 
an Kalendern rund 1,2 Millionen Stück 
an Plakaten 33 000 Stück. 
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Außerdem veröffentlidite der Hauptverband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften Presseinfor- 
malionen, die eine Gesamtauflage von ca. 56 Mil- 
lionen erreichten. In Vortragsveranstaltungen wurde 
ein großer Personenkreis angesprochen. Unfallver- 
hülungsfilme waren mit 258 Titeln und I 348 Kopien 
im Verleih. Es wurden 9 000 Vorführungen vor ca. 
700 000 Zuschauern abgehalten. Der Hauptverband 
veranstaltete drei Pressekonferenzen. 

Zusätzlich zu diesen die Unfallverhütung allgemein 
ansprechenden Informationsmitteln führte jede der 
36 gewerblichen Einzelberufsgenossenschaften für 
ihren Wirtschaftsbereich eine intensive Öffentlich- 
keitsarbeit durch, die sich besonders der branchen- 
spezifischen Probleme der Unfallverhütung annah- 
men, In diesem Zusammenhang wurde umfangrei- 
ches Informationsmaterial verteilt, das sich in der 
Regel mit Spezialfragen befaßte. 

Am Beispiel der Berufsgenossenschaft mit der höch- 
sten Versichertenzahl (über 2 Millionen), der Berufs- 
genossenschaft der Feinmechanik und Elektrotech- 
nik, sollen Vielfalt und Umfang der eingesetzten 
Informationsmittel gezeigt werden. Die Berufsge- 
nossenschaft gab im Jahre 1971 heraus: 

Auflage 


a) Druckschriften 

Elektrizität — Niederspannung — Hoch- 
spannung 300 

Maschinen-Montagearbeilen — gefähr- 
liche Stoffe 1 000 

Leitern — Masten — Werkzeuge — 
Elektrizität 2 000 

Arbeitsmachinen — brennbare und 
schädliche Stoffe 1 800 

Körperschutzmittel 1 400 

Den Menschen gewinnen zur Sicherheit . 600 

Der Arbeitsunfall findet nicht statt •... 1 800 

Der Arbeitsschutz im Ausbildungsplan . 3 200 

Sicherheit, eine verantwortungsvolle 
Aufgabe 4 100 

Sicherheit populär gemacht * . . . 600 

Von Kopf bis Fuß 1 200 

Wie man Sicherheit organisiert 100 

Auf ein Wort 12 500 

Enrico 900 

Haben Sie fünf Minuten Zeit? 250 

Checklisten 950 

Lernprogramm »Die fünf Sicherheits- 
regeln* 1 500 

Sicherheit von A — Z 

für junge Elektriker 2 700 

für junge Metallarbeiter 1 600 

Holzbearbeitung 450 

Gasschweißer 1 400 


Auflage 


Farbspritzer 600 

Pressenarbeiter 700 

Kranführer und Anbinder 300 

Fahrer von Fluförderzeugen 1 300 

Elektroschweißer 700 

für die Metallbearbeitung (nur fremd- 
sprachig) 2 000 

Arbeitskleidung (nur fremdsprachig) . l 600 


b) Faltblätter 

500 

Die unterschätzte Gefahr (Begleitheft zur 


Tonbildschau) 800 

Augenschutz (nur fremdsprachig) 2 000 

Umgang mit giftigen Stoffen (nur fremd- 
sprachig) 2 000 

Sicherheit beim Tragen von Lasten (nur 
fremdspradrig) * - 2 500 

Lackierarbeiten (nur fremdsprachig) . . l 500 

Holzbearbeitungsmaschinen (nur fremd- 
sprachig) 1 500 

Werkzeugmaschinen (nur fremdsprachig) 2 000 

Ordnung am Arbeitsplatz, Pflege des 
Werkzeugs (nur fremdsprachig) 4 000 

Signaltafeln - 800 

Regelmäßige Prüfung 1 200 

Schutzbriefe 2 500 


c) Sonstige Druckschriften 

Tips für die Sicherheit am Arbeitsplatz 


(mehrsprachig) 10 000 

Lemprogramm »Sichere Arbeit im che- 
mischen Laboratorium* 5 000 

Merkheft »Bedienen von Kunststoff- 
Spritzgießmaschinen* 5 000 

Mängelmeldeblödce 5 000 

d) Periodisch erscheinende Druckschriften 

Zeitschrift »Impuls* 3 690 000 

Zeitschrift »Die Brücke" 930 000 

Verwaltungsbericht 7 640 

Technischer Jahresbericht II 000 

Kalender für Meister 22 600 

e) Plakate 

Die fünf Sicherheitsregeln für Elektro- 
arbeiten 10 000 

Elektrowerkzeuge auf Sicherheit prüfen . 10 000 

Keine Wartungsaibeiten an bewegten 
Maschinenteilen 10 000 

Richtiges Lagern und Stapeln 10 000 
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Auflage 

f) Aufkleber 

(zum Teil mehrspradiig) 251 800 

g) Sonstiges Werbematerlal 27 130 


Die Benifsgenossensdiaft der Feinmedianik und 
Elektrotechnik stellte außerdem im Berichtsjahr 
einen farbigen Unfallverhütungsfilm her. Die 66 
Unfallverhütungsfilme und 19 TonbiLdsdianen, die 
der Berufsgenossensdiaft bereits zur Verfügung 
standeüi wurden 1971 1 665mal vor 27 128 deut- 
schen und ausländisdien Arbeitnehmern gezeigt- 
Die Berufsgenossenschaft gab außerdem in einer 
Auflage von 100 000 Exemplaren eine Sonderaus- 
gabe des Mitteilungsblattes ^Die Brücke“ heraus, 
in dem die neue Straßenverkehrsordnung erläutert 
wurde* 

Auch auf nationalen und inlerDationalen Ausstel- 
lungen werben die Berufsgenossenschaften für die 
Unfallverhütung. Die Lederinduslrie'-Berufsgenos- 
sensdiaft beteiligte sich z. B. 1970 im Verlauf 
der *,Semaine internationale du Cuir“ an einer 
Gerbereimascfainenausstellung. Die Berufsgenossen- 
schaft führte dabei eine TonbÜdsdiau und einen 
Kurzfilm über die Probleme der Verhütung und 
Bekämpfung von Bränden in Lerderspritzaniagen ln 
den Sprachen Deutsch, Englisch, Französisch und 
Niederländisch vor. Die Tonbildschau fand großes 
Interesse; sie wurde im Anschluß an die Messe aus 
England und den Niederlanden angefordert. 

Die Bemfsgenossen Schaft für den Einzelhandel nahm 
mit Beratungsständen und Ausstellungen an Lebens- 
mittelmessen teil und bot hier Beratungsgespräche 
über Fragen der technischen und psycholo gl sehen 
Unfallverhütung an. 

Die landwirtschaft liehen Berufsgenossenschaften be- 
rieten 1971 12 924 Hersteller, Handwerker, Bürger- 
meister und Poll ze i di ensls teilen. Sie zeigten 2 379 
UnfailverhütungS'Tonfilme vor 77 706 Besuchern, 
gaben 554 Presseveröffentlichungen heraus, nah- 
men an 36 Rundfunkreportagen und 7 Fernsehsen- 
dungen teil und veranstalteten 40 Lehrsdiauen mit 
Beratungsständen auf landwirtsdiaftlidien Ausstel- 
lungen. Dabei führten sie 827 Ausslellungsberatun- 
gen durch. Die landwirlsthaftlidien Berufsgenos- 
senschaften verteiUen 859 744 Un fall verhüt ungs- 
merkblätler und Plakate, Außerdem gaben sie 
3 748 596 Mitteilungsblätter, Zeitschriften und Jah- 
resberichte heraus- -Audi das Unfall verhütungspreis- 
aussdireiben für die Landjugend wurde wieder 
veranstaltet. 

Da in der Landwirtschaft ältere Menschen über 65 
Jahre vielfach noch müarbeilen und die Unfälle bei 
diesem Personenkreis für die landwirtschaftlichen 
BeruFsgenosensdhaften ein besonderes Problem 
darsteJlen, haben die landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften 1971 mit einem Merkblatt die äl- 
teren Menschen in der Landwirtsdiaft zur vermehr- 
ten Vorsicht aufgemfen und die jungen Menschen 
in der Landwirtschaft zur Hilfe für die älteren an- 
geregt und hierfür praktisdie Ratschläge gegeben. 


Im Bereich der Bundesbahn wurde 1971 in einer 
Stückzahl von 430 000 Exemplaren der Sozialkalen- 
der mit Beispielen aus der Unfallverhütungs- und 
Sozialpraxis verteilt. 

Die Hauptlast der Öffentlichkeitsarbeit auf dem Ge- 
biet der Unfallverhütung liegt bei den Unfallver- 
sicherungsträgera* Sie werden durch Aktivitäten der 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, der Be- 
triebe und sonstiger Organisationen unterstützt. 
Die staatlichen Stellen können sich wegen fehlender 
oder begrenzter Haushaltsmittel nur in geringem 
Umfang in die öffentUchkeitsarbeit einschalten. Die 
Deutsche Bundespost leistet seit 1970 mit ihrer 
Brief mark en-Dauerserie „Unfallverhütung“ einen 
Beitrag in der Werbung um mehr Sicherheit am Ar- 
beitsplatz* 


3.7 Tätigkeit der Meß-, Prüf- und 
Forschungsinstitute 

3J.1 Staub-Forschungslnstftyt beim Htuphferbaitd der 
gewerblichen ßarufsgenossanichaften 

Das Stdub-ForschungsinsÜhit ist eine Einrichtung des 
Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften; es ist ausdiließlidi im Bereich des tech- 
nischen Arbeitsschutzes tätig. Sein Sachgebiet um- 
faßt alle am Arbeitsplatz vorkommenden 

— ' gesundheitsschädlichen Stäube und Gase [luft- 
getragene gesundheitsschädliche Fremdstoffe) 

— Stäube, die mit Luft explosionsfähige Gemische 
bilden können 

— ionisierenden Strahlen von offenen und um- 
schlossenen radioaktiven Stoffen. 

Das Institut halte Ende 1979 etwa 40 Mitarbeiter, 
unter ihnen neun Naturwissenschaftler und Inge- 
nieure* 

Im einzelnen werden bearbeitet: 

— Entwicklung und Erprobung von Meß- und 
Analyseverfahren für Stäube, Gase und radio- 
aktive Stoffe 

— Analyse von gefährlichen Arbeitsstoffen und 
betriebliche Untersuchungen zur Beurteilung von 
Arbeitsplätzen, Erarbeitung von Vorschlägen für 
Schutzmaßnahmen 

— Entwicklung von Prüfverfahren und Prüfung von 
Arbeitssdmtzmitleln (Atemschutzgeräte gegen 
Stäube, Filter und Filtermaterialien; Schutz- 
helme und Sicherhejtsschuhe) 

— Durdiführung von Slrahlensdiutzkursen, Kursen 
über Staubmessung und Staubbekämpfung am 
Arbeitsplatz, Veranstaltung der „Internationalen 
Staubtagung“ 

— Mitarbeit bei der Vorbereitung von Vorschriften, 
Nonnen und Regelwerken (z. B. in den berufs- 
genossen chaftUchen Fachausschüssen, im Deut- 
schen Normenausschuß, in der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft, beim Verein Deutscher 
Ingenieure) 
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Probenahme-, Meß- und Analysenlech nik 

Die bisherigen Grundlagen der Staubmessung am 
Arbeitsplatz wurden weiterentwickelt. Für überwa- 
diungsprogramme sind die Eignung von Probe- 
nahmegeräten, die Planungen und Durchführung 
der Messungen sowie einheitliche statistische Ent- 
scheidung skriterien aufgestellt worden. 

Untersuchung gefährlicher Arbeitsstoffe 

Mit Unterstützung der Berufsgenossenschaften wur- 
den die Hersteller von Polier- und Schleifmitteln 
veranlaßt, ihre auf dem Markt befindlichen Pro- 
dukte auf den Gehalt an silikogenen und radio- 
aktiven Bestandteilen untersuchen zu lassen. Bis- 
her wurden 300 Produkte analysiert, Ziel dieses Pro- 
gramms ist die Herausgabe eines Reports mit Aus- 
sagen, welche Produkte zur Verhütung von Erkran- 
kungen besonders zu empfehlen sind. 

Nach Abstimmung mit den Berufsgenossenschaften 
wurden die Vorarbeiten eines über 5 Jahre laufen- 
den Forschungsprogranuns * Ermittlung explosions- 
technischer Kenndaten zur Verhütung von Staubex- 
plosionen und deren Folgeschaden“ aufgenommen. 

Betriebliche Untersuchungsprogramme zur Feststellung des 
Zusammenhangs zwischen Gesundheitsgefahren und 
Schadstoffgehalt ' 

Eine Untersuchung über die Gefahren durch Blei- 
staub in den Betrieben der Akkumulatorenindustrie ' 
konnte weitgehend zu Ende geführt werden. Mit 
diesem Programm wird das Ziel verfolgt, zur Klä- 
rung der Zusammenhänge zwischen Bleikonzentra- 
tion der Luft und Häufigkeit der Erkrankungen bei- 
zutragen. Außerdem sollen die Maßnahmen aufge- 
zeigt werden, die eine Verringerung des Bleistaub- 
gehalts an Arbeitsplätzen gewährleisten. 

Mit der starken Zunahme des Asbestverbrauchs und 
dem Bekannlwerden verschiedenartiger Erkrankun- 
gen sind die Gefahren durch Asbeststaub weltweit 
zu einem dringenden Problem geworden. Bei den 
von den Berufsgenossenschaften eingeleiteten Maß- 
nahmen zur zentralen Erfassung und überw^achung 
des gesamten beruflich Asbeststaub exponierten 
Personenkreises ist das Institut mit eingesdialtet. In 
diesem Rahmen ist auch die Konzipierung eines For- 
schungsprogramms zur Feststellung der Gesund- 
heitsgefahren durch Stäube asbesthaltiger Bremsbe- 
läge zu sehen, das über zwei bis drei Jahre laufen 
wird und in Zusammenarbeit mit zwei arbeitsmedi- 
zinischen Instituten vorgenommen wird. 

Sonderaufgaben 

Von der Kommission gesundheitsschädlicher Ar- 
beitsstoffe der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
wurde 1971 erstmals ein MAK-Wert für silikogene, 
d. h. quarzhaltige Stäube bekanntgegeben. Die Be- 
gründung dieses MAK-Wertes stützt sich wesent- 
lich auf eine vom Staub-Forschungsinstitut zusam- 
mengestellte Dokumentation. 

Aufgrund aktueller Einzelfälle aus der Praxis des 
Arbeitsschutzes stellte sich die Notwendigkeit, ge- 
ringe Konzentrationen an Quecksilber sowie an 
Trichlor- und Pentachlornaphthalin in der Atemlufl 


nachzuweisen. Zur Bearbeitung dieser Einzelaufga- 
ben war ein umfangreicher Analysenaufwand mit 
einer speziellen Ausarbeitung bzw. methodischen 
Anpassung der Analysenverfahren erforderlich. 

Messungen und Analysen, Beratungen zur Beurteilung von 
Arbeitsplätzen 

Auf Anforderung der Berufsgenossenschaflen wur- 
den in 147 Betrieben und an 849 Arbeitsplätzen 
Staubmessungen durchgeführl. 

An 17 V, H. der Arbeitsplätze war die zulässige 
Konzentration sicher überschritten; an 29 v. H. der 
Plätze sicher unterschritten. 

415 Arbeitsplätze, insbesondere aus der Asbesltex- 
tilindustrie, wurden aufgrund betriebseigener Mes- 
sungen überwacht, 

Beratungen über Schutzmaßnahmen 

Auf Veranlassung der Berufsgenossenschaften 
wurde das Institut in 40 Betrieben zu Beratungen 
über lüftungstechnische und entstaubungstechnische 
Maßnahmen herangezogen. Mit den hierbei ausge- 
sprochen Empfehlungen soll eine Verbesserung der 
gewerbehygienischen Verhältnisse an 2 000 Arbeits- 
plätzen erreicht werden. Dafür wird ein Kosten- 
aufwand von durchschnittlich 6 500 DM pro Arbeits- 
platz erforderlich sein; je nach Betriebsart kann der 
Aufwand zwischen 1 000 und 14 000 DM je Arbeits- 
platz liegen. 

Prüfung von technischen Schutzeinrichtungen 
und Arbeitsschutzmittein 

Die Anlage zur Prüfung von Schutzhelmen wurde 
durch eine Anordnung zur selektiven Filterung der 
Eigensdiwingungen des Systems „Schutzhelm-Prüf- 
kopf“ erweitert. 

Die Prüfung von Sicherheitsschuhwerk wurde durch 
eine Prüfung der Durchtriltssicherheit von Schuh- 
sohlen nach DIN 4843 ergänzt. Hierzu mußte eine 
Zug-Druckmaschine angeschafft und Ln Testversu- 
chen für diesen Zweck erprobt werden. 

Anzahl der geprüften Objekte: 

Atemschutzgeräte (Masken und Filter) .... 13 


Filter für Luft- und Klimatechnik 44 

Schwebstoff ilter 22 

Filtermaterialien für Staubsauger und Kehr- 
maschinen 12 

Schutzhelme (Modelle ä 6 Stuck) 25 

Sicherheitsschuhe (Paare) 152 


Internationale Zusammenarbeit 

Der regelmäßige Erfahrungsaustausch zwischen der 
österreichischen Staub- (Silikose-)Bekärapfungsstelle 
und dem Staub-Forschungsinstitut wurde Im Jahre 
1971 fortgesetzt. An den Arbeilsgesprächen nahmen 
auch Vertreter des Silikose-Forschungsinstituts der 
Bergbau-BeruFsgenossensdiaft teil. 

Im Rahmen eines gemeinsamen Forschungspro- 
gramms von Instituten aus den Ländern der Euro- 
päischen Gemeinschaften wurden die über mehrere 
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Jahre laufenden Untersudiungen von Gesundheits- 
gefahren durch silikogene, toxische und belästi- 
gende Stäube in Hüttenbetrieben fortgesetzt, 

Information und Schulung 

Im Interesse einer stärkeren wechselseitigen Infor- 
mation zwischen Berufsgenossenschaften und Staub- 
forschungsinstitut wurde mit der Herausgabe der 
,STF-Informationen" begonnen. Im Berichtsjahr 
1971 erschienen 5 Ausgaben dieses Informations- 
dienstes. Die in einer knappen, nicht zu wissen- 
schaftlichen Darstellungsweise wiedergegebenen Da- 
ten, Erkenntnisse und Empfehlungen sollen insbe- 
sondere den Technischen Aufsichlsbeamten eine 
Hilfe bei ihrer Arbeit sein. 

Die Strahlenschutzkurse wurden im Berichtsjahr 
fortgesetzt; in fünf Kursen wurden 192 Personen ge- 
schult. Daneben waren Mitarbeiter des Instituts als 
Vortragende beteiligt an einem Strahlenschutzkur- 
sus der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und 
Elektrotechnik sowie an drei Schulungskursen des 
Bundesinstiluts für Arbeitsschutz und der Akademie 
für Arbeitsmedizin, Berlin, über gesundheitschäd- 
liche Stäube, ihre Messung, Beurteilung und Be- 
kämpfung. 

Vom Staub- Forschungsinstitut wird gemeinsam mit 
dem Verein Deutscher Ingenieure die Zeitschrift 
„Staub — Reinhaltung der Luft“ herausgegeben. 
Die englische Ausgabe »Staub — Reinhaltung der 
Luft“ wurde auch 1971 fortgesetzt. 

3.7.2 Sillkose-Forschungtlnatltut bei der Bergbau- 
Berufsgenostenschaft 

Silikoseforschung wird im Silikose-Forschungsinsti- 
tut in Bochum von der medizinischen und der tech- 
nischen und naturwissenschaftlichen Seite her be- 
trieben. 

Unter den Aspekten der medizinischen Silikosefor- 
schung sind dem Silikose-Forschungsinstitut der 
Bergbau-Berufsgenossenschaft in Bochum zwei 
Hauptaufgaben gestellt: 

— Erarbeitung der besten Behandlungsmöglichkei- 
ten für den Silikosekranken 

— Entwicklung und Überprüfung von Verfahren zur 
Silikoseverhütung 

Beide Aufgaben sind bis heule von gleicher Bedeu- 
tung. 

Im Bereich Bergtechnik werden vorwiegend zwei 
Hauptthemen bearbeitet: 

— Staubbekämpfung 

— Staubmessung 

In den letzten Jahren hat sich der Schwerpunkt der 
Forschungstätigkeil stark auf das Gebiet der Staub- 
bekämpfung verlagert. Im Bereich Bergtechnik ent- 
fielen ira Jahre 1970 rd. 50 v. H. des zeitlichen Auf- 
wandcjs auf Prüfaufgaben, Beratung der Mitglieds- 
werke, Erstellung von Gutachten, Durchführung von 
Messungen, Mitarbeit in Ausschüssen sowie Aus- 
bildungsarbeit und Information. 

Die Prüfaufgaben und der sich daraus ergebende 
dauernde Kontakt mit den betrieblichen Gegeben- . 


heilen des Bergbaus sind Voraussetzung, um praxis- 
nahe Forschung durchführen und um die Erforder- 
nisse des Betriebes erkennen zu können. Aus der 
Prüftätigkeit ergeben sich Forschungsaufgaben, wo- 
bei die erzielten Forschungsergebnisse dann wieder 
unmittelbaren Nutzen für die Praxis darstellen. 

Es wurde begonnen, die Voraussetzungen für eine 
Bestimmung der individuellen Staubbelastung zu 
schaffen. Durch die Bekanntgabe von MAK-Werten 
für Quarz und quarzhaltigen Feinstaub in der MAK- 
Werle-Liste 1971 werden auch im Bergbau untertage 
gravimetrische Meßmethoden Eingang finden. Hier- 
bei wird zu prüfen sein, ob die personenbezogene 
Staubmessung für die Einstufung der Arbeitsplätze 
zweckmäßiger ist als die ortsbezogene. Ferner wurde 
begonnen, ein bisher gebautes Staubmeß- und Pro- 
benahmegerät neu zu konzipieren, so daß es wahl- 
weise mit Druckluft oder mit elektrisch gespeisten 
Pumpen betrieben werden kann. 

In zahlreichen Fällen wurde bei Mitgliedswerken auf 
deren Wunsch geprüft, ob in bestimmten Fällen die 
Tränkung des Flözes notwendig bzw. möglich ist. 
Hierzu wurde im Gutachten Stellung genommen und 
für den Fall, daß eine Tränkung nicht möglich war, 
Ersatzmaßnahmen vorgeschlagen und deren Wirk- 
samkeit untersucht. Zur Vorlage bei der Berg- 
behörde wurden verschiedene Entstaubungsanlagen 
auf ihre Wirksamkeit hin überprüft. Ferner wurden 
Bohrhämmer, Filter und Düsen auf ihre staubbin- 
dende Wirkimg getestet. Als besonders bedeutsam 
sind in diesem Zusammenhang Untersuchungen bei 
der Entstaubung einer Streckenvortriebsmaschine 
(Vollschnittmaschine) zu nennen. 

Im Nichtkohlenbergbau erfolgten Untersuchungen 
zur Festsetzung tyndallometrischer Grenzwerte für 
einzelne Staubbelastungsstufen, und zwar erstreckten 
sich die Arbeiten vom Bleizinkerz-Bergbau über den 
Eisenerz-Bergbau, Schiefer-Bergbau, Flußspat-Berg- 
bau bis hin zu Tongewinnungs- und Kieselerde- 
betrieben. Beim Vorliegen nicht unbedenkliciier 
Staubverhältnisse wurden jeweils auch Maßnahmen 
zur Verbesserung des Slaubzuslandes gemacht, die 
sich im Nichtkohlenbergbau im wesentlichen auf 
weitertechnische Maßnahmen und auf Maßnahmen 
der nassen Staubbekämpfung beschränken. Es ist 
jedoch bereits jetzt abzusehen, daß auch im Erzberg- 
bau die konventionellen Maßnahmen der Staub- 
bekämpfung in Zukunft nicht mehr ausreichen wer- 
den, so daß die Absaugtechnik stärker in den Vor- 
dergrund treten wird. 

Neben diesen vielfach praxisbezogenen Forschungen 
wurden epidemiologische Untersuchungen fortge- 
führl, wobei nunmehr auch der Eisenerzbergbau ein- 
bezogen worden ist, um feststellen zu können, ob 
auch dort ein Zusammenhang zwischen der Silikose- 
häufigkeit sowie Konzentration und Zusammen- 
setzung des Schwebestaubes vorliegt. 

Im medizinischen Bereich lagen die Schwerpunkte 
der Arbeit bei Fragen der Silikoseentstehung und 
der Prüfung von Medikamenten. 

Von allen Arbeitsgruppen des Instituts wurden auf 
wissenschaftlichen Tagungen, auf internationalen 
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Kongressen sowie auf ärztlichen Fortbildungsver- 
anstaltungen zahlreidie Vorträge gehalten. 

Im Berichtsjahr informierte sich eine Delegation aus 
der UdSSR bei der Bergbau-Berufsgenossenschaft 
über die Arbeiten des Silikose-Forschungsinstituts. 

3.7.3 Institut zur Erforschung elektrischer Unfälle der 
Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektro- 
technik 

Das Institut zur Erforschung elektrischer Unfälle bei 
der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und 
Elektrotechnik befaßt sich mit den technischen und 
medizinischen Aspekten des elektrischen Unfalls. 

Seit 1966 hat das Institut mehr als 20 000 technische 
wie auch medizinische Unfallberichte aus dem Be- 
reich der gewerblichen Berufsgenossenschaften und 
der Eigenunfallversicherungsträger gesammelt und 
die enthaltenen Informationen mit Hilfe der EDV 
erfaßt. 

Die bisher gewonnenen Ergebnisse der Auswertung 
dieses umfangreichen Materials veröffentlichte das 
Institut in zwei technischen und einem medizinischen 
Bericht: 

— Im ersten technischen Bericht (1971) sind Ergeb- 
nisse und Folgerungen der Auswertung von über 
10 000 elektrischen Unfällen aus dem gesamten 
gewerblichen und industriellen Bereich darge- 
stellt. Der Bericht gibt einen umfassenden Über- 
blick über das Unfallgeschehen durch elektrischen 
Strom. Danach sind von den 9 518 untersuchten 
elektrischen Unfällen von Männern in der Bun- 
desrepublik 370 tödlich verlaufen; von 476 unter- 
suchten Unfällen von Frauen hatten fünf tödliche 
Folgen. Bei den männlichen Beschäftigten ist die 
relative Unfallhäufigkeit der Gastarbeiter etwa 
um 22 V. H. geringer als die der EXeutschen. Die 
Häufigkeit der Unfälle mit tödlichem Ausgang 
ist bei den deutschen Männern um etwa 80 v. H. 
größer als bei den männlichen Gastarbeitern. Die 
Differenzen zwischen den einzelnen Personen- 
gruppen sind vermutlich auf deren unterschied- 
liche Stellung im Erwerbsleben zurückzuführen. 
Der Bericht enthält ferner eine statistische Auf- 
schlüsselung, ob die Betriebsmittel fehlerhaft 
waren oder ob die Unfälle durch Fehlverhalten 
der Betroffenen entstanden sind. 

— Der zweite technische Bericht (1972) stellt die 
Ergebnisse einer Untersuchung des Unfall- 
geschehens in Elektrizitätsversorgungsuntemeh- 
men und Großinstallationsbetrieben dar. Es wer- 
den konkrete Folgerungen aus den statistischen 
Angaben gezogen und Möglichkeiten technischer 
und organisatorischer Maßnahmen zur Erhöhung 
der Arbeitssicherheit aufgezeigt. 

— Der medizinische Bericht (1972) beschreibt die 
Auswertung von mehr als 1 100 EKG-Befunden 
nach Stromunfällen. Eine wesentliche Schlußfol- 
gerung dieser vom Umfang des ausgewerteten 
Materials her einzigartigen Untersuchung ist, daß 
Folgen elektrischer Unfälle, die sich in dauernden 
Änderungen des Elektrokardiogramms ausdrük- 
ken, sehr selten sind. Scheinbare Schäden, die im 
EKG nach dem Elektrounfall auftreten, sind in 


der großen Mehrzahl der Fälle wahrscheinlich 
schon vor dem Unfall vorhanden gewesen. 

— Als Informationsquelle über Literatur auf dem 
Gebiet des elektrischen Unfalles hat das Institut 
eine Bibliographie „Der elektrische Unfall" (1972) 
mit mehr als 1 100 Zitaten herausgegeben. 

Ziel der Arbeiten des Instituts auf dem technischen 
Sektor ist es, aus der Analyse des Unfallgeschehens 
praktische Konsequenzen für eine Verbesserung der 
Unfallverhütung abzuleiten. 

Der Umfang des vom Institut gesammelten Materials 
erlaubt, detaillierte Untersuchungen einzelner Un- 
fallschwerpunkte durchzuführen. 

Auf medizinischem Gebiet bemüht sich das Institut 
um eine Erweiterung des Wissens über mögliche 
Unfallfolgen, um eine Verbesserung der Heilbehand- 
lungsmethoden und der Ersten Hilfe. Bei der Durch- 
führung entsprechender Untersuchungen stützt sich 
das Institut auf ein ärztliches Beratergremium. 

Dem medizinischen Bericht über EKG-Befunde nach 
Stromunfällen wird in Kürze ein umfassender Bericht 
über die Auswertung von 10 000 medizinischen Un- 
fallunterlagen folgen. 

Der ärztliche Beirat befaßt sich zur Zeit mit der Pla- 
nung systematischer Reihenuntersuchungen von 
Verunglückten und Vergleichspersonen, die ge- 
sicherte Erkenntnisse über unmittelbare und mittel- 
bare Folgen elektrischer Unfälle liefern sollen. 

3.7.4 Institut für Lärmbekämpfung bei der Süddeutschen 
Elsen- und Stahl-Berufsgenossenschaft 

Im April 1971 wurde das berufsgenossenschaftliche 
Institut für Lärmbekämpfung, Mainz, (Träger: Süd- 
deutsche Eisen- und Stahl-Berufsgenossenschaft) ge- 
gründet, um die Lärmbekämpfung am Arbeitsplatz 
umfassend zu fördern und die Tätigkeit der Berufs- 
genossenschaften auf diesem Gebiet zu koordinieren. 
Zu seinem Aufgabengebiet gehören: 

— Durchführung von Betriebslärmanalysen 

— Beratung der Betriebe in Lärmminderungsfragen 

— Einrichtung eines audiometrischen Überwachungs- 
dienstes für Lärmarbeiter 

Die Haupttätigkeit des Instituts lag in der Durch- 
führung von Schallpegelmessungen. So wurden für 
33 Betriebe der Metallindustrie mit ca. 17 000 Ar- 
beitsplätzen umfassende Betriebslärmanalysen er- 
stellt. Davon waren 4 720 Arbeitsplätze als lärmex- 
poniert (Schallpegel größer als 90 dB [A]) einzustufen. 
In 67 Fällen angezeigter Lärmschwerhörigkeit sind 
gezielte Arbeitsplatzlärmanalysen mit Klärung der 
Berufsvorgeschichten der Erkrankten vorgenommen 
worden. In einer Reihe von Mitgliedsbetrieben der 
Süddeutschen Eisen- imd Stahl-Berufsgenossenschaft 
und anderer Berufsgenossenschaften sind Lärmmes- 
sungen und Beratungen über Lärmschutzmaßnahmen 
durchgeführt worden. Mit der Einweisung Technischer 
Aufsichtsbeamten der Berufsgenossenschaften in die 
Praxis der Lärmmessungen ist begonnen worden. 

Die Lärmsituation in der Eisen und Stahl verarbei- 
tenden Industrie wurde mit Hilfe einer Fragebogen- 
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aktion bei ca. 1 600 Mitgliedsbetrieben der Süddeut- 
schen Eisen- und Stahl-Berufsgenossenschaft mit 
mehr als 100 Betriebsangehörigen festgestellt. Hier- 
über wurde ein analytischer Bericht erstattet, der 
Angaben enthält über die Lärmcjuellenhäufigkeit, 
die betroffenen Berufe und Betriebsbereiche, die 
Anzahl der exponierten Personen sowie die bereits 
durchgeführten Lärmminderungsmaßnahmen. 

Etwa 400 Berufskrankheiten- Akten über entschädigte 
Lärmschwerhörigkeit, insbesondere aber die Befunde 
der Hals-Nasen-Ohren-Gutachten wurden zur Fest- 
legung von Beurteilungsmaßstäben für die Ergeb- 
nisse audiometrischer Vorsorgeuntersuchungen aus- 
gewertet. 


4 UnfallverhUtungsaktionen der Gewerbeauf- 
sicht und der Träger der gesetzlichen Unfall- 
versicherung 

4.1 Aktion gegen den Unfall 70 

Die gewerblichen Berufsgenossenschaften veranstal- 
teten im ersten Halbjahr 1970 im Land Nordrhein- 
Westfalen als Gemeinschaftsaufgabe eine groß 
angelegte Unfallverhütungsaktion, die „Aktion ge- 
gen den Unfall 70“. Damit wurde das 7Ae\ verfolgt, 
die Bevölkerung auf die Bedeutung der Sicherheit 
aufmerksam zu machen und sie zu sicherheitsbe- 
wußtem Handeln zu veranlassen. Obwohl der 
Schwerpunkt der Aktion im betrieblichen Bereich 
lag unci der Arbeitsschutz in erster Linie angespro- 
chen wurde, sollten auch die Schulen und Haushalte 
erfaßt werden. 

An der Aktion, die unter der Schirmherrschaft des 
Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-Westfa- 
len stand, nahmen neben den gewerblichen Berufs- 
genossenschaften alle Ministerien des Landes 
Nordrhein-Westfalen mit ihren nachgeordneten Be- 
hörden, insbesondere die Gewerbeaufsicht, die in 
Nordrhein-Westfalen zuständigen landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften und Eigenunfallver- 
sicherungsträger, Bundesbahn und Bundespost, die 
Bundeswehr, das Bundesinstitut für Arbeitsschutz, 
die Kommunalbehörden, die Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände sowie weitere Organisationen 
im Dienst der Arbeitssicherheit teil. 

Die Aktion hatte vier Schwerpunkte: 

— Betriebsbesichtigungen 

— Schulung 

— Öffentlichkeitsarbeit 

— Aktionsveranstaltungen 

Die Betriebsbesichtigungen wurden unter einem 
Schwerpunktthema, das monatlich wechselte, von 
allen zur Verfügung stehenden technischen Auf- 
sichtsbeamten in enger Zusammenarbeit mit der 
Gewerbeaufsicht durchgeführt. Monatliche Schwer- 
punktthemen waren: 

— Innerbetrieblicher Transport und Verkehr 

— Sicherheit am Arbeitsplatz 


— Auffinden und Kennzeichnen von Gefahrenstellen 

— Elektrische Einrichtungen 

— Sicherheit im Straßenverkehr 

— Mitwirkung bei der Arbeitssicherheit 

Bei den Besichtigungen wurde stärkeres Gewicht 
auf Aufklärung und Beratung der Unternehmer und 
Arbeitnehmer gelegt. Außerdem war es das Ziel, 
möglichst viele Betriebe und die größtmögliche Zahl 
von Unternehmern und Arbeitnehmern mit der Ak- 
tion zu erfassen. 

Die Schulungsarbeit der Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung wurde für die Dauer der Aktion 
intensiviert. In einer Vielzahl von Schulungskursen 
und Seminaren für Führungskräfte, Betriebsmeister, 
Betriebsräte, Sicherheitsbeauftragte und in Kollo- 
quien für Unternehmer wurden die Probleme des 
Arbeitsschutzes diskutiert und Lösungsmöglichkei- 
ten aufgezeigt. Auch bei der Schulung war es das 
Bestreben, einen möglichst großen Personenkreis 
zu erreichen. 

Die Öffentlichkeitsarbeit lief einmal über Presse, 
Funk und Fernsehen und über repräsentative Groß- 
veranstaltungen, zum anderen wurden für die 
Betriebe branchenspezifische Werbe- und Informa- 
tionsmittel eingesetzt. Allein der Hauptverband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften verteilte in 
den sechs Monaten der Aktion 965 000 Sicherheits- 
briefe an Unternehmer und Sicherheitsbeauftragte, 
4.55 Millionen Karten, die zur Mitarbeit an der 
Aktion aufforderten, sowie Merkkarten für die 
Betriebsangehörigen und Kraftfahrer, 2,34 Millionen 
Broschüren und Hefte mit Sicherheitsthemen, 3,79 
Millionen — zum Teil mehrsprachige — Zeitschrif- 
ten, 3,69 Milionen Aufkleber, 1,16 Mllonen Plakate, 
je 90 Kopien eines Informationsfilms und eines Ver- 
kehrssicherheitsfilms, je 130 Kopien zweier Tonbild- 
schauen, 138 Millionen sonstige Werbemittel und 
865 000 Exemplare eines Schülerpreisausschreibens. 
Aktionsveranstaltungen wurden in Form von Beleg- 
schaftsversprechunen in Betrieben, Gesprächen mit 
betrieblichen Führungskräften, Betriebsräten und 
Sicherheitsingenieuren, regelmäßigen Konferenzen 
mit ausgewählten Personenkreisen, Informations- 
veranstaltungen, Vortragsveranstaltungen und Pres- 
sekonferenzen abgehalten. 

Die Aktion hat in ganz erheblichem Umfang dazu 
beigetragen, die breite Öffentlichkeit mit der Forde- 
rung nach sicherem Handeln in allen Lebensbereichen 
vertraut zu machen und sie auf die Notwendigkeit 
des vorbeugenden Schutzes gegen Gefahren in Be- 
trieb, Haushalt, Freizeit, Schule ud Verkehr hinzu- 
weisen. Die Aktion hat außerdem eine Fülle von 
Anregimgen für die praktische Unfallverhütungs- 
arbeit erbracht. 

Das speziell für die Aktion entwickelte Sicherheits- 
zeichen, die gelbe Hand auf schwarzem Grund mit 
der Aufschrift „Stop den Unfall“, hat sich als Gefah- 
renabwehrsymbol allgemein eingeführt. 
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4.2 Aktionen im Baugewerbe 

Ina Hochbau betrug die Unf allhäuf igkeit im Jahre 
19?i 157 angezeigte Arbeitsunfälle je 1000 Vollar- 
beiter, Im Vergleiäi dazu liegt der Durdisdmitt der 
gewerblichen Berufsgenossensdiaften bei 100 ange- 
zelglen A rb ei ts unf allen Je 1000 Vollarbeiter, Die 
Häufigkeit der erstmals entschädigten Arbeitsunfälle 
betrug im Baugewerbe 1971 4,3, bei den gewerbli- 
chen Berufsgenossensdiaften im Durchschnitt 2,6 
erstmals entschädigte Arbeitsunfälle je 1000 Vollar- 
beiter. Für den Tiefbau lagen die Verhällniase noch 
ungünstiger. 

Auf Grund dieser Tatsache bemühten sich die Ge- 
werbeauf sieht einiger Länder, die Bauberuf sgenos- 
senschaften sowie die Tiefbauberuf sgenossensefaa ft 
um eine Verbesserung des Bauarbeiteisdiutzes. 

Auf Veranlassung des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit und Sport des Landes Rheinland'Pfalz 
wurden 1970 in einer Sonderaklion, an der 52 Beamte 
der staatlichen Gewerbeaufsichtsämter — also über 
60 V. H. des für den Revisionsdlensl verfügbaren 
Personals — teilnahmen, 1 645 Bausteilen überprüft. 
Dabei wurden etwa 35 v. H. aller Baubetriebe des 
Landes erfafit. Die Gewerbeaufsicht mußte über 
5 600 Mängel beanstanden; das sind rund 3,5 Mängel 
je Baustelle. 

Ein Vergleich der Beanstandungen mit denen einer 
Sonderaktion aus dem Jahre 1969 ergab ein nahezu 
unverändertes Bild: rund 35 v. H. aller Beanstan- 
dungen entfielen auf fehlende oder mangelhafte 
Sicherheitseinrichtungen am Arbeitsplatz und an 
den Verkehrswegen, z. B, den Sicherheits Vorschriften 
nicht entsprechende Gerüste, Leitern oder nicht aus- 
reichend abgesidierte Treppen, fehlende Versprie- 
ßungen und Verbauungen von Baustellen und Grä- 
ben, ungesicherte Luken, Bühnen und Schächte. Als 
weitere wesentliche Gefahrengelte wurden mangel- 
hafte elektrische Einrichtungen feslgesLellti 900 
Beanstandungen oder 16 v. H. entfielen darauf. 

Die Sonderaktion hat gezeigt, wo die Mängelschwer- 
punkte auf Baustellen liegen und wo mit gezielten 
Maßnahmen einzugreifen ist. Die Gewerbeaufsichts- 
ämter haben daraufhin bei ihrer Besichtigungstälig- 
keit in den Jahren 1970 und 1971 die Baustellen 
vorwiegend auf die erkannten Mängelschwerpunkte 
hin überprüft. 

ln Baden- Württemberg wurde in Fortsetzung der 
Bauarbeiterschutzaktion des Jahres 1968 vom zu- 
ständigen Ministerium imMärz 1970 eine einwöchige 
Sonderaküon der Gewerbeaufsicht im Hoch-, Tief-, 
Straßen- und Wasserbau durdigeführL Unter ver- 
stärktem personellen Einsatz führten die Gewerbe- 
auf sich tsbeam len des Landes Revisionen auf Baustel- 
len durch. Bei diesen Revisionen achteten die einge- 
setzten Beamten besonders darauf, daß ciie verwen- 
deten Arbeitsgerüste ordnungsgemäß ausgeführl 
waren, bei Arbeiten in größeren Hohen zw^eckent- 
sp rechende Schulzgerüste verwendet wurden und 
daß in Rohbauten Bodenluken abgededtt und Trep* 
penöffnungen einwandfrei gesichert waren. Die 
Aufsichtspersonen auf den Baustellen wurden ange- 


halten, darauf zu achten, daß sich in Gefalirenberei- 
chen von Baustellenf ahrzeugen keine Personen 
aufhieUen und daß die Fahrzeuge beim Rückwärts- 
fahren von hierfür eingeleillen Personen eingewie- 
sen wurden. Besonders geachtet wurde diesmal auch 
auf die Betriebssicherheit von Betonmischmaschinen. 
Außerdem wurde bei den Revisionen kontrolliert, 
ob auf den Ln den Wintermonaten weiter betriebe- 
nen Baustellen die Forderungen der Arbeitsschulz- 
verordnung für Winterbaustellen erfüllt waren. 

Bel der Sonderaktion waren insgesamt 76 Gewerbe- 
aufsichtsbeamte eingesetzt, davon waren 2Ö Bau- 
sachbearbeller und 48 zusätzlich abgeordnete Beamte 
des allgemeinen Revisionsdienstes. 2 282 Baustellen 
wurden während der Aktion auf ge sucht; dort wurden 
die Arbeitsstellen von 2 464 Betrieben kontrolliert. 
Bei den Kontrollen haben sich 5 926 Beanstandungen 
ergeben, davon waren 1 622 Zuwiderhandlungen ge- 
gen die Arbeitsschutzverordnung für Winterbau- 
stellen. In 24 Fällen waren die Verstöße so schwer- 
wiegend, daß die Behebung der festgestellten 
Mängel angeordnet werden mußte; an 36 Arbeits- 
plätzen mußte sogar die sofortige Einstellung der 
Arbeiten verfügt werden. 

Gemeinsam mit der Württembergisdien Bau-Berufs- 
genossensefaaft, der Südwesthdien Bau -Beruf sgenos- 
sensebaft und der Tiefbau-Berufsgenossenschaft hat 
das Arbeits- und Sozialministerium ln der Zeit vom 
20, September 1971 bis zum 19. November t9?l eine 
weitere Sonderaktion zur Verbesserung der Arbeits- 
sicherheit auf Baustellen dordvgeführt. Die Gewerbe- 
aufs i dl tsbe amten haben im Rahmen dieser Aktion 
insgesamt 15 862 Baustellen, die drei beteiligten 
Berufsgenossensdiaften zusammen weitere 5 026 Bau- 
stellen revidiert. Außerdem sind durdi die Gewerbe- 
aufsichtsämter 106 und durch die Berufsgenossen- 
schaften 117 Schulungs- und Informations Veranstal- 
tungen abgehalten worden. Bei den Baustellenievi- 
sionen der Gewerbeaufsicht wurden auch 5 804 
Bauslenenunterkünfte koDtrollierl. Die Sonderaktion 
ergab für die Gewerbeaufsicht 18 909 Beanstandun- 
gen und für die beteiligten Berufsgenossenschaften 
6 273 Beanstandungen von Mängeln auf den Baustel- 
len. In 294 Fällen mußte die Beseitigung der festge- 
stellten Mängel durch gesetzlidie Auflagen und in 
36 Fällen durch förmliche Anordnung nach §714 der 
Reichsversicherungsordnung erzwungen werden. Die 
Kontrollen der Bauunterkünfte ergaben, daß die Un- 
terbringung der Arbeitnehmer im Baugewerbe in 
vielen Fällen nodi mangelhaft ist. Es wurden 4 775 
Verstöße beanstandet. 

Von den Beanstandungen bei den BauslellenrevisL- 
onen betrafen 38 v. H. Mängel bei der Sldieruiig 
von Arbeitsplätzen, Arbeilswegen, Treppen, Stegen, 
Leitern und Luken gegen Unfallgefahren sowie feh- 
lende oder unzureichende Absturzsicherungen; 21 
V, H. fehlende oder fehlerhöft ausgeführte Gerüste; 
17 V. H. falsch installierte oder mangelhafte elek- 
trische Anlagen; 8 v. H. Mängel bei der Aussteifung 
oder der Abböschung von Baugruben und Leitungs- 
gräben; 8 v. H. fehlende oder unzureichende Ab- 
deckungen von Quetsch- und Sdierstellen an Arbeits- 
maschinen und an Kraftmaschinen; 8 v. H. Mängel 
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in der sicherheilstechnischen Ausrüstung von För- 
dereinrichtungen und Transporteinrichtungen ein- 
schließlich der fehlerhaften Bedienung und Wartung 
dieser Geräte. 

Durch besondere Mitteilung in ihrem Rundschreiben 
und in sonstigen Veröffentlichungen haben die Be- 
ruf sgenossertschaf len, die Archilektenkammer, der 
Baumeister- und Ingenieurverband, die kommunalen 
Spitzenverbände des Landes, die zuständigen Fach- 
verbände, die Arbeitgeberverbände, die Industrie- 
gewerkschaft Bau-Steine-Erden sowie die Industrie- 
und Handelskammern und die Handwerkskammern 
des Landes auf die Bauarbeiterscfautzaklion aufmerk- 
sam gemacht und ihre Mitglieder zur Mitarbeit auf- 
gerufen. Unter Beteiligung der Presse, des Rund- 
funks und des Fernsehens haben die Berufsgenos- 
senschaften und die Gewerbeaufsichtsämter an ver- 
schiedenen Orten Demonstraüonsbesichtigungen von 
Baustellen durchgeführt. Dadurch wurde es möglich, 
neben der für Außenstehende sonst kaum wahr- 
nehmbaren Revisionstätigkeit der Aufsichtsbeamten 
der Gewerbeaufsicht und der Berufsgenossenschaflen 
auch die Öffentlichkeit mit den Problemen der Un- 
fallverhütung am Arbeitsplatz vertraut zu machen. 
Die im Arbeitsleben stehenden Personen sollten auf 
diese Weise und durch anschließende Diskussionen 
der Arbeitsschutzprobleme im Kollegen- und Fami- 
lienkreis zu sicherheitsbewußterem Verhalten am 
Arbeitsplatz angeregt werden. 

ln Bayern entfällt etwa jeder fünfte gemeldete 
Unfall und fast jeder zweite tödliche Arbeitsunfall 
auf den Baubereich. Diese auffallend hohen Unfall- 
zahlen haben das Bayrische Staatsministerium für 
Arbeit und SozialordLnung zu einer Bauarbeiter- 
schutz-Sonderaktion veranlaßt. Zusammen mit der 
Bayrischen Bau-Berufsgenossenschaft und der Tief- 
bau-Berxifsgenossenschaft wurde in der Zeit vom 
2. November bis 3. Dezember 1971 diese Sonderak- 
tion durchgeführt. Die Themen Ausbildung, Beratung 
und Überwachung standen im Mittelpunkt der 
gesamten Aktion. Auftakt der Veranstaltungsreihe 
war eine Fachtagung über den Winterbau, verbun- 
den mit einer Sonderschau Winterbau in Nürnberg, 
auf der Firmen ihre Erzeugnisse, Winterbaugeräte 
und zweckmäßige Wintersdiutzkleidung für die Ar- 
beitnehmer ausstellten. Verstärkte Schulung durch 
Fachvorträge vor betrieblichen Führungskräften und 
Beschäftigten, die mit Sicherheitsauigaben betraut 
waren, sowie eine verstärkte Überwachungstätigkeit 
verbunden mit fachlichen Beratungen durch die 
Gewerbeaufsichtsbeamten und die technischen Auf- 
sichtsbeamten der beteiligten Berufsgenossenschaften 
unterstützten die Bemühungen der Aktion in sinn- 
voller Weise. Die Veranstalter setzten alle zur Ver- 
fügung stehenden Aufsichtsbeamten und alle tech- 
nischen Hilfsmittel ein, um möglichst viele Baustellen 
beraten und überprüfen zu können. 

Besuche in Schulungseinrichtungen des Staates, der 
Berufsgenossenschaften und der Bayerischen Bau- 
wirtschaft sowie Besichtigungen einiger Großbau- 
stellen in Bayern sollten dazu beitragen, den Bau- 
arbeilerschutz weiter zu verbessern. Alle Veranstal- 
tungen und Maßnahmen im Rahmen der Sonderak- 


tion sollten die Bedeutung der Ausbildung und der 
Sciiulung unterstreichen und die Wichtigkeit der Be- 
ratung und der Überwachung für die Stärkung des 
Sicherheitsbewußlseins des auf Baustellen einge- 
setzten Personenkreises und damit der Unfallverhü- 
tung hervorheben. 

Die sieben Bauberufsgenossenschaflen veranstalte- 
ten parallel zu den Sonderaktionen des Jahres 1971 
in allen Bundesländern den Wettbewerb „Mit Helm 
gewinnen**. Dabei wurden Preise in Höhe von rund 
200 000 DM ausgesetzl. Der Wettbewerb wurde im 
Milteilungsorgan der Bauberufsgenossenschaften, 
das in mehr als 100 000 Exemplaren an deutsche 
und ausländische Bauarbeiter verteilt wurde, be- 
kannt gemacht. Die Aktion der Bauberufsgenossen- 
schaften, die von der Erkenntnis ausging, daß sich 
jährlich 8 000 bis 10 000 Kopfverletzungen auf Bau- 
stellen ereignen, riditete sich an alle Arbeitnehmer 
auf Baustellen. Wer von den Technischen Aufsichts- 
beamten auf einer Baustelle mit einem Schutzhelm 
angetroffen wurde, erhielt eine Teilnehmerkarte 
und hatte damit die Möglichkeit, einen der ausge- 
setzten Preise zu erringen. Die Arbeitnehmer der 
Holzverarbeilungsindustrie konnten sich ebenfalls 
am Wettbewerb beteiligen. Es wurden rund 4 500 
Teilnehmerkarten an die Bauberufsgenossenschaften 
eingesandt. ln einer Abschlußveranstaltung dieses 
sehr erfolgreichen Jahreswetlbewerbs der Baube- 
rufsgenossensdiaften wurden die Hauptgewinne 
verteilt. Die Württembergische Bau-Berufsgenossen- 
schaft stellte bei dieser Gelegenheit die von ihr neu 
geschaffene Wanderausstellung „Sicherheit am Bau** 
erstmals der Öffentlichkeit vor. 

4.3 Sonstige Unfallverhütungsaktionen 

Die Gewerbeaufsicht des Saarlandes setzte 1971 
die begonnene Aktion der Überprüfung von Perso- 
nenaufzügen fort. Insgesamt wurden im Berichts- 
jahr 72 Aufzüge überprüft. Es wurden 43 Anordnun- 
gen zum Einbau von insgesamt 54 Fahrkorbtüren 
erlassen. Bis zum Ende des Jahres 1971 waren da- 
mit 149 Fahrkorbtüren in Per.sonenaufzugsanlagen 
nachträglich eingebaut worden. Seit Anlaufen der 
Sonderaktion „Nachträglicher Einbau von Fahrkorb- 
türen ** im Jahre 1969 waren bis zum Ende des Be- 
richtsjahres 137 Anordnungen zum Einbau von Fahr- 
korbtüren in 362 Aufzügen erlassen worden. 

Auch im Jahre 1971 führte die Gewerbeaufsicht des 
Saarlandes in Zusammenarbeit mit der Schutzpolizei 
eine verstärkte Kontrolle von Einzelhandelsgeschäf- 
ten hinsichtlich des Verkaufs pyrotechnischer Ge- 
genstände durch. Dabei wurde ein von der Ge- 
werbeaufsicht ausgearbeiteters Merkblatt über La- 
gerung und Verkauf pyrotechnischer Gegenstände 
ausgehändigt. Von den Gewerbeaufsichtsbeamten 
wurden 133 Einzelhandelsgeschäfte und Warenhäu- 
ser überprüft. In 61 Fällen ergaben sich Beanstan- 
dungen, die sofort an Ort und Stelle behoben wer- 
den konnten. 

Die Gewerbeaufsicht des Landes Schleswig-Holstein 
führte im Aufsiditsbezirk eines Gewerbeaufsichts- 
amtes eine Schwerpunktaktion durch. Dabei wur- 
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den alle chemischen Reinigungsbetriebe hinsichtlich 
der Konzentration von Perchloräthylen-Dämpfen in 
der Arbeitsraumluft überprüft. Bei 25 v. H. aller Be- 
triebe wurden Reinigungsmittelkonzentrationen 
oberhalb der maximal zulässigen Arbeitsplatzkon- 
zentration festgestellt. Bei einer Vielzahl von Be- 
trieben wurden darüber hinaus MAK-Werte knapp 
unterhalb des nodi als zulässig anerkannten Wertes 
von 100 ppm ermittelt. Die häufigsten Ursachen für 
derartige Konzentrationen von Reinigungsmitteln 
waren Undichtigkeiten, insbesondere bei älteren 
Reinigungsmaschinen und dort besonders im Abluft- 
system sowie unzureichende Lüftung der Arbeits- 
räume und — infolge Überladung der Reinigungs- 
maschinen — unzureichende Trocknung des Reini- 
gungsgutes mit der dadurch bedingten Nachausdun- 
slung der Kleidungsstücke im Arbeitsraum. Derar- 
tige Störungsursachen wurden besonders bei Selbst- 
bedienungs-Reinigungssalons festgestelll. 

Die festgestelllen Konzentrationen von Rcinigungs- 
mitteldämpfen in den Arbeitsräumen chemischer 
Reinigungsbetriebe oberhalb und knapp unterhalb 
des zulässigen MAK-Wertes veranlaBte die Gew’er- 
beaufsicht des Landes, derartige Betriebe besonders 
intensiv zu überwachen. 

In Kenntnis der Tatsache, daß die soziale Sicherheit 
für die landwirtschaftliche Bevölkerung immer grö- 
ßere Bedeutung gewinnt, veranstaltete der Bundes- 
verband der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften für die Mitglieder des Deutschen Bun- 
destages und Vertreter der Bundes- und Länder- 
minislerien sowie des Bundesversicherungsamtes 
im Jahre 1971 eine landwirtschaftliche Sozialexkur- 
sion. Im Zuge dieser Aktion konnten sich die Teil- 
nehmer intensiv mit den besonderen Arbeitsschutz- i 
Problemen in der Landwirtschaft vertraut machen. | 


5 Schutungstatlgkelt auf dem Gebiet des 
Arbeitsschutzes, der UnfailverhUtung und der 
Ersten Hüte 

Bei der Aus- und Fortbildung auf dem Gebiet der 
Arbeitssicherheit arbeiten die Träger der gesetz- 
lichen Unfallversicherung und die Gewerbeaufsicht 
eng zusammen. Schulungskurse werden für Unter- 
nehmer und betriebliche Führungskräfte, für Sicher- 
heitsfachkräfte (Sicherheitsingenieure, Sidierheits- 
meister und Sicherheitslechniker), Sidierheitsbeauf- 
tragte und weitere Betriebsangehörige (z. B. Be- 
triebsratsmilglieder, Facharbeiter, Lehrlinge) sowie 
für Architekten, Behördenvertreter. Angehörige von 
Fachvereinigungen, Innungen, Gewerkschaften usw. 
durchgeführt. 

Das dem Bundesrainisler für Arbeit und Sozialord- 
nung unterstehende Bundesinstitut für Arbeitsschutz 
in Koblenz (jetzt Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung ln Dortmund) hat im Jahre 1971 
vier dreiwöchige Lehrgänge mit insgesamt 128 Si- 
cherheitsingenieuren abgehalten. Die Lehrgänge 
sind nach dem Arbeitsförderungsgestz in Verbin- 
dung mit den entsprechenden Ausführungsbestim- 
mungen der Bundesanstalt für Arbeit als förderungs- 


würdig anerkannt worden. Danach können den 
Lehrgangsteilnehmern die Teilnahmegebühren so- 
wie weitere Kosten, sofern sie nicht von dem ent- 
sendenden Unternehmen getragen werden, von dem 
für den Wohnort zuständigen Arbeitsamt erstattet 
werden. Daneben wurden vom Bundesinstitut zwei 
Vortragsveranstallungen über Unfallverhütung 
durchgeführt. Das Bundesinslitut unterstützte außer- 
dem, wie in den Vorjahren, die Bundesausführungs- 
behörde für Unfallversicherung bei der Schulung 
von Sicherheitsbeauftragten der Bundesbehörden. 
Es fanden zwei Lehrgänge statt. Die Schulung der 
Dienststellenleiter durch die Bundesausführungsbe- 
hörde war bereits 1970 abgeschlossen worden. Das 
Bundesinstitut für Arbeitsschutz wirkte weiter bei 
der Meisterschulung des Rationalisierungskurato- 
riums der Deutschen Wirtschaft mit. Erstmals konnte 
eine innerbetriebliche Schulungsveranstaltung durch- 
geführt werden. Auch ein Großunternehmen konnte 
bei der Schulung betrieblicher Sicherheitsfachkräfte 
durch Mitarbeiter des Bundesinstituts unterstützt 
werden. 

Das Bundesinslitut für Arbeitsschutz ist zu der 
Überzeugung gelangt, daß bei vielen Unternehmen 
und Organisationen großer Bedarf nach einer Schu- 
lung der betrieblichen Führungskräfte und der Si- 
cherheitsfachkräfte über Maßnahmen des Arbeils- 
sdiutzes besteht. Die neue Bundesanstalt für Ar- 
beitsschutz und Unfallforschung in Dortmund wird 
sich deshalb verstärkt den Schulungsaufgaben zu- 
wenden. 

Das Bayerische Landesinstitut für Arbeitsschutz in 
München, das dem Bayerischen Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung nachgeordnet ist, 
führte auch im Berichtsjahr Schulungslehrgänge, Ta- 
gungen und Vortragsveranstaltungen sowie ge- 
meinsame Veransaltungen mit dem Verein Deut- 
scher Sicherheitsingenieure und dem Verein Deut- 
scher Revisionsingenieure durch. Von den Lehr- 
gängen sind besonders zu erwähnen: zwei Sonder- 
lehrgänge zur Ausbildung von Sicherheitsbeauf- 
tragten der Großküchenbetriebe der Bundeswehr, 
ein zweiw'öchiger Grundlehrgang für Sicherheits- 
ingenieure und ein einwödiiger Ergänzungslehrgang 
zum Grundlehrgang für Sicherheitsingenieure. 

ln den Lehrgängen für Sicherheitsingenieure des 
Bayerischen Landesinstituts für Arbeitsschutz wer- 
den die für das Verständnis des Arbeitsschutzes 
wichtigen Themen angesprochen: 

— Unfallverhütung als betriebliche Führungsauf- 
gabe 

— der Sicherheitsingenieur — seine Aufgabe und 
Stellung ira Betrieb 

— Informationsmöglichkeiten für den Sicherheits- 
heitsingenieur 

— Strafrechtliche Verantwortung und zivilrecht- 
liche Haftung 

— Gesetzliche Grundlagen des Arbeitsschutzes und 
Aufgaben der Gewerbeaufsiefat und der Berufs- 
genossenschaften 

— Arbeitssdiutzaufgaben der Technischen überw^a- 
chungsorganisation 
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— SidierheiLsorganisaUon und Sidierheilsprogrcimm 
im Großbetrieb 

— das Unfallgeschehen und seine Ursachen 

— die Unfalluntersudiung 

— die Unfallstatistik als Hilfsmittel der Unfallver- 
hütung 

— der betriebliche Gesundheitsdienst 

— die wirtschaftlichen Auswirkungen von Betiebs- 
unf allen 

— der Betriebsrat und seine Stellung in der Un- 
fallverhütung nach dem Betriebsverfassungsge- 
setz 

— das Maschinenschutzgesetz — die sicherheitsge- 
rechte Maschinenkonstruktion 

— Berufskrankheiten? Tätigkeit des Staatlichen Ge- 
werbearztes 

— Einführung in die Arbeitsphysiologie 

— - die psychologisch richtige Beeinflussung von Be- 
legschaftsmitgliedern 

— Arbeitsschutzkleidung und persönliche Arbeits- 
schutzmittel 

— Technischer Strahlensdmtz 

— Anforderungen an Arbeitsräume, Verkehrswege, 
Fluchtwege imd Sozialräume 

— Gesundheitsschäden durch Arbeitsstoffe und ihre 
Verhütung. 

Daneben werden im Zuge der Lehrgänge sicher- 
heitstechnische Spezialprobleme abgehandelt, Filme 
vorgeführt und Diskussionen abgehalten. 

Trotz der staatlichen Anstrengungen, mit eigenen 
Maßnahmen zur Aus- und Fortbildung auf dem Ge- 
biet des Arbeitsschutzes beizutragen, liegt die 
Hauptlast der Schulungstätigkeit bei den Trägern 
der gesetzlichen Unfallversicherung. Sie sind nach 
§ 720 der Reichsversicherungsordnung verpflichtet, 
für die erforderliche Ausbildung der mit der Durch- 
führung der Unfallverhütung betrauten Personen 
zu sorgen und die Mitglieder der Berufsgenossen- 
schaften sowie die Versicherten zur Teilnahme an 
Ausbildungslehrgängen anzuhalten. Die Berufs- 
genossenschaften tragen die unmittelbaren Aus- 
bildungskosten sowie die erforderlichen Fahrt-, Un- 
terbringungs- und Verpflegungskosten. Für die Ar- 
beitszeit, die wegen der Teilnahme in einem Aus- 
bildungslehrgang ausgefallen ist, hat der Versi- 
cherte Anspruch auf ungemlndertes Arbeitsentgelt. 
Die gewerblichen Berufsgenossenschaften unterhal- 
ten neun eigene Schulungsheime, zum Teil über 
Trägergeraeinschaften, an denen mehrere Berufsge- 
nossenschaften beteiligt sind. In den meisten dieser 
Schulungsheime können die Teilnehmer während 
der Lehrgänge wohnen. Den Schulungsheimen sind 
ständige Unfallverhütungsausstellen angegliedert. 
Vier zusätzliche Schulungsstätten sind langfristig 
angemietet {s. Schaubild 46). Die Berufsgenossen- 
schaft der chemischen Industrie setzt daneben noch 
einen Schulimgs wagen für Kurzlehrgänge ein. 1971 
wurden z. B. 1 1 975 Personen aus Betrieben der 
chemischen Industrie in 374 Kursen über technische 


und persönliche Unfallverhütungsmaßnahmen un- 
terwiesen. 

Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften hal- 
ten für ihre Versicherten regelmäßig Schulungs- 
kurse in den Waldarbeilerfachschulen und in land- 
wirtschaftlichen Lehranstalten ab. Sie haben außer- 
dem mit den Deutschen Landmaschinenschulen 
(DEULA-Schulen) des Kuratoriums für Technik und 
Bauwesen in der Landwirtschaft eine überregionale 
Vereinbarung geschlossen (zusammen 27 Einrichtun- 
gen). Danach wird die Unterrichtung über die Un- 
fallverhütung beim Umgang mit Landmaschinen in 
den Lehrplan einbezogen. Die landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften haben sich verpflichtet, den 
Besuch dieser Schulen durch Beihilfen an die Kur- 
susteilnehmer zu fördern. 

Auch die Eigenunfallversicherungsträger halten re- 
gelmäßig in 2 Schulungsstätten Schulimgsveranstal- 
tungen ab. 

Bei allen drei Gruppen der Unfallversicherungsträ- 
ger werden außerdem die Versicherten in Schu- 
lungsstätten zusammengefaßt, die nur für einzelne 
Lehrgänge angemietet werden. Das gilt besonders 
für Kurzlehrgänge in der Nähe der Betriebe, wo- 
durch einer großen Zahl von Versicherten die Teil- 
nahme ermöglicht wird. 

Die Dauer der Schulungskurse liegt zwischen eini- 
gen Stunden und mehreren Tagen. 

1971 veranstalteten die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung an Schulungskursen: 



Zahl der 
Kurse 

Teil- 

nehmer 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften .... 

6 928 

240 436 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften 

840 

14 796 

Eigenunfall- 
versicherungsträger 

770 

19413 


Von den 274 745 geschulten Teilnehmern an Lehr- 
gängen waren 172 124 Betriebsmeister, Facharbeiter, 
jugendliche Arbeitnehmer usw. (69,6 v. H.), 64 949 
Unternehmer und betriebliche Führungskräfte 
(23,6 v. H.) und 37 682 Sicherheitsbeauftragte 
(13,8 V.H.). 

Die meisten Schulungskurse im Bereich der gewerb- 
lichen Wirtschaft führten 1971 die Bau-Berufsgenos- 
senschaft Wuppertal (763 Kurse), die Bau-Berufs- 
genossenschaft Hannover (670 Kurse), die Tiefbau- 
Berufsgenossenschaft (508 Kurse) und die Bayeri- 
sche Bau-Berufsgenossenschaft (507 Kurse) durch. 

Bei der Durchführung der Schulungslehrgänge, die 
von den Technischen Aufsichtsbeamten der Berufs- 
genossenschaften abgehalten werden, in der Regel 
unter Hinzuziehung der Gewerbeaufsicht, ergeben 
sich verschiedene Probleme. Einmal ist der Perso- 
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nenkreis, der geschult werden soll, sehr unterschied- 
lich zusammengesetzt. Zum anderen müssen wegen 
der Vielzahl der von den BcruFsgenossenschalten 
betreuten Gewerbezweige für die einzelnen Zuhö- 
rerkreise die unterschiedlichsten Fadithemen be- 
handelt werden. Die Berufsgenossenschaften achten 
bei ihrer Sdiulungstatigkeit darauf, daß die einzel- 
nen Veranstaltungen zum Thema Unfallverhütung 
vier Forderungen erfüllen: 


— Das Interesse der Zuhörer zum Thema «Sicher- 
heit und Unfaliverhülung" muß wachgerufen 
werden. 

— Der gebotene Stoff muß sich an den Schwerpunk- 
ten des UnfdJIgeschehens orientieren, 

— Die Vorträge müssen für die Zuhörer verständ- 
lich, anschaulich und einprägsam sein. 


Schaubild 46 


Lage der Schulungeheime und Schulungsstätten 
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— Es muß erreidit werden, daß die Zuhörer bei 
ihrer praktischen Arbeit dann audr tatsädiJidi 
sicherheilsbewufll handeln. Es muß also gelin- 
gen. die Zuhörer von der Richtigkeit und Not- 
wendigkeit der in den Lelirgängen erläuterten 
Arbeitssdjutzmaßnahnien zu überzeugen. 

Am Beispiel der sieben ßauberufsgenossenschaften 
soll gezeigt werden, wie die gewerblidien Berufs* 
genossensdiöften den Ihnen gestellten Schulungs- 
auflrag losen: 

Die BauberufsgenossensdiafleQ haben für das Sdiu- 
lungs- und Vortragswesen besondere Referate ge* 
sdiaffen. Diese arbeiten in allen Fragen, die mit der 
Schulung Zusammenhängen, eng zusammen, tau- 
schen regelmäßig ihre Erfahrungen aus und stim- 
men sidi in ihren Schulungsmaßnahmen weitgehend 
ab- Die Aufgaben der Schulungsreferate liegen vor 
allem in der Organisation und Systematisierung des 
Vortragswesens und der Schaffung der für eine er- 
folgreiche Arbeit notwendigen Voraussetzungen* 
Dem tedinischen Aufsiditsdiensl stehen die not- 
wendigen Hilfsmittel zur Verfügung, wie Foto- 
geräte, Bildwerfer, Tonbildsdiau-Geräte und Film- 
vorführ-Geräie. Als Lehrmittel werden Farbdiaposi- 
tive, Tonbildschauen, Tonfilme, Lichtsdireiber-Vor- 
lagen und Demonstrationsgegenstände aller Art ein- 
gesetzt* Zu fast allen Themen stehen dem tedmi- 
schen Aufsichtsdienst vorbereitete Texte und teil- 
weise auch das zugehörige Bildmaterial zur Verfü- 
gung. 

Der optimale Einsatz dieser Hilfsmittel im Vor* 
tragswesen ist jedodi nur sichergestellt, wenn die 
Vortragenden Tedinischen Auislditsbeamten auf 
dem Gebiet der Pädagogik und Rhetorik geschult 
sind- Das geschiehl bei den Berufsgenossensdioilen 
bereits seit zehn Jahren- Die Erfahrung hat gelehrt, 
daß die Qualität der Schulung und Vorträge durch 
diese besondere Ausbildung erheblich gewonnen 
hat. Es werden ständig neue Lehrmethoden (z* B, 
Lemprograranie) und neue Demonstraüonsmittel 
(z. B. Video-Recorder) erprobt und auf ihre Brauch- 
barkeit bei der Aus- und Fortbildung überprüft. 

Bei den Bauberufsgenossensdiaften werden als 
Schultmgs* und Vortragsdienst diirchgeführt: 

— Vorträge werden auf Betriebsversammlungen. 
Polier- und Bauführerbespredhungen, auf Ge- 
werkschaftsveranstaltungen, bei Innungen, Fadi- 
verbänden und bei Belohnungsveranstaltungen, 
auf BauslelLen, hei Baubehörden, tcchnisch-wis- 
sensdiafLlidien Vereinen und in den verschiede- 
nen Schulen für Ingenieure, Meister, Handwer- 
ker und Lehrlinge gehalten. 

— Lehrgänge von ein, zwei oder mehr Tagen Dauer 
werden entweder in bernfsgenossensdhaftlichen 
Schulung.sheimen, in hierzu gemieteten Schulen 
oder in Vortragsräumen der Be ruf s genossen * 
schafl dujchgeführt. Außerdem sind die Bau-Be- 
ruf sgenossenschaften an Lehrgängen für Meister, 
Poliere und Kranführer mit besonderen Vor- 
tragsreihen beteiligt. 

— Seminare werden an den Ingenieurschulen und 
Technischen Hochschulen sowie Ini Rahmen der 
gewerkschaftlichen Aus- und Fortbildung der Be- 


triebsräte und Sicherheitsbeauftragten abgehal- 
ten- 

— An erster Stelle der Schulungsmaßnahmen ste- 
hen die in jedem Winterhalbjahr stattfindenden 
ein- bis zweitägigen Lehrgänge für Untemeh- 
mer, betriebliche Führungskräfte und Sicherheits- 
beauftragte* Zu jeder Winlerschulung wird im 
Rahmen eines drei Jahre überspannenden Lang- 
zeitprogramms zu jedem Thema der Text vorbe- 
reitet — und die Anschauungsmittel, wie Dia- 
positive, Lichtschrei ber-Vorlagen und Demon- 
strationsgegenstände zusa mm engestell t. Durch 
die gründliche VorbereUung wird den Lehr- 
gangsteilnehmem ein gut aufbereiletei Stoff in 
ansAaulicher Weise geboten* Es hat sidi als vor- 
teilhaft erwiesen, die Lehrgangsteilnehmer bei 
der Erarbeitung der Themen aktiv zu beteiligen. 
Das geschieht entweder durch vorbereitete Lern- 
programme oder durch Fragebogen, die zu den 
verschiedenen Themen vorbereitet werden. Die 
von den Lehrgangsteilnehmern ausgefüllten 
Programme und Fragebogen werden eingehend 
diskutiert. 

— Weiterhin hat sidi die Sdulderung von Unfall* 
beispLelen als besonders einprägsam und lehr- 
reich erwiesen. An Hand der bei den Ünfallun- 
tersuchungen gemachten Lidilbilder und Erfah- 
rungen werden die Lehrgangsteilnehmer in das 
praktische Geschehen hineinverselzl, und an- 
schließend werden die Maßnahmen besprochen, 
die zur Verhütung solcher Unfälle getroffen wer- 
den müssen* Zweifellos sind die Unfallschilde- 
rungen die besten Mittel, um die Teilnehmer 
nicht nur über die Siderungsmaßnahmen zu be- 
lehren, sondern sie auch von deren Notwendig- 
keit zu überzeugen. Besondere Bedeutung kommt 
auf allen Lehrgängen den Diskussionen mit den 
TeUnehmem zu* Jeder hat die Möglichkeit, zu 
den aufgeworfenen Themen Fragen zu stellen 
und eigene mit der Arbeitssidierheit zusammen- 
hängende Probleme vorzubringen. Dadurch wird 
der Erfahrungsaustausdi zwischen den Lehr- 
gangsteiinehmern sehr gefördert. 

Stellvertretend für alle Baubenifsgenossenschaften 
sollen die Schulungsmaßnahmen der Bau-Berufsge- 
aossensdiaft Wuppertal, der Berufsgenossensctiaft 
mit den meisten Schulungsveranslaltungen im Jahre 
5973, angeführt werden: 

Während des Berichtsjahres wurden von der Bau- 
Berufsgenossenschaft Wuppertal 223 Schulungs- 
kurse für 6 24] Unternehmer und betriebliche Fuh- 
rungskräfte, 45 Schulungskurse für 1 472 Sicherheits- 
beauftragte und 495 Schulungskurse für 17 883 son- 
stige Betriebsangehöiige durchgeführt. Bewußt 
wurde gegenüber den Vorjahren die Zahl der Schu- 
lungskurse für Unternehmer und betriebliche Füh- 
rungskräfte erhöht und die Zahl der Kurse für Si- 
cherheitsbeauftragte etwas eingeschränkt, weil zahl- 
reiche Sicherheitsbeauftragte bereits mehrere Male 
an einem Schul ungskursus teilgenommen haben. 
Als Beispiel für die Programmgestaltung eines Schu- 
lungskursus wild das Programm eines Lehrgangs 
für Sicherheitsbeauftragte des ßauhauptgewerbes 
wiedexgegeben: 
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Thema 

Art der Themenbehandlung 
Demonstrationsmittel 
Lehrmittel 

Aufgaben des Sicher- 
heitsbeauftragten 

Vortrag, Erfahrungs- 
austausch 

Fang- und 

Schutzgerüste 

Lemprogramm, Erläute- 
rungen mittels Licht- 
sdireiber 

Unfallsidieres 

Verhalten 

Tonfilm „Die Barriere“ 

Elektrischer Strom 
auf Baustellen 

Fragebogen, Wettbewerb, 
Tonbildschau 

Gesetz über technische 
Arbeitsmittel 

Vortrag durch einen 
Gewerbeaufsichtsbeamten 

Körperschulz 

Vortrag, Demonstrations- 
gegenstände 

Bemerkenswerte 

Unfälle 

Vortrag, Farbdiapositive 


In ähnlicher Form werden audi die Schulungskurse 
für Unternehmer und betriebliche Führuncjskräfle 
aufgebaut, wobei die Themen ^Sichere Arbeitsplätze 
und Verkehrswege, Maschinen und Geräte, Lei- 
lungsgräben und Baugruben" aussdilleßlidi auf die 
Führungskräfte abgeslellt werden. 

Nach jedem Vortrag erfolgt eine Diskussion und 
Beantwortung von Fragen. 

Der Film *Die Barriere“ wurde von der französi- 
schen Unfdllversicherungsorganisalion gedreht und 
den deutschen Berufsgenossenschäften zur Verfü- 
gung gestellt. Die Bauberufsgenossenschaflen haben 
den Film ins Deutsche synchronisieren lassen. Hier 
ist ein Beispiel erfolgreidier internationaler Zusam- 
menarbeit vorzuweiseni sie hat in den letzten Jah- 
ren auch für die Berufsgenossenschaften immer stär- 
ker an Bedeutung gewormen. 

Neben den 763 Schulungskursen veranstaltete die 
Bau-Berufsgenossenschaft Wuppertal noch 13 Semi- 
nare mit 404 Teilnehmern an Ingenieurschulen und 
Technischen Hochschulen und hielt 38 Vorträge vor 
999 Teilnehmern aus dem Kreis der Versicherten 
und der Gewerkschaften, 16 Vorträge vor 583 Ver- 
tretern der Fachvereinigungen, Fachveibände und 
Innungen und 116 Vorträge vor 7 504 Teilnehmern 
in den Betrieben. 

In den letzten Jahren ist der Vortrags- und Schu- 
lungsdienst erheblich intensiviert worden. So lei- 
stet zur Zeit jeder Technische Aufsichtsbeamte der 
Bauberufsgenossenschaften durchschnittlich 100 bis 
150 Vortragsstunden im Jahr. 

Die Lehrgänge für Sicherheitsfachkräfte gewinnen 
immer mehr an Bedeutung, da mit der Verabschie- 
dung des Gesetzes über Betriebsärzte und Fach- 
kräfte für Arbeitssicherheit gerechnet würd. 

So führt z. B. die Berufsgenossenschaft der chemi- 
schen Industrie für angehende Sidierheilsingenieure 


ihrer Mitgliedsunternehmen seil 1970 besondere 
Ausbildungslehrgänge durch, da es eine ausrei- 
chende Ausbildung auf dem Gebiet der Arbeils- 
sicherheit bisher an den Hoch- und Fachschulen für 
Sicherheitsfachkräfle nicht gibt. Diese Lehrgänge, 
die von Fachleuten der Berufsgenossenschaft und 
der chemischen Industrie vorbereitet werden, um- 
fassen einen theoretischen und einen praktischen 
Teil. Zum theoretischen Teil zählen drei Ausbil- 
dungsabschnitte von je vierzehnlägiger Dauer, die 
im Ausbildungszentrum der Berufsgenossenschafl 
der chemischen Industrie in Laubach durchgeführt 
werden, ln der Zeit zwischen den Abschnitten ist 
Gelegenheit, in den Betrieben bei erfahrenen Sicher- 
heitsingenieuren zu hospitieren, um das erworbene 
Wissen an Hand praktischer Erfahrungen und Er- 
kenntnisse zu verliefen. 

Der Lehrplan für den theoretischen Teil der Kurse 
umfaßt die für die chemische Industrie wichtigen 
Themen: 

— Aufgaben des Sicherheitsingenieurs 

— Zusammenarbeit des Sicherheitsingenieurs mit 
Betriebsleitung, Betriebsrat und Sicherheitsbeauf- 
tragten 

— Schulung der Belegschaft in Fragen der Arbeits- 
sicherheit 

— Innerbetriebliche Werbung und Prämienverfah- 
ren für die Arbeitssicherheit 

— Unfalluntersuchung 

— Wirtschaflliche Auswirkungen von Betriebsun- 
fällen 

— Arbeitssicherheit als Führungsaufgabe 

— Gesundheitsschädliche Stoffe und Berufskrank- 
heiten in der chemischen Industrie 

— Sicherheitslechnische Fragen bei der Planung 
neuer Anlagen 

— Feuer- und Explosionsgefahren 

— Maschinenschutz 

— Sicherheit beim Transport. 

Breiten Raum im Lehrgangsprogramm nimmt die 
Sicherheitstechnik ein. Experimentelle Vorträge er- 
gänzen die theoretische Ausbildung. Die Lehrgangs- 
teilnehmer werden außerdem angehallen, selbst Re- 
ferate zu halten. Aussprache und Diskussionen run- 
den die Ausbildung ab. 

Neben den staatlichen Stellen und den Trägern der 
gesetzlichen Unfallversicherung führen auch die 
Gewerkschaften und Arbeitgeber und sonstige mit 
dem Arbeltssdiutz befaßte Organisationen sowie 
zahlreiche Betriebe selbst Schulungsveranstaltun- 
gen auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes, der Unfall- 
verhütung und der Ersten Hilfe durch. 

Allgemein wird anerkannt, daß die Aus- und Forl- 
bildungsmaßnahmen zur Verbesserung des Arbeits- 
schutzes in jeder erdenklichen Weise gefördert und 
finanziell unterstützt werden müssen. Bedenkt man, 
daß ein einziger schwerer Unfall bis zu 300 000 DM 
kosten kann, so sind die finanziellen Aufwendun- 
gen für das Vortrags- und Schulungswesen noch ver- 
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gleldisweise gering. Es ist deshalb zu erwarten, 
daß die Schulungstätlgkeit wegen ihrer Bedeutung 
für den Arbeitsschutz in Zukunft weiter intensiviert 
wird, 


€ ArbeNsmedlzinlsche Gesundheitsvorsorge, 
Erste Hilfe und Unfall rettungs wesen 

6.1 Arbeftsmedtzlnlsche Gesundheitsvorsorge 

Die arbeitsmedizinisciie Betreuung der Arbeitneh- 
mer in der Bundesrepublik Deutschland findet ihre 
Grundlage m einer Anzahl von staailidien Arbeits- 
schutz Vorschriften und Unfallverhütungsvorschriften 
der Unfallversicherungsträger, in denen ärztliche 
Vorsorge- und regeimäßige überwachungsuntersu- 
cliungen geregelt sind, und zwar für bestimmte 
Gruppen von Arbeitnehmern (Jugendlidie, Frauen, 
werdende und stillende Mütter) und für Arbeit- 
nehmer» die mit bestimmten gesundheitsgefährlichen 
Arbeitsstoffen oder Arbeitsmitteln umgehen. Ziel 
dieser Untersuchungen ist die Vorsorge und Früher- 
kennung von arbeitsbedingten Gesundheitssdiäden. 

Die am 17. September 1971 erlassene Verordnung 
über gefährliche Arbeitsstoffe wird zu einer grund- 
legenden Vorschrift werden, aus der sich für jede 
Art der in die Verordnung einbezogenen gefähr- 
lichen Arbeitsstoffe ergibt, inwieweit die damit be- 
schäftigten Arbeitnehmer ärztlich untersucht werden 
müssen. Die Verordnung wird nach ihrem konti- 
nuierlichen Ausbau den zerspUUerten und veralte- 
ten Komplex der auf Grund von § 120 e der Ge- 
werbeordnung erlassenen Arbeitsschutz Verordnun- 
gen bereinigen. In der ArbeUsstoffverordnung sind 
äczÜLche UnLer.su<hungen der Arbeitnehoier vor 
Aufnahme der Beschäftigung mit bestimmten Stof- 
fen (bisher: Benzol, Telrachlorkohlenstoff, Tetra- 
chloräthan und Pentachloräthan, Strahlniitte] und 
Thomasphosphat) sowie regelmäßige Überwa- 
chungsuntersuchungen, deren zehlicher Abstand 
sich nach dem Ausmaß der spezifischen Gefährdung 
richtet, vorgesehen. Die Untersudiungen sind von 
einem Arzt durchzuführen, der vom staatlichen Ge- 
weibearzt hierzu ermächtigt worden ist, nadidem 
die Fachkennlnis des Arztes für diese speziellen 
Untersudiungen festgestelU worden ist. Die ärztli- 
chen Vorsorgeuntersuchungen sind vom Arbeitge- 
ber auf seine Kosten zu veranlassen. Der Arbeit- 
geber hat eine Gesundheilskartei zu führen, die 
einem bestimmten in der Verordnung vorgesehenen 
Muster entspricht. Die Gesundheitskartei ermög- 
licht dem Arbeitgeber und den überwadiungsorga- 
nen jederzeit eine vollständige UbersidiL über die 
Daten, die für den Einsatz des Arbeitnehmers beim 
Umgang mit den gefährlichen Arbeitsstoffen von 
Bedeutung sind. Uber die in der Verordnung v'“orge- 
schriebenen Vorsorgeuntersuchungen hinaus kann 
die Behörde auf Grund einer Ermächtigung im Ein- 
zelfall Untersuchungen anordnen, wenn Gesund- 
heitssdiäden beim Umgang mit gefahrlidien Ar- 
beitsstoffen zu befürchten sind. 

Auch die arbeitsmedizinisdien Vorsorgeuntersu- 
chungen, die füx bestimmte gefährlidie Arbeiten in 


den UnfallverhütungsvorschrLften der Unfallverst- 
cherungsträger (UW) vorgeschrieben sind, werden 
in Zukunft diesem Verfahren entsprechen (bis jetzt 
Regelungen in der UVV .Schutz gegen gesundheits- 
gefährlichen mineralisdieii Staub", UW „Laser- 
strahlen“ und UVV „Kälteanlagen“]. 

Wie eine Umfrage des ßundesministeriums für 
Arbeit und Sozia loidnung ergab, wurde Im Jahre 
1970 in 10 Bundes! ändern von 59 der 76 staatlidien 
Gewerbeärzte sowie von l 900 von ihnen ermäch- 
tigten Ärzten 401 164 arbeitsmedizinische Vorsorge- 
unter su diu n gen durchgeführt Weiter ergab die 
Umfrage, daß im selben Jahr bei den 28 der 36 ge- 
werblichen BeruEsgenossenschaften, deren Versi- 
cherte auf Grund von UnfaUverhütungsvorsdirif- 
ten regelmäßig ärztlich zu überwadien sind, von 
1217 beruJsgenossenschafUidi ermächtigten Ärzten 
27 056 Eignungs- und 61 619 überwadiungsunter- 
sudiungen vorgenommen wurden. Hinzu kommt 
noch die See-Berufsgenossenschaft, deren 15 haupt- 
beruflich und 54 nebenberuflich tätige ermächtigte 
Ärzte 55 000 bis 60 000 Untersuchungen durchlühr- 
ten. Die Umfrage ergab gleichzeitig Hinweise über 
die finanziellen und organisatorischen Initiativen, 
die bei den Ländern und den Unfallversicherurtgs- 
trägern (insbesondere der Sleinbrudis-Berufsgenos-r 
sensdiafl und der Berufsgenossenschaft der kera- 
mischen und Glasindustrie) auf dem Gebiet der Sill- 
kosebekämpfung ergriffen worden sind. Bemerkens- 
wert ist der verstärkte Einsatz von mobilen Meß- 
I und ÜnLersudiungsfahrzeugen neben den zahlrei- 
chen stationären arbeilsmedizmisclien Untersu- 
dhungsstellen. Im Berichtsjahr waren zur Bekämp- 
fung der Silikosegefahr 4 Rönlgenwagen im Einsatz. 
Eine am 23. März 1971 bekanntgegebene Rieht- 
llnie des Bundesminisleriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung für äxzlUdie Unteisucfaungen von Arbeit- 
nehmern, die der Einwirkung von gesundheilsge- 
föhrlichen minerabschera Staub ausgesetzt sind, soll 
zu einer Verstärkung dieser Bemühungen beitra- 
gen. 

6.2 Einsatz von BetHebsirzten 

Im Unfallverhütungsbericht für die Jahre 1968/69 
wurde bereits festgestellt, daß die bisherigen For- 
men der arbeitsmedizinisdien Betreuung der Arbeit- 
nehmer nidiL ausrelcfaen und daß im Hinblick auf die 
Belastungen der Arbeitnehmer am Aibeitsplatz neue 
Anstrengungen unternommen werden müssen. Die 
Lösung wurde in einem verstärkten Ausbau der 
betriebsärzUidien Betreuung gesehen. Aus der Ta- 
belle ergibt sidr, daß audr im Berichtsjahr die Zahl 
der von den Betrieben auf freiwilliger Basis be- 
sebofügten haupt- und nebenberuflichen Betriebs- 
ärzten nicht wesentlidi zugenommen hat. 

Diese Situation soll sich durch eine gesetzliche Rege- 
lung über Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits- 
Sicherheit grundlegend ändern. Der Entwurf dieses 
Gesetzes sieht vor, daß die Betriebe verpflichtet 
werden sollen, je nach den besonderen betriebli- 
I dien VerhäUnissen Betriebsärzte zu bestellen. 1ns- 
I besondere für die mittleren und kleineren Betriebe 
I soll eine betriebsärztliche Betreuung auch durch die 
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Zahl der 


Belncbc mit einer 
Beschäftigtenzahl 

Betriebe | 

1 

Betriebe mit 
betriebsärztlicher 
Betreuung 

hauptberuiheh 

tätigen 

Belriebsärzte 

nebenberuflich 

tätigen 

Belriebsärzte 


1970 1 

1971 1 

1 1970 

1 1971 

1970 1 

1971 1 

1 1970 

1 1971 

von 1 bis 199 

1 384 445 

l 405 100 

197 

205 


16 

146 

155 

von 200 und mehr .... 

11 670 

12 228 

l 292 

1 325 

439 

450 

914 

928 

Insgesamt , , . 

l 396 1 15 

1 417 328 

1 489 

l 530 

456 

466 

1 060 

1 083 


Cinrichlung überbetrieblicher ärztlicher Gemein- 
schaftseinrichtungen möglich sein. Zentren dieser 
Art befinden sich bereits jetzt in Kiel, Köln und Ho- 
henlimburg. Von diesen wurden im Jahre 1971 
39 Betriebe mit rund 25 000 Arbeitnehmern betreut. 
Für weitere 8 Betriebe mit rund 3 000 Beschäftigten 
entsteht ein überbetriebliches Werksarztzentrum in 
Borghorst. Außerdem ist in Bayern ein Modellver- 
such mit einer überbetrieblidien mobilen Werks- 
arztstdtion angelauien, welche die arbeitsmedizini- 
sche Betreuung von Klein- und Mittelbetrieben in 
Städten und ländlichen Gebieten mit aufgelockerler 
Betriebsansiedlung übernehmen soll. 

Zu den Aufgaben der Belriebsärzte gehört die Be- 
ratung des Arbeitgebers und der für den Arbeits- 
schutz im Betrieb verantwortlichen Personen in al- 
len arbeitsmedizinischen Fragen. Die Betriebsärzte 
werden im wesentlichen vorbeugend und nicht hei- 
lend tätig. In dem Gesetzentwurf über Betriebs- 
ärzle und Fachkräfte für Arbeitsicherheit werden 

— in Anlehnung an die vom Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung im Jahre 1966 herausge- 
gebene Richtlinie zur wcrksärzllichen Betreuung der 
Arbeitnehmer und zur Einrichtung weiksärztlichor 
Dienste in den Betrieben — insbesondere folgende 
Aufgaben hervorgehoben, 

— Einschaltung des Betriebsarzles bereits im Sta- 
dium der Planung und dann bei der Ausfüh- 
rung und Unterhaltung von Betriebsanlagen und 
sozialen und sanitären Einrichtungen 

— Beratung des Betriebsarztes bei der Beschaffung 
von technischen Arbeitsmitteln und bei der Ein- 
führung von Arbeitsverfahren und Arbeitsstof- 
fen 

— Beratung bei der Auswahl und Erprobung von 
Körperschulzmitteln 

— Beratung auf dem Gebiet der Ergonomie und der 
Arbeitshygiene 

— Beratung bei der Organisation der Ersten Hilfe 
im Betrieb 

— Beratung in Fragen des Arbeitsplatzwechsels und 
der Eingliederung und Wiedereingliederung Be- 
hinderter in den Arbeitsprozeß 

— Untersuchung und die arbeitsmedizinische Be- 
urteilung der Arbeitnehmer sowie die Erfas- 
sung und Auswertung der Untersudiungsergeb- 
nisse 


— Beobachtung der Durchführung des Arbeitsschut- 
zes im Betrieb (Besichtigung des Betriebes, Un- 
tersuchung von Ursachen von arbeitsbedingten 
Erkrankungen, Vorschläge für entsprechende 
Maßnahmen) 

— Einwirkung auf die Arbeitnehmer, damit diese 
sich den Anforderungen des Arbeitsschutzes ent- 
sprechend verhalten 

Diese Aufgaben, die in Zukunft infolge der immer 
komplizierter werdenden Technologien und der ver- 
schiedenartigsten Gefahrenursachen mit physischen 
und psychischen Auswirkungen auf den Arbeitneh- 
mer immer mehr an Bedeutung gewinnen werden, 
können nach Ansicht aller Beteiligten nicht durch 
die Beratung von seiten der staatlichen Gewerbe- 
ärzte und den derzeitigen Bestand an Belriebsärztcn 
erfüllt w’erden. 


6.3 Arbeitsmedizinische Aus- und Weiterbildung 

Die arbeilsmedizinische Aus- und Weiterbildung 
von Ärzten wird zunehmend zu einem zentralen 
Problem einer wirksamen arbeitsmcdiziniscfaen Vor- 
sorge und Betreuung der Arbeitnehmer werden. Die 
Ärzte müssen in Zukunft in weit größerem Umfang 
als bisher mit den Erkenntnissen über die engen 
Wechselbeziehungen von Mensch und Arbeit ver- 
traut gemacht werden. Dazu gehören insbesondere 
Grundkenntnisse über arbeitsbedingle Gesundheits- 
schäden und deren Verhütung, über Arbeitsstoffe 
und Arbeitsmittel, Arbeitsplatzgestaltung, Arbeits- 
zeitregelung sowie Anpassung bzw. Wiederanpas- 
.sung Behinderter oder Gesundheilsgeschadigtei an 
ihre Arbeilsumwell. 

Dieser Notwendigkeit trägt die am 3. November 
1970 verkündete Approbationsordnung für Ärzte 
Rechnung. Ihr zufolge sollen dem Studierenden der 
Medizin in Vorlesungen und Kursen arbeitsmedizi- 
nische Kenntnisse vermittelt werden, deren Besitz 
er im Rahmen des ökologischen Stoffgebiets wäh- 
rend des zweiten Abschnitts der Ärztlichen Prüfung 
nachzuweisen hat. Die hierfür erforderlichen Stu- 
dienmöglichkeiten sind bei der Mehrzahl der Medi- 
zinischen Fakultäten an den Universitäten und 
Hochschulen der Bundesrepublik in Form von Lehr- 
stühlen oder Lehraufträgen vorhanden (an 18 von 
24) oder im Aufbau begriffen (s. Schaubild 47). 
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Schaubild 47 


Studianmögifchkeiten für Arbeltsmediztn 



Hamburg 


• Hannover 


Münstar 


Marburg 


Frankfurt 


Erlangen 


Heidelbarg 


Tübingen 


0 fretburg 


0 rdi nariate , £ xtraord i ner iate 
und lelbftandtga Abteilungen 


Ubrautiregt 




Berlin 


Bereits approbierte Arzte haben an der Akademie 
für Arbeitsmedizin ln Berlin oder an der Bayeri- 
sdien Akademie für Arbeitsmedizin und soziale 
Medizin in Mündien die Moglidikeit zur Weiter- 
bildung. Hier werden laufend die Kurse abgehalten, 
deren Nadiw'eis neben dem einer 12inonatigen Tä- 
tigkeit auf dem Gebiet der Inneren Medizin und 
einer 9monatigen arbeilsmedizlnisch-prakysdien 
Tätigkeit zum Erwerb der Zusatzbezeicfcmung „Ar- 
beilsmedizin" erforderlidi ist. Obwohl bis zum 
Januar 1971 von den Ärztekammern 895 Ärzten 
die Berechtigung zum Führen dieser Zusatzbezeich- 
nung erteilt wurde, ist die volle Kapazität beider 
Akademien noch nicht ausgelastet. 


Möglichkeiten zur Fortbildung bieten außerdem ein 
arbeitsmedizinisches Seminar in Bochum sowie re- 
gionale ärztliche Fortbildungsveranslaltungen un- 
ter Mitwirkung von Arbeitsmedizinem aus For- 
schung, Lehre und betrieblicher Praxis. 

BA Erste Hilfe und Unfallrettungswesen 

Die Bedeutung der Ersten Hilfe und des Rettungs- 
Wesens nach einem Unfall kann nicht hoch genug 
veranschiagt werden. 

Die Erste Hilfe muß dem Verletzten durch Arbeits- 
kollegen oder Dritte möglichst umgehend nach dem 
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Unfall und so lange zuteil werden, bis ein Arzt mit 
der Behandlung der unmittelbaren Unfallfolgen be* 
ginnen kann. Eine sadigeredite und rasdie Erstver- 
sorgung kann für das Leben des Unfallverletzten 
entsdieldend sein. Das gilt z. B. bei Vergiftungsun- 
fällcn und elektrischen Unfällen. 

Eng verknüpft mit der Ersten Hilfe Ist das Unfall- 
Tcttungswesen. Die Erste Hilfe ist wirkungslos, 
wenn der Verletzte nicht auf dem sdinelkten Weg 
zur ärztlichen Versorgung in ein Krankenhaus oder 
eine Sanitätsstation gebradit wird oder ein Arzt zur 
sofortigen Hilfeieislimg nicht rasch an der Unfall- 
steile sein kann. 

Der Organisation des Unfallrettungswesens kommt 
deshalb besondere Bedeutung zu, wobei die Un- 
fälle der Arbeitnehmer sowohl während der Arbeit 
im Betrieb als auch auf den Wegen außerhalb des 
Betriebs berüdtsiditigt werden müssen. Das Un- 
fallrettungswesen in der Bundesrepublik haben in 
erster Linie private und freiwillige Organisationen 
übernommen. Dazu geboren das Deutsche Rote 
Kreuz, der Arbeiler-Samariter-Bund, der Malteser- 
Hilfsdienst und die Jühanniter-Unfall-Hilfe. Diese 
vier Organisationen erfassen über 75 v. H. aller 
Rettungsfälle. Hinzu kommen die Berufsfeuerweh- 
ren mit etwa 20 v. H. aller Reltungsfälle. 

Entscheidend für rasche und fachgerechte Retlungs- 
maßnahmen durch eine Unfallrettungsorganisation 
ist ein einheitliches, gut ausgebildetes Melciesystem, 
Die Organisatjonen haben hierzu bereits detaillierte 
Vorschläge unterbreitet. Die Organisationen halten 
es für erforderlich, daß das Alarmsystem verbessert 
wird und dazu eine bundeseinheiüiche Notrufnum- 
mer eingeführt wird, einheitlich gestaltete und ge- 
kennzeichnete Notrufsäulen und Notrufzentralen, 
die die Notrufe annehmen und weiter vermitteln, 
geschaffen werden und eine Rettungsleitstelle, die 
den Rettungseinsatz zentral steuert, eingerichtet 
wird. Zur Zeit verfährt jede Organisation noch 
nach einem eigenen Meldesystem. Es liegt auf der 
Hand, daß der optimale Einsatz der Rettungskapa- 
Zitaten bei einem Unfall unter diesen Voraussetzun- 
gen nicht immer gesichert ist. 

Sehr wichtig ist weiter der schnelle und sachgerechte 
Transport des Unfallverletzten in das nächstgele- 
gene Krankenhaus oder in ein Spezialkrankenhaus. 
Zum Transport gehört, daß der Verletzte transport- 
fähig gemacht wird und während der Überführung 
in das Krankenhaus von ausgebildetem Personal be- 
treut wird. Für alle diese Maßnahmen sind die Ko- 
ordinierung der zur Verfügung stehenden Rettungs- 
wagen oder Rettungshubsdirauber, der Einsatz des 
am besten geeigneten Rettungsfahrzeugs, der Ein- 
satz des der Unfallstelle am nächsten stehenden 
Rettungswagens, die Möglichkeit der ständigen 
Sprediverbindung zwischen Rettungswagen und Un- 
fallarzt im Krankenhaus sowie das Vorhandensein 
ausgebildeten Rettungspersonals in ausreichender 
Zahl erforderlich. 

Die Betriebe müssen für den Ernstfall ausreichende 
Vorsorge treffen. Es genügt nidit, daß das Personal 
in Erster Hilfe ausgeblldet ist; vielmehr müssen 


Veibandsmöterial und Tragbahren sowie sonstiges 
Material für die Erste-Hilfe-Leistung in ausreichen- 
der Zahl und Menge an deutlich gekennzeichneter 
Stelle über den Betrieb verteilt sein. Die Aufbewah^ 
rungsorte müssen der Belegschaft bekannt sein. Die 
Notrufnummern von zwei Ärzten, Krankenhaus und 
Rettungswagen müssen an jedem Femsprediappa- 
rat des Betriebs ausliegen. Für die Durchführung 
der Unfallreltung bei Einzelunfallen, aber auch bei 
Massenunfällen, müssen im Betrieb ELnsatzpläne 
ausgearbeitet sein und allen betrieblichen Führungs- 
kräften bekannt sein. Durch regelmäßige Übungen 
muß die Wirksamkeit der Einsatzpläne überprüft 
werden. 

Die Unfallversidrerungsträger bemühen sich um 
ausreichende Voraussetzungen für die Erste Hilfe 
in den Betrieben und um die Verbesserung des Un- 
fallrettungswesens. Für das Unfallrettungswesen 
hat der Hauptverband der gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften eingehende Vorschläge entwickelt 
und in einer Drutksdirift mit dem Titel „Vorschläge 
der Berufsgenossenschaften zur Vereinheitlidiung 
des Rettungswesens" verÖffentUcht. 

Die Überwachung der VorsorgemaßnahmeTi der Be- 
triebe auf dem Gebiet der Ersten Hilfe erfolgt durch 
die Tectini sehen Aufsichtsbeamten der Berufsgenos- 
senschafien. Bei ihren Schulungskursen legen die 
Berufsgenossenschaften besonderes Gewicht auf die 
Ausbildung in Erster Hilfe und dabei neuerdings 
auch auf moderne Wiederbelebungsmethoden. So 
veranlaßten die Würtlemfaergische Bau-Berufsge- 
nossensdiaft, die Südwestliche Bau-Berufsgenossen- 
schaft und die Tiefbau-ßerufsgenossenschäfL auf An- 
regung des Arbeits- und Sozialministeriums Baden- 
Württemberg, daß im Rahmen der Schulungslehr- 
gänge für Sicherheitsbeauftragte und für Aufsichts- 
personen auf Baustellen (Poliere^ Sch aditm eist er^ 
Bauleiter) nach einem kurzen Einführungsvorlrag 
eines Arztes praktische Übungen am Phantom in 
Mund-zu-Mund-Beatmung und Herzdruckmassage, 
ebenfalls unter Aufsicht eines Arztes durdigeführt 
werden. Diese Sdiulung in den modernen Wieder- 
belebungsmelhoden erwies ich besonders für den 
Bereidi der Bau-Beruf sgenossensdiaften und der 
Tiefbau-Berufsgenossenschaft als notwendig, weil 
sich einmal durch das häufig improvisierte Arbei- 
ten auf Baustellen die elektrischen Unfallgefahren 
erhöhen* zum anderen weil beim Baustellenbetrieb 
ein Arzt oder ausgebildeter Nothelfer in der Regel 
nicht kurzfristig zur Verfügung stehen. 

Die Württembergische Bau-Berufsgenossensdiaft 
hat bereits im Winterhalbjahr 1969/70 mit der Schu- 
lung in Wiederbelebung begonnen und führte 49 
Schul ungslehrgäfige für Sicherheitsbeauftragte mit 
insgesamt 1654 Teilnehmern und 31 Schul ungslehr- 
gänge für Aufsiditspersonen mit insgesamt 762 Teil- 
nehmern durch. 

Die Südwestliche Bau-Berufsgenossensdiaft konnte 
im Winterhalbjahr 1970/71 mit der Sdiulung in 
Wiederbelebung beginnen. Die Berufsgenossen- 
sdiaft veranstaltete im Winterhalbjahr 1970/71 
30 Lehrgänge für Sicherheitsbeauftragte mit ins- 
gesamt 750 Teilnehmern und 30 Lehrgänge für Auf- 
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Sichtspersonen mit insgesamt ebenfalls 750 Teil- 
nehmern. 

Die Tiefbau-Berufsgenossenschaft hat im Aufsichts- 
bezirk Württemberg und Baden im Winterhalbjahr 
1970/71 mit der Schulung in Wiederbelebung begon- 
nen. Sie hielt je 2 Lehrgänge für Sicherheitsbeauf- 
tragte und Aufsichtspersonen mit jeweils insge- 
samt 120 Teilnehmern ab. 

Die Schulungen über moderne Wiederbelebungs- 
maßnahmen bei Arbeitsunfällen der beiden Baube- 
rufsgenossenschaften und der Tiefbau-Berufsgenos- 
senschaft haben sich bisher als erfolgreich erwiesen 
und sollen fortgesetzt werden. Auch andere Berufs- 
genossenschaften haben die modernen Wiederbele- 
bungsmaßnahmen in das Programm ihrer Erste- 
Hilfe-Kurse aufgenommen oder beabsichtigen, das 
in Zukunft zu tun. 


7 Staatliche Institute 

7.1 Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung 

Mit Erlaß vom 15. Dezember 1971 ist das Bundes- 
institut für Arbeitsschutz in Koblenz in die Bun- 
desanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung mit 
Sitz in Dortmund umgewandelt worden. In der um- 
fassenden und gegenüber den Aufgaben des bisheri- 
gen Bundesinstituts sehr viel weitergehenden Auf- 
gabenstellung der Bundesanstalt kommt zum Aus- 
druck, was im Konfliktfeld Mensch und Arbeit, in 
der Vorsorge für die Sicherheit in der Schule, im 
Haus, in der Freizeit und im Sport an Vorschlägen 
und Lösungen von der Bundesanstalt in Zukunft er- 
wartet wird. Die Bekanntmachimg über die Bun- 
desanstalt wird im vollen Wortlaut wiedergege- 
ben: 

Bekanntmachung 

über die Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung 

Vom 15. Dezember 1971 
(BAnz. Nr. 239 vom 23. Dezember 1971) 

in der Fassung der Bekanntmachung zur Änderung 
der Bekanntmachung über die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Unfallforschung vom 11. Novem- 
ber 1972 

(BAnz. Nr. 217 vom 17. November 1972) 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1972 bestimme ich 
folgendes: 

1 . 

Das Bundesinstitut für Arbeitsschutz in Koblenz 
wird in die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung (Bundesanstalt) umgewandelt, die 
mit Sitz in Dortmund errichtet wird. 

11 . 

Die Bundesanstalt ist eine nichtrechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen Rechts. Sie untersteht unmittel- 


bar dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

III. 

Die Bundesanstalt hat folgende Aufgaben: 

1. Die Bundesanstalt fördert 

a) den Arbeitsschutz durch 

— Zusammenarbeit mit Betrieben, Behörden 
und anderen Institutionen, 

— Gutachten, 

— Öffentlichkeitsarbeit (Publikationen in 
Schrift, Bild und Ton, Lehrschauen und 
Ausstellungen), 

b) den Unfallschutz auf den Wegen von und 
zur Arbeit in Zusammenarbeit mit anderen 
Stellen, 

c) den Unfallschutz in Heim und Freizeit. 

2. Die Bundesanstalt fördert die Aus- und Fort- 
bildung auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
durch 

— Entwicklung von Lehr- und Ausbildungsmo- 
dellen und -methoden und deren Integration 
in die jeweiligen Lehrpläne, 

— Aufstellung von Rahmenplänen und Einzel- 
plänen sowie die Erstellung von Unterlagen 
für die Aus- und Fortbildung von Arbeits- 
schutzfachleuten und deren Ausbilder, 

— Lehrgänge, Seminare, Kollocpiien, Konferen- 
zen und Vortragsveranstaltungen für Arbeits- 
schutzfachleute, 

— Fachliche Unterstützung der Betriebe bei 
ihrer Ausbildungs- und Schulungstätigkeit 
und bei der Durchführung von Arbeitsschutz- 
veranstaltungen, 

— Fachliche Unterstützung bei Lehrgängen der 
Bundesausführungsbehörde für Unfallversi- 
cherung und anderer interessierter Stellen. 

3. Die Bundesanstalt wirkt mit bei der Koordinie- 
rung der in den Nummern 1 und 2 genannten 
Aufgaben. 

4. Die Bundesanstalt fördert und koordiniert die 
Unfallforschung durch 

— Beobachtung des Standes der Unfallforschung 
im In- und Ausland und Ermittlung des For- 
schungsbedarfs, 

— Anregung zur Durchführung bestimmter For- 
schungsvorhaben bei anderen Institutionen 
und Personen, 

— eigene Forschung, insbesondere interdiszipli- 
näre Rahmen- und Grundsatzforschung sowie 
Forschungen aus dem Aufgabenbereich des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung, 

— Beobachtung der Auswirkungen bei der prak- 
tischen Anwendung von Forschungsergeb- 
nissen, 


96 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/189 


— Verbreitung der Forschungsergebnisse für 
Wissenschaft und Praxis. 

5. Die Bundesanstalt hat den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung auf Grund besonderer 
Weisungen zu beraten, insbesondere bei 

— der Vorbereitung von Gesetzen, Verordnun- 
gen und Verwallungsvorschriften, 

— der Prüfung von Entwürfen der Unfallverhü- 
tungsvorschriften und allgemein anerkann- 
ten Regeln der Technik, 

— der Harmonisierung technischer Vorschriften 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften. 

6. Der Bundesanstalt obliegt die Geschäftsführung 

— des Ausschusses nach § 8 des Gesetzes über 
technische Arbeitsmittelr 

— technischer Ausschüsse nach § 24 der Ge- 
werbeordnung, 

— sonstiger Ausschüsse. 

7. Der Bundesanstalt können weitere Aufgaben 
übertragen werden. 

8. Die Mitarbeiter der Bundesanstalt wirken als 
Sachverständige mit in nationalen und interna- 
tionalen Institutionen, die die Aufgaben der 
Bundesanstalt berühren, insbesondere in den zu- 
ständigen Gremien der Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung, der Bundesarbeitsgemein- 
schaft für Arbeitssicherheit, des Deutschen Nor- 
menausschusses (DNA), des Vereins Deutscher 
Ingenieure (VDI), des Verbandes Deutscher 
Elektrotechniker (VDE), des Rationalislerungs- 
kuratoriums der Deutschen Wirtschaft (RKW), 
des Deutschen Vereins von Gas- und Wasser- 
fachmännern und der Europäischen Gemein- 
schaften. 

9. Die Bundesanstalt unterhält für ihre Aufgaben 

— die erforderlichen Laboratorien und Prüffel- 
der, 

— eine Datenbank, 

— eine öffentliche Fachbibliothek, 

— eine Dokumentationsstelle einschließlich des 
deutschen Zentrums der Internationalen Do- 
kumentationszentrale für Arbeitsschutz (CIS) 
beim Internationalen Arbeitsamt in Genf. 

rv. 

(1) Die Bundesanstalt wird von einem Präsiden- 
ten geleitet. 

(2) Organisation, Geschäftsverteilung und Ge- 
schäftsordnung bedürfen der Zustimmung des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung. 

V. 

1. Kuratorium 

Bei der Bundesanstalt wird ein Kuratorium ge- 
bildet. 


2. Aufgaben 

(1) Das Kuratorium berät die Bundestanstalt in 
wichtigen Angelegenheiten, insbesondere bei 
der Aufstellung und Weiterentwicklung von Ar- 
beitsprogrammen, bei der Vorbereitung des 
Haushaltsentwurfs und bei wichtigen organisa- 
torischen Änderungen. 

(2) Das Kuratorium berät den Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung in Angelegenhei- 
ten der Bundesanstalt. 

3. Mitglieder 

Das Kuratorium besteht aus 23 Mitgliedern. Als 
Mitglieder sollen Persönlichkeiten der Arbeit- 
nehmer- und Arbeilgeberorganisalionen, aus 
der Wissenschaft, der obersten Arbellsbehörden 
der Länder, aus dem Bereich der Träger der 
Unfallversidierung sowie aus den Fachvereini- 
gungen des Arbeitsschutzes berufen werden. 

4. Berufung, Stellvertretung 

(t) Der BMA beruft die Mitglieder des Kura- 
toriums auf die Dauer von vier Jahren. 

(2) Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter 
berufen, der das Mitglied vertritt, wenn es ver- 
hindert ist, an einer Sitzung teilzunehmen. 

(3) Die Berufung kann beim Ausscheiden aus 
dem Amt, das die Grundlage für die Berufung 
bildete, widerrufen werden. 

(4) Wiederberufung ist zulässig. 

5. Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft ist ein persönliches Ehren- 
amt. Die Mitglieder des Kuratoriums und der 
Fachausschüsse erhalten Reisekostenvergütung 
und Sitzungsentschädigung nach den Bestim- 
mungen über die Abfindung der Mitglieder von 
Beiräten, Ausschüssen, Kommissionen und dgl. 
in der Bundesverwaltung (Rundschreiben des 
BMI vom 17. 3. 1961 — GMBL S. 234 — in der 
jeweils gellenden Fassung). 

6. Vorsitzender des Kuratoriums 

Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte auf die 
Dauer von zwei Jahren einen Vorsitzenden und 
dessen Stellvertreter, Wiederwahl ist zulässig. 

7. Geschäftsausschuß 

(1) Im Kuratorium wird ein Geschäftsausschuß 
gebildet. Er besteht aus dem Vorsitzenden^ und 
dem stellvertretenden Vorsitzenden des Kura- 
toriums sowie aus bis zu drei vom Kuratorium 
zu wählenden Kuraloriumsmitglledem. Der Vor- 
sitzende des Kuratoriums führt auch den Vor- 
sitz des Geschäftsausschusses. 

(2) Der Geschäftsausschuß sorgt für eine 
unmittelbare und ständige Zusammenarbeit zwi- 
schen dem Kuratorium und dem Präsidenten der 
Bundesanstalt. Er nimmt die laufenden Aufga- 
ben für das Kuratorium wahr und bereitet des- 
sen Beschlüsse vor. 

8. Fachausschüsse 

Das Kuratorium kann, sofern es für die Erfül- 
lung seiner Aufgaben notwendig ist, Fachaus- 
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sdhüsse einsetzen. In die Fachausschüsse kann 
das Kuratorium auch Sa di verständige berufen* 
die nicht Mitglieder des Kuratoriums sind* 

9 . Sitzungen des Kuratoriums und der Ausschüsse 

(1) Der Vorsitzende des Kuratoriums beruft 
im Benehmen mit dem Präsident der Bundes- 
anstalt das Kuratorium mindestens einmal jähr- 
lich zu einer Sitzung auf* Auf Verlangen des 
BMA* des Präsidenten der BundesanstaU oder 
eines Drittels der Mitglieder des Kuratoriums 
hat der Vorsitzende das Kuratorium einzuberu- 
fen* 

(2) Der Vorsitzende des Kuratoriums beruft 
den Geschäftsaussdiufl nach Bedarf ein. Auf 
Wunsch des Präsidenten der Bundesanstalt hat 
der Vorsitzende den Geschäftsausschufl einzu- 
berufen. 

(3) Das Nähere über die Einberufung der 
Fachausschüsse regelt die Geschäftsordnung, 

(4) Vertreter des DMA und der BundesanstaU 
können an den Sitzungen des Kuratoriums und 
der Ausschüsse teil nehmen . Sie müssen auf 
Verlangen jederzeit gehört werden. 

(5) Die Sitzungen des Kuratoriums* des Ge- 
sdiäftsaussdbusses und der Fachausschüsse sind 
nicht Öffentlich* 

10. Information des Kuratoriums 

Der Präsident der Bundesanstalt gibt den Mit- 
gliedern des Kuratoriums regelmäßig die für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen 
Informationen. 

11* Geschäftsordnung 

(1) Das Kuratorium gibt sich eine Gesdiäfts- 
ordnung, die der Zustimmung des BMA bedarf. 

(2) Die Geschäftsordnung muß Bestimmungen 
enthalten über 

— Vorbereitung und Ablauf der Sitzungen 
— Beschlußfassung und Abstimmung 
— Sitzungsniederschriften 
~ die Arbeit der Fachausschüsse. 

12* Geschäftsstelle 

Die Bundesanstalt nimmt die Aufgaben der 
Geschäftsstelle des Kuratoriums und der Aus- 
schüsse wahr. 

VI. 

Die Bekanntmachung über Sitz* Organisation 
und Aufgaben des Bundesinstiluts für Arbeits- 
schutz vom 21. Januar 1966 — I a 3 1003.35 — 
(Bundesanzeiger Nr* 25 vom 5. Februar 1966) 
wird aufgehoben. 

Bonn, den 15. Dezember 1971 
Z5 — 101 53 

, Der Bundesminister für Arbeit 

und Soziatordnung 

Walter Arendt 


Die Organisationsform der Bundesanstalt muß der 
breitgefädierten Aufgabenstellung entsprechen und 
eine gute Zusammenarbeit aller Disziplinen und Be- 
reiche von vornherein sichern. Es sind 

drei Sachbereiche 

— Zentrale Aufgaben 

— A uss chü s s e /R e g e I w erk e/ Au sbild u ng 

— Forschungs fragen 
drei Fachbereiche 

— Natur- und Ingenieurwissenschaften 

— ^ Medizia'Biologie 

— Wirtschafts- und Sozialwissenschaft 
und 

ein Arbeitsbereich 

— Ergonomisches Labor* 

unterteilt jeweils nach Gruppen als kleinste Orga- 
nisationseinheit* gebildet worden (s* Organisations- 
plan)* Den Sachbereichen sind die Aufgaben zuge- 
wiesen* die sich deutlich gegeneinander abgrenzen 
lassen und Ln der Regel eine ständige oder zumin- 
dest längere Bearbeitung erfordern. Fakultativ sind 
die Fachbereiche gegliedert, ln denen das wissen- 
schaftliche Fachwissen und die Fachlabors vorhan- 
den sind. Aus den Fachbereichen werden die inter- 
disziplinären Projektgruppen gebildet* die be- 
stimmte und zeitlich begrenzte Forschungsvorhaben 
übemehmen. Der Arbeitsbereich «Ergonomisches 
Labor“ wird sich mit der menschengerechleren Ge- 
staltung von Arbeitsmitteln und Arbeitsplätzen be- 
fassen, eine Aufgabe, die eine Reihe von Fachdiszi- 
plinen berührt* 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfaüfor- 
schung wird von einem Präsidenten geleitet. Der 
Präsident und die Leiter der Bereiche bilden den 
Lenkungsausschuß* Dieser Ausschuß berät die 
Arbeitsprogramme* entsdieidet über die Zusam- 
menseizimg der Projektgruppen, koordiniert die 
Arbeiten und führt die notwendigen Ergebnisproto- 
kolle durch. 

Die vertrauensvolle Zusammenarbeit mit dem Kura- 
torium des Bundesinstituts hat den Aufbau der Bun- 
desanstalt sehr gefördert, Die Beratung durch das 
Kuratorium in allen wichtigen Fragen soll in Zukunft 
noch intensiviert werden, Das kommt auch in dem 
Errichtungserlafl zum Ausdrudt. Die Berufungen für 
das neue Kuratorium ergingen Ende 1972* 

Als Sitz der Bundesanstalt wurde Dortmund ge- 
wählt, weil diese Stadt den unmittelbaren Kontakt 
zur Praxis wie zu den wissenschaftlichen Einrichtun- 
gen bietet. Beides ist notwendig* wenn die Tätigkeit 
der Anstalt fruchtbar sein soll* In Dortmund-Dorst- 
feld ist Ende 1970 ein etwa 40 000 m* großes Grund- 
stück in verkehisgünstiger Lage für einen notwen- 
digen Neubau erworben worden* ln einem Bau- 
wetlbewerb reichten mehrere Architekten Ende 
1971 interessante Entwürfe ein, von denen nach der 
Entscheidung des Preisgerichts ein Entwurf den wei- 
teren Neubauplanungen zugrunde gelegt werden 


98 



Organisatlonspfan der 

Bundesanatalt für Arbeitsschutz und Unfalffcrschung 




V \ 


3- 

^D 

CO 

g 

Q* 

rt> 

(fl 

;CQ 







TO 

O 

■-f 

o' 

G. 

(0 


O 

c 

s- 

u> 

V 

& 

0 


00 

(O 


<c 
















Drucksache 7/189 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahiperiode 


solL Da bis zur Fertigsteilung dieses Neubaus jedoch 
emige Jahre vergehen, die Aufgaben andererseits 
möglichst sdinell in vollein Umfang angefaßt wer- 
den sollen, Ist eine personelle ZusaramenJassung in 
angemieteten Räumen in Dortmund erfolgt^ Ein Auf- 
hdustab und die ersten Sachgruppen haben am 
t. Oktober 1971 in Dortmund mit der Arbeit begon- 
nen. 

Die Arbeiten des BundesinsüLuts für Arbeitsschutz 
in Koblenz standen im Laufe des Berichtsjahres im 
Zeichen der bevorstehenden Umwandlung in die 
Bundesanstalt. Schwerpunkte der Tätigkeit bildeten 
die Unfallforsdiung (s_ Abschnill VL 2.2, S. 174) und 
Vorhaben im Zusammenhang mit dem Masdiinen- 
schutzgesetz (s. Abschnitt V. G,, S. 163), über die 
jeweils besonders beridilet wird, sowie die Ausbil- 
dung. Es wurden vier dreiwöchige Lehrgänge für 
Sicherheitsingenieure mit insgesamt 128 Teilneh- 
mern durchgeführL Das Interesse an diesen Kursen 
ist so groß, daß für 1972 sedis Lehrgänge vorberei- 
tet wurden. Die Bundesausführungsbehorde für 
Unfall Versicherung ist bei der Schulung ihrer Sicher- 
heitsbeauftragten ebenso wie andere Stellen unter- 
stützt worden. 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfall- 
forschung unterhält eine Lehrschau .Sicherheit am 
Arbeitsplatz*, Sie war 28 Wochen im Einsatz und ist 
ln gewerblichen BerufsschuJeni bei betrieblichen und 
regionalen Sicherheitsaktionen von 74 800 Personen 
besucht worden. Zusammen mit der Lehrschau 
wurde seil Mai 1971 die neue Info rmat ionsschau 
.Sicherheit in Helm und Freizeit" unter dem Slogan 
.Die Zukunft erleben, in Zukunft sicher leben* ge- 
zeigt. Etwa 35 000 Besucher haben sich die Infor- 
mationsschau angesehen. 

Großes Interesse findet auch ein Einkaufsführer für 
Arbeitsschutzartikel, den die Bundesanstalt heraus- 
gibl. 

In der Dokumentation wurde damit begonnen, an 
Stelle der bisherigen Ti lei au fn ahmen eine Referate- 
kartel als Vorbereitung auf die vorgesehene EDV- 
Dokumentation anzulegen. 

Der Kongreß für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
in Düsseldorf gab schließlich dem Institut Gelegen- 
heit, sich auf einem eigenen Informationsstand mit 
seiner Informationsschau »Sicherheit in Heim und 
Freizeit" vorzustellen und vielen Arbeitsschutz- 
fachleuten des In- und Auslandes fachkundige Aus- 
künfte über Arbeitsschutz und Unfallforschung zu 
vermitteln. 

Neben den in diesem Abschnitt auigeführten Arbei- 
ten der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfall- 
forschung wird im Sachzusammenhang in einer 
Reihe von anderen Abschnitten dieses Unfallver- 
hütung sberichts ausführlich über Tätigkeiten der 
Bundesanstalt berichtet, die hier, um Wiederholun- 
gen zu vermeiden, in einer Übersicht zusammenge- 
Stein sind: 

L Unfallforschuog 

s. Abschnitt VI. 2.2, S. 174--180 

2. Aus- und Fortbildung im Arbeitsschutz 
s. Abschnitt in. 5„ S, 87 


3. Ausbildungsmodelle für Arbeilssicherheitsfach- 
kröfte 

s. Abschnitt VL 2.5, S. 162 

4. Berufsbild des Sicherheitsingenieurs 
s. Absdmilt TU. 8.6, S. 116 

5. Auistellimg eines neuen Vordrucks für UnfaU- 
anzeigen 

s. Abschnitt VI. 2.4, S. I8I 
s. Abschnitt VL 2.2, S. 177, E 15 

6. Lärmbekämpfung — Gehörprüfungen in Betrie- 
ben 

s. Abschnitt IIL 9.2, S. 125 

7. Mitarbeit in der Kommission Sicherheitstechnik 
5. Abschnitt V, 4, S, 161 

8. Prüfung neuer Norm entwürfe 
s. Abschnitt V. 6, S. 163 

9. Arbeit in Normungsausschüssen 
s. Abschnitt V. 7, S. 163—165 

tO. Statistik der Unfälle im häuslichen Bereich 
s. Abschnitt L 6, S. 53 

s. Absdmitt VI. 2.2, S. 174 und S. 176 ff., E 5, F 7, 
F 30, F 69, F 75 

IL Tätigkeit ln der Unfallverhütung für Schulen, 
Kindergärten und den häuslichen Bereich 
s. Absdirtitl IIL 10.5, S. 134—135 

12. Herausgabe einer Broschüre « Masdiinenschutz- 
gesetz" mit einem Verzeidinis der Normen und 
Regeln 

s. Abschnitt V. 9.4, S. 169 

!3. Herausgabe einer Sammlung , Arbeitsschutzma- 
terial in Fremdsprachen'' 
s. Abschnitt IV. 8, S. 154 

14. Herausgabe von fremdspr adligem Informations- 
material über Aibeitssi^erheil für Betriebe und 
Verwaltungen 
S. Abschnitt IV, 8, S, 154 

15* Unfallverhütung für ausländische Arbeitneh- 
mer 

Geschäftsführung der Arbeitsgruppe * auslän- 
dische Mitarbeiter“ der Bimdesarbeilsgemein- 
schaft für Arbeitssicherheit 
s. Abschnitt IV, 8, S, 156 

16. Geschäftsführung von acht technischen Aus- 
schüssen zur Beratung der Bundesregierung 
s. Abschnitt IIL 8.5, S. 1 13 — 1 15 
s. Absdmitt V. 2, S. 159 


7.2 Institute der Gewerbeaufsicht der Länder 

7.2.1 Bsden-WQitternberg 

Mit Bekanntmachung des Arbeits- und Sozialmini- 
steriums Baden- Württemberg vom 27. Mai 1971 ist 
das bisherige Landes Institut für Arbeitsschutz und 
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Arbeitsinedizin mit Sitz in Karlsruhe in die pLan- 
desanstall für Arbeitssdiulz und Arbeitsmedizin, 
Jmmissions- und Strahl ensdiutz" umbenannt wor- 
den. Gleichzeitig wurde der Aufgabenkreis mit be- 
sonderer Vorrangstellung des Arbeitsschutzes ein- 
sdiliefllich der Arbeitshygiene erweitert. Der Auf- 
gabenstellung entspritht die fadiliche Gliederung 
m sechs Abteilungen, und zwar: 

Abteilung A Arbeitsmedizin und Arbeitshygiene 
(Labürmedizin, Rönlgendjagnostik, Lungenfunk- 
Lionsprufung, Reihenuntersuchungen in Betrieben, 
medizinische Beurteilung toxischer Atemstoffe 
und von Gesundheitsgefährdungen am Arbeits- 
platz, Strahlenmedizin) 

Abteilung B Reinhaltung der Luft 

(Emissions- und ImmLssionsmessungen, Regelmes- 
sungen, LuftiueöstaÜon Mannheim, meteorologi- 
sche Messungen einschließlich Turm- und Ballon- 
sondermeßprogramme, Ausbreitungsrechnung, Ka- 
minhöhenberedinungr Staubmessungen am Ar- 
beitsplatz) 

Abteilung C Gefährdende Stoffe am Arbeitsplatz / 
chemische Aufgaben des Umweltschutzes 
(Konzentrationsbestimmung chemischer Stoffe in 
der Arbeitsraumluft, Analyse von Arbejtsstoffen, 
chemische Staub- und Abgasanalysen, Feuer- und 
Explosionsschutz, Gerüchsimtnissionen) 

Abteilung D Strahlenmeßwesen / kemtedinische 
Sicherheitsfragen 

(Amtliche Eandessammels teile für radioaktive 
Abfälle, Dichtigkeitsprufungen umschlossener ra- 
dioaktiver Stoffe, Umweltradioaktivitätsüberwa- 
chimg und Katastrophensdiutz bei kerntechni' 
sehen Anlagen, Messung radioaktiver Stoffe im 
Abwasser, Grundsatzfragen der Slrahlenschutz- 
Meßtedinik, Fragen der Abluftbilanz, Dekoata- 
minalionsEragen) 

Abteilung E Personeo-Strahlenschutz 

(Amtliche Personendosis-MeßsteÜe, Gamma/Beta- 
Film- und Glasdoslmelrie, Neutronen- und Ther- 
molumineszenzdosimetrie, Kalibrierbestrahlun- 
gen, Inkorpoiations“, Ganzkörper- und Aussdhei- 
dungsmessungen, Röntgenstrahlenschutz, elektro- 
nische Datenverarbeitung) 

Abteilung F Lärm / Erschütterungen / BeleudiLung / 
Sonderfragen des Arbeitsschutzes 

(Elektrotedmtk, Sicherheit gegen elektrische Un- 
fälle, elektrosialisdhe Aufladungen, Audiometrie, 
E rs diü tt e ru ng sm e s sung en) 

Im Berichtszeitraum wurde eine Reihe größerer Un- 
tersudiungsprogramme begonnen und fortgeführt 
oder abgeschlossen: 

1. ölnebelkonzenlrationen in Arbeitsräumen 

2. Ozonbelastung bei Schutzgasschweißungen 

3. Lösemittel dämpfe am Arbeitsplatz und Verkehrs- 
gefährdung 

4. Klima in fensterlosen Arbeitsräumen 


5. Bleigefährdung durdi den Straßenverkehr 

6. Lärmexposillon und -Wirkung in Masdiinensalen 
(audiometrische Reihenuntersuchungen) 

7. Stickoxide bei Umstellung auf Erdgas 

8. Gefährdung von Arbeitnehmern durch Blei und 
Benzol im Kraftstoff für Verbrennungsmotoren 

9. Sicherheitsf ragen des Cold-Box-Verfahiens. 

r,2J2 Soysm 

Das Bayerische Landesinstilul für Arbeitsschutz in 
München unterstützt die Gewerbeaufsichtsamter bei 
dei Erfüllung ihrer Aufgaben. Dazu gehört insbe- 
sondere die Übernahme von Meßaufgaben und Gut- 
achlertätlgkeit, die Durchführung von Vortragsver- 
anstaltungen und Aulklärungsmaßnahmen. Das In- 
stitut verfügt über eine ständige Ausstellung, eine 
umfangreidie Fachbibliothek und setzt seine Lehr- 
schau insbesondere an Berufsschulen ein. 

Das Institut baute sein Meß- und Untersuchungs- 
Programm aus. Die Zahl der Messungen und Unter- 
suchungen nahm zu und wurde auch qualitativ ver- 
bessert. Bei den Lännmessungen traten immer inehr 
spezielle Untersuchungen an. die Stelle von Rou- 
Unemessungen, Hierzu gehören u* a, Messungen an 
Betonsteinfertigungs- und Baumaschinen. 402 Lärm- 
messungen betrafen den Sektor Arbeitsschutz und 
52 den Sektor Immissionsdiutz, 

Dem Institut wurde 1971 die Liberprüiung der Rönt- 
genanlagen in Gewerbebetrieben sowie der medizi- 
nischen Röntgenanlagen im Bereith der Versor- 
gungs Verwaltung und der staaUichen Gesundheits- 
ämter übertragen- Im Berichtszeitraum nahm das 
Institut inzwischen 33ß Messungen vor und mußte 
hierbei mehrfach mangelhafte Abschi rmungon bean- 
standen- Als erste staatliche Dienststelle führte dte 
Meßabteilung zusammen mit der Technischen Uni- 
versität Mündien Hochfrequenzleistungsdidhle-Mes- 
sungen an einer Mikro wellen-V ulk anisieraiüage 
aus. 

Umfangreich war das Programm zur Untersuchung 
von Arbeitsplätzen, Luft* und Materialproben auf 
schädliche und störende chemische Bestandteile bzw. 
Verunreinigungen- Zu recht überraschenden Fest- 
stellungen führten z. B. Untersuchungen der Luft- 
veninieinigung Lu Führerhäusem von Kehrmaschi- 
nen in einer bayerischen GroßstadL. In besti mm ten 
Slraßenzügen zeigte es sich, daß eine deutliche 
Überschreitung der MAK-Werte für Kieselsäure 
und damit eine latente Silikosegefahr vorhanden 
war. 

Insgesamt wurden rund l 450 Betriebsmessungen 
vorgenommen, davon 910 physikalische, rund 520 
chemische und 20 Staubmessungen. Ferner wurden 
an 219 Arbeitsplätzen in 52 Betrieben Staubmes- 
sungen durdigeführt und für 50 Arbeitsplätze Bean- 
standungen ausgesprochen. Die Laboratorien des In- 
stituts nahmen im Berichtszeitraum rund 1 370 Mes- 
sungen vor. 

Rund 4 100 Besucher zählte eine ständige Arbeits- 
schutzausslellung in Einzel- und Gruppenführungen. 
Zwei Sonderlebrgänge zur Ausbildung von Sicher- 
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heitsbeauftragten der Großküchenbetriebe der Bun- | 
deswehr. ein Gnmdlehrgang und ein Ergänzungs- j 
lehrgang für Sicherheitsingenieure fanden neben ^ 
einer Reihe anderer Tagungen und Vortrags Veran- 
staltungen statt. In Zusammenarbeit mit den örtlich | 
zuständigen Gewerbeaufsichtsämlem klärte das In- I 
stitut in vier öffentlichen Veranstaltungen über Fra- 
gen des Jugendarbeitsschutzes auf. Die Lehrschau 
«Arbeite sicher** war 28 Wochen eingesetzt. Dabei 
hatten rund 32 000 gewerbliche und landwirtschaft- 
liche Berufsschüler Gelegenheit, sich auf dem Ge- I 
biete des Arbeitsschutzes Grundkenntnisse anzu- 
eignen. In den zehn Jahren ihres Bestehens wurde 
die Lehrschau insgsamt rund 400 000 Schülern vor- 
geführt. 


8 UnfallverhQtungsarbeft von Verbänden, 
Unternehmen und Organisationen 

8.1 Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften 

8.1.1 Bundetvereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbinde e. V. 

Die Arbeitgeberverbände haben sich im Berichts- 
zeitraum in vielfältiger Weise für eine stetige Ver- 
besserung der Arbeitssicherheil eingesetzt. Beson- 
dere Schwerpunkte ihrer Arbeit bestanden in der 
Unterstützung der Betriebe bei Durchführung allge- 
meiner Unfallverhütungsaktionen und spezieller 
Maßnahmen zur Sicherung des Arbeitsplatzes, bei 
Ausbildung von Sicherheitsfachkräiten sowie bei In- 
formation und Schulung bestimmter Beschäftigten- 
gruppen. Es wurde in einer Fülle von Vortragsver- 
anslaltungen und Seminaren bei Unternehmen und 
Führungskräften nachhaltig für den Gedanken des 
Arbeitsschutzes geworben. Dazu wurden Beratun- 
gen in rechtlichen, organisatorischen und personel- 
len Einzelfragen gegeben. Ferner ist in verschiede- 
nen Bereichen der überbetrieblichen Erfahrungsaus- 
tausch gefördert und die ökonomische Komponente 
des Arbeitsschutzes besonders herausgeslellt wor- 
den. 

Breiten Raum haben verstärkte Bemühungen um den 
Arbeitsschutz ausländischer Arbeitnehmer einge- 
nommen. Im Laufe der Jahre sind bei der Beschäfti- 
gung dieser Mitarbeiter in bezug auf die Unfallver- 
hütung viele Erfahrungen gesammelt worden, die 
sich für eine Verbesserung des Arbeitsschutzes die- 
ses Personenkreises anwenden lassen. In einer 
Broschüre des Arbeitgeberverbandes der Metallin- 
dustrie im Regierungsbezirk Köln ist versucht wor- 
den, diese Erfahrungen bekanntzugeben, Mittel und 
Wege aufzuzeigen, um Schäden an Leben und Ge- 
sundheit ausländischer Mitarbeiter und damit auch 
Nachteile für die Wirtschaftlidikeil der einzelnen 
Unternehmen und Betriebe auszuschalten. 

Die Arbeitgeberverbände haben darüber hinaus 
ihre Bemühungen auf dem Gebiet der Unfallverhü- 
tung nicht auf den betrieblichen Bereich beschränkt. 


Ü Dieser Abschnitt beruht auf Beiträgen der Bundes- 
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände e. V. 
und des Deutschen Gewerkschaitsbundes. 


So sind in Anbetracht der ständig zunehmenden 
Unfälle im Straßenverkehr auf dem Wege zum oder 
vom Arbeitsplatz Merkblätter über betriebliche 
Maßnahmen zur Verhütung von Wegeunfällen ver- 
teilt worden. Darin ist zum Ausdruck gebracht, daß 
Unfallverhütungsarbeil nicht am Werktor enden 
soll. Es sind den Betrieben technische und organisa- 
torische Empfehlungen zur allgemeinen Verkehrs- 
erziehung der Mitarbeiter gegeben worden. 

Neben der Mitarbeit in Institutionen und Organi- 
sationen auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit ha- 
ben sich die Arbeitgeberverbände im innerverband- 
liehen Bereich vor allem mit dem von der Bundes- 
regierung vorbereiteten Gesetzentwurf über Be- 
triebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit be- 
faßt. Diese Gesetzesvorlage wurde in mehreren Sit- 
zungen des Ausschusses «Arbeilssidierheit* der 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände eingehend diskutiert. 

Uber die Maßnahmen der Unternehmen auf dem 
Gebiet des Arbeitsschutzes wird auf S. I08ff. be- 
richtet. 

8.1.2 Deutscher Qewerkschaftsbund 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Ge- 
werkschaften haben ihre Anstrengungen zur Erhö- 
hung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes konse- 
quent verstärkt und weitergefQhrl. 

Grundlagen der gewerkschaftlichen Bemühungen 
waren insbesondere das Aktionsprogramm des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes sowie die Anträge 
auf den Gewerkschaftstagen zu Fragen der Arbeits- 
sicherheit und des Gesundheitsschutzes. 

ln zahlreichen Stellungnahmen des Deutschen Ge- 
werkschaftsbundes zu Gesetzentwürfen und Ver- 
ordnungen wurden Vorschläge zur Verbesserung 
des Arbeitsschutzes. Insbesondere im Hinblick auf 
den .Arbeits- und Gesundheitsschutz der Arbeitneh- 
mer geltend gemacht. 

Besonderes Augenmerk wurde der Bildung und dem 
Ausbau von Arbeitskreisen für Arbeitssicherheit auf 
der Ebene der gewerkschaftlichen Verwaltungsstel- 
len. vor allem der IG Metall sowie der Gewerkschaft 
Bau-Steine-Erden, gewidmet. 

In über 200 Verwaltungsstellen dieser Industrie- 
gewerkschaften sind solche Arbeitskreise mit immer 
stärker werdendem Erfolg tätig. Die Industriege- 
werkschaft Metall verabschiedete zur Unterstützung 
der praxisnahen Arbeit ihrer Arbeitskreise für Ar- 
beitssicherheit eine Richtlinie (s. S. 103), in welcher 
die langjährigen Erfahrungen der gewerkschaft- 
lichen Arbeitsslcherheits-Fachleute zusommengefaßt 
sind und den Mitgliedern in den Verwaltungsstellen 
somit eine systematische Arbeit ermöglichen. 

Auch die Schulungs- und Weiterbildungsarbeit der 
Gewerkschaften im Bereich des Arbeits- und Ge- 
sundheitsschutzes wurde weiter verstärkt. Lehr- 
gänge für Betriebsräte, Sicherheitsobleute, Sicher- 
heitsbeauftragte, Selbstverwaltungs-Mitglieder aus 
dem Bereich der gewerblichen Unfallversicherungs- 
träger und Fachkräfte für Arbeitssicherheit wurden 
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vom DGB und seinen Gewerkschaften durdigeführl 
(s. S. 104 ff.). 

Die Zusammenarbeit mit den verschiedenen an Ai- 
beitsschutzfragen interessierten Organisationen und 
gesellschaftlidien Gruppen wurde fortgesetzt. In 
diesem Zusammenhang ist insbesondere die Mitar- 
beit in der Bundesarbeitsgemeinschaft für Arbeits- 
sicherheit und deren Arbeitsgruppen zu erw'ähnen. 
Aber auch im Deutschen Normenausschuß sowie in 
den Fachausschüssen der Unfallversicherungsträger 
arbeiteten Gewerkschaftvertreter aktiv mit. 

In zahlreichen Publikationen wurden wichtige Ge- 
setze und Grundsatzfragen der Arbeitssicherheit 
kommentiert. Vom Deutschen Gew^erkschaftsbund 
wurden im Berichtszeitraum die Broschüre — Ar- 
beitssicherheit — »Aufsicht führen — Sicherheit ga- 
rantieren" sowie die Informationsschrift »Arbeits- 
schutz ün Büro" veröffentlicht. 

Die Industriegewerkschaft Metall legte ihre Schrif- 
tenreihe » Arbeilssicherheit" neu auf und veröffent- 
lichte insgesamt je 20 000 Exemplare von jedem 
neu überarbeiteten Heft. Die Industriegewerkschaft 
Bau-Steine-Erden erstellte ein Handbuch »Sicherheit 
am Arbeitsplatz*. Dieses Handbuch soll dazu bei- 
tragen, die sicherheitstechnischen und hygienischen 
Verhältnisse am Arbeitsplatz zu verbessern und 
den gewerkschaftlichen Arbeitssicherheits-Vertrau- 
ensleuten und anderen Mitgliedern Hilfestellung für 
ihre praktische Arbeit im Interesse des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes zu geben. 

Von der IG-Chemie erscheint die Schriftenreihe 
»Informationen — Arbeitssicherheit". In dieser 
Schriftenreihe wurde u. a. die Betriebsvereinbarung 
— Arbeitssicherheit — herausgegeben (s, S. 106). 

Besondere Erw^ähnung verdient die von der Indu- 
striegewerkschaft Metall 1971 in Kassel durchge- 
führte zweite Zentrale Arbeitssicherheits-Konferenz, 
an der über 300 gewerkschaftliche Arbeitssicher- 
heitsfachleute teilnahmen. 

Schließlich wurden bezirkliche Arbeitssicherheits- 
Konferenzen von Industriegewerkschaften im DGB 
in der Berichtszeit durchgeführt. 


Beispiele der gewerkschaiten Aktivitäten 
zur Förderung des Arbeitsschutzes 

a) Richtlinie für den Aufbau und die Tätigkeit der Arbeits- 
kreise für Arbeitssicherheit In den Verwaltungsstellen 
der IG Metall 

Aufbau der Arbeitskreise: 

Der Unfall- und Gesundheitsschutz der Arbeitneh- 
mer soll durch die Einrichtung von Arbeitskreisen 
für Arbeitssicherheil in den Verwaltungsstellen der 
IG Metall gefördert werden. In diesen Arbeitskrei- 
sen sollen gewerkschaftlich organisierte Sicherheits- 
beauftragte, Belriebsratsmitglieder. Jugendvertre- 
ter, Selbstverwaltungsmilglieder der Berufsgenos- 
senschaften. Sicherheitsfachleute und betriebliche 
Vorgesetzte eng Zusammenarbeiten und die sich aus 
ihrer Tätigkeit ergebenden Fragen des Arbeitsschut- 
zes systematisch und gründlich erörtern. 


Die Arbeitskreise für Arbeitssicherheit sollen eine 
enge Zusammenarbeit mit den in den Verw^altungs- 
stellen bestehenden Ausschüssen und Arbeitskreisen 
anstreben. 

Leitung der Arbeitskreise: 

Der Arbeitskreis wählt unter Leitung der Ortsver- 
wallung aus seiner Mitte einen Vorstand, der sich 
aus mindestens drei Personen zusammenselzen 
sollte. 

Das von der Ortsverwallung mit Fragen der 
Arbeilssidherheit beauftragte Orlsverwaltungsmit- 
glied gehört dem Vorstand an. 

Zu den Sitzungen des Vorstandes des Arbeitskreises 
wird in Absprache mit der Ortsverwaltung eingela- 
den. 

Aufgaben der Arbeitskreise: 

Die Arbeitskreise für Arbeitssicherheit haben die 
Aufgabe 

— ihre Mitglieder über alle wichtigen Erkenntnisse 
der Unfallverhütungsarbeil und der damit zu- 
sammenhängenden rechtlichen Fragen zu infor- 
mieren, 

— einen Erfahrungsaustausch über Probleme der 
Sicherheit am .Arbeitsplatz und des betrieblichen 
Gesundheitsschutzes zu betreiben und 

— die Ortsverwaltung bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben der Arbeitssicherheit zu beraten und zu 
unterstützen. 

Information: 

Die Information des Arbeitskreises sollte insbeson- 
dere über folgende Themen erfolgen: 

1. Arbeilssicherheit als gewerkschaftliche Aufgabe 

2. Aufgaben und Rechtsstellung des Betriebsrates, 
der Jugendverlreter und der Sicherheitsbeauf- 
tragten auf dem Gebiet der Arbeilssicherheit 

3. Rechtliche Verantwortung für die Arbeitssicher- 
heit (strafrechtlich, privatrechüich und ver- 
sicherungsrechtlich) 

— Unternehmer 
— Führungskräfte 
— Arbeitnehmer 

4. Was sind Unfälle und Berufskrankheiten (recht- 
liche Definition) 

5. Unfallursachen und Fallsludien (Tonbild- 
schauen) 

6. Betriebliche Organisation der Arbeitssicherheil 
— Kleinbetriebe 

— Mittelbetriebe 
— Großbetriebe 
— Montage-, Baustellen 

7. Wirlschaftlichkeitsfragen der Unfallverhütung 

8. Unfalluntersuchung — Unfallmeldewesen 
— betriebliche Unfallstatistik 

— Unfallursachenstatistik 
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— Un/aUstellenstatisUk 
— Unfallartenstatistik 

9. Grundsätze moderrier Sidierheitstedmik 

IO- SidierhelLsvorschrtften 
— Gesetze 

— staatlidie Sicherheils vor schritten 

— berufsgenossenschafllidie Unfallverhülungs- 
vorsdiriften 

— sonstige Vorschriften 

— Ridhllinjen, Merkblätter, Normen, Anwei- 
sungen 

11* Arbeitsorganisation, Arbeit sgestaKung und 

ArbeUssicherheit 

12. Betriebsinspektionen und Checklisten 
— In speklLons listen 

— Prüfungshinweise 

13. Betiieblidie Überwachung und Beratung durch 
außerbetriebliche Stellen 

— GewerbeaufsLchtsämter 
— Staatliche Gewerbeärzte 
— Bauämter, Bauordnungsämter usw. 

— Technische Überwachungsvereine (TÜV) 

- — Berufsgenossenschaften 

L4. Arbeitsschutz 

15. Vorbeugender Arbeitsschutz für Frauen, Ju- 
gendliche und andere schulzbedürftige Perso- 
nengruppen 

16. Arbeilsplatzsicherheilsonalyse und Sidierhelts- 
anforderungen bei InstandhaUungsarbeiten 

17. Psydiologische imd pädagogische Fragen der 
Arbeit SS i che rhe it 

18. Arbeitsmedizin, werkärztliche Dienste, Erste 
Hilfe 

1 9 . Ar be i tss chutzausrü s lung 

20. Feuerschutz 

21. Gefährlidie Arbeilsstoffe 

22. Atemschutz 

23* Überwachung gesundheitsgefahrdender Arbeils* 
Plätze 

24* Maßnahinen zur Sicherheitsweibung [Plakate, 
Symbole, Ton bi Id schauen, Preisausschreiben 
usw.) 

25. Problematik materieller Anreizsysteme zur Ver- 
hütung von Aibeitsunfällen 

26. Leistungslohnanreizsysteme unter sicherheits- 
technisihen Gesichtspunkten 

27, Problematik der Gefahrenzulagen 

28, Ausbildung und Schulung in Arbeitssicherheit 

Erfahrung saiistausdi; 

Der Erfahrungsaustausch sollte insbesondere über 
folgende Themen erfolgen: 


L Durchsetzen von Sicherheitsmaßnahmen 

— gegenüber Vorgesetzten 

— gegenüber Arbeitskollegen 

2. Erprobte und bewährte Arbeitsschutzausrüstung 
Methoden zur Erprobung 

3- Tätigkeit der Sidierheitsbeauftraglen und der 
Beauftragten für die Arbeitssicherheit 

4. Errichtung und Aufgaben betrieblicher Sidier- 
h ei ts au s sdiü s se 

5. Rolle der Betriebsversammlungen bei der Be- 
kämpfung der Unfall' und Gesundheitsgefahren 

6. Austausch slatistischer Unterlagen, Betriebs- 
und Branchen vergleiche 

7. Austausch von Unterlagen über Sicher hei tsmaß- 
nahmen 

8- Bemerkenswerte Unfälle und besondere Ge- 
sundheitsgefahren 

9- Förderung von SicherheitseLnrichtiingen und 
Sicherheitsmaßnahmen durch das betriebliche 
Vorschlagswesen 

10. Aufkiäning und sicherheitstecimische Unterwei- 
sung der Neulinge, insbesondere der Jugend- 
lichen und ausländisdien Arbeitnehmer 

11. Sicherheitswettbewerbe 

12. Abschluß und Durchführung von Betriebsver- 
einharungen über Arbeitssicherheit 

Unterslülzung der Ortsverwallung: 

Die beratende Unterstützung der Ortsverwallung 
durch den Arbeitskreis erfolgt zum Beispiel durch 
Vorschläge für 

— Veranstaltungen für Sicherheitsbeauftragte, Be- 
triebsratsmitglieder, Jugendvertreter, Berufsaus- 
bilder, Meister, Frauen* Auszubildende usw. 

— Teilnehmer an Wodhenendschulungen und Inter- 
n dt sl ehr g ängen 

— öffenllidikeitsveranslaUungen 

— betriebliche Sicherheitsmaßnahmen 
' — ^ AufkJärungsaktionen 

— kritische öffentliche Berichterstattung 

— Mitarbeit in regionalen Ausschüssen der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft für Arbeitssicherheit 

— Zusammenarbeit mit BeruFsgenossensdiaflen, Ge- 
werbeaufsLchtsämtem und sonstigen an Fragen 
der Arbeitssicherheit interessierten InsÜtutionen 

b) Arbeitssicherbeitsschulungs-Progfamm der JG-Metail 

Im Berichtszeitraum wurden von der IG-Metall 
10 Schulungskurse durchgeführt: 

Arbeitssicherheit l (Grundseminar) 7 Kurse 

Teilnehmer: 

Betriebsratsmitglieder, Sicherheitsbeauftragte, 
Meister und Mitarbeiter aus Sidierheits- Abteilun- 
gen, Selbstverwaltungsmiigiieder der Berufsge- 
nossenschaften. 
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Themen: 

^ Stand der Arbeitssidierheil 

Die Uniallentwidcluiig Ln der Bundesrepublik* Ar- 
beitssidierheit in anderen Industrieländenii was 
Lsl ein versicherter Arbeitsanfall? 

— Grundsätze konsequenter Sidierheilsärbeii 

— Unfaliursadieniaktoren 

— Maßnahmen zur Erhöhung der Arbeitssidier- 
heit 

— Arbeilssidherheit als Aufgabe der Untcrneh- 
mensleitung 

— ■ Mitwirkung der Arbeitnelimer in der Unfall* 
Verhütung 

— Die Rolle der slaaUichen GewerbeaufsidU 
— Die Rolle der Berufsgenossensdiaften 

— Forderungen der Gewerkschaften zur Erhö- 
hung der ArbeitssLcherheit 

- — Betriebsvereinbarungen zur Durdifühnmg 
sidierheitstedmisdier Überprüfungen und Un- 
falluntersuchungen 

— Arbeitsgruppen zur Erarbeitung von Entwür- 
fen 

— Grundsätze und Probleme der Sicherheits- 
technik 

— Betriebsbesichtigung 

— Informations ge sprach über Arbeitssicherheit 

Arbeitssidierheit IJ (Aun>auseniinare) 2 Kurse 

Teilnehmer: 

Voraussetzung zur Teilnahme an diesen Seminaren 

ist der Besuch des Seminars Arbeitssicherheit 1- 

Themen: 

^ Kurzberichte der Lehrgangsteilnehmer über ihre 
Tätigkeit 

Vorbereitung von Kurzreferaten, praktische 
Übungen 

^ Ausbildung und Unterweisung zum sicheren Ar- 
beiten 

Kurzreferate der Lehrgangsteilnehmer 
— Betriehsinspektion 
— Arbeitsplatzsldnerheitsanalyse 
— Zusammenarbeit der Betriebsräte mit den 
Aufsithtsbeamten der Berufsgenossenschaf- 
ten 

— Betriebsvereinbärungen über Körpersdiutz- 
ausrüstung 

^ Wie setzt man Sicherheitsmaßnahmen durch? 

— Arbeilsgemeinsdiaften bzw, Erarbeitung der 
Kurzreferate 

— Aufgaben der Arbeitsmedizin und Probleme 
des Werks ärztlichen Dienstes 
— Psychologische Arbeitsplatzgestaltung 


— Kurzreferate der Teilnehmer 
— Die Verantwortung für die Arbeilssicherheit 
(Unternehmensleistung, Betriebsräte, Sicher- 
heitsbeauftragte, Arbeitnehmer) 

— Unfallursachen — ^ Unfallgefahien 
- Das Gesetz über tedmisdie ArbeitsmlUel 
— Wie setzt man Sicherheitsmaßnahmen durch? 

^ BetrJebsvereinbarungen zur Durdrführung sicher* 
heitstedmisdier Überprüfungen und Unfallunter* 
fiuchungen 

— Arbeitsgruppen zur Erarbeitung von Entwür- 
fen 

^ Grundsätze und Probleme der Sicherheitstedmik 
Betriebsbesichtigung 

' — Informationsgespräch über Arbeitssidierheit 

Arbeitssicherheit III (für Leiter der Arbeitskreise 
^ArbeitssicherheiÜ') " 1 Kurs 

Teilnehmer: 

Voraussetzung zur Teilnahme an diesem Seminar 
ist der Besuch der Seminare Arbeitsslcherhelt t 
und II sowie die Ausübung der Funktion des Lei- 
ters eines Arbeitskreises für Arbeitssicherheit der 
IG Metall. 

Themen: 

^ Aufbau und Arbeitsweise der Arbeitskreise für 
Arbeitssldierhelt 

RichUiiiiea für Arbeilssicherheit 

Aufgaben und Arbeitsweisen der staatlichen 
und staatlich beauftragten Behörden auf dem 
Gebiet der Arbeitssicherheit (Ge werbe auf sicht, 
Berufsgenossensdiaften, Tedinlsche Überwa- 
chungsvereine) 

— Probleme der praktischen Zusammenarbeit 
und Fragen an den Referenten 

Grundsätze und Probleme der Sicherheitstechnik 

^ Ermittlung von Unfallursachen 
— Befragen der Verletzten 
— Rekonstruktion von Unfällen 
— Wahrheitsgehalt der Aussagen zu Unfällen 
— Begriff des Fehl Verhaltens — Seine Ursachen 
und Wirkung ^ — 

^ Ermittlung von Unfallursachen / Schwerpunkt- 
feststellung 
— Unfallstalistiken 
— Unfällerslatistiken 

— Leitsätze und andere Systeme der Schwer- 
punkt keimz e idmung 

— Ansätze für AbhilfemaÖnahmen — Strategie 
und Taktik 

^ Psychologie und Werbung im Dienste der Ar- 
beitssidierheit 

— Bedeutung der Ei gnungs Untersuchungen und 
der Arbeitsplatzgestaltung 
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— Werbimg — wie und wo? 

— Wirksamkeit werblicher Maßnahmen zur Er- 
höhung der Arbeitssicherheit 

c) Arbe^tsicherheltsschutungs-Programm der IQ Chemie 

Im Beriditszei träum wurden von der IG Chemie 

4 Sdiulimgskurse durchgeführt r 

Lehrplan: 

— Technischer Arbeitsschutz und die Aufgaben der 
technischen Aufsiditsdienste 

— Arbeitssidierheit irn Betrieb^ Zusammenarbeit 
zwischen betrieblichem Sicherheitsdienst, Be- 
triebsrat und Gewerkschaften 

— Psydiologisdie Unfallverhütung und Möglich- 
keiten gewerkschaftlicher Einflußnahme 

— Unfallversicherung 

— Zusammenfassung 
Gewerkschaft und Arbeitssidierheit 

d) Musier einer Setrtebsvereinbarung Arbeitssicherheit 
(Herausgegeben von einer Indusiriegewerkschaft) 

Zwischen der Unternehmensleitung 

und dem Betriebsrat der . - - 

wird, gestützt auf g 87 Abs* 1 Ziffer 7 und unter 

Berücksiditigung der §§ 88 und 89 BetrVG folgende 

Betriebs Vereinbarung abgeschlossen : 

L Grundsatz 

1, Arbeitssicherheit ist eine unternehmerische 
Führungsaufgabe. 

2, Unlemehmenslellimg und Betriebsrat stim- 
men darin überein, daß ein Höchstmaß an 
Arbeitssidierheit durch eine vertrauens- 
volle Zusammenarbeit aller Beteiligten er^ 
reicht wird, 

II. Pflichten der Unternehmensleitung 

1. Die Unlemehmensieitung ist für die Sicher- 
heit am Arbeitsplatz verantwortlich. 

2. Dies schließt insbesondere die Verpflich- 
tung ein, alle zum Schutze von Leben und 
Gesundheit erforderlichen technischen Ein- 
richtungen und organisatorischen Maßnah- 
men zu schaffen. Dafür unterhält die Un- 
ternehmensleitung eine Arbeitssidierheits- 
abteilung. 

3. Die Unternehmensleitung ist verpflichtet, 
daß alle in Frage kommenden Vorschriften 
(Gesetze, UWn, Richtlinien u.a.m.) den 
Beschäftigten in erforderlichem Maße zur 
Verfügung stehen und setzt sich mit Nach- ' 
druck dafür ein, daß diese Vorschriften be- 
folgt werden. 

4. Nach § 775 RVO kann die Unternehmens- 
leitimg sdiriftlidi die ihr obliegende Ver- 
antwortung auf betrieb! idie Führungs- 
kräfle im Rahmen ihrer Zcsländigkeit über- 
tragen, Dieser Personenkrels ist durch eine 


betriebliche Haftpflichtversidierung gegen 
zivilrechtliche Ansprüche ausreichend zu 
schützen. 

III. Pflichten des Betriebsrats 

1. Der Betriebsrat setzt sich im Sinne des 
§ 89 BetrVG mit Nachdruck für die Durch- 
führung und Überwadiimg der Vorschriften 
für den Arbeitsschutz ein. 

2. Der Betriebsrat unterstützt die Unterneh- 
mensleitung bei der Durchsetzung der in 
Frage kommenden Vorschriften (Gesetze, 
UWn, Richtlinien u. a. m,) und organisa- 
torischen und technischen Maßnahmen, die 
dem Schutz von Leben und Gesundlieit die- 
nen. 

3. Der Betriebsrat beauftragt mindestens eines 
seiner Mitglieder, sich speziell mit dem 
Aufgabenbereich Arbeitssicherheit zu be- 
fassen. Die Gesamtverantwortung des Be- 
triebsrats nach § 89 BetrVG wird hierdurdi 
nicht berührt. 

4. Der Betriebsrat berichtet in jeder Betriebs- 
versammlung über den Stand der betrieb- 
lichen Arbeitssicherheit. 

IV. Betriebliche Sicherheitsorganisation 

l, Sicherheitsbeauftragte 

a) Nach den Vorsdiriften des § 719 RVO 
und der VBG 1 werden von der Unter- 
nehmensleitung auf Vorschlag des Be- 
triebsrats Sicherheitsbeauftragte be- 
stellt. 

b) Grundsätzlich darf der Bereich eines 
Sicherheitsbeauftragten nicht größer als 
der Aulsichtsbereidi seines unmittelba- 
ren Vorgesetzten sein. Es ist zu gewähr- 
leisten, daß in jeder Schicht ein Sicher- 
heitsbeauftragter anwesend ist. 

c) Der SidierheitsbeauEtragte darf kein 
Vorgesetzter sein. 

d) Der Sicherheitsbeauftragte darf keine 
Weisungen erlassen und Anordnungen 
treffen. 

e) Neben den im § 719 Abs, 2 RVO be- 
zeidineten Aufgaben setzt sich der Si- 
dberheilsbeauftragte insbesondere dafür 
ein, daß sicherheitswidrige Zustände be- 
seitigt werden. 

Er macht seine Kollegen auf bestehende 
Gefahren und Vorschriften aufmerksam 
und fordert sie zu sicherheitsgerechlem 
Verhalten auf. Der Sicherheitsbeauf- 
tragte meldet festgestelUe Mängel 
mündlich oder sdirütlich seinem unmit- 
telbaren Vorgesetzten, 

Werden diese Mängel nicht behoben, so 
hat er dies der Arbeitssicherheltsabtei- 
lung und dem Betriebsrat mitzuteilen. 

f) Der Sicherheitsbeauftragte ist in seinem 
Aufgabenbereidi bei allen Unfallunter- 
sudiungen und bei Betriebsbegehungen 
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der Berufsgenossenschaft bzw. Gewerbe- 
aufsicht hinzuzuziehen, 

g) Die Sicherheitsbeauftragten werden ira 
erfordern dien Rahmen zur Durchfüh- 
rung ihrer Aufgaben freigestellt Sie 
dürfen durch ihre Tätigkeit weder Lohn- 
einbußen noch andere Nachteile haben. 
Einzelheiten werden zwischen Unter- 
nehmensleitung und Betriebsrat gere- 
gelt. 

h) Die Sidierheitsbeauftragten genießen 
den gleichen Kündigungsschutz wie Mit- 
glieder des Betriebsrates, 

2. Sicherheitsausschuß 

a) Der Sicherheitsausschuß setzt sich zu- 
sammen aus dem Unternehmer oder sei- 
nen Beauftragten, Vertretem der be- 
trieblidien Führungskräfte, Sicherhelts- 
ingenieureur Sicherhei tsbeauf trag ten, 

Werksarzt und Betriebsrat 
Es können Sachverständige zu den Sit- 
zungen des Sicherheitsausschusses hin- 
zugezogen werden, 

b} Der Sicherheitsausschuß tagt nach Be- 
darf, jedoch mindestens einmal monat- 
lich, 

c) Der Sidierheitsausschuß hat die Unfall- 

verhütung voranzutreiben, hierzu ge- 
hört insbesondere: I 

Unfalluntersuchung, Ursacheneimitt- i 
luug und Auswertung, 

Erarbeitung und Durchführung be- I 
trieblicher Sicherheits- und Schulungs- 
programme, 

Festlegung der notwendigen Körper- 
schutzmittel und deren Verbesserung, 
Erarbeitung organisatorischer Maß- 
nahmen zur Unfall Verhütung, 

Das Beratungsergebnis des Sicherheits- 
ausschusses wird protokollarisch erfaßt 
Jedes Protokoll ist den Beteiligten und 
ailen Sicherheitsbeauftragten zuzustel- 
len. 

d) Die Unternehmensleitung verpflichtet 
sich, die vom Sicherheits aus schuß vorge- 
schlagenen Maßnahmen entsprechend 
Abschnitt IT Abs. 1 bis 3 dieser Verein- 
barung zu behandeln. 

V. Pflichten der Beschäftigten 

1. Jeder Beschäftigte ist verpflichtet, die im 
Betrieb geltenden Sicherheitsvorschriften 
und Anweisungen, von denen er unterrich- 
tet worden ist, einzuhalten und vorge- 
schriebene Körperschutzmittel zu tragen. 
Den Beschäftigten dürfen hierdurch keine 
Kosten entstehen. 

2. Gefahren sind sofort dem zuständigen Vor- 
gesetzten zu melden. 

3. Eine Aufforderung zu sicherheitswidrigem 
Handeln darf nicht befolgt werden. 


VI. Sonstiges 

1. Ist ein Unfall eingetreten, dessen Folgen 
durch Tragen von Körperschutzmitieln ver- 
hindert oder vermindert worden wären, 
wird dies auf der Unfallanzeige entspre- 
chend vermerkt 

Dies kann ein Ordnungsstrafverfahren 
nach § 710 RVO durch die Berufsgenossen- 
schaft auslösen. 

2. Unternehmensleitung und Betriebsrat sind 
sich darüber einig, daß Beitragsrückver- 
gütungen der Berufsgenosenschafl dem 
Ausbau der betrieblichen Arbeit ssitherheit 
zu dienen haben. Uber die Verwendung 
entscheiden Unternehmensleitung und Be- 
triebsrat gemeinsam, 

3. Die Unternehmensleitung ermöglicht im 
Einvernehmen mit ciem Betriebsrat den be- 
trieblichen Vorgesetzten und anderen Be- 
legschaftsmitgliedern, welche mit Fragen 
der Arbeitssicherheit befaßt sind, unter 
Fortzahlung ihres Arbeitsentgeltes die Teil- 
nahme an überbetrieblichen Veranstaltun- 
gen und Schulungen über Fragen der Ar- 
beitssicherheit, 

VII. Schlußbestimmung 

Diese Betriebsvereinbarung tritt mit Wirkung 

vom in Kraft und kann von beiden 

Seiten 3 Monate vor Ende eines jeden Jahres 
schriftlich zum 1. Januar des folgenden Ka- 
lenderjahres gekündigt werden. 

B2 Arbeitskammem 

In den beiden Ländern Saarland und Bremen sind 
Arbeitskammern eingerichtet worden. Zu den Aufga- 
ben der Arbeitskammem gehört u. a,, auch auf die 
Verbesserung der Arbeitssicherheit und des Gesund- 
heitsschutzes hinzu wirken und Verb esse rungs Vor- 
schläge anzubringen. 

Die Arbeitskammer des Saarlandes beriet im Be- 
richtsjahr Sicherheitsfachkräfte, Betriebsärzte, Si- 
cherheitsbeauftragte, Betriebsräte, Berufsschuileh- 
rer und andere in Fragen des Arbeitsschutzes und 
der arbeitsmedizinischen Gesundheitsvorsorge und 
stellte ihre Fachbibliothek und Dokumentation für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin allen Interessen- 
ten zur Verfügung. In den beiden Sdiulungsheimen 
der Arbeitskammer wurden Vortrags- und Schu- 
lungsveranstaitungen über Probleme des Arbeits- 
schutzes abgehalten. Die Arbeitskammer arbeitete 
dabei eng mit den gewerblichen Berufsgenossen- 
sdiaften, der Gewerbeaufsicht des Saarlandes, den 
Gewerkschaften sowie der Arbeitsschutzdirektioii 
und dem Betriebsarzt der Saarbergwerke zusammen. 
In ihrer Eigenschaft als Mitglied des Deutschen Ver- 
kehrssicherheitsrats beteiligte sich die Arbeitskam- 
mer im Beriditsjahr an der Sonder aktion „Klima- 
wechsel im Verkehr". In ihrer Monatszeitschrift „Die 
Arbeitskammer", jetzt „Der saarländische Arbeit- 
nehmer", die ln 25 000 Exemplaren verteilt wird, 
hat die Arbeitskammer des Saarlandes auch 1971 
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zu Themen der Arbeitssidierheit und der Unfall- 
verjiütung. der Verhütung von Wegeunfällen und 
der Gefahren für Kinder im Verkehr Stellung ge- 
nommen. 

Mit größeren Sondersdhauen für Arbeitssidierheit 
hat die ArbeLtskatnmer Ausstellungen in der Messe- 
halle und der Kongreßhalle Saarbrückens beschickt 
Dabei wurde die Arbeitskammer von der Aktion 
-Das Sichere Haus" unterstützt 

Auch die Arbeitskammer des Landes Bremen be- 
müht sich um die Verbesserung des Arbeitsschutzes 
und arbeitet bei der Gestaltung der Lehrpläne für 
die berufsbildenden Schulen mit. Die Kammer unter- 
hält gemeinsam mit der AngestelUenkammer ein 
eigenes Schulungsheim, in dem die Arbeitnehmer 
auch im Arbeitsschutz aus- und fortgebüdet werden. 


6,3 Unlerriehmen 

Immer mehr Uniemehrner bemühen sich über das 
übliche Maß hinaus um eine Verbesserung des Ar- 
beitsschutzes im Betrieb und der Sidierheit der Ar- 
beitnehmer auf dem Wege zu und von der Arbeits- 
stätte. Diese Unternelimen haben erkannt, daß neben 
der-sicherheitsledinisdien Überwachung der Arbeits- 
plätze und Betriebs abläufe die psychologische Be- 
einflussung der Arbeitnehmer zu sicherem Handeln 
und Verhalten eine bedeutende Bolle spielt und 
deshalb verstärkt werden muß. Sie haben aber auch 
erkannt, daß es noch weitere Möglichkeiten gibt, 
wie die betriebliche Sicherheit verbessert werden 
kann. 

An Hand einiger Beispiele soll gezeigt werden, 
welche Maßnahmen von Unternehmen ergriffen wer- 
den. 

Ein Unternehmen der chemischen Industrie führte im 
Jahre 1970 in Zusammenarbeit mit seiner Arbeits- 
schutzabte ilung eine fünf Monate dauernde Ausstel- 
lung ^Sicherheit 70" durdi. Durch Bilder, Graphiken 
und experimentelle Spiele bemühte man sich dabei, 
die Arbeitnehmer unter Einsatz technisdier und 
psychologisch-pädagogischer Mittel mit den Auf- 
gaben des Arbeitssdiutzes vertraut zu machenn 

Ein Unternehmer der Reifenindustrie gab eine bebil- 
derte Broschüre für seine Belegschaft heraus, die 
über staatliche Arbellsschutzvorschriften, die Un- 
fallverhütungs Vorschriften der zuständigen Berufs- 
genossenschaft sowie über die betrieblidien Sicher* 
heitsvorschriften informierte und an Hand von 
Beispielen festlegte, was der Arbeitnehmer an 
seinem Arbeitsplatz zu beachten hat. Die Broschüre 
vermittelt in anschaulicher Weise eine Fülle wich- 
tiger Infonnationen über sicheres Arbeiten und 
sicherheilsgerechte Gestaltung dier Arbeitsplätze 
und Arbeitsvorgänge. Sie leistet damit einen Beitrag 
zur Unterrichtung der Arbeitnehmer über Unfall- 
quellen und Maßnahmen zur Unfallverhütung; sie 
fördert die Entwicklung des Sicher hei tsbewußtseins 
des einzelnen Arbeitnehmers und bemüht sich um 
seine Mitarbeit für mehr Sicherheit am Arbeitsplatz. 
In einem großstädtischen Eigenbetrieb der Energie- 


versorgung wird ein jährlicher Jahresbericht über 
Arbeitsunfälle und die Durchführung des Arbeits- 
schutzes veröffentlicht. 

Durch Unfallstatistiken, Unfallbeispiele und bildlich 
dargestellte Verbesserungsvorschläge regt der Be- 
trieb die Arbeitnehmer zur Mitarbeit bei seinen 
Bemühungen um sichere Arbeitsplätze, Einrichtun- 
gen und Gerätschaften an. 

Als eine weitere Maßnahme zur Verbesserung des 
Arbeitsschutzes f ühr te ein Großunternehmen der 
Eisen- und Stahlindustrie in seinen Betrieben die 
Schadenkontrolle ein und ermöglichte damit der 
Sicherheitsabteilung des Unternehmens die vorbeu- 
gende Unfallverhütung in die betrieblichen Erforder- 
nisse zu integrieren. Mit Hilfe der Schadenkontrolle 
werden auch die Schaden- bzw. Unfallereignisse 
untersucht und ausgewerteL die — meistens zufäl- 
lig — nicht zur Verletzung eines Arbeitnehmers ge- 
führt haben. Sowohl die Belange des Betriebs als 
auch die des Arbeitsschutzes erfordern es, erkannte 
Schwächestellen Im Betriebsablauf rechtzeitig zu 
beseitigen? darin liegt der Vorteil der Schadenkon- 
trolle für den Arbeitsschutz. Das Unternehmen führt 
durch seine Sicherheitsfachkräfte regelmäßig Bege- 
hungen der Betriebsabteilungen durch. Das Ergebnis 
dieser Begehungen sowie die Auswertungen von 
gemeldeten Sdiadenfällen und von Bagatellunfällen 
ermöglidit es der Sicherheitsabteilung, in Zusam- 
menarbeit mit den Betriebsabteilungen entspre- 
chende Gefahrenstellen iin Betrieb auszuräumen 
und gefährliche Betriebsabläufe zu verändern. 

Ein Untemehinen der Baumaschinenindustrie führte 
anläßlida der Hannover-Messe eine Sicherheitsfach- 
tagung mit Arbeitsschutzfachleulen und VerLretem 
der Industrie durch und ermöglichte einen frucht- 
baren Erfahrungsaustausch über SicherhelLspro- 
bleme und Lösungsmöglichkeiten, 

Zwei Unternehmen gingen praktische Weges 

Ein UnternehmeTi der Automobilindustrie bemühte 
sich in einer Sonderaktion darum, daß seine Beleg- 
schaftsmitglieder bei Fahrten mit Kraftfahrzeugen 
Sicherheitsgurte anlegen. Gebotsschilder auf dem 
Werksgelände wiesen darauf hin, daß Gurte zu be- 
nutzen sind. Das Unternehmen leistete im übrigen 
auch einen fmanziellen Beitrag zu dieser Aktion, 
indem es seinen BelegschaftsmitgUedem für deren 
Privatfahrzeuge Dreipunkl-Siciieiheitsgurte zum 
Sonderpreis anbot. 

Eine Baufirma führte einen Wettbewerb durch, um 
unter ihren Baustellen die sicherste und am besten 
geführte herauszufinden. Jede Baustelle wurde nach 
den Kriterien Sicherheit am Bau, Unfallverhütung, 
Baufülirung, Geräte Wartung, Sauberkeit auf der Bau- 
stelle, Berichtswesen geprüft. Besonderes Gewicht 
wurde der SicJierheit am Bau und der Unfallverhü- 
tung beigemessen. Die Bewertungskommission unter 
Beteiligung des Betriebsrats suchte die einzelnen 
Baustellen — zum Teil mehrmals — wälirend des 
Berichtsjahres auf. Die Baustelle mit dem besten 
Ergebnis und damit höchsten Sicherheilsstandard 
erhielt eine Geldprämie. 
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Große Bedeutung kommt der Zusammenarbeit von 
Unternehmen gleidier Produktion auf dem Gebiet 
des Arbeitsschutzes zu. Die Automobilfirmen der 
Bundesrepublik haben dadurch bereits bemerkens- 
werte Erfolge bei der Bekämpfung der Arbeitsun- 
fälle erzielt. 

I 

Die Hersteller von Personenwagen und leichten 
Nutzfahrzeugen in der Bundesrepublik Deutschland 
führen ihre Unfallstatistiken seil 1965 nach gemein- 
sam erarbeiteten Grundsätzen und tauschen die Er- 
gebnisse halbjährlich untereinander aus. Die Sta- 
tistik umfaßte im Jahre 1971 sieben Unternehmen 
mit über 290 000 Lohnempfängern, die 61 1 232 024 
Stunden gearbeitet haben. Die Unfallhäufigkeit bei 
den Lohnempfängern dieser Unternehmen betrug 
1965 54 anzeigepflichtige Betriebsunfälle je 1 Mil- 
lion Arbeitsstunden; diese Rate ging bis 1971 , 
um 36 V. H. auf 37,6 zurück. Die Rate der Betriebs- i 
Unfälle mit tödlichem Ausgang betrug 1971 0,0163 
Unfälle je l Million Arbeitsstunden; für die gesamte , 
gewerbliche Wirtschaft war die Todesrate im glei- ' 
chen Jahr 0,08 je l Million Ajbeitsstunden — also | 
fünfmal höher. 

Diese stetige erfolgreiche Entwicklung bei der Ver- 
ringerung des Unfallgeschehens und die relativ nie- 
drige Unfallhäufigkeit gegenüber Metallbearbei- 
tungsbelrieben mit vergleichbaren Fertigungsausrü- 
stungen und Arbeitsverfahren ist neben der Auf- 
wendung erheblicher finanzieller Mittel zur stän- 
digen Verbesserung des Arbeitsschutzes auch auf 
die Zusammenarbeit und den regelmäßigen Erfah- | 
rungsaustausch zwischen den sieben beteiligten gro- I 
ßen Unternehmen zurückzuführen. Zusammenarbeit 
und Erfahrungsaustausch erfolgen zweimal jährlich 
in Konferenzen der leitenden Sicherheitsingenieure 
abwechselnd in den einzelnen Werken der Unter- 
nehmen. Bisher wurden 19 solcher Konferenzen 
durchgeführt. Zwischen den Zusammenkünften er- 
folgt die Zusammenarbeit schriftlich in der Form, daß 
einer der Beteiligten seine Fragen oder Probleme 
durch einen Brief allen Unternehmen bekannt gibt, 
wobei jedes Unternehmen seine Antwort oder Stel- 
lungnahme wieder mit Kopie an alle dem Anfragen- 
den mitteilt. 

In gleicher Welse wird verfahren, wenn tödliche 
oder schwere Unfälle eingelreten sind, deren Leh- 
ren für die anderen Unternehmen von Nutzen sein 
können. Wurden in den betroffenen Unternehmen 
Lösungen zur Beseitigung der bei solchen Unfällen 
festgestellten Llrsachen gefunden, werden diese in 
Form von Zeichnungen weitergegeben. 

In weit über 100 Fällen wurden in den letzten sechs 
Jahren auf diese Weise Erfahrungen schriftlich aus- 
getauscht oder Probleme erörtert. 

Diese positive Zusammenarbeit funktioniert ohne 
Gründung eines Vereins, ohne Statuten und ohne 
einen Vorsitzenden und basiert auf gemeinsam ge- 
troffenen Absprachen. Konkurrenzdenken ist auf 
diesem Gebiet unternehmerischer Aufgaben ausge- 
schlossen. Alle Unternehmen profitieren in gleicher 
Weise von dieser relativ billigen Aktivität. Dabei 
muß erwähnt werden, daß alle Unternehmen über 


wirkungsvolle Dienste für Arbeitssicherheit verfü- 
gen. 

Sofern eine derart enge Zusammenarbeit nicht zu 
erreichen ist, bewährt es sich, wenn Unternehmen 
gleicher oder ähnlidter Produktion wenigstens die 
Unfallstatistiken austauschen, um dann für ihre Be- 
lange Schlüsse zur Verbesserung des Arbeitsschut- 
zes ziehen zu können. Dem Technischen Bericht 1971 
der Hütten- und Walzwerks-Berufsgenossenschaft 
kann ein Beispiel entnommen w^erden: 

Vom tedinisdien Aufsichlsdienst wird eine ver- 
trauliche Statistik über die Zahl der gemeldeten Ar- 
beilsunfälle für Mitgliedsbetriebe mit mehr als 
500 Versicherten erstellt. Zweck dieser Statistik ist 
es, durch vergleichende Übersichten auf eine Inten- 
sivierung der Unfallverhütung in den Betrieben hin- 
zuwirken. Auf Grund der ermittelten Vergleichszah- 
len werden Mitgliedsbetriebe mit erhöhter Unfall- 
quole vorrangig in die technische Überwachung ein- 
bezogen. Als Vergleichszahl \vird der Monatsdurch- 
schnitl der gemeldeten Arbeitsunfälle, bezogen auf 
1000 Versicherte, ermittelt. Die Mitgliedswerke ha- 
ben sich mit der Bekanntgabe dieser Werte, soweit 
Unternehmen der Hütten- und Walzwerks-Berufs- 
genossenschaft betroffen sind, einverstanden er- 
klärt. Werke mit über 1000 Versicherten erhalten 
diese Statistik monatlich. Für Werke mit über 500 
bis zu 1000 Versicherten wird mit Rücksicht auf die 
niedrigen Versichertenzahlen die Statistik viertel- 
jährlich erstellt. Die Mitglieds werke erhalten eine 
Jahresstatistik über die gemeldeten und erstmalig 
entschädigten Arbeitsunfälle, Wegeunfälle und Be- 
rufskrankheiten sowie eine Statistik über die Aus- 
wirkung des Vorbelastungsverfahrens. 

Für die Papierindustrie erstellt die Papiermacher- 
Berufsgenossenschaft seit Jahren für ihre Betriebe 
eine Vergleichsstatistik der durch Arbeitsunfälle 
verlorenen Aj-beitsstunden je 1000 geleistete Ar- 
beitsstunden. Daran können die Betriebe ersehen, 
wie sie gegenüber anderen Betrieben gleicher Größe 
der Papierindustrie im Hinblick auf das Unfallrisiko 
einzuordnen sind. 

Die Schilderung der Maßnahmen einzelner Unter- 
nehmen können nur Beispiele für das — zumindest 
bei Großbetrieben — anzutreffende Bemühen sein, 
mehr für den Arbeitsschutz und die Sicherheit der 
Arbeitnehmer im Straßenverkehr zu tun. Es wäre 
wünschenswert, wenn auch andere Betriebe, die den 
Arbeitsschutz bisher nur in der Einhaltung der staat- 
lichen und berufsgenossenschaftlichen Vorschriften 
gesehen haben, mit eigenen Unfallverhütungsmaß- 
nahmen zum Wohle ihrer Belegschaft wie audi zu 
ihrem eigenen wirtschaftlichen Nutzen initiativ wür- 
den. 

8.4 Technische Überwachungsorganisationen 

Die 11 Technischen Überwachungs-Vereine in der 
Bundesrepublik können auf eine hundertjährige Er- 
fahrung auf den Gebieten des Arbeitsschutzes, der 
Sicherheitstechnik und der Llnfallverhütung zurück- 
blicken. Im Berichtsjahr 1971 waren hier über 
2 600 Personen als technisches Personal, darunter 
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l 400 Sadiverständige und Prüfer, tätig. Die TÜV 
sind zusammen mit fünf Industrieunternehmen als 
Eigenüberwacher in der Vereinigung der Techni- 
schen Überwachungs-Vereine (VdTÜV) zusammen- 
geschlossen, die in nationalen und internationalen 
Gremien die Mitarbeit auf den genannten Gebieten 
wahmimmt. Außerdem sind in der Bundesrepublik 
Deutschland noch drei Technische Überwachungs- 
ämter auf den gleichen Aufgabengebieten tätig, 

Grundlage der Arbeiten ist § 24 der Gewerbeord- 
nung (überwachungsbedürftigen Anlagen, insbeson- 
dere Dampfkessel, Druckbehälter, Druckgasanlagen, 
Aufzüge sowie Anlagen für brennbare Flüssigkei- 
ten), Weiterhin sind die Technischen überwachimgs- 
Organisationen (TOO), auf der Grundlage der Vor- 
schriften der Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung (Unfallverhütungsvorschriften) tätig, wo- 
bei besonders die Gebiete Druckbehälter, der weite 
Bereich der Fördertechnik sowie Fliegende Bauten 
zu erwähnen sind. Auf dem Gebiet Kerntechnik und 
Strahlenschutz bilden das Atomgesetz sowie Strah- 
lenschutzverordnungen die Basis der umfangreichen 
Arbeiten. Das Gesetz über technische Arbeitsmittel 
hat die Prüftätigkeit erheblich ausgedehnt, Moderne 
Technik verlangt, wenn der Ingenieur sie beherr- 
schen will, auch moderne Methoden der Unfallpro- 
phylaxe. Daher beschäftigen sich die Technischen 
Überwachungs-Organisationen in zunehmendem 
Maße mit neuen Disziplinen, beispielsweise mit 
Sicherheits-Systemtechnik, Unfallforschung, Ergono- 
mie, Arbeitspsychologie oder Arbeitsmedizin. Diese 
Ergebnisse sind ein Beitrag in dem Bestreben, den 
Arbeitsplatz zu humanisieren und sicherer zu ge- 
stalten, wie es im Betriebsverfassungsgesetz gefor- 
dert wird. 


Dampfkesselanlagen 

In den Jahren 1970 und 1971 wurden von den Tech- 
nischen Überwachungs-Organisationen einschließlich 
Schiffahrtsdirektion und Bundesbahn 45 266 bzw. 
44 866 Hochdruckdampfkessel überwacht. Hiervon 
dienen rund Vio der Dampferzeugung, während ^/lo 
Heißwassererzeuger sind. Aus der Anzahl der durch- 
geführten Prüfungen (s. Übersicht 35) und ihrer zeit- 
lichen Folge errechnet sich, daß jeder Hochdruck- 
dampfkessel im Jahresdurchschnitt rund 1,9 mal ge- 
prüft wird. Ausgesprochen positiv wirkt sich der 
enge Kontakt zwischen Sachverständigen und Betrei- 
ber auf das Unfallgeschehen bei Dampfkesselanlagen 
aus. Im Zuge der Überprüfungen festgestellte Män- 
gel, die Anlaß für ernsthafte Schäden sein können, 
und beginnende Schäden wie Korrosion, Werkstoff- 
abtragung und Risse können rechtzeitig behoben 
bzw. Gegenmaßnahmen getroffen werden. Für das 
Jahr 1970 sind insgesamt 209 Schäden gemeldet 
worden. Bei den erfaßten Schäden sind 7 Personen 
verletzt und 1 Person getötet worden. Die Gesamt- 
zahl von 8 Personenschäden auf rund 45 000 betrie- 
bene Dampfkesselanlagen bezogen, zeigt den hohen 
Sicherheitsstand. 

Die gemeldeten Schäden des Jahres 1970 haben fol- 
gende Ursachen: 


Werkstoff-Fehler 

1.0 

V. H. 

Gestaltungs-Fehler 

24,0 

v. H. 

Herstellungs-Fehler 

7,6 

v.H. 

betriebliche Fehler 

60.7 

V. H. 

sonstige Ursachen 

6.7 

V. H. 


Der hohe Prozentsatz betrieblich verursachter Schä- 
den besteht zur Hälfte aus Wassermangelschäden. 
Die Technischen Überwachungsorganisationen ver- 
suchen durch Beratung der Betreiber, durch Schulung 
des Kesselbedienungspersonals und durch Einfluß- 
nahme auf die Ausrüstung der Dampfkesselanlage 
bei einem Betrieb ohne Beaufsichtigung dem Scha- 
densrisiko, das im möglichen menschlichen Fehlver- 
I halten liegt, zu begegnen. Neben der Durchführung 
I von Ausbildungslehrgängen für Kesselwärter setzen 
die TÜV Lehrheizer ein, die die Kesselwärter mit 
ihren Aufgaben direkt beim Betreiber eingehend 
vertraut machen (1970: 957 Unterrichtstage, 1971: 
975 Unterrichtstage). 

Bei der Tätigkeit der Technischen Überwachungs- 
Organisationen wirkt sich positiv aus, daß die Be- 
treiber ständig in sicherheitstechnischen und be- 
triebstechnischen Fragen beraten werden. 

Durch die enge Verknüpfung zwischen Sicherheits- 
technik, betrieblichen Erfordernissen und Möglich- 
keiten können die Dampfkesselanlagen optimal ge- 
staltet und ausgenutzt werden. Eine Rückkoppelung 
der Erfahrungen mit den technischen Bestimmun- 
gen ist gewährleistet. 1970 wurden an Dampfkessel- 
anlagen, Feuerungsanlagen und Heizungsanlagen 
5 762 Überprüfungen außerhalb der durch die Dampf- 
kesselverordnung vorgeschriebenen Prüfungen 
durchgeführt. Zum Teil gehen diese Überprüfungen 
auf landesrechtliche Bestimmungen zurück, zum Teil 
erfolgen sie auf freiwilliger Basis der Betreiber. 

Ortsfeste Druckbehälter 

Die sicherheitstechnischen Anforderungen und die 
Überwachung der ortsfesten Druckbehälter sind in 
der Unfallverhütungsvorschrift „Druckbehälter*' 
(VBG 17) der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
geregelt. Als Sachverständige im Sinne der Unfall- 
verhütungsvorschrift gelten die Fachleute der Tech- 
nischen Überwachungs-Organisationen. Auch die 
sogenannten „Eigenüberwacher" einiger Betriebe 
sind von den Berufsgenossenschaften ermächtigt, 
Prüfungen an Druckbehältem für den eigenen Be- 
triebsbereich durchzuführen. Durch die Mitglied- 
schaft fünf großer Industriebetriebe als Eigenüber- 
wacher bei der VdTÜV ist der Erfahrungsaustausch 
auf dem Druckbehälter-Gebiet optimal geregelt. 

In den Statistiken der VdTÜV wird der Druckbehäl- 
terbestand mit 555 000 bzw. 597 000 für die Jahre 
1970 und 1971 ausgewiesen. Dies dürfte nahezu den 
gesamten Bestand in der Bundesrepublik ausmachen. 
Insgesamt wurden an Druckbehältem im Jahr 1971 
720 000 Prüfungen durchgeführt. Arten und Anzahl 
der Prüfungen sowie die Schadensfälle sind aus der 
Übersicht 36 zu entnehmen. Im Jahr 1971 wurden 
152 Schadensfälle gemeldet, bei denen 8 Personen 
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verletzt wurden. Eine Analyse der Druckbehälter- 
sdiadensmeldungen aus dem Jahr 1970 ergibt, daß 
etwa je Vi der Sdiäden auf Werkstoffehler und Her- 
stellungsfehler zurückzuführen sind. 

Druckgasanlagen 

In den letzten Jahren sind Erzeugung und Einfuhr 
von Flüssiggas weiter angestiegen. Die Steigerungs- 
rate von erstmaligen Prüfungen an Druckgasflaschen 
beträgt gegenüber 1968 etwa 29 v. H. bzw. 13 v. H. 
für die Jahre 1970 und 1971 (s. übersidit 37). Rechts- 
grundlage für die Prüflätigkeit der Technischen 
Überwachungs-Organisationen bildet die Dnickgas- 
verordnung der Bundesregierung vom 20. Juni 1968. 
Die für cüe Unfallverhütung wichtigen Technischen 
Regeln Druckgase (TRD) werden vom Deutschen 
Druckgasausschuß aufgestellt, dem auch Vertreter 
der Technischen Überwachung angehören. Damit 
können die Erfahrungen der überwachimgstätigkeit 
bei der kontinuierlichen überarbeitimg der techni- 
schen Regeln berücksichtigt werden. Diese Rückkop- 
pelung Ist auch einer der Gründe für die geringe An- 
zahl von Schadensfällen. Im Berichtsjahr 1970 wur- 
den 3 Schäden, 1971 ein Schadensfall an Druckgas- 
anlagen untersucht. An der großen Anzahl der Män- 
gel bei Druckgasflaschen, die bei 12 Millionen Wie- 
derholungsprüfungen festgestellt werden, erweist 
sich jedoch der Wert der Technischen Regeln und der 
Zwang zu ihrer Einhaltung. 

Aufzugsanlagen 

Aufzüge zählen zu den überwachungsbedürftigen j 
Anlagen nach § 24 der Gewerbeordnung und unter- | 
liegen aufgrund der Aufzugsverordnung der Bundes- 
regierung in der Fassung vom 23. März 1972 erst- 
maligen und wiederkehrenden Prüfungen durch die 
Technische Überwachung. 217 000 Aufzüge wurden 
durch die Technischen Überwachungs-Organisatio- 
nen und einige selbst überwachende Unternehmen 
im Jahre 1971 155 000 Prüfungen unterzogen 

(s. Übersicht 38). 

über das Unfallgeschehen an Aufzugsanlagen hat 
die Bundesregierung bereits im Unfallverhütungs- 
bericht 1968/69 detaillierte Angaben gemacht; auch 
in diesem Berichtszeitraum hat sich an der Tendenz 
der charakteristischen Aufzugsunfälle nichts geän- 
dert. Es ereigneten sich im Jahre 1971 insgesamt 
88 Unfälle an Aufzugsanlagen, darunter 6 tödliche 
(s. Übersichten 39 und 40). Bezogen auf die Anzahl 
der Anlagen bestätigt sich der Erfolg der Bemühun- 
gen um einen hohen Stand der Sicherheit. Wie aus 
der Unfallstatistik der Vereinigung der Technischen 
Überwachungs-Vereine hervorgeht, besteht immer 
noch ein Schwerpunkt der Unfallhäufigkeit in der 
Gefahr des Einklemmens zwischen Fahrkorb und 
Schachtwand bei Personenaufzügen ohne Fahrkorb- 
abschlußtüren. Die Aktion, bestehende Aufzugsanla- 
gen nachträglich mit Kabinentüren zu versehen, ist 
im Berichtszeitraum fortgesetzt worden. In einigen 
Fällen mußten allerdings die notwendigen Maßnah- 
men durch Gerichtsbeschluß bestätigt werden. 


Elektrische Anlagen 

Die umfangreiche Prüftätigkeit der Technischen 
Überwachungs-Organisationen auf elektrotedini- 
schem Gebiet basiert einerseits auf Verordnungen 
des Bundes und der Länder für überwachungsbe- 
dürftige Anlagen, z. B. für elektrische Anlagen in 
explosionsgefährdeten Räumen, in Versammlungs- 
stätten, Waren- und Geschäftshäusern, und anderer- 
seits auf freiwilligen Vereinbarungen, insbesondere 
zur Prüfung elektrischer Anlagen in Industrie und 
Gewerbe für die Feuerversicherungen. Im Jahre 1971 
w'urden in 73 000 Versammlungsräumen oder Be- 
trieben elektrische Anlagen geprüft. In dieser Zahl 
sind nicht enthalten die 6 000 Prüfungen von Blitz- 
schutzanlagen. Einen Überblick über die wichtigsten 
Tätigkeitsbereiche und den Prüfumfang der Jahre 
1970 und 1971 vermittelt Übersicht 41. 

Die Sachverständigen der Technischen Überwachung 
tragen mit ihren Prüfungen wesentlich zur Aufrecht- 
erhaltung eines bestimmten Sicherheitsniveaus und 
damit zur prophylaktischen Unfallverhütung bei, da 
die Prüfvorschriften in erster Linie Sicherheitsanfor- 
derungen darslellen. Die Notwendigkeit dieser Prü- 
fungen beweist die Tatsache, daß kaum ein Prüf- 
bericht frei von Mängeln ist, wenn auch nicht jeder 
aufgefundene Mangel in einem direkten Zusammen- 
hang zu möglicherweise verhinderten Unfällen ge- 
sehen werden kann. 

In Übersicht 41 fehlen Angaben über die Anzahl 
der geprüften elektrischen Anlagen in explosions- 
gefährdeten Räumen — wenn man von den Prü- 
fungen an Tankstellen und in Tanklagern absieht — , 
da die Verordnung über elektrische Anlagen ln 
explosionsgefährdeten Räumen in der Fassung vom 
29. Januar 1968 zwar für explosionsgeschützte Be- 
triebsmittel eine Zulassungspflicht, nicht aber für 
die fertig installierte elektrische Anlage eine Prüf- 
pflicht vorsieht. Für elektrische Anlagen dieser Art 
ist lediglich eine „Installateur-Bescheinigung** gefor- 
dert, in der der Errichter bescheinigt, die Anlage 
nach den einschlägigen V^orschriften errichtet zu 
haben. 

Anlagen für brennbare Flüssigkeiten 

Unter den geläufigen Begriff Tankanlagen fallen 
Anlagen zur Lagerung und Abfüllung brennbarer 
und anderer wassergefährdender Flüssigkeiten so- 
wie Tanks und Fahrzeuge zur Beförderung gefähr- 
licher Stoffe, überwiegend brennbarer, ätzender 
oder giftiger Flüssigkeiten. Lagertanks existieren 
mit außerordentlich unterschiedlichen Rauminhalten, 
von 620 1 bei Heizöl-Haustanks bis zu 115 Millio- 
nen 1 bei Raffinerie-Tankbauwerken. Sie unterliegen 
Vorschriften nach dem Gewerberecht, Wasserrecht, 
Baurecht oder Verkehrsrecht. Alle Anlagen müssen 
nach der Verordnung über brennbare Flüssigkeiten 
(VbF) i. d. F. vom 5. Juni 1970 nach allgemein an- 
erkannten Regeln der Technik, die sich in den Tech- 
nischen Regeln für breimbare Flüssigkeiten (TRbF) 
niederschlagen, gebaut und betrieben werden. Die 
Übersicht 42 zeigt die Vielzahl der Prüfungen, 
um den Schutz- und Sicherheitsbedürfnissen gerecht 
zu werden. 
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Unter die gleichen Bestimjiiungen fallen andi die 
Fernleitungen. Mehr ais 2 300 km Rghöl-Femieitun- 
gen und nahezu 1 300 km Fertigprodukt -Lei tun gen 
sind in der Bundesrepublik Deutschland verlegt. 
Wegen der möglldieii Gefährdung von Menschenr 
der Umgehung und des Wassers unterliegen sie der 
Genehmigung nach g 19 a Abs. l Satz l des Wasser- 
haushaltsgesetzes (WHG) und der Eraubnis nadi 
§ 9 Abs, 2 Satz l der Verordnung über brennbare 
FiüssigkeiUen {VbF}. Umfangreiche Prüfungen er^ 
ganzen die technischen Anforderungen der Vor- 
Schriften. Die Prüftätigkeit der Sachverständigen 
erstreckt sidi von den Prüfungen im Rahmen des 
Genehmigungs' bzw, Erlaubnisverfahrens (Vorprü- 
fung), deren Ergebnis in einer SteUungnahme zum 
Bau und Betrieb ihren Niederschlag findet, über die 
Prüfungen im Zuge des Baus bis hin zu den Ab- 
nahme- und wiederkehrenden Prüfungen- Von zen- 
traler Bedeutung ist hierbei die integrale Wasser- 
dmdeprüfung, die als kombinierte FesÜgkeits- und 
Diditheitsprüfung von den Sachverständigen vor- 
genommen wird. Sie gestattet bei genügend hohem 
Prüfdruck eine qualifizierte Aussage über den Zu- 
stand der Leitung. 

Fördertechnik und FJiegende Bauten 

Auch auf dem vielseLÜgen Gebiet der FördertechnLk 
üben die Tedmisdien Überwachungs-Organisationen 
eine umfangreiche Prüftätigkeit aus. Die Rechts- 
grundlagen für die Prüfung von Krananlagen und 
Hebezeugen bieten die Unfall Verhütungsvorschrif- 
ten der gewerbüdien Berufsgenossensdiaften. Mit 
dem Hauptverband der gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften (Zentralstelle für Unfallverhütung) und 
einzelnen berufsgenossenschaftlichen Fachausschüs- 
sen besteht ein reger ErfahrungsaustausdL 

Die Gesamtzahl der einschließlich der Selbstüber- 
wacher überwachten Krane und Hebezeuge erreichte 
1971 94 844 Einheiten, wobei 59 052 Prüfungen un- 
tersdiiedlichster Art durchgeführt wurden, 

Daneben wurden 

im Jahre 1970 75 Unfalluntersuchungen und 

im Jahre 1971 62 Unfall Untersuchungen 

durchgeführt i bei diesen Unfällen waren 1970 3 t 
Tote und 29 Verletzte und im Jahre 1971 22 Tote 
und 27 Verletzte zu beklagen. Diese Unfallzahlen 
ergeben allerdings kein statistisch aussagefähiges 
Gesamtbild, weil Unfälle an Kranen und Hebezeu- 
gen der Technisdien Überwachung nicht gemeldet 
zu werden brauchen. 

Mit der Prüfung und Überwachung von Seilbahnen 
und Schleppliften, die größtenteils dem Verkehrs- 
recht unterliegen, werden die Technischen Über- 
wach ungs-Organisationen ebenfalls betraut. Bei 
1409 überwachten Anlagen wurden Prüf ungen durch- 
geführt 

Ein weiteres Prüf gebiet der Technischen Über- 
wachung ist das der Fahrtreppen und Fahrsteige. 
Während in Kaufhäusern. Versammlungsstatten 
usw. der Einbau von Fahrtreppen schon seit gerau- 


mer Zeit selbstverständUch geworden ist. kommen 
solche Einrichtungen neuerdings auch zunehmend 
im öffentlichen Verkehrsbereich zur Geltung. Die 
Technischen überwadiungs- Organisationen haben 
im Jahre 1971 

383 Abnahmeprüfungen und 

\ 172 Wiederholungs prüf ungen 

an Fahrtreppen und Fahrsteigen durchgeführl. Vor 
einigen Jahren ist eine gewisse Häufung von Un- 
fällen an Fahrtreppen auf getreten, als Schuhe aus 
Plast ikmaterial während der Abwärtsfahrt in den 
seitlichen Spalt zwischen den bewegten Stufen und 
den feststehenden Sei len wänden hineingezogen 
wurden. Die Betroffenen waren überwiegend Kinder. 
Ursache war das äußerst ungünstige Reib ungs ver- 
halten zwischen dem Plastikmaterial und den metal- 
lenen Seitenwänden. 

Infolge der sdinell eingeleileten Maßnahmen, um 
die Reibung an den Seitenwäden der Fahrtreppen 
herabzuselzenr sind Unfälle dieser Art in der letzten 
Zeit nicht mehr bekanntgeworden. Die jetzt noch 
auftretenden Unfälle sind überwiegend auf das Fehl- 
verhalten der Benutzer zu rückzu führen. 

Zur Prüfung Fliegender Bauten werden die Tech- 
nischen Überwachungs-Organisationen von Bundes- 
ländern in unterschiedli ehern Maße eingesdhallel. 
Der Schwerpunkt dieses Prüfgebietes liegt bei der 
Technisdien Überwachung in Bayern, Insgesamt ha- 
ben die Technischen überwachungs- Organisationen 
im Jahr 1971 

191 erstmalige Prüfungen 

878 wiederk ehrende Prüfungen 

an Fliegenden Bauten durchgeführl. Wegen der 
immer komplizierter werdenden Konstruktionen der 
Fahrgesdiäfte verlangt die Prüfung und Überwa- 
chung solcher Anlagen besondere Sachkenntnisse, 
Unfälle an Fliegenden Bauten sind zwar relativ sel- 
ten, führen jedoch infolge der hohen Fahrgesdiwin- 
digkeilen bzw. großen Förderhöhen oft zu schweren 
Verlelzungem Die SachversLändigen der Tedmisdien 
Überwachungs-Organisationen wurden zu 92 Un- 
fällen hinzugezogen, bei denen 91 Personen verletzt 
wurden. Es besteht die Auffassung, daß sich solche 
auf technische Mängel zurückzuführen-de Unfälle 
vermeiden ließen, wenn die Hilfe der Sachverstän- 
digen der Technischen Überwachungs-Organisatio- 
nen stärker in Anspruch genommen würde. Die 
Fadikommission „Bauaufsicht" der Aibeitsgemein- 
schaft der für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständige Minister der Länder (ARGEBAU) 
hat einen Musterentwurf über die bauaufsiditliche 
Behandlung Fliegender Bauten ausgearbeitet, der 
von einigen Bundesländern bereits übernommen 
worden ist. Als Grundlage für den Muslerentwurf 
haben die ^Richtlinien für den Bau und Betrieb 
Fliegender Bauten" gedient j sie wurden infolge der 
technischen Entwiddung bereits mehrfach überar- 
beitet. 

Da es meist der Entscheidung eines Landes- oder 
kommunalen Prüf amt es überlassen ist, in welchen 
Fällen und ob überhaupt zur Prüfung Fliegender 
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Bauten Sachverständige zugezogen werden sollen, 
besteht zur Zeit nodi keine einheitlidie Handhabe 
bei der Behandliing Fliegender Bauten. Als Vorbild 
dürfte der Stadt Mündien gelten, die die Prüfung 
Fliegender Bauten last aussdiließiidi vom TÜV 
Bayern ausführen läßt. Im Hlnblidc auf den vor- 
beugenden Sdiutz gegen Unfälle wäre es zu be- 
grüßen^ wenn diesem Beispiel auch von anderen 
Gemeinden gefolgt würde. 


Kerntechnik und Strahtenschutz 


Auf dem Arbeitsgebiet Kerntedinik und Stralden- 
schutz sind neben den Technischen Überwachungs- 
Vereinen auch das Institut für Reaktorsidierheit der 
Technischen Überwachungs-Ve reine (IRS) tätig. Un* 
fälle treten in Form zu hoher Strahlenbelastung von 
Personen auf 

— LH Kernkraftwerken und Wiederaufbereitungs- 
anlagen, 

— bei der technisdien und medizinischen Anwen- 
dung radioaktiver Isotope (in offener und um- 
schlossener Form), 

— bei Röntgen- und Gammaslrahlenanlagen und 
T ei Iche nb esdü eim i g e m . 

Die Technischen Uberwachungs- Vereine und das IRS 
sind als Sachverständige im atomrecht liehen Geneh- 
migungs- und Aufsidits verfahren sowie als Prüf- 
instanz für Strahlenschutzaufgaben tätig. Oie Grund- 
lagen für diese Tätigkeit bilden das Atomgesetz 
i. d* F. vom 23. Juli 1970, die Atomanlagenverord- 
nung in der Fassung vom 29. Oktober 1970 und die 
Erste Strahlenschutzverordnung i, d. F. vom 15. Ok- 
tober 1965. Im Jahre 1971 waren rund 250 Sachver- 
ständige in den Kemenergieabteilungen der Techni- 
schen Überwachungs-Vereine und im IRS tätig. 


An dem hohen Stand der Reaktorsicherheit und der 
Sidierheit gegen Unfälle bei den kernledinischen 
Anlagen haben die Technischen Überwachungs-Ver- 
eine und das IRS einen wesentlichen Anteil. Zu ihren 
Aufgaben gehören die theoretische StörfaUanalyse 
und die technisdien Prüfungen in den Herstellerwer- 
ken und auf der Baustelle. Ende 1970 waren 11 Kern- 
kraftwerke in Betrieb. 10 weitere in Bau bzw. in der 
Bauvorbereilung. 


Eine Übersicht über Prüftätlgkeil der Technischen 
überwachungs- Vereine im Jahre 1971 auf dem 
Strahlenschulzgebiet im engeren Sinne vermittelt 
eine Aufstellung: 


— Diditheitsprüfungen an 5 137 (Anzahl der 
radioaktiven Strahlern Strahier) 

nach § 44 der L SSVO 


— Grundoküvitäts- 
messungen 


1 006 (Anzahl der 
Proben) 


— Prüfungen von Isotopen - 
anJagen, außer Groß- 
curiecpiellen 

— Prüfungen von 

G roß curie qucl le n 


95 (Anzahl der 
Quellen) 

26 (Anzahl der 
Quellen) 


— Prüfungen von Teilchen- 
b es chl euni ge rn 


9 (Anzahl der 
Beschleuniger) 


— Prüfungen von Röntgen- 
anlagen 


66 (Anzahl der 
Anlagen) 


Technfschs Arbellsmittel 

Die Technische Überwachung hat die Bundesregie- 
rung und die zuständigen Behörden bei der Durch- 
führung des Gesetzes über technische Arbeitsmittel 
von Anfang an aktiv unterstützt. Im Prüfstellenver- 
zeichnis der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Gesetz über technisdie Arbeitsmittel sind bislang 
sechs Prüfstellen der Technisdien Überwachungs- 
Vereine genannt. 


Ntcht prüfpfEichtige Fahrzeuge 

Außerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen regel- 
mäßigen Prüfungen von Kraftfahrzeugen führt die 
Technisdie Überwachung freiwillige Prüfungen an 
Fahrzeugen durch, die entweder nicht pmfpflichtig 
sind oder überhaupt kein amtliches Kennzeichen zu 
führen brauchen. Hierzu rechnen Bagger und Bau- 
maschinen aller Art, Kommunal fahrzeuge, Adcer* 

* Schlepper sowie andere innerbetrieblich benutzte 
I Fahrzeuge. Da die Statistiken lüdcenhafl sind, kann 
I die Zahl von mehreren tausend geprüfter Fahrzeuge 
1 pro Jahr nur geschätzt werden. Es ist jedoch be- 
I absiditigt, das Arbeitsgebiet weiter auszubauen und 
die Ergebnisse statistisch zu erfassen, weil die Prüf- 
' aufträge der Fahrzeughalter zunehmen. 


Sicherheitstechnik und Arbeitsmedizin 

Den Technischen Überwachungs-Organisationen ist 
in den letzten Jahren in erhöhtem Maße die Auf- 
gabe zugefallen, Betrieben mit s ich erheits technisch er 
und arbeitsmedizinischer Beratung bei der Unfall- 
verhütung zu dienen. In einer teü weisen hochtedmi- 
sierten Arbeitswelt können die herkömmlichen Me- 
thoden der Unfallverhütung versagen. Aus diesem 
E Grunde stellt es sich die Technisdie Überwachung 
zur Aufgabe, an neuen Sicherheitsphilosophien aktiv 
mitru arbeiten. So werden Methoden der System- 
sicherheit (Mensch-Maschine-Umwelt-System) in 
praktikable Maßnahmen umgesetzt, die ünfallfor- 
schung und Unfallursachenforsdiung liefern Erkennt- 
I nisse, die zusammen mit Erkenntnissen anderer Dis- 
ziplinen, beispielsweise der Ergonomie oder Arbeits- 
I Psychologie zur Unfallprophylaxe eingesetzt wer- 
' den. Audi die Arbeitsmedizin stellt ihren Beitrag; 

I beispielsweise existieren im Rahmen der betriebs- 
I ärztlicheii Vorsorge Testprogromme zur Früherken- 
nung von Herz- und Kreislaufgefährdungen. Die ge- 
nannten Aktivitäten gewinnen durch die Gesetz- 
I gebung, die sicheres und humaneres Arbeiten zum 
Ziele hat. einen besonderen Akzent. 


8.5 Technische AusschBsse zur Beratung der 
Bundesregierung 

Der moderne Staat ist mehr und mehr gezwungen, 
neben VerwaJtungsfadüeuten Vertreter anderer wis- 
senschaftlicher Disziplinen — Natur-, Ingenieur- und 
Wirtschaftswissenschaften — in seinen Verwaltungs- 
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und Nonnsetzungsapparat zu integrieren oder sich 
ihrer in anderer Weise zu bedienen, wenn er seinen 
komplexen und auf allen Gebieten ineinander über- 
greifender Aufgaben gegenüber der Gesellschaft ge- 
recht werden will. 

In allen Industriestaaten muß sich die Staatstätigkeit 
zwangsläufig verstärkt auf die Technik, ihren Ein- 
fluß auf den Menschen und auf wirtschaftliche Ver- 
hältnisse ausrichten. Der hierzu erforderliche tech- 
nische Sachverstand kann nicht allein innerhalb der 
staatlichen Institutionen angesiedelt werden. Abge- 
sehen von einer kaum vertretbaren Aufblähung des 
Personaletats müßte ein in der täglichen Arbeit nicht 
aufrechtzuerhaltender ständiger Kontakt mit der 
Praxis und der technischen Entwicklung gehalten 
werden, um den technischen Sachverstand nutzbar 
zur Verfügung zu haben. Es mußten daher Wege ge- 
funden werden, um das Wissen, das außerhalb des 
Regierungsapparats vorhanden ist, für die staatliche 
Tätigkeit nutzbar zu machen. 

So hat sich auf dem Gebiet der Sicherheitstechnik 
seit langem die Institution der Technischen Aus- 
schüsse bewährt, Aufgabe dieser Ausschüsse ist es, 
den Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
insbesondere in technischen Fragen zu beraten und 
ihm dem jeweiligen Stand von Wissenschaft und 
Technik entsprechende Vorschriften vorzuschlagen 
sowie detaillierte technische Regeln aufzustellen, 
fortzuentwickeln und auszulegen. Die sicherheits- 
technischen Leitlinien einer Verordnung werden 
durch Technische Regeln ausgefüllt, die die Tech- 
nischen Ausschüsse aufstellen und die der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung veröffentlicht. 
Der Vorteil dieser Konstruktion ist nicht nur in der 
Entlastung des Verordnungsgebers zu sehen, son- 
dern vielmehr darin, daß entscheidende, materiell- 
rechtliche Regelungen der Selbstverwaltung der 
Wirtschaft überlassen werden, diese Regelungen 
meist mehrere Lösungsmöglichkeiten von gleicher 
sicherheitstechnischer Qualität enthalten und ohne 
den Zeitverlust des formellen Rechtselzungsverfah- 
rens an den technischen Fortschritt angepaßt werden 
können. 

Die Mitglieder der Ausschüsse werden auf Vor- 
schlag der beteiligten Kreise vom Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung berufen. Die ausge- 
wogene Besetzimg der Ausschüsse ist in den Ver- 
ordnungen festgelegt. Vertreten sind die Gruppen 
der Hersteller, Betreiber, Normungsorganisationen, 
Technischen Überwachung, Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung, Gewerkschaften, Arbeitgeber- 
organisationen, Wissenschaft und obersten Bundes- 
und Landesbehörden. Die Tätigkeit der Mitglieder 
der Ausschüsse ist ehrenamtlich. 

Es ist vorgesehen, für bestimmte Arbeitsbereiche 
oder einzelne Fragen Unterausschüsse und Arbeits- 
kreise einzusetzen. Zu den Beratungen dieser Gre- 
mien, in denen die Beschlußfassung der Ausschüsse 
vorbereitet wird, können auch Sadikundlge oder 
Sachverständige zugezogen werden, die nicht Mit- 
glied des Ausschusses sind. 


(l) Ausschuß für gefährliche Arbeitsstoffe 

Durch die Verordnung über gefährliche Arbeits- 
stoffe vom 17. September 1971 wurde dieser jüng- 
ste Technische Ausschuß ins Leben gerufen. Er soll 
die Bundesministerien bei der Ergänzung der Ver- 
ordnung beraten, da beabsichtigt ist, alle Regelun- 
gen über gefährliche Arbeitsstoffe in eine Vorschrift 
aufzunehmen. Der Ausschuß hat 21 Mitglieder und 
die gleiche Zahl stellvertretender Mitglieder. Die 
konstituierende Sitzung fand im Januar 1972 statt. 
Zwisdienzeitlich sind Unterausschüsse und Arbeits- 
kreise gebildet worden, die über das umfangreiche 
Arbeitsgebiet und die gesetzten Schwerpunkte Aus- 
kunft geben: 


Unterausschuß 1 
Unterausschuß II 

Arbeitskreise: 


Unterausschuß III 


— • Koordinierung 

— Technische Einrichtungen 
und Verfahren 

Blei 

Oberflächenschulz 
Stahlmittel 
Silikogener Staub 
Fluor 

Ammoniumnitrat 

Benzol 

Tierhaare, Faserstoffe, Lum 
pen 

Ettikeltierung 

EG-Richtlinien 

— Arbeitsmedizin 


Unterausschuß IV — Anwendung von MAK-Wer- 
ten 


Der Unterausschuß IV hat sich bisher noch nicht 
konstituiert. Seine Aufgabe wird darin bestehen, 
die von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
aufgestellten MAK-Listen so umzusetzen, daß 
durch Festlegung spezieller Meßmethoden ihre An- 
wendung den Schutz am Arbeitsplatz wirksam er- 
höht. 


(2) Ausschuß für technische Arbeitsmittel 

Das Gesetz über technische Arbeitsmittel hat die- 
sen Ausschuß eingesetzt. Ihm gehören 21 Mitglie- 
der an. Der Ausschuß hat die Aufgabe, den Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung über die 
Durchführung des Gesetzes zu beraten (s. auch Ab- 
schnitt V. 2., S. 159). 

(3) Deutscher Dampfkesselausschuß 

Der Ausschuß ist eine der ältesten Institutionen 
dieser Art. Er geht zurück auf den 1905 vom VDl 
gebildeten Dampfkesselausschuß und die als »Sach- 
verständigenkommission* im Sinne der Allgemei- 
nen Polizeilichen Bestimmungen über die Anlegung 
von Landdampfkesseln 1907 etablierte Deutsche 
Dampfkessel-Normen-Kommission. Der heutige Aus- 
schuß mit seinen 36 Mitgliedern ist durch die Ver- 
ordnung über die Errichtung und den Betrieb von 
Dampfkesselanlagen vom 8. September 1965 einge- 
setzt. Der Schwerpunkt der Arbeiten dieses Gre- 
miums im Jahr 1971 war die Verabschiedung neuer 
Technischer Regeln für Dampfkessel (TRD), und 
zwar über 
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— Berechnung zylindrischer Schalen (TRD 301) 

— Beredinung von Deckenträgern (TRD 310) 

— Zwergdampfkessel (TRD 802) 

sowie neue sidierheitstechnische Richtlinien über 
Sicherheitsventile. 

(4) Deutscher Druckgasausschuß) 

Eingesetzt durch die Verordnung über ortsbeweg- 
liche Behälter und über Füllanlagen für Druckgase 
(Druckgasverordnung) vom 20. Juni 1968. 

37 Mitglieder 

Neben der Beratung von Verfahrens- und Prüfricht- 
linien des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung für Füllanlagen erarbeitete der Ausschuß 
die Technischen Regeln Druckgase (TRG), und zwar 
Gaslisten (TRG 100 bis 104), die für weitere TRG 
von grundlegender Bedeutung sind, und Regeln 
über Füllanlagen (TRG 400 bis 402). 

(5) Deutscher Aufzugsausschuß 

Eingesetzt durch die Verordnung über die Errich- 
tung und den Betrieb von Aufzugsanlagen (Aufzugs- 
verordnung) vom 28. September 1961 in der Fassung 
vom 21. März 1972. 

29 Mitglieder. 

Von besonderer Bedeutung waren die Beratungen 
des Entwurfs der Zweiten Verordnung zur Ände- 
rung der Aufzugsverordnung, durch den auch die 
Vorschriften über Aufzugsanlagen dem System der 
übrigen Verordnungen nach § 24 der Gewerbeord- 
nung (Rahmenverordnung — Technische Regeln) 
angepaßt wurde. Außerdem verabschiedete der Aus- 
schuß die grundlegenden Technischen Regeln für 
Personenaufzüge und Lastenaufzüge (TRA 200). 

(6) Deutscher Ausschuß für explosionsgeschützte 
elektrische Anlagen 

Eingesetzt durch die Verordnung über elektrische 
Anlagen in explosionsgefährdeten Räumen vom 
15. August 1963. 

31 Mitglieder. 

Der Ausschuß hat sich intensiv mit der Harmoni- 
sierung technischer Regeln im internationalen Be- 
reich befaßt und dabei besonders eine allgemein 
gültige Einteilung der Arbeitsumgebung in drei 
Zonen unterschiedlicher Explosionsgefahren und 
die Zuordnung gefahrlos einsetzbarer elektrischer 
Betriebsmittel für jede Zone vorbereitet. 

(7) Deutscher Acetylenausschuß pAcA) 

Eingesetzt durch die Verordnung über Acetylen- 
anlagen und Calciumcarbidlager (Acetylenverord- 
nung) vom 5. September 1969. 

22 Mitglieder. 

Der Schwerpunkt der Ausschußarbeit lag in der Er- 
arbeitung des Technischen Regelwerks (TRAc). Ver- 
abschiedet wurden im Berichtszeitraum die TRAc 
301 über Calciumcarbidlager und TRAc 302 über 
Kalkschlammgruben. 


(8) Deutscher Ausschuß für brennbare Flüssigkeiten 

Eingesetzt durch die Verordnung über die Errich- 
tung und den Betrieb von Anlagen zur Lagerung, 
Abfüllung und Beförderung brennbarer Flüssigkei- 
ten zu Lande (Verordnung über brennbare Flüssig- 
keiten) vom 5. Juni 1970. 

35 Mitglieder. 

Es wurden Richtlinien für Innenbeschiditung von 
Behällem sowie für oberirdische Tanks aus Poly- 
äthylen erarbeitet. Die Richtlinie für Fernleitungen 
zum Befördern gefährlicher Flüssigkeiten und die 
Richtlinie für die Prühmg von Anlagen zur Lage- 
rung, Abfüllung und Beförderung brennbarer Flüs- 
sigkeiten zu Lande wurden überarbeitet und in einer 
Neufassung herausgegeben. Zum Technischen Regel- 
werk (TRbF) sind der 2. bis 7. Nachtrag verabschie- 
det worden. 

8.6 Bundesarbeitsgemeinschaft für Arbeltsslcherhelt 

In der Bundesarbeitsgemeinschaft für Arbeitssicher- 
heit, die 1971 auf eine zehnjährige Tätigkeit zu- 
rückblicken konnte, haben sich Gewerkschaften und 
Arbeitgeber, die Dachorganisationen der Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung sowie Institutionen 
und Organisationen, die sich mit Fragen des Arbeits- 
schutzes befassen, zusammengefunden, um 

— durch gemeinsames Wirken die Arbeitssicherheit 
zu verbessern und 

— die Bemühungen ihrer Mitglieder auf dem Ge- 
biet des Arbeitssdiutzes zu unterstützen. 

Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft wird alle 
zwei Jahre abwechselnd aus den beteiligten Arbeil- 
nehmerverbänden und aus der Biindesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände gewählt. Die 
Geschäftsführung der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Hegt beim Hauptverband der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften, Bonn. Die Schwerpunkte der Ar- 
bei der Bundesarbeitsgemeinschaft im Berichtszeit- 
raum waren; 

j — Bildung bezirklicher Arbeitskreise für Arbeits- 
sicherheit und Förderung ihrer Tätigkeit 

— Arbeitssicherheit ausländischer Arbeitnehmer 

— betriebliche Sicherheitsorganisation 

— Sicherheit des Arbeitsweges 

— Unfallverhütung in Schulen und im häuslichen 
Bereich 

— Sicherheitstechnik im Lehrstoff von Technischen 
Hochschulen imd Ingenieurschulen 

I Einen großen Teil der Schwerpunktaufgaben haben 
besondere Arbeitsgruppen der Bundesarbeitsgemein- 
schaft übernommen. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Arbeitssicherheit 
ist bemüht, die Anteilnahme der Öffentlichkeit zu 
stärken und eine breitere Grundlage gemeinsamer 
Arbeit zu schaffen, um den eigenen Anstrengungen 
zur Verbesserung der Arbeitssicherheit einen höhe- 
ren Wirkungsgrad zu verleihen. So gibt die Bundes- 
arbeilsgemeinschaft seit 1971 über ihre Arbeit 


115 



Drucksache 7/189 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Pressemitteilungen heraus. Sie hat Sdiritte unter* 
nommen, die Beziehungen zu den in der Bundes* 
republik auf regionaler Ebene bestehenden Arbeits- 
kreisen für Arbeitssicherheit zu vertiefen und hier 
zu einer Kooperation zu kommen. 

Es soll einerseits damit erreicht werden, daß Er- 
kenntnisse und Ergebnisse der Tätigkeit der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft auf direktem Wege der Unfall- 
verhütungsarbeit auf regionaler Ebene nutzbar ge- 
macht werden^ und andererseits soll sidiergestelU | 
werden, daS Erfahrungen und Anregungen aus der j 
Praxis in die Arbeit der Bundesarbeitsgenieinsdiaft | 
unmittelbar einbezogen werden. Nacir einer Zusam- | 
menstellung der Bundesarbeilsgemeinschaft beste- 
hen in der Bundesrepublik je fünf Arbeitskreise 
für Arbeitssidierheit auf Landes-, Regional* und 
Eezirksebene* drei in Großstädten sowie zwei 
Sidierheitsgruppen bei Stützpunkten des Rationali- 
sierungskuratoriuras der deutschen Wirtschaft. Die 
Tätigkeit und .Aktivität dieser Arbeitskreise ist sehr 
unlersdiiedlidi, sie reidit vom Erfahrungsaustausch 
bis zur Durchführung von Tagungen, Ausstellungen 
und Sicherheitsaktionen. Der Landesarbeitskreis für 
Arbeitssicherheit beim Niedersächsischen Sozial- 
minister hat z. B. 1970 in Osnabrück und 1971 in 
Braunschweig Arbeitssicherheitskonferenzen durch- 
geführt, die durch Arheitsscfautzausstellungen und 
eine Reihe von Sonderveranstaltungen für verschie- 
dene Zielgruppen, z. B- Jugendiiche, Sicherheits- 
beauftragte, Hausfrauen, begleitet wurden. Der re- 
gionale Arbeitskreis für Arbeitssidierheit Hessen- 
Mittelrhein unter Federführung der Süddeutschen 
Eisen- und StahTBerufsgenossenschaft hat die 
Aktion „SITRA 70 "* Sicherer Transport 1979 — 
durchgeführt* Neben einer großen Eröffnungsver- 
anstaltung wurden Vorträge in Betrieben und auf 
überörtlidten Veranstaltungen über die Sicherheit 
beim Transport gehalten, Etwa 1 Million Beschäf- 
tigte in 97 000 Betrieben wurden durch Aktions- 
plakate mit Aufklebern in fünf Fremdsprachen, Falt- 
blättern mit Preisausschreiben angesprodien und 
über die Sicherheitsprobleme beim Transport infor- 
miert, Der „Arbeitskreis für Sidierheit Baden" hat 
in einer Aktion, in der 57 000 Plakate und 312 000 
Handzettel ln Betrieben und Schulen verteilt wur- 
den, auf das sichere Verhallen im Straßenverkehr 
unter besonderer Berücksichtigung der Erschwer- 
nisse in der Winterzeit aufmerksam gemacht und 
Hinweise für richtige Fahrweise gegeben, Aus der 
Erkenntnis heraus, daß die ersten Maßnahmen der 
Versorgung von Verletzten am Unfallort oft von 
entscheidender Bedeutung für die Auswirkungen 
von Verlelzungsfolgen und demgemäß auch für die 
Wiederherstellung der Gesundheit und Erwerbs- 
fähigkeit der Unfallverletzten sind, kamen die Mit- 
glieder des Arbeitskreises Baden überein, daß jeder 
einzelne in seinem Zuständigkeitsbereich dafür 
Sorge trägt^ daß die erforderliche Anzahl von Be- 
triebsangehörigen für die Erste Hilfe zur Verfügung 
steht oder zur Teilnahme an den BetriebsheHerlehr- 
gängen gemeldet wird. Weiter hat der Arbeitskreis 
eine Sonderschau zusammengestellt, durch die 
Berufsschüler über Körpersdiutzmittel informierf 
werden und vor Eintritt in das Berufsleben mit den 
verschiedenen Mögl ithkeilen des Körperschulzes 
vertraut gemacht w^erden, 


Der Auf gaben Schwerpunkt „Arbeitssicherheit aus- 
ländischer Arbeitnehmer'* der Bundesarbeitsgemein- 
schaft wurde hauptsädilith von ihrer Arbeitsgruppe 
„Ausländische Arbeitnehmer’* wahrgenommen, über 
die Tätigkeit dieser Arbeitsgruppe wird unter Ab- 
schnitt IV. 8, Seite 155 berichtet 

Für die Sdiwerpunktaufgabe „Betriebliche Sicher- 
heitsorganisation" hat die Bundesarbeitsgemein- 
schaft eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Sie hat die 
Aufgabe, Prüflisten (Cheddisten) zur Durchführung 
von BetriebsinspeklioneD zu erfassen und zusam- 
menzustellen sowie Prüflislen für Sachgebiete, in 
denen diese Cheddisten noch fehlen, zu entwickeln. 

Im Zusammenhang mit dem letzten Sachgebiet steht 
auch das Thema „Ausbildung von betrieblichen 
Sicherheitsfachleuten", mit dem sich die Bundes- 
arbeitsgemeinsdiaft für Arbeitssicherheit in Zusam- 
menarbeit mit der Deutschen Gesellschaft für 
Arbeitsschutz und der Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz und Unfallforschung intensiv befaßt hat. Ein 
Arbeitskreis der Bundesarbeitsgemeinschaft hat 
einen Entwurf für ein Berufsbild des Sicherheits- 
ingenieurs erstellt, der als Grundlage für die Arbei- 
I ten der Bundesanstalt für Arbeitsschulz und Unfall- 
I forschung an der Aufstellung von Berufsbildern für 
Sicherheitsfachkräfte zur Entwicklung von Aus- und 
I Förtbildungsraodellen im Arbeitsschutz dient. 

über die Aktivitäten der Arbeitsgruppe „Sicherheit 
des Arbeits Weges" wird im Abschnitt lU. 9.4 Seite 
128 ausführlich berichleL 

Durch die Erkenntnis, daß mit der Einbeziehung des 
schulischen Bereichs in die gesetzliche Unfallver- 
sicherung die Unfaüverhütungsarbeit auf diesem 
Gebiet eine feste Basis gewonnen hat und auch 
die erfolgversprechende Möglichkeit eröffnet wor- 
den ist, über Kinder und Jugendlidie in den privaten 
Bereich hineinzuwirken, hat die EundesarbeitS’ 
gemeinschaft die Unfailverhütung in Schulen und 
Im häuslichen Bereich zu ihrer besonderen Aufgabe 
gemacht, um von vornherein alle vorhandenen Akti- 
vitäten auf diesem Sektor zu einem Zusammen- 
wirken zu führen. Es wurde eine Arbeitsgruppe ein- 
gesetzt, die sich zunädist auf den schulischen Be- 
reich konzentriert und später ihre Arbeit auf die 
Bereiche Haus und Freizeit ausdehnen wird (s. Ab- 
schnitt III. 10.4.3, S. 133)* 

Die Bundesarbeitsgemeinsdiafl für Arbeitssicherheit 
hat sich im Berichtszeitraum auch weiter intensiv 
mit dem Problem der Einführung der Sidierheits- 
technik als Lehrfadi beschäftigt und die Initiativen 
der Deutschen Gesellsdiafl für Arbeitsschutz unter- 
stützt 

8.7 Deutsche Gesellechaft für Arbeitsschutz 

Die Aufgabe der Deutschen Gesellschaft für Arbeits- 
sdiutz e. V.. Frankfurt ist es, für eine Erweiterung, 
Vertiefung und Verbreitung der Erkenntnisse auf 
dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der Arbeits- 
medizin zu sorgen* In ihrem arbeitsmedizinischen 
und technischen Hauplausschuß sowie in Sonderaus* 
Schüssen werden Fragen der Arbeitsmedizin und 
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des ArbeitssdmUes erörterl und Lösungsvorsdiläge 
gemacht. Die Ergebnisse der Aussdiußarbeilen wer- 
den veröffentlidih zuna Teil als Merkblätter, Der 
GesellsdiaJt gehören als Mitglieder neben Einzel- 
personen bauptsädilich Betriebe, Gewerksdiaften, 
Arbeitgeberorganisationen, Lfnfaüversicherungsträ- 
geij Arheitsschützinslitutionen und -behörden sowie 
wissenschaftlJdie Institute an. Die Mitgllederzahl 
beträgt 350. 

Im Berichtszeitraum treten von den Arbeiten der 
Deutschen Gesellschaft für Arbeitsschutz zwei 
Schwerpunkte besonders heraus: 

— die Aktivitäten zu der Frage der „Sidierheits- 
tedmik als Lehrfach" 

— die Federführung bei der Vorbereitung und 
Durchführung des 12. Kongresses für Arbeits- 
schutz und Arbeitsmedizin im Jahre 1971 in 
Düsseldorf 

Das von der Deutschen Gesellschaft für Arbeits- 
schutz in 5 000 Exemplaren herausgegebene Memo- 
randum zur Einführung der Sicherheitstechnik als 
Lehrfach hat ein großes Interesse gefunden und 
eine solche Nachfrage aiisgelöst, daß es in 
2 500 Exemplaren nachgedruckt werden mußte. 
Durch die Hinweise des Memorandums auf die be- 
stehenden Ausbildungsmöglichkeiten außerhalb und 
in der Bundesrepublik Deutschland, die Verpflich- 
tung des Staates für eine ausreidiende und wirk- 
same Unterrichlung in Schulen hinsidilUch des 
Schutzes für Leben und Gesundheit durch die Sicher- 
heitstechnik sQW'ie auf die optimalen Lösungen zur 
Verbesserung der Ausbildung in Sicherheitstechnik 
für jeden Ingenieursludenten zu sorgen., fühlten sich 
zahlreiche Technische Universitäten, Ingenieurschu- 
leiir Parlamente^ Politiker, Verwaltungen usw. an- 
gesprochen. Ihre positiven ÄuBeiüngeB zu der Auf- 
forderung, Sicherheitstechnik als Lehrfadi einzufüh- 
ren, wurden in einem „Echo auf das Memorandum 
Sidaerheitstedhnik als Lehrfach" zusaramengefaßt. 
Diese Schrift wurde mit dem Aufruf an alle Empfän- 
gerkreise versehen, sich weiterhin für die Sicher- 
heltstedinik als Lehrfach einzusetzen. Durch eine 
Flugblattaktion „ . . . Sludienabschluß . . . Und was 
dann?" (160 000 Exemplare) wurden die Studenten 
der Tedrnisdien Universitäten und Ingenieurschulen 
auf die Bedeutung ihrer eigenen frühzeitigen sicher- 
heitstedmischen SchuJung hingewiesen und zur 
Unterstützung der Einführung der Sicherheitstechnik 
in die Ausbildung aufgerufen* Die Gesellschaft hat 
begonnen, aufbauend auf den vor einiger Zeit her- 
ausgegebenen „Grundlagen des Arbeitsschutzes — 
Unterrichtsmaterial für Dozenten an Ingenieurschu- 
len", weiteres Vorlesungsmaterial über Sicherheits- 
technik für Dozenten an Hochschulen und Ingenieur- 
schulen zu erarbeiten. 

Die zentrale Veranstaltung auf den Fadigebieten 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin stellt der in Ab- 
standen von zwei Jahren in Düsseldorf statüindende 
Kongreß dar, dessen Durchführung maßgeblidi von 
der Deutschen Gesellschaft für Arbeitsschutz ko- 
ordiniert wird. An dem letzten Kongreß vom 10. bis 
13. November 1971 haben 2500 Fachleute teilgenom- 
men. Sie konnten sich in drei Vortragsreihen, Po- 


diumsgesprächen und Arbeitsgemeinschaften sowie 
durch permanente FUm- und Tonbildschauen über 
Stand, Entwicklung und Futurologie aller Bereiche 
des tedinischen und medizinischen Arbeitsschutzes 
sowie über die sozialen Bereidie, über Lehre und 
Forschung informieren. 

Der Bundespräsident, der Schirmherr des Kongresses 
war, hat zu den Teilnehmern gesprochen; er wies 
auf die Bedeutung des Arbeitsschutzes hin und 
sprach den im Arbeitsschutz und in der Arbeitsmedi- 
zin tätigen Fachleuten seine Anerkennung aus. Eine 
mit dem Kongreß verbundene Fachausstellung 
wurde von etwa 12 000 Interessenten besucht. 

Wichtige Vorarbeiten für die Herausgabe eines 
Handbuches Arbeitsschutz und Sidierheitstechnik" 
hat die Deutsche Gesellschaft für Arbeitsschutz ge- 
leistet. Dieses Handbuch soll einen Gesamtüberblick 
über die Arbeitsverfahren und Arbeitsstoffe, die 
Arbeilsscfmtzanforderungen und das Fadisdirifttum 
geben und eine umfassende Dokumentation des ge- 
samten Arbeitsschutzes und der Sicherheitstedinlk 
darstellen. 

Als weitere Arbeiten der Deutschen Gesellschaft für 
Arbeitsschutz sind zu nennen; 

— Prüfung von Fragen im Zusammenhang mit Eig- 
nungs- und Überwachungsuntersuchungen auf der 
Grundlage der EG-Empiehlungen zur gesundheit- 
lichen Uberw^achung der Arbeitnehmer, die be- 
sonderen Gefahren ausgesetzt sind 

— Anleitung für Kohlenoxyd-Hamoglobinbestim- 
mungen 

— Erste Hilfe und Wiederbelebung 

— Berufsbild des Werksarztes 

— Ausbildungsfragen und Berufsbild des arbeits- 
medizinisdien Hilfspersonals 

— Gesundheitsschutz des Schweißers 
“ Berufliche Lärmeinwirkungen 

Die Deutsche Gesellschaft hat zwei Fachtagungen 
durchgeführtr und zwar über 

— Fragen der arbeitsmedizmrschen Versorgung der 
Betriebe (in Verbindung mit dem Minister für 
Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes 
N o rdr h e in - W estf al e n) 

und über 

" — die Arbeitsbelastung des heutigen Menschen aus 
der Sicht der Berufskuncie, des Arbeitsschutzes 
und der RehabiUtalion, 

Die Tagungsberidite ersdieinen in der Schriften- 
reihe der Gesellschaft „Arbeitsschutz und nArbeits- 
medizin — Beiträge"* 

Zu den VeröffentliAungen der Gesellschaft gehört 
auch das „Zentralblatl für Arbeitsmedizin und Ar- 
beitsschutz'*, das Beiträge zu den Fragen des tedi- 
nischen und medizinisdien Arbeitsschutzes gebracht 
hat. 

Die Gesellschaft pflegt neben engen Kontakten zu 
anderen Stellen und Institutionen, die sich niU Fra- 
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gen des Arbeitssdiulzes und der Arbeitsmedizin be- 
fassen, audi Verbindungen zu ausländischen Ar- 
beitsschutzorganisalionen. So hat auf Einladung der 
Deutschen Gesellschaft für Arbeitsschutz eine sowje- 
tische Delegation von Arbeitsschutzfachleuten eine 
Studienreise durch die Bundesrepublik unternom- 
men. 

Die Arbeiten der Deutschen Gesellsdiaft für Ar- 
beitsschutz wurden im Jahre 1971 durch Jahresbei- 
träge der Länder in Höhe von 17 900 DM und des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung in 
Höhe von 4 000 DM unterstützt. 


8.8 Fachverbände 

8.8.1 Verband Deutscher Elektrotechniker 

Unter den Organisationen und Institutionen, die sich 
um wirksame Beiträge zur allgemeinen Steigerung 
der Arbeitssicherheil und zur Verhütung von Un- 
fällen betätigen, nimmt der Verband Deutscher 
Elektrotechniker e. V. (VDE), Frankfurt, eine hervor- 
ragende Stellung ein. Zu den 26 500 Mitgliedern des 
VDE zählen neben Einzelpersonen Unternehmen, 
Behörden und Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. Die Hauptaufgabe des VDE besteht seit 
80 Jahren in der Aufstellung von VDE-Bestimmun- 
gen und in der elektrotechnischen Normung. Das 
Vorschriftenwerk des VDE — es besteht heute aus 
7 800 Druckseiten — ist für die Sicherheit von ent- 
scheidender Bedeutung, weil es sicherheitstechnische 
Anforderungen zum Schutze aller Personen enthält, 
die mit elektrischen Geräten und Anlagen umgehen. 
Auf die VDE-Bestimmungen stützen sich die Unfall- | 
Verhütungsvorschriften der Unfallversicherungsträ- 
ger hinsichtlich der sicherheitstechnischen Anforde- 
rungen an elektrischen Anlagen, Geräte und Gegen- 
stände ab. Im Rahmen des Gesetzes über technische 
Arbeitsmittel (Maschinenschutzgesetz) werden VDE- 
Bestimmungen vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung benannt-, sie wirken dadurch auch 
auf den häuslichen Bereich ein (s. Abschnitt V. 3, 

S. 160). 

Bis vor wenigen Jahren lief die elektronische Nor- 
mung zweigleisig beim VDE und beim Deutschen 
Normenausschuß (DNA) *)• Im Zuge der Bemühun- 
gen um ein einheitliches Normen- und Regelwerk 
haben im Jahre 1970 der VDE und DNA durch Ver- 
trag die «Deutsche Elektronische Kommission-Fach- 
normenausschuß Elektrotechnik im DNA gemeinsam 
mit Vorschriftenausschuß des VDE* gegründet, ln 
der Deutschen Elektrotechnischen Kommission wer- 
den die bisher in den 750 VDE-Kommissionen und 
Arbeitsausschüssen des Fachnormenausschusses i 
Elektrotechnik im DNA getrennt geführten Arbeiten 
am VDE-Vorschriftenwerk und DIN-Normenwerk 
organisatorisch und sachlich in einer gemeinsamen 
Geschäftsstelle und 450 gemeinsamen «Komitees" 
(Arbeitsgruppen) zusammengefaßt. Es ist die Auf- 
gabe der Deutschen Elektrotechnischen Kommission, 
die elektrotechnische Normungs- und Vorschriften- 
arbeit für den Bereich der gesamten Elektrotechnik 
durchzuführen. 


*) DNA s. S. 161 


Durch diese Gemeinschaftsarbeit werden in Zukunft 
DIN-Normen und VDE-Bestimmungen gleichlautend 
sein. Gegensätzliche sicherheitstechnische Anforde- 
rungen zur gleichen Sache scheiden aus. 

Die Deutsche Elektrotechnische Kommission richtet 
ihre besondere Aufmerksamkeit bei der Erstellung 
der VDE-Bestimmungen als Sicherheitsnormen der 
Elektrotechnik auf die Anforderungen nach dem 
Maschinenschutzgeselz. Das bedeutet auch eine 
Überarbeitung oder Ergänzung der vorhandenen 
VDE-Bestimmungen. Das Ziel dieser Arbeiten ist 
es, in den VDE-Bestimmungen alle Anforderungen 
aufzunehmen, die zur uneingeschränkten Sicherheit 
beim Umgang mit elektrischen Geräten erforder- 
lich sind. Die Bemühungen, sicherheitstechnische 
Festlegungen in VDE-Bestimmungen auch für solche 
Gebiete zu erarbeiten, für die bisher allgemein an- 
erkannte Regeln der Technik noch nicht bestanden 
haben, wurden ebenso fortgesetzt wie die Überar- 
beitung des Normen- und VDE-Vorschriftenwerks 

I in Anpassung an den fortschreitenden Stand der 
Technik. 

Bei allen Arbeiten bemühen sich VDE und DNA um 
weitestmögliche Anpassung des Vorschriflenwerks 
an internationale Vereinbarungen. Die Zusammen- 
arbeit mit internationalen Organisationen hat stark 
zugenommen. 

Die VDE-Prüfstelle prüft elektrotechnische Geräte, 
ob sie den VDE-Bestimmungen entsprechen. Sie führt 
auch Prüfungen im Rahmen des Maschinenschutzge- 
setzes aus (s. Abschnitt V. 7.2., S. 164). 

I 8.8J2 Verein Deutscher Ingenieure 

Ein wesentlicher Arbeitsbereich des Vereins Deut- 
scher Ingenieure e. V, (VDI)-Düsseldorf (63 000 Mit- 
glieder) liegt in der Erstellung von VDI-Richtlinien 
auf den verschiedenen technischen Fachgebieten 
(s. Abschnitt III. 9.2., S. 124). Sie schließen in der 
Regel die Lücken innerhalb der technisch- wissen- 
schaftlichen Veröffentlichungen auf solchen Gebie- 
ten, die noch sehr im technischen Wandel begriffen 
sind und daher noch keinen Niederschlag in Fach- 
büchern oder besonderen Regelungen gefunden ha- 
ben, und resultieren hauptsächlich aus eingehenden 
Erfahrungen und neuesten Erkenntnissen von Fach- 
leuten und Ergebnissen von Forschungsarbeiten. Da- 
bei werden auch Belange der Sicherheitstechnik und 
des technischen und sozialen Arbeitsschutzes be- 
rücksichtigt. Einige VDI-Richtlinien wurden im Rah- 
men des Maschinenschutzgesetzes vom Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung als anerkannte 
Regeln der Sicherheitstechnik benannt (s. Ab- 
schnitt V. 5.4., S. 162). 

8.8.3 Deutscher NormenausechuB — FachnormenausschuB 
Ergonomie 

Das Gesetz über technische Arbeitsmittel und das im 
Jahr 1970 im Entwurf vorliegende Betriebsverfas- 
sungsgesetz gaben Anlaß zur Gründung des Fach- 
norraenausschusses Ergonomie. Dieser Ausschiiß hat 
sich vorgenommen, Griindnormen mit arbeitswissen- 
schaftlichen Grundsätzen aufzustellen imd beste- 
hende Normen, Normenentwürfe und in Vorberei- 
tung befindliche Normen aus arbeitswissenschaft- 
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lieber Sicht zu ergänzen. Damit .soll für die Praktiker 
die Voraussetzung gegeben werden, schon bei der 
Konstruktion, Planung und Gestaltung von Maschi- 
nen und Arbeitsplätzen gesicherte arbeitswissen- 
schaftliche Erkenntnisse anwenden zu können. Die 
Einbeziehung dieser Regeln führt zu menschenge- 
rechteren Lösungen und zu einem Arbeitsschutz im 
umfassenden Sinne. Die Erkenntnisse dieses Arbeits- 
bereiches kommen aus den verschiedensten Diszi- 
plinen. Die Materie ist komplex und noch schwer 
überschaubar. Viele Ergebnisse sind heute in wis- 
senschaftlichen Arbeiten enthaltenj sie sind noch 
nicht genügend aui die Praxis zugeschnitten und 
werden daher nur zögernd, manchmal auch wider- 
strebend angewandt. An dieser Aufgabe der Auf- 
bereitung und Einführung in das Normenwerk arbei- 
ten etwa 100 ehrenamtliche Mitarbeiter aus allen 
interessierten Kreisen mit. An einer Reihe von Nor- 
menvorlagen wird gearbeitet; dazu gehört auch eine 
Grundnorm, in der — analog zur DIN 31 000 »Sicher- 
heitstechnisches Gestalten technischer Erzeugnisse" 

— nunmehr allgemeine Leitsätze für die menschen- 
gerechte Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeitsmitteln 
imd Arbeitsumgebung aufgenommen werden sollen. 
Bei grundsätzlichen Normenvorhaben anderer Aus- 
schüsse des DNA wird der Fachnormenausschuß 
Ergonomie beteiligt, um auch hier die arbeilswissen- 
schaftlichen Erkenntnisse von vornherein mit einbe- 
ziehen zu können. 

8.8.4 Deutscher Verein von Gas- und Wasserfachmfinnem 

Der Deutsche Verein von Gas- und Wasserfachmän- 
nern (DVGW) e. V. mit Sitz *m Frankfurt ist der 
technisch-wissenschaftliche Verein des Deutschen 
Gas- und Wasserfachs. Er wird durch 2 OOO persön- 
liche und 1 160 nichtpersönliche Mitglieder getragen. 
Zu den nichtpersönlichen Mitgliedern zählen in 
erster Linie Gas- und Wasserversorgungsuntemeh- 
men und auf diesem Gebiet tätige juristische Perso- 
nen des privaten und öffentlichen Rechts sowie Be- 
hörden und Institute. 

Der DVGW hat den Zweck, das Gas- und Wasserfach 
in technisdi-wissenschaftlicher Hinsicht unter beson- 
derer Berücksichtigung von Fragen der Sicherheit 
und der Hygiene zu fördern. Seine Aufgaben sind 
u. a.: 

— Ausarbeitung und Verbreitung des DVGW- 
Regelwerks 

— Mitarbeit an einschlägigen Normen (DIN-Nor- 
men, VDE- Vorschriften, LTnfallverhütungsvor- 
schriften) 

— Einrichtung des DVGW-Prüfwesens 

— Sammlung, Auswertung und Verbreitung von 
technischen und technisch-wissenschaftlichen 
Kenntnissen 

— fachliche Zusammenarbeit mit Behörden und 
fachliche Beratung des Gas- und Wasserfachs und 
Erstattung und Vermittlung von Gutachten 

— Zusammenarbeit mit ähnlichen Vereinigungen 
des In- und Auslandes und Mitarbeit in inter- 
nationalen Normungsorganisationen 


Zur Bearbeitung von Fachfragen und zur Erarbei- 
tung des DVGW-Regelwerks hat der DVGW mehr 
als 100 Haupt-, Fach- und Sonderausschüsse sowie 
Arbeitskreise gebildet, in denen Techniker, Wissen- 
schaftler und Praktiker verschiedener Fachrichtungen 
mitarbeiten. Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung hat im Rahmen der Bestimmungen der 
Allgemeinen Verwaltungs Vorschrift zum Maschinen- 
schutzgesetz die vom DVGW aufgestelllen Nonnen 
im Bundesarbeitsblatt, Fachteil Arbeitsschutz, be- 
zeichnet. Sie gellen somit als Regeln der Technik im 
Sinne des § 3 des Maschinenschutzgesetzes (s. Ab- 
schnitt V. 5.4, S. 162). 

Dem DVGW nahestehende Prüfstellen führen in sei- 
nem Auftrag sicherheitstechnische Prüfungen auf 
Grund von Normen und DVGW-Regeln im Sinne 
des Maschinenschutzgesetzes durch. 

8.8.5 Verband Deutscher Werksirzte 

Bei dem Verband Deutscher Werksärzte e. V., 
Raunheim, in dem sich als Mitglieder 700 hauptbe- 
rufliche und nebenberufliche Werksarzte zusammen- 
schlossen haben, stand die Mitwirkung an der 
Gestaltung des Entwurfs des Gesetzes über Be- 
triebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit im 
Vordergrund. Auch an der Vorbereitung der Ver- 
ordnung über Arbeiten in Druckluft hat der Verband 
sich beteiligt. In den Landesverbänden des Ver- 
bandes wurde die gesetzliche Regelung für Belriebs- 
ärzte ausführlich diskutiert, ebenso die Konsequen- 
zen für den Betriebsarzt aus der »Verordnung über 
gefährliche Arbeitsstoffe*, 

Enge Kontakte bestehen zwischen den Betriebs- 
ärzten und den Berufsgenossenschaflen, insbeson- 
dere bei der Vorbereitung von Unfallverhütungsvor- 
schriften und Richtlinien, sofern arbeilsmedizinische 
Fragen auftreten. Ein großes Interesse der Berufs- 
genossenschaften besteht an der laufenden Mitwir- 
kung von Betriebsärzten an der benifsgenossen- 
sdiaftlichen Ausbildungstätigkeit. 

Innerhalb des Verbandes besteht eine ständige Kon- 
ferenz der Werksärzte der chemisdien Industrie, in 
der in regelmäßigen Abständen Informationen und 
Erfahrungen ausgetauscht werden. Mitglieder des 
Verbandes arbeiten in verschiedenen nationalen und 
internationalen Gremien mit, die sich mit Fragen 
des Arbeitsschutzes und der Arbeitsmedizin be- 
fassen. 

8.8.6 Fachvereinigung Arbeitssicherheit 

In der Fachvereinigung Arbeitssicherheil mit Sitz in 
Wiesbaden haben sich 

— der Verein Deutscher Revisionsingenieure 

— der Verein Deutscher Sicherheitsingenieure 
und 

— der Verein Deutscher Gewerbeaufsichtsbeamter 

zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen. 
Die Fachvereinigung dient neben der Wahrnehmung 
berufsständischer Interessen in starkem Maße auch 
dem Erfahnmg sauslausch und der Zusammenarbeit 


119 



Drucksache 7/189 D^utsäier Bundestag- — ^7, Wahlperiode 


auf dem Gebiet der Arbeitssidierheit. Sie führt zu 
diesem Zwedt alle zwei Jahre eine Tagung durch. 
Auf der letzten Jahrestagung im Oktober 1970 in 
Stuttgart wurden behandelt: 

— Schutz vor Gefahren bei brennenden Kunst- 
stoffen 

“ Sicherheitstedinisdie Probleme beim elektrosta- 
tisdien ßeschiditen mit Kunststoff pulvern 

— Lichttedinik und ArbeiLssicherheit 

— RichÜimen für Geräte und Anlagen zur Regal* 
bedienung 

— Arbeitssidterheit, eine gemeinsame Ingenieur- 
aufgabe 

— Arbeitshygienisdie Gesichtspunkte für die Sicher- 
heitstechnik 

— Zusammeufassung und Ausblick auf zukünftige 
Aufgaben des Arbeitsschutzes 

Verein Deutscher RevisionsJngenleure 

Der Verein Deutscher Revtsionsingenieure e* V, 
(VDRl), Wiesbaden, hat im Jahr 197I 92 Vortrags- 
veranstaltungen mit Themen über Arbeilssicherheit 
zur Fortbildung der 650 Mitglieder durchgeführt. Ge* 
genüber früheren Zeiträumen hat die Zahl der Be- 
sucher dieser Veranstaltungen beträdxUich zu- 
genommen. 

Verein Deutscher SicherbeitsingenSeure 

Im Verein Deutscher Sjcherheltsingenieure e. V. 
(VDS£) Sinei ungefähr I 500 haupt- oder nebenberuf- 
liche Sicherheitsingenieure oder Beauftragte für die 
betriebliche Arbeitssidierheit zusammengeschlossen. 
Als Mitglieder gehören dem Verein auch einige Fir- 
men an, die Sicherheitsingenieure oder Beauftragte 
für Arbeitssicherheit besdiäftigen und diese noment- 
lidi zur Mitarbeit in den VDSI delegieren. Aufgabe 
des Vereins ist es hauptsächlich, eien Arbeitssdiulz 
in den Betrieben durch Infonnation und Unterstüt- 
zung seiner Mitglieder zu fördern. 

Informationstätigkeit und Erfahrungsauslausch über 
praxisbezogene Sicherheitsprobleme erfolgen, abge* 
sehen von der Jahrestagung und den regelmäßigen 
Veröffentüchimgen des VDSI, in den 16 Bezirks- 
gruppen. Für besondere Aufgaben und Einzelpro- 
bleme bestehen 9 Arbeitsgruppen. 

Der VDSI ist besonders durch seine Aktivität bei 
der Unterstützung der Bestrebungen, Sicherheits- 
technik mit in die Ingenieurausbildung einzubezie- 
hen, hervor ge treten. In einer publizistischen Aktion, 
kombiniert mit einem offenen Brief an alle Kultus- 
minister und -Senatoren der Länder stellte der Ver- 
ein erneut die Problematik dar, die sidh aus der noch 
immer unzulänglichen sicfaerheitstechnisdien Unter- 
richtung des Ingenieurnadiwuchses an den tedhni* 
sdien Lehranstalten ergibt. Den Kultusministem 
wurde die dringende Bitte übermittelt, die gegen- 
wärtige Situation kritisch zu überdenken und 
Schritte für eine Verbesserung einzuleiten. 

In allen Gremien des VDSI wurde der Entwurf 
des Gesetzes über Betriebsärzte und Fachkräfte für 


Arbeitssicherheit, zu dessen Vorbereitung der VDSI 
mehrmals gehört wurde, eingehend diskutiert. Von 
dem Verein wurde auch der Entwurf eines Berufs- 
bildes des Sicherheitsingenieurs zur Diskussion ge- 
stellt, in dem Aufgaben, Funktion, Wissens- und 
Qualifikalionsanforderungen dieses Berufes zusam- 
mengefaßt sind. In diesem Zusammenhang wurden 
auch Vorstellungen zur Einarbeitung neuer Sicher- 
heitsingenieure in ihr Aufgabengebiet entwickelt* 

6.0 J Verbinde de^ Handels 

Auch Fadiverbände des Handels und der Wirtschaft 
nehmen sich des weiten Feldes der Sicherheit an* Als 
ein Beispiel sei der Verband Deutscher Drogisten 
genannt der eine „Sidxerheitsfibel Chemie“ heraus- 
gegeben hat. In dieser umfangreichen Broschüre 
werden die gefährlichen Stoffe nach ihren diemi- 
schen und physikalischen Eigenschalten charakteri- 
siert. Es werden Sidxerheilsregeln für den Umgang 
mit diesen Stoffen, für die Brandbekämpfung, die 
Sicherheits- und Schutzmaßnahmen zur Verhütung 
von Gesundheitsgefährdujigenr Maßnahmen der 
Ersten Hilfe bei Vergiftungen oder Verletzungen 
und Versand- und Kennzeichnungs Vorschriften ange- 
geben. Die Fibel enthält die MAK-, Dampfdrude- 
und Flammpunktwerte der besprochenen chemischen 
Stoffe, wichtige Rechlsvorsdxntten des Bundes und 
der Länder über Kennzeichnung und Umgang mit 
gefährlidien Stoffen sowie Vorschläge zur sicher- 
heitstechnischen Gestaltung der Betriebe und Labo- 
ratorien. Schließlich werden noch die Gefahrensym- 
bole und Gefahrenbezeichnimgen für gefährliche 
Stoffe und Sicherheitsratschläge für Aufbewahrung 
und Lagerung der Stoffe, für die Ausführung der Be- 
hälter, für den Atemschutz und für Vorsichtsmaß- 
nahmen beim Umgang mit gefährlichen Stoffen und 
eine Aufstellung der Deutschen Giftinformations- 
zentren gebracht. 

Die zweifarbig aufgemachte, leicht faßliche Sicher- 
heitsfibel stellt für die Verwendung gefährlicher 
Arbeitsstoffe eine übersichtliche Information für die 
Drogerien, für Unternehmer, betriebliche Führungs- 
kräfle, Sicherheilsfachkräfte und Laboranten in den 
Unternehmen und Betrieben mit chemischen Labors, 
in denen mit gefährlichen chemischen Stoffen um- 
gegangen werden muß, dar. Die „Sicherheitsfibel 
Chemie" ist ein Beispiel dafür, wie die Unfallverhü- 
tung in der Praxis von sachkundiger Seile wirkungs- 
voll unterstützt und die Unterrichtung der mit Fra- 
gen des Arbeitsschutzes befaßten Setriebsangehöri- 
gen verbessert werden kann. 


9, Schwerpunkte der Unfallverhütung 

9*1 Bauarbetterschutz auf den Olympia-Baustellen 
in München 

Für die XX. Olympischen Spiele 1972 begannen vier 
Jahre vorher umfangreiche Bauarbeiten auf einem 
noch zum Kern der Stadt gehörenden 2,8 Millio- 
nen großen Gelände in München. Termingerecht 
sollten fertiggesteilt sein* 
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— die Sportstätten, bestehend aus Olympiastadion 
für 80 000 Besucher, Mehrzwedtsporüialle für 
12 000 Besudier, Schwimmstadion für 8000 Be- 
sucher, zentrale Hochschulsporlanlage, Radsta- 
dion für 5000 Besucher, Aufwarmhallen und 
Trainingsplätze 

- das Olympische Dorf für Frauen und Männer in 
Form einer modernen Wohnanlage mit groß- 
städtischem Charakter 

— das Jugend-Dorf 

— das Presse-, Rundfunk- und Fernsehzentrum in 
gleicher Konzeption wie das Olympia-Dorf 

— die Verkehrsanlagen, wie Straßen, Wege, Brük- 
ken, U- und S-Bahnstationen, Parkplätze 

— die Landschaftsgestaltung in Form umfangreicher 
Grünanlagen, Spazierwege und eines künst- 
lichen Sees 

— * als bautechnische Besonderheit das 76 000 m* 
große Zeltdach in einer bisher beispiellosen Kon- 
struktion. 

Außerhalb des Olympiageländes, aber noch inner- 
halb des Sladtbereichs von München, wurden außer- 
dem 


sicherheitstechnisch zu unterstützen. Um diese den 
Berufsgenossensdiaften und der staatlichen Ge- 
werbeaufsicht übertragene Aufgabe zu koordinie- 
ren, wurde der Sicherheitskreis Olympiabaulen ge- 
bildet. Nach guten Erfahrungen mit einem Sicfier- 
! heitslechnischen Arbeitskreis für den Verkehrsaus- 
I bau in München entstand ein neues Gremium der 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Arbeitssdiul- 
zes. 

Dem Sidierheitskreis Olympiabauten gehörten an; 

— das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung 

— das Gewerbeaufsichtsamt München-Stadt 

— die Bayerische Bau-Benifsgenossenschaft 

— die Tiefbau-Berufsgenossenschaft 

— die Süddeutsche Eisen- und Stahl-Berufsgenos- 
senschafl 

— die Berufsgenossenschaf l der Feinmechanik und 
Elektrotechnik 

— die Süddeutsche Holz-Berufsgenossenschaft 

— die Steinbruchs-Berufsgenosenschaft 

— die Gartenbau-Berufsgenossenschaft 


— die Regattastrecke mit einer Tribüne für 24 000 
Besucher, 

— die Basketball-Halle für 6300 Besucher, 

— die Schießanlage mit Plätzen für 4000 Besucher, 

— eine Reitanlage mit 25 000 Besucherplätzen so- 
wie 

— eine Ringerhalle für 5000 Besucher 
errichtet 

Für die Bauvorhaben wurden an Material ca. 
500 000 m* Stahlbeton, 50 000 t Baustahl, sowie 
25 000 Holz benötigt. 

Etwa 6 Millionen Erdreich mußten bewegt wer- 
den. Für die Zeltdachkonstruktion wurden Haupt- 
tragseile mit einer Länge von etwa 12 km und 
einem Gewicht von etwa ßOO t. Girlandenseile mit 
einer Länge von etwa 14 km und einem Gewicht 
von etwa 560 t sowie Netzseile mit einer Gesamt- 
länge von etwa 410 km und einem Gewicht von 
etwa 360 t eingebaut. Die etwa 300 t schwere Dach- 
bedeckung (Acrylglasplatten) wurden an etwa 
138 000 Stellen mit dem Stahlnetz verbunden. 

Auf der Großbaustelle wurden zeitweise Spitzen- 
beschäftigtenzahlen von 7800 Personen erreiÄt, die 
gleichzeitig auf der Baustelle anwesend waren. Ins- 
gesamt wurden während der gesamten Bauzeit der 
olympischen Stätten etwa 25 000 Arbeitnehmer auf 
der Großbaustelle eingesetzt. 

Slcherheitskrejs Olympiabauten 

Unbeschadet der Verpflichtung der Unternehmer, 
für eine wirkungsvolle Unfallverhütung und Erste 
Hilfe zu sorgen, machten es Größe und LTmfang der 
olympisciien Neubauten erforderlich, alle daran 
Beteiligten durch besondere Beratung und Schulung 


— die Lokalbaukonimission der Stadt Mündien 

Die unmittelbare Beaufsichtigung und Betreuung der 
einzelnen Unternehmen verblieben bei der Ge- 
werbeaufsidit und den Technischen .Aufsichtsbeäm- 
ten der jeweils fachlich zuständigen Berufsgenossen- 
schaften. Die Abstimmung der Betriebsbesichtigun- 
gen erfolgte zwischen Gewerbeaufsicht und Be- 
rufsgenossenschaflen in der üblichen Weise. Je- 
doch griff der Sicherheitskreis Olympiabauten inso- 
weit ein, als er durch Koordinierung Überschnei- 
dungen bei der Besichtigungstätigkeit verhinderte 
und möglichst viele gemeinsame Kontrollen an- 
regte. 

Als vordringliche Aufgabe führte der Sicherheits- 
kreis Olympiabauten zunächst die Abstimmung der 
für die einzelnen Bauobjekte erforderlichen Sicher- 
heitsmaßnahmen durch. Das vom Termin her not- 
wendige gleichzeitige Arbeiten verschiedener Fir- 
men nebeneinander setzte eine sinnvolle Planung 
voraus. Ein Beispiel für dieses koordinierte Vorge- 
hen des Sicherheitskreises bildete die Klärung der 
sidierheitstedinischen Probleme beim Bau und Ein- 
decken des Zeltdaches. In versdiiedenen vom Si- 
cherheitskreis veranlaßten Besprechungen wurden 
gemeinsam mit den ausführenden Firmen und dem 
Bauherrn die erforderlichen Absturzsicherungen für 
die Arbeiten festgclegt. 

Vom Arbeitskreis wurde ein Verbindungsmann be- 
stellt, um die Zusammenarbeit zwischen dem Sicher- 
heitskreis und dem Bauherrn, der Olympia-Bau- 
gesellschaft. möglichst eng zu gestalten, Der Ver- 
bindungsmann hatte seinen Sitz im Verw^altungs- 
gebäude der Baugesellsdiaft auf dem Olympia- 
gelände und stand dem Bauherrn, den Bauleitun- 
gen, den Firmen und ihren Beschäftigten jederzeit 
beratend zur Verfügung. Besonders hervorzuheben 
ist auch der Kontakt, der zwischen dem Sicherheils- 
kreis, den Aufsichtsbeamten der Gewerbeaufsichl 
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und der Beriifsgenossensdiaflen und dem Sidier- 
heitsingenieur der Oberbauleitung bestand. 

Zur Organisation des Sich erbe itsk re Ises ist zu be- 
merken, daß in ihm Fadileute aller technischen 
Disziplinen vertreten waren, [in Büro des Verbin^ 
dungsmannes fanden regelmäßige Zusammenkünfte 
statt. Gemeinsam getroffene Festlegungent Einla- 
dungen zu Besprediungen und Schulungen sowie 
der Schriftverkehr mit den Bauherrn erfolgten im 
Namen des Sicherheilskreises, Anordnungen und 
Verfügungen dagegen ergingen im Namen der Be- 
hörden oder Berufsgenossensdiaften. 

Die Beamten der Gewerbeaufsidit hatten die Auf- 
gabe, den planenden Ardiilektur- und Ingenieur- 
büros bereits bei den Vorarbeiten die erforderlichen 
Hinweise auf den vorbeugenden ArbeLtssdiutz zu 
geben. Nur dadurch konnte sicherg es teilt werden, 
daß Anlagen errichtet wurden, die nach den Olym- 
pisdien Spielen nicht nur gefahrlos betrieben, son- 
dern auch ohne Risko gewartet werden können. Die- 
ser Arbeit der Gewerbeaufsicht kam besondere Be- 
deutung zu, da praktisdi der größte Teil der Bau- 
maflnahmen wegen der kurzen Tennine vor Ab- 
schluß der Genehmigungsverfahren begonnen wer- 
den mußte, ln vielen Fällen hatten Geweibeauf- 
siditsbeamte unmittelbar auf den Baustellen die 
planenden Architekten und Ingenieure sowie die 
ausführenden Firmen zu beraten. 

Sie wurden dabei von den Technischen Aufsichts- 
beamten der Berufsgenossenschaften fachkundig un- 
terstützt. So gelang es, gemeinsam mit den ausfüh- 
renden Firmen für jeden Arbeitstakt die Sicherheits- 
maßnahmen rechtzeitig zu entwickeln und feslzu- 
legen. 

Das Gewerbeaufsiciitsaml München-Stadt unterhielt 
auf dem Olympiagelände ein eigenes Büro. Dieses 
war bis zum Beginn der Olympischen Spiele wah- 
rend der üblichen Dienstzeiten besetzt, so daß jedes 
Problem sofort angesprodien werden konnte. 

Die koordinierenden und beratenden Funktionen 
des Sidierheitskreises Olympiabaulen ergänzten 
einhalb- bis eintägige Schulungen. Regelmäßig wur- 
den die Bauleiter der Olympia-Baugesellsehaft und 
der im Olympiagelände tätigen Unternehmen zu- 
sammengefaßt, um sie über Probleme der Unfall- 
verhütung zu unterridxten. ln gesonderten Kursen 
wurden Poliere und Meister gesdiull. In die Sdxu- 
lungslätigkeit wurden audi die Sidierheitsbeauftrag- 
ten einbezogeBi deren persönlicher Einsatz auf der 
Großbaustelle besonders hervorzuheben Ist. 

Der Unterrichtung der ausländisciren Arbeitneh- 
mer wurde besonderer Wert beigemessen. Sie er- 
hielten sdirifllidies Inforniationsmaterial ausgehän- 
digt und wurden unter Einschaltung von Dolmet- 
schern in Vorträgen und Aussprachen über wich- 
tige Arbeitssdiutzmaßnahmen iinlerwiesen. 


Einzelne Sicherheitsprobleme 
a) Kopfschutz 

Der massierte Einsatz von Hebezeugen Im Hoch- 
und Tiefbau, das häufig nicht vermeidbare Arbeiten 


übereinander und die modernen Bauweisen machten 
das Tragen von Schutzhelmen im Olympiagelände 
zwingend erforderlich. Es wurde eine ergänzende 
Forderung in den Ausschreibungsunterlagen ver- 
ankert, da der Kopfschutz bisher nur für wenige 
Tätigkeiten am Bau verbindlich vorgeschrieben ist. 
Dadurch sowie durch das Beispiel der Bauleitungen, 
Aufsichtführenden und der Sidierbeilsbeauftragten, 
durch gezielte Belehrungen, Kontrollen und Plakat- 
aktionen wurde erreicht, daß der Schutzhelm von 
fast allen Beschäftigten getragen wurde* Duridi un- 
terschiedliche Helmfarben waren Sicherheitsinge- 
nieure, Sidierheitsbeauftragte und Aufsichtsbeamte 
besonders gekennzeichnet. 

b) Elektrische Anlagen 

Die Stromversorgung aller Unternehmen w'urde zen- 
tral gesteuert, um elektrische Unfälle durdi mangel- 
haft installieTte Anlagen zu verhindern. Bis zum 
Baustromverteiler installierte eine Großfirma die 
elektrischen Anlagen der gesamten Baustelle. Sie 
sorgte auch für die Wartung sowie die regelmäßige 
Überprüfung der als elektrische Schulzmaßnalime 
verwendeten Fehlerstrom(FI)-Schutzschaltuag. Die- 
ses für Großbaustellen nadiahmenswerte System hat 
sich sehr gut bewährt. 

C) Kraneinsatz 

Der konzentrierte Einsatz mehrerer Turmdrehkrane 
auf engstem Raum, wobei teilweise zwei bis drei 
Hebezeuge gemeinsam eine Gleisanlage befahren 
mußten, machte eine grundsätzUdie Regelung erfor- 
derlich. Der Sidierheitskreis Olympiabaustelle er- 
arbeilele praxisbezogene Anweisungen, die aus- 
reichende Sicherheit boten, ohne den Kraneinsatz 
zu behindern* 

Außerdem wurde größter Wert auf die in den Un* 
fallverhütungsvorschriften festgelegten regelmäßi- 
gen Prüfungen der Turmdrehkrane gelegt und ihre 
Durchführung sorgfältig überwacht, Diesen Maß- 
nahmen sowie der besonderen Aufmerksamkeit des 
zuständigen Kranpersonals ist es zu verdanken, daß 
schwere Kranunfälle vermieden wurden und es zu 
keinem Kranumsturz kam. 

d) Absturzsicherung 

Die Sicherung gegen Absturz, einer häufigen Ur- 
sache für schwere Unfälle im Hochbau, stand mit an 
der Spitze der Probleme, die im Olympiagelände 
von den Sicherheitsfachleuten zu lösen waren. Kon- 
ventionelle Schutzmaßnahmen, wie Fanggerüste und 
Fangnetze, konnten auf der Baustelle nicht in dem 
sonst üblichen Umfang zum Einsatz kommen. So 
mußte bei den einzelnen Bauvorhaben weitgehend 
auf das Anseilen mit Sidierheitsgurten und Höhen- 
sicherungsgeräten zurückgegrlffen werden. Diese 
Absturzsidierungen setzen allerdings die Bereit- 
schaft des einzelnen voraus, das ihm zur Verfügung 
gestellte Sicherhettsgewirr und die dafür geschaf- 
fenen Anschlagpunkte zu verwenden. 

Sdiwierigkeilen und einige schwere Unfälle traten 
bei den Bauarbeiten für die Wohnanlagen auf 
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(Olympia-Dorf, Jugend-Dorf, Presse-, Rundfunk- 
und Fernsehzentrum). Die kurze Planungs- und Vor- 
bereitungszelt führten dazu, eine aus Orts- imd 
Fertigbeton kombinierte Bauweise zu verwenden. 
Für sie sind besondere Sicherheitsmaßnahmen gegen 
Absturz seit Jahren feslgelegt und in der Praxis 
erprobt. Wegen des Termindrucks konnte jedoch 
bei der Auswahl der Baufirmen, die in großer Zahl 
bei der Erridilung der Terrassenhäuser der Wohn- 
anlagen eingesetzt wurden, nicht darauf geachtet 
werden, ob bei allen Firmen das fachliche und sicher- 
heilstedmische Wissen sowie die unbedingt erfor- 
derliche Spezialausrüstung für die gewählte Bau- 
weise vorhanden waren. Die Aufsichtsbeamten der 
Bayerische Bau-Berufsgenossenschaft und des Ge- 
werbeaufsiditsamtes mußten deshalb die Bauarbei- 
ten ständig überwachen und häufig neben ihrer Un- 
fallverhütungstdiigkeit noch Fachwissen vermitteln. 

e) Zeltdach 

Bei den sdiwierigen Maßnahmen im Zusammenhang 
mit dem Zeltdach konnten die erforderlichen Sicher- 
heitsmaßnahmen oft nur unmittelbar vor Beginn 
der jeweiligen Arbeiten festgelegt werden. Die Auf- 
sichlsbeomlen mußten geratie in dieser Phase des 
Baugeschehens volle Verantwortung für die getrof- 
fenen Entscheidungen tragen. Für die Dachkonstruk- 
lion gab es weltweit kein Vorbild. Hier mußte von 
der Gewerbeauisicht und der Bau-Berufsgenossen- 
sdiaft bereits zweieinhalb Jahre vor der Ausführung 
klar bekanntgegeben werden, welche Sicherheits- 
maßnahmen für die Arbeiten bei der Planung zu 
berücksichtigen waren (Besteigbarkeit der bis zu 
86 m hohen Pylone; Beleuchtungsfragen im Innern 
dieser Stahlstülzenj Sicherheitsmaßnahmen beim 
Verlassen der Pylonköpfe und Gestaltung der in 
diesen Bereichen bis zu 7,8 m langen Leitergänge auf 
die Pylonkopfspitzen ! Festlegung geeigneter Siche- 
rungseinrichtungen auf den Pylonköpfen für die | 
ln Zukunft dort mit Wartungsarbeiten beschäftigten 
Arbeitnehmer unter Berücksichtigung von möglichen 
Windgeschwindigkeiten bis zu 160 km/h). 

Ein besonderes Problem stellten die Fragen nach 
der sicheren Rettung von Verletzten oder erkrank- 
ten Personen aus der Zelldachkonstruktion dar. Zu 
diesem Zweck fanden mehrere Übungen statt. Aus 
den hierbei gewonnenen Erkenntnissen wurde 
schließlich ein Retlungsschlitten der Bergwacht an 
Stelle einer Trage für den Transport von Verletzten 
aus einer Höhe bis zu 80 m verwendet. Alle diese 
Maßnahmen waren vorbeugender Natur, um für den 
Ernstfall gerüstet zu sein. Im Verlaui der Arbeiten 
am Zeltdach ereigneten sich keine schweren Unfälle. 

f) Ausländische Arbeitnehmer 

Auf dem Olympiagelände waren ausländische Ar- 
beitnehmer aus 28 Ländern — sie stellten 65 v, H. 
aller auf der Baustelle eingesetzten Arbeitskräfte — 
und mehrere ausländische Baufirmen vertreten, um 
das bisher größte Bauvorhaben der Bundesrepublik 
Deutschland erfolgreich und pünktlich zu vollenden. 
In Kenntnis der besonderen Gefährdung der auslän- 
dischen Arbeitnehmer erließ das Gewerbeaufsichts- 


amt München-Stadt eine Anordnung, die festlegte, 
daß ausländische Arbeitnehmer nur dann auf der 
Olympia-Baustelle beschäftigt werden durften, wenn 
während der Arbeitszeit ständig ein Dolmetscher 
anwesend war; er mußte in der Lage sein, die sicher- 
heitstechnischen Vorstellungen und Weisungen der 
Aufsiditsbeamten den ausländischen Arbeitnehmern 
zu übersetzen. Nur durch diese Maßnahme war es 
möglich, ein Optimum an Sicherheit für die Auslän- 
der zu erreichen. 

Bei ausländischen Firmen waren größere Schwierig- 
keiten zu überwinden. Zum Teil unzureichende 
Kenntnis der mit dem Bauvorhaben verbundenen 
Probleme und Gefahren sowie häufig nicht ange- 
messene Geräte und Maschinenausrüstungen ver- 
leiteten zuweilen zu gefährlichen Improvisationen. 
Die mangelnde Vertrautheit mit den einschlägigen 
I deutschen Sicherheitsvorschriften erhöht das Unfall- 
risiko. 

Hinzu kam die Schwierigkeit der sprachlichen Ver- 
ständigung. Es ist neben dem energischen Eingrei- 
I fen des Sicherheitskreises Olympiabaustelle und der 
Bauleitung in erheblichem Umfang der Bereitschaft 
und dem guten Willen aller Verantwortlichen der 
ausländischen Firmen zuzuschreiben, daß trotzdem 
die Sicherheit nidil zu kurz kam. Eine großzügige 
Ausstattung der Beschäftigten mit fremdsprachigem 
Inforinationsmalerial durch die Berufsgenossenschaf- 
ten sowie Schulungen und Unterrichtungen, zu de- 
nen man sich auch nach der täglichen Arbeitszeit 
bereit erklärte, halfen zusätzlich, die erhöhten Gefah- 
ren für die ausländischen Bauarbeiter zu verringern. 

Aufsichtstätigkeif 

Seit Beginn der Baumaßnahmen im Jahre 1969 bis 
zu deren Beendigung am 31. Juli 1972 führte allein 
die Gewerbeaufsicht mit den vier Beamten des Ge- 
werbeaufsichtsarates München-Stadt auf den olym- 
pischen Baustellen 5 462 Revisionen durch. Von die- 
sen Revisionen wurden 150 während der Nacht und 
937 an Sonn- und Feiertagen vorgenommen. Die 
Gewerbeaufsicht untersuchte meist in Zusammen- 
arbeit mit der Berufsgenossenschaft 157 Unfälle, 
i Auch die sieben Berofsgenossenschaften waren mit 
ihren Technischen Aufsichtsbeamten ständig im 
Einsatz; sie führten ebenfalls eine Vielzahl von 
Besichtigungen auf dem Baugelände durch, davon 
allein die Bayerische Bau-Berufsgenossenschaft 
1 400. 

Öffentlichkeitsarbeit 

Anläßlich von insgesamt 166 Führungen unter der 
Leitung der Gewerbeaufsicht über die Baustellen 
konnte in- und ausländischen Besuchern die Sicher- 
heitsorganisalion erläutert und dargelegt werden. 
Diese Öffentlichkeitsarbeit wurde im Interesse des 
Arbeitsschutzes geleistet. 

Ersle-Hllfe-Station 

Die Bauherrschaft richtete auf Anregung des Sicher- 
1 heitskreises OlympiabaustelJe im Baugelände eine 
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zentral gelegene Sanitätsstation ein, da beim Einsatz 
von vielen tausend Beschäftigten trotz aller Vor- 
sorge mit Unfällen gerechnet werden mußte. Die 
Kosten in Höhe von rund 480 000 DM übernahm die 
Bauherrschaft, der Sicherheitskreis wnrde organisa- 
torisch tätig. Die Erste-Hilfe-Station war rund um 
die Uhr mit jeweils zwei Sanitätern des Bayerischen 
Roten Kreuzes besetzt. Diese sorgten dafür, daß 
jedem Verletzten oder Erkrankten schnelle und 
wirkungsvolle Hilfe zuteil wurde. 

Wegen der großen Ausdehnung der Baustelle waren 
die Baubüros ständig besetzt, über diese erhielten 
die Sanitäter telefonisch Nachricht von Unfällen 
unter genauer Angabe des Uniallortes, ln einem 
stets einsatzbereiten, voll ausgestatteten Sanitäts- 
wagen fuhren die ortskundigen Helfer zur Unfall- 
stelle und forderten, soweit notwendig, gleichzeitig 
über Sprechfunk einen Krankenwagen des städti- 
schen Rettungsdienstes an. An der Unfallsteüe 
wurde Erste Hilfe geleistet und der Verletzte ver- 
sorgt. Soweit ein Abtransport in ein Krankenhaus 
angezeigt war, wurde der Verletzte zur Sanitäts- 
station gebracht, von wo der Rettungsdienstwagen 
den Weitertransport übernahm. 

Dieses System, das schnelle Versorgung der Ver- 
letzten Sicherstelite, hat sich ebenso bewährt, wie 
die Einrichtung der Station selbst. Die Sanitätssta- 
tion umfaßte einen Behandlungsraum, ein Ruhezim- 
mer für Erholungsbedürftige nach einem Unfall, nach 
einem Schock oder bei Unwohlsein, ferner einen 
AufenÜiallsraum für das Personal und sanitäre Ein- 
richtungen. Ira Behandlungsraum, der die Durch- 
führung einer Notoperation ermöglichte, befanden 
sich Medikamente, Verbands- und Schienenmaterial 
sowie Inhalations-, Infusions- und Insulflalionsge- 
rate. 

In der Zeit vom 16. Oktober 1969 bis zum 30. Juni 
1972 wurden durch die Sanitätsstation auf dem 
Olympiagelände an Leistungen erbracht: 

12 762 Hilfeleistungen 

1 465 Transporte mit dem Sanitätswagen 

720 Behandlungen von Erkrankten 

462 Behandlungen von Augen verletzten 

8 088 chirurgische Fälle 


Unfallgeschehen 

Bis zum Abschluß der Bauarbeiten haben sich 1 850 
Arbeitsunfälle mit einer Arbeitsunfähigkeit von 
mehr als drei Tagen ereignet, Fünf Arbeitsunfälle 
verliefen tödlich. 

Vergleicht man die mehrjährige Dauer der Arbeiten, 
die Zahl der Beschäftigten, das Zusammentreffen 
vieler Firmen und Betriebe an einem Objekt und die 
niedrige Häufigkeit der Arbeitsunfälle mit den Er- 
gebnissen anderer Baustellen, so haben sich der Ein- 
satz des Sicherheitskreises Olympiabauten und die 
intensiven Bemühungen um eine größtmögliche Ar- 
beitssldierheit gelohnt. 


9.2 Lärmbekämpfung am Arbeitsplatz 

Die Lärmbekämpfung entwickelt sich zu einem zen- 
tralen Problem der Arbeitsumwell. Eine Vielzahl 
von staatlichen und außerslaatlichen Stellen befaßt 
sich mit dem Schutz vor Lärm; sie betreiben Aufklä- 
rungsarbeit über die Gefahren und erarbeiten Rege- 
lungen und Vorschriften über die Beurteilung und 
Verminderung des Lärms. Einen Anhalt, mit welcher 
Größenordnung interessierter Stellen zu rechnen 
ist, gibt das Anschriftenverzeichnis der Dokumenta- 
tion Lärmminderung des Vereins Deutsdier In- 
genieure und der Materialienband zum Umweltpro- 
gramm der Bundesregierung Prucksache VI/ 27 10, 
S. 324 — 333), die für den Bereich Lärm bisher etwa 
1000 Anschriften von Firmen, Gremien und Institu- 
tionen erfaßt haben. 

Der als gemeinnütziger Verein eingetragene „Deut- 
sdie Arbeitsring für Lärmbekämpfung“ (DAL) be- 
zweckt, die Bemühungen aller an einer Bekämpfung 
des Betriebs-, Verkehrs- und Wohnlärms interessier- 
ten wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und admini- 
strativen Stellen zusammenzufassen, auf diesem Ge- 
biet die Forschung zu fördern, Vorschläge für die 
Lärmbekämpfung zu machen und durch die Veran- 
staltung von Kongressen, Kollocpiien und Tagungen 
sowie die Herausgabe von Schriften aufklärend zu 
w'irken. Der DAL hat sich 1970/71 darauf konzen- 
triert, in jenen Gremien einflußnehmend mitzuwir- 
ken, deren Aufgabe es ist, Richtlinien zur Verhütung 
von Gehörschäden durch Arbeitslärm zu erarbeiten 
(VDl-Kommission Lärmminderung — VDl-KLM — ; 
Arbeitsgruppe des Hauptverbandes der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften zur Erarbeitung „Be- 
ruf sgenossenschaftlicher Grundsätze für arbeitsmedi- 
zinische Vorsorgeuntersuchungen bei Gehörgefähr- 
dung durch Lärm“). Dies war durch personelle Ver- 
flechtungen mit diesen Gremien optimal möglich. 

Der DAL hat darüber hinaus seinen Auftrag, Öffent- 
lichkeitsarbeit zu leisten, durch seine Zeitschrift 
„Kampf dem Lärm" und durch Grundsatzreferale 
über die Bedeutung von Lärmmessungen am Ar- 
beitsplatz und die präventiven Aspekte der Vorsor- 
gexmtersuchungen bei Lärmarbeitern erfüllt. 

Die Kommission Lärmminderung des Vereins Deut- 
scher Ingenieure (VDI) befaßt sich in erster Linie mit 
der Erstellung von VDI-Richtlinien. in denen für den 
Lärm Emissions- und Immissionsrichtwerte, Beurtei- 
lungsmaßstäbe und Minderungsmaßnahmen erar- 
beitet werden. Die Kommission verfügt über eine 
aus Bundesmitteln finanzierte Geschäftsstelle und 
etwa 300 ehrenamtlich tätige Fachleute aus allen Be- 
reichen von Wirtschaft, Wissenschaft und Behörden. 
Ein für den Schutz des Arbeitnehmers vor Lärm- 
schwerhörigkeit bedeutsames Ergebnis der Arbeit 
der VDI-Kommission Lärmminderung war die VDI- 
Richllinie 2058 Blatt 2 „Beurteilung von Arbeitslärm 
am Arbeitsplatz hinsichtlich Gehörschäden“, die 
Ende des Jahres 1970 vom VDI gemeinsam mit dem 
Bundesmini Ster iura für Arbeit und Sozialordnung 
herausgegeben worden ist. 

Die Richtlinie hat es dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung ermöglicht, eine „Richtlinie über 
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Maßnahmen zum Sdiutz der Arbeitnehmer gegen 
den Lärm am Arbeitsplatz“ zu erlassen. Mit dieser 
RiditUnie ist festgelegt worden* daß an laime^pO" 
nierten Arbeitsplätzen Schal Imessungen durchzufüh- 
ren sind, daß in der Regel bei einem Sdiallpegel von 
90 dB(A) und mehr mit der Gefahr einer Gehörsdia- 
digung zu rechnen ist und daß bei einer solchen Ein- 
wirktmg auf Arbeitnehmer diese einer Gehörüber- 
wadiung nnterzogen werden müssen. 

Die Riditiinlen sind von den obersten Arbeitshehör- 
den aller Bundesländer eingeführt worden, Ihre An- 
wendung ist von den Gewerbeaufsichtsbehörden teil- 
weise in Sonderaktionen in Angriff genommen wor- 
den. Bel diesen in das Jahr 1972 hineinreidienden 
Aktivitäten wurden von den Gewerbeaufsiditsbe- 
hörden und den Landesgewerbeärzten in über 850 
Betrieben und auf 70 Schiffen Sdiallmessungen 
duTchgeführt. Da es sidi hierbei um ausgesuchte ' 
lärmintensive Betriebe handelte, wurden in der über- 
wiegenden Mehrzahl der Fälle Schal Ipegelriditwerte 
über 90 dB(A) festgesteüt. Dabei wurden rund 10 000 ' 
Arbeitnehmer einer Gehörprüfung unterzogen. Diese 
Zahl ist offensiditlidi nur ein geringer Teil der not- 
wendigen GehörprüfungenT Lande Bayern auf 

Grund von Orientierungsraessungen in 210 Betrie- 
ben festgesteUi worden ist, daß allein dort rund 
16 000 Arbeitnehmer einer Gehörprüfung unterzogen 
werden müssen. 

Aucb die Bemfsgenossenschaften, die Industrie und 
das damalige BundesinsLitul für Arbeitsschutz in 
Koblenz haben in Anwendung der VDDRidiLlinie 
2058 Blatt 2 Initiativen entwidcelt; so wurden z. B. 
vom Bundesinstitut für Arbeitsschutz nahezu 1000 
Arbeitnehmer einer Gehörprüfung unterzogen, um 
gezielte Erkenntnisse mit der genannten VDI-Ridit- 
linie zu sanimeln. 

Der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften hüt sich der Aufgabe angenommen, für 
den ärztlichen und fachärztlidien Sektor detaillierte 
Vorsdüläge für Einstellungs- und überwadtungs- 
Untersuchungen zu erarbeiten. Die Arbeitsgruppe 
zur Erarbeitung ^Bemfsgenossenschafthdber Grund- 
sätze für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersudiun- 
gen bei Gehörgefährclung durch Lärm” setzt sich Lm 
wesentliciien aus solchen Mitgliedern zusammen, die 
entscheidend bei Erarbeitung der VXJl -Richtlinie 2058 
Blatt 2 mügewirkl haben, ura die sadiliche und fach- 
liche Kontinuität zu wahren. Diese personelle Ver- 
knüpfung hat sidi als sehr nützlich erwiesen. Mit 
einer Verabsdiiedung der ^ Grunds atz e “ ist in Kürze 
zu rechnen. Es ist zu erwarten, daß anschließend die 
routinemäßigen Einsteliungsuntersudiungen und 
Überwachungsuntersuchungen in größerem Umfange 
durchgeführt werden. 

über die Tätigkeit des berufsgenossenschaftlichen 
Instituts für Lärmhekämpfung bei der Süddeutschen 
Eisen- und Stahl-Beruf sgenossenscha ft wird an ande- 
rer Stelle berichtet (s. Abschnitt IIL 3J.4, S. 83), 

9,3 Arbeitsschutzmaßnahmen bei Ackerschleppern 

Bei den tödlichen Unfällen in der Landwirtschaft 
treten Schlepperfahieninfälle sowohl ihrer absolu- 
ten Zahl als auch ihrem Anteil nach besonders her- 


vor. Diese Unfälle waren Gegenstand eingehender 
Untersuchungen und Beobachtungen, die ergaben, 
daß das seitliche und rückwärtige Umsddagen der 
Schlepper die IrEaupUmfallursadie [78,5 v. H. Im 
Jahre 1969) darstellt* Uber mehrere Jahre bis zum 
Jahre 1969 hat sich der Anteil der Umsturzunfalle 
in nahezu gleicher Höbe gehalten, Sie ereigneten 
sich überwiegend bei schweren, leistungsstarken 
Sdileppem. Diese Situation führte dazu, daß zusätz- 
lich zu den bereits früher geforderten allgemeinen 
Unfall Verhütungsmaßnahmen seit dem 1. Januar 
1970 ln den Un f all verhü tun gs Vorschriften der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften bet erst- 
mals in den Verkehr kommencien Schleppern fest 
angebaul Schutzvorrichtungen gefordert werden. Sie 
müssen geeignet sein, den Schlepperfahrer bei seit- 
lichem Umstürzen oder rückwärtigem Umschlagen 
des Schleppers vor Verletzungen zu schützen. Als 
solche Schutzvorriditungen sind anzusehen: Sicher- 
heitsgürtel, Sicherheitsverdecke, Sicherheitskabinen 
und bei Sdimalspurschleppem sonstige Schutzvor- 
richtungen, wie senkrechte Schutzstangen. 

Die landwirtsciiaftliciie Beruf sgenossenschaften ha- 
ben die Anzeigen von Unfällen, bei denen Schlepper 
mit den neuen Umsturzsdiutz Vorrichtungen beteiligt 
waren, besonders ausgewertei, um die Auswirkun- 
gen der neuen Vorschriften zu kontrollieren. Im 
Jahre 1970 wurden nur sechs Arbeitsunfälle mit 
Schleppern des Baujahres 1970 und im .Jahre 1971 
29 Arbeilsunfälle (darunter mit Schleppern des Bau- 
jahres 1970) durch Unfallanzeigen bekannt, die sich 
durdi das Kippen oder Überschlagen von Schleppern 
mit Umslurzschutzvornditungen ereigneten. Alle 
diese Arbeilsunfälle hatten keine tödlichen Folgen 
und werden audi nicht zu dauernden Schädigungen 
mit Rentenzahlungen führen. 

Bei der Vorschrift der landwirisdiafUidien Berufs- 
gen osse ns di alten über Umsturzsdmtzvorrichtungen 
bei Schleppern ist der in der Unfallverhütungsarbeit 
seltene Fall eingetreten, daß sich kurze Zeit nach 
Erlaß der Vorschrift sagen läßt, wieviel Unfälle 
durch die neue sichetheits technische Forderung etwa 
verhindert worden sind und daß das mit der Vor- 
schrift ange st reble Ziel erreidit worden ist. 

hn Jahre 1969 entfiel ein tödlicher UmsturzunfaU 
auf etwa 7250 Schlepper aller Leistungsklassen der 
Baujahre bis 1969, also ohne Umsturzschulzvorrich- 
tung, überträgt man diese Verhällniszahl auf die 
in den Jahren 1970 und 1971 neu hinzugekommenen 
Schlepper (56 474 Einheiten 1970, 45 563 Einheiten 
1971), so kann man annehmen, daß durch die Um- 
sturzschutzvorrichtung 1970 mindestens 0 und 1971 
mindestens 14 Schlepperfahrer vor tödlichen Un- 
fällen bewahrt worden sind. Da es sich bei den 
neuen Sdileppern überwiegend um schwere Schlep- 
per mit über 40 PS handelt, von denen nach den 
Erfahrungen eine größere Gefahr ausgeht, hätte 
man noch eine höhere Zahl von tödlichen Arbeits- 
imfällen erwarten müssen, wenn die Umsturzschutz- 
Vorrichtung nicht eingeführt worden wäre. Insge- 
samt sind nur etwa so viele nicht tödliche Aibeits- 
unfälle durch Ackersdilepper mit Umsturzschutzvor- 
richtungen des Baujahres 1970 bekanntgeworden, 
wie sonst tödliche ArbeUsunfälle angezeigt worden 
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wären. Dieser erfreuliche Erfolg in der Verhütung 
von tödlichen SdilepperfahreniniäUen dürfte nicht 
zuletzt darauf zurückzuführen sein, daß die deut- 
schen Prüfvorsdiriften für die Umsturzschutzvor- 
riditungen nicht nur einen Festigkeitsnadiweis for- 
derOr sondern darüber hinaus audi den Nachweis, 
daß die Umstuizschutzvorrichtung das Weiterrollen 
des Ackerschleppers verhindert bis zu HangneigTin- 
gen von 1:2,5 (22^). Unter diesen Umständen kommt 
es nur selten zu dem besonders gefährlichen mehr- 
maligen Überschlagen der Ackerschlepper, und es 
bleiben auch die Folgen eines seitlichen Umkippens 
der Ackerschlepper gering. Die posiUven Auswir- 
kungen derUmsiurzschutzvorrichtuiigeD auf die Zahl 
der tödlidien SchlepperimfäUe soUten für die land- 
wirtschaftlichen Berulsgenossenschaften Anlaß sein, 
die Landwirte dazu zu bewegen, auch alte Schlepper 
nachträglich mit Umsturzschutzvorriditungen aus- 
zurüsten* 

Eine weitere Verbesserung der Unfallverhütuisg bei 
Ackerschleppern wird durch die von den landwirt- 
schaftlichen Bemfsgenossenschaften seit dem U Ja- 
nuar 1970 vor geschriebene Ausrüstung mit Eeif ah- 
rersitzen erwartet. Mit dieser Forderung wurde 
einer Vorschrift der Straßenverkehrszulassungsord- 
nung auch in einem Bereich, der nicht öffentliche 
Straßen erfaßt, Geltung verschafft. Das Mitfahren 
von Personen auf ungeeigneten Plätzen des Schlep- 
pers ist einerseits verboten, andererseits fehlte bis- 
her die Verpflichtung zur Einrichtung geeigneter 
Beifahrerplätze, Durch einen Vergleich mit Frank- 
reich, wo Beifahrersitze auf für den öffentlichen 
Verkehr zugelassenen Schleppern noch nicht vor- 
geschrieben wird und sich bei annähernd gleichem 
Schlepperhestand mehr als doppelt so viel tödliche 
Unfälle von Sthlepperbeifahrem wie in der Bundes- 
republik ereignen, wird erkennbar, daß die Slcher- 
heitsausrüstnng der Schlepper zahlreiche tödliche 
Unfälle verhindert. 


Seit l, Januar 1971 wird in den Unfallverhütungs- 
Vorschriften der landwirtschaftlidien Berufsgenos- 
senscjiaiten auch die Ausrüstung der Ackerschlep- 
per mit weich defederten, gut gepolsterten und 
schwingungsgedämpften Fahrersitzen gefordert. Der 
Sitz muß außerdem einen seitlichen Hall gewähr- 
leisten und mit einer gepolsterten Rückenlehne ver- 
sehen sein, Durch diese Maßnahme werden erfah- 
rungsgemäß schwere Gesundheitssdiädigungen der 
Schlepperfahrer an Wirbelsäule und Magen vermie- 
den oder die Auswirkungen solcher Schädigungen 
erheblich vermindert. Auf Antrag der Hersteller von 
Fahrersitzen werden diese Sitze durch die Prüfstelle 
des Bundesverbandes der landwirtsdiaJÜichGn Be- 
ruf sgenossen schäften einer Prüfung unterzogen und 
mit einem Prüfzeichen versehen. Zur Zeit wird in 
der Bundesrepublik Deutschland kein Fahrersitz 
ohne dieses Prüfzeidien ausgelieferl. Bei der Prü- 
fung der Sitze wird für die Schwingungseigensdiaf- 
ten des Sitzes verlangt, daß er auf einem hydrau- 
lischen RüUelprüfstand. auf dem die Fahrt eines 
Ackerschleppers auf Feldwegen und im Acker nach- 
geahmt wird, die Schwingungen so weit dämpft, daß 
der Fahrer nur mit Schwingungen geringer Wahr- 
nehmungsstärke belastet wird. 


9.4 Maßnahmen zur Bekämpfung der Wegeunfälle 

Der Anteil der Wegeunfälle an allen den Unfaü- 
versicherungsträgern gemeldeten Unfällen beträgt 

6.5 V. H,, an den erstmals entschädigten Unfällen 
• 16,3 V, H. und an den tödlichen Unfällen 23,1 v. H, 

Diese Anteile schwanken bei den einzelnen Unfall- 
versicherungsträgern. Als Beispiel sind die Zahlen 
von drei gewerblichen Beruf sgenossensdiaften und 
der Schüler-Unfall Versicherung für das Jahr 1971 
auf geführt: 


B e mf s ge nos s ens diöf t 

V ers Icher ungs tr ä g er 

angezeigte Unfälle 
und BerafskTankhelten 

erstmals 

entschädig 

dar- 
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Wege- 
unfälle 

gte Unfs 

Ile und BenifskTankheLlen 

tödlldie Uafälle 

ins- 

gesamt 

dar- 
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Wege- 

unfille 

v.H. 
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gesamt 

V. R 
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gesamt 

dar- 
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Wege- 

Unfälle 

V. H. 

Tiefbau-Berufsgenossenschaft . 
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Die höheren Anteile der Wegeunfälle an den erst* 
mals entsdiädigten und tödlidien Unfällen zeigen, 
daB Wegeunfälle häufiger als Arbeitsuafälle schwer- 
wiegende Folgen haben. Das bedeutet für die Unfall- 
versieherungsträger, daß durdischntülidi für einen i 
Wegeunfäll höhere Leistungen für Heilung und Eni- ^ 
sciiädlgung aufgebradil werden müssen als für einen | 
Arbeitsunfall. Dadurch liegt audi der Anteil der i 
Aufwendungen für Wegeunfälle an den Gesamtauf- I 
Wendungen im Verhältnis höher als die Zahl der ' 
Wegeunfdlle an der Gesamtzahl der Unfälle, Dieser 
Tatbestand unterstreicht die Bedeutung und Nül- 
wendigkeit der Anstrengungen, die von verschiede- 
nen Seiten unternommen werden, die Zahl und das 
Ausmaß der Wegeunfälle zu vermindere Bei den 
Bemühungen um die Verhütung von Wegeunfällen 
muö der Meinung entgegengetreten werden, daß 
die Unfallversidierungsträger und die Betriebe keine 
Eingriffsmöglidikeit und nur geringen Einfluß auf 
das UnfaUgeschehen außerhalb des Betriebes haben. 

Es ist unbestritLen, daß der größte Teil der Wege- 
unfälJe Verkehrsunfälle sind. Es ist deshalb ver- 
ständlich, daß die Maßnahmen zur Verhütung von 
Wegeunfällen hauptsadalith auf den Verkehrsun- 
fall gerichtet sind. Andererseits wirken sich auch 
Regelungen und Maßnahmen außerhalb der Betriebe 
und des Wirkungsbereidis der Unfallversicherungs- 
träger zur Verbesserung der Unfaltverhütung im 
Straßenverkehr auf die Situation der Wegeunfälle 
aus. 

Wie im Absdmltl L 3.1, Seite 41, berichtet, sind die I 
Wegeunfälle im Jahre 1971 gegenüber dem Vorjahr 
um 13,3 V, H. zurüdcgegangen. Bei der berechtigten 
Annahme, daß der weitaus überwiegende Teil — 
etwa Vs — der Wegeunfälle Verkehrsunfalle sind, 
Ist ein stärkerer Rückgang bei den Verkehrs-Wege- 
unfällen festzustellen als bei den gesamten Ver- 
kehrsunfällen mit Personenschaden, die im Jahre 
1971 nur um 2,3 v, H. zurückgegangen sind. Inwie- 
weit diese stärkere Abnahme der Wegeunfälle auf 
beliördiidiG, berufsgenossenschaflliche und betrieb- 
liche Maßnahmen zur Bekämpfung der Wegeunfälle 
zurüiizuführen ist, kann nicht eindeutig gesagt wer- 
den. Eine Untersuch ung darüber wäre von Interesse. 

Bei einem Vergleidi der tödlidien Wegeunfälle und 
aller tödlichen Straßenverkehrsunfälle zeigt sich da- 
gegen für die Wegeunfälle eine ungünstige Entwick- 
lung, Hier nahm die Zahl der Unfalltoten 1971 um 
1,5 V. H* zu, während im ganzen Straßenverkehrs- 
bereich eine Abnahme der tödlichen Unfälle von 
2,4 V, H. festzustellen ist. 

Bemühungen um die Verhütung von Unfällen auf 
dem Wege nach und von der Arbeitsstätte dürften 
sich auch positiv auf die Zahl der sogenannten Be- 
triebs- und Dienstwegeunfälle aus wirken, da sie sich 
ebenfalls zu einem grc>flen Teil im öffentlichen Ver- 
kehr oder in Verbindung mit Fahrzeugen Lm internen 
Betriebsverkehr ereignen. Diese Betriebs- und 
Dienstwegeunfälle geschehen während der Arbeits- | 
zeit und zählen deshalb zu den Arbeitsunfällem 

Die Arbeitnehmer nehmen auf den Wegen zur und ' 
von der Arbeitsstätte, sei es als Fußgänger, Benutzer 
öffentlicher Verkehrsmittel, Zweirad- oder Kraft- 
wagenfahrer oder Mitfahrer am öffenUidien Ver- 


kehr teil. Deswegen wirken sich alle Maßnahmen 
der Bundesregierung und cier Länder zur Verbesse- 
rung der Verkehrssicherheit auch auf das Wege- 
unfallgeschehen aus, Uber die im Jahre 1971 getrof- 
fenen Maßnahmen und die Tätigkeit in der Unfail- 
verhütung auf dem Straßenverkehrs sek tor wird in 
dem UnfallverhütungsbeTidit — Straßenverkehr 
1971 — vom 14. August t971 (Drucksache Vl/3718) 
berichtet, auf den hier verwiesen wird. 

.Aktivitäten auf dem Gebiet der Straßenverkehrs- 
erziehung hat der im Jahre 1969 gebildete Deutsche 
Verkehrssicherheüsral (DVR) entwickelt. Zu seiner 
Gründung haben die Benifsgenossensdiaften maß- 
geblidi beigetragen; denn die gesetzliche Verpflich- 
tung der Berufsgenossenschaften, mit allen geeig- 
neten Mitteln Unfälle zu verhüten, erstreckt sich 
auch auf die Unfälle auf dem Wege zur und von der 
Arbeitsstätte und die Betriebs- und Dienslwegeun- 
fälle. Es erschien sinnvoll, den gesetzlichen Auftrag 
in enger Verbindung mit den staatlichen Stellen und 
anderen Organisationen durchzuführen. Für diese 
Zusammenarbeit bildet der DVR in dem sich staat- 
liche und private Institutionen sowie Wirtschaftsver- 
bände und Einzelfirmcn zur Förderung der Straßen- 
verkehrssicherheit zusammengefunden haben, eine 
gute Basis. Die DVR hat sich vornehmlich die Auf- 
gabe gestellt, durch Verkehrserziehung und -aufklü- 
rung mit modernen Mitteln zur Sicherheit auf der 
Straße beizutragen. Neben der Information steht be- 
sonders die Motivation zu einem besseren Verkehrs- 
verhalten und zur Bereitschaft zum Mitdenken und 
Mitverantworten im Verkehr im Vordergrund. Der 
DVR hat ein langfristiges Programm aufgeslellt und 
Leitgedanken entwickelt. Speziell über die Gefähr- 
dung im Straßenverkehr auf dem Wege zur und von 
der Arbeitsstätte hat der DVR eine Informations- 
Tonbildsdiau erstelll, die den Betrieben angeboten 
oder zur Verfügung gestellt wird. Auch die beson- 
dere Ansprache der Ausländer als Zielgruppe im 
Rahmen der Verkehrserziehung und -aufklarung 
durfte eine Verbesserung des Verkehrs Verhaltens 
der ausländischen Arbeitnehmer auf ihrem täglichen 
Weg zwischen Wohnung und Arbeitsstätte bewir- 
ken, 

Im Hinblick auf den hohen Anteil der Verkehrsun- 
fälle an den Wegeunfällen und die Verpflichtung 
zur Verhütung dieser Unfälle, unterstützen die 
Unfallversidienmgsträger die Arbeit des DVR und 
bringen ihre Erfahrung in der Sicherheitsarbeit mit 
ein. Die gewerblichen Berufsgenossensdiaften, die 
Verbände der Landwirt schuf tli dien Berufsgenossen- 
schaften und der Eigenunfallversidiemngsträger sind 
Mitglieder des DVR. Als Präsident des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrates ist der Hauptgeschäftsfüh- 
rer einer Bemfsgenossenschaft gewählt worden. Im 
Jahre 1971 haben die gewerblichen Unfall versiehe- 
rungstiäger dem DVR i Million DM zur Verfügung 
gestellt. Aus dem Haushalt des Bundesministers für 
Verkehr hat der DVR Zuwendungen in Höhe von 
4,5 Millionen DM erhalten. 

Weitreichende Aufklärungsarbeit zur Verhütung von 
Wegeunfällen hat im Beriditszeitraum wieder die 
Arbeitsgruppe „Sicherheit des Arbeilsweges" der 
Bundesarbeitsgemetnsdiaft für Arbeitssicherheit ge- 
leistet. Diese Gruppe hat wie in den Vorjahren die 
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beiden in den Betrieben durdizuführenden Aktionen 
^Winterzeit — Gefahienzeit" und „Verkehrssidier- 
heitstage" im Monat Mai vorbereitet. Zu diesen 
Aktionen wurden Broschüren herausgegeben, die ' 
sich in den Betrieben großer Beliebtheit erfreuten. In 
den textlich und graphisch ansprechenden Brosdiü- | 
ren wird auf die Gefahren tm Straßenverkehr auf- 
merksam gemacht und darauf hingewiesen, wie Ver- 
kehrs- und Wegeunfälle durch lichüges Verhalten 
und durch die Sicherheit der Fahrzeuge vermieden | 
werden können. Eine der Broschüren enthielt ein 
Preisausschreiben. Zur weiteren Information wurden 
Plakate und Unterlagen für betrieblithe Führungs- 
kräfte und Sicherheitsbeauftragte zu Kurzgesprächen 
über die Ziele und zum Inhalt cier Aktionen heraus- 
gegeben, Die Aktionen bezogen sich auch auf die 
Wegeunfälle, die keine Verkehrs Unfälle sind, z. B. 
Unfälle durch Stolpern und Ausrutschen. Die Themen 
der Aktionen wurden zusätzlich in Sonderausgaben 
der Zeitschrift „Unfallwehr", mit der die Versichere | 
ten der gewerblichen Berufsgenossensdiaften ange- 
sprochen werden, ausführlich behandelt. 

Die Arbeitsgruppe „Sicherheit des Arbeitsweges" 
hat, um die betrieblichen Maßnahmen zur Steige- 
rung der Sicherheit im Straßenverkehr weiter zu 
verbessern, ein Jahresprogramm für das Jahr I972 
entwickelt! das unter der Ubersdirift «Sicherheit auf 
allen Wegen" durdigeführt wurde. Dieses Jahres- 
programm ist in zwei Abschnitte Winterhalbjahr 
und Sommerhalbjahr geteilt, weil ln beiden Zeit- 
räumen die mög Lichen Gefahrenquellen im Straßen- 
verkehr versdiiedenartlg sind. Für das Winterhalb- 
jahr wurde die Bezeichnung „Winterzeit — Gefah- 
renzeit" beibehalten. Das Sommerhalbjahr steht 
unter dem Motto „Audi im Sommer Sicherheit'’. 
Innerhalb der beiden Abschnitte sind Schwerpunkte 
vorgesehen, die in den verschiedenen PublLkallons- 
mitteln der Arbeitsgruppe nach modernen journa- ' 
listischen, psychologischen Gesichispunkten ange- i 
sprochen werden. Für die Durchführung des Pro- 
gramms wurde den Betrieben eine „ Anteil ung" an 
die Hand gegeben. Sie enthält in kurzer übersicht- 
licher Form praktische Hinweise für eine zweck- 
mäßige Behandlung der monatlichen Schwerpunkt- 
themen und den richtigen Einsatz der zur Verfügung 
stehenden Publikationsmittel. Im Rahmen des Jah- 
resprogramms wurden für den größten Teil der aus- | 
ländischen Arbeitnehmer Broschüren in den Landes- 
sprachen herausgegeben. Zur Information und Auf- | 
klärung der ausländischen Arbeitnehmer über die 
Gefahren im Straßenverkehr und deren Abwehr be- 
stehen enge Verbindungen zu der Arbeitsgruppe 
„Ausländische Mitarbeiter" der Bundesarbeitsge- 
meinschaft (s. Abschnitt IV, 8, S. 155). 

Die Informaüons- und Au fklärungs- Aktionen sowie 
das neue Jahresprograiiim der Arbeitsgruppe wurde 
in Partnerschaft mit dem Deutschen Verkehrssicher- 
heitsrat vorbereitet und durchgeführL Leitgedanken I 
des DVR sind in allen von der Arbeitsgruppe her- 
ausgegebenen Unterlagen enthalten. 

Der wesentlichste Beitrag der Unfallversicherungs- 
träger zur Bekämpfung der Wegeunfälle besteht in 
der finanziellen und fachlichen Unterstützung des 
Deutschen Verkehrssidierheitsrats und der Tätigkeit 


der Arbeitsgruppe „ Sicherheit des Arbeitsweges" 
der Bundesarbeitsgemeinschafl für Arbeitssidier- 
heit. Die UnJallversicherungs träger sind das wich- 
tigste Glied bei der Umsetzung der von den beiden 
Institutionen entwickelten Programme und Aktivi- 
täten in praktische Maßnahmen, Die Unfallversiche- 
rungsträger werden dieser bedeutenden Aufgabe 
dadurch gerecht, daß 

— sie in ihren regelmäßig erscheinenden Publika- 
tionsorganen das Thema „Wege- und Verkehrs- 
unfäUe" regelmäßig behandeln und — zum Teil 
in Sonderheften — die Gedanken und Modelle 
des Deutschen Verkehissidierlieitsrats und die 
beiden Sonde raktionen „Winterzelt — Gefahren- 
zeit" und „Verkehrssidierheitstage 1971" aus- 
führlich darlegen, Anleitungen für die betrieb- 
liche Umsetzung geben und die Betriebe zur 
Durchführung auffordem, 

— die Technischen Aufsichtsbeamten bei ihren Be- 
triebsbesithtiguiigen auf die zur Bekämpfung der 
Wegeunfälle bestehenden betrieblichen Möglich- 
keiten und auf die Vorschläge des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrats und der Arbeitsgruppe 
hinweisen, die Betriebe und Sicherheitsinge- 
nieure bei der Durchführung der Programme und 
Aktionen beraten und zum Teil dabei mitwirken, 

— Ln die Schulungen von betrleblidieD Führungs- 
kräften, Sicherheit singemeuren und Sicherheits- 
beauftragten die Bekämpfung von Wegeunfällen 
mit ainbezogen und dabei das zur Verfügung 
stehende Werbe-, InformaUons- und Aktions- 
material des Deutschen Verkehrssicherheilsrats 
und der Arbeitsgruppe „Sicherheit des Arbeits- 
weges" bekanntgemacht wird, 

— sie den Betrieben das Werbe-, Informations- und 
AkUonsmaterial vermitteln. 

Es ist nicht bekannt, wieweit die Betriebe die an- 
gebotenen Programme aufgegriffen und umgesetzt 
haben. Es ist aber festzustellen, daß die Aktivitäten 
des Deutschen Verkehrssidierheitsrats und der Ar- 
beitsgruppe „Sicherheit des Arbeitsweges" Ln den 
Betrieben eine große Resonanz gefunden haben. 
So haben z* B. die beiden Aktionen „Winterzeit — 
Gefahrenzeit" und „Verkehrssicherhejlstage" bereits 
einen festen Platz in den Arbeitssicherheitsprogram- 
men einer Reihe von Unternehmen. Es dürfte auch 
kaum eine Werkszeitsdirift geben, die nidit die 
Fragen der Wege- und Verkehrsunfälle aufgreift 
und über die Gedanken und Modelle des Deulsdien 
VerkehrssidieTheitsrats, z. B. „Klimawechsel im 
Verkehr", und über die beiden Aktionen der Ar- 
beitsgruppe berichtet und nicht bei den betrieblichen 
Programmen zur Förderung der Sicherheit des Ar- 
heitsweges eingeschaltet ist Zusätzlich zur Aufklä- 
rung und Information über die Gefahren auf dem 
täglichen Weg zur und von der Arbeitsstätte können 
die Betriebe auch praktische Beiträge zur Arbeits- 
wege- und Verkehrssicherheit leisten, z, B. dadurch, 
daß sie 

— die Ein- und Ausgänge der Betriebe frei von 
Stolper- und Ru tschgef ähren halten (Vermei- 
dung von Türschwellen, Auswediseln oder Repa- 
ratur beschädigter Treppenstufen, Abdeckung 
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von Laufsdiienen an Toreinfahrt, rechtzeitige 
Beseitigung von Schnee- und Eisglätte), 

— die Ein- und Ausgänge richtig und ausreichend 
beleuchten. 

— die Ein- und Ausgänge so gestalten — gegebe- 
nenfalls Trennung des Fußgänger- und Fährver- 
kehrs — oder zusätzlich Ein- und Ausgänge 
öffnen, daß bei Arbeitsbeginn und -ende kein 
Gedränge entsteht und ein gefahrloser Über- 
gang in den öffentlichen Fußgänger- und Stra- 
ßenverkehr gewährleistet wird. 

— Ein- und Ausfahrten der Betriebe und der be- 
triebseigenen Parkplätze übersichtlich anlegen, 

— den Verkehr auf den betriebseigenen Parkplät- 
zen für Kraftfahrzeuge und Fahrräder regeln. 

— sicherheitslechnische Überprüfungen von Mo- 
peds und Fahrrädern der Beschäftigten durchfüh- 
ren und den Besitzern festgestellle Mängel mit- 
te ilen, 

— den Beschäftigten von Zeit zu Zeit die Gelegen- 
heit bieten, ihr privates Kraftfahrzeug, das sie 
zum Weg nach und von der Arbeit benutzen, 
freiwillig auf den verkehrssicheren Zustand über- 
prüfen zu lassen, 

— Sicherheitsgurte, Schutzhelme, Schutzbrillen, 
Schneeketten. Verbandskästen usw. zentral ein- 
kaufen und den Beschäftigten zu einem günstigen 
Preis anbieten, 

— die Betriebsangehörigen dazu anhalten, die Si- 
cherheitsgurte in ihren Kraftfahrzeugen bei allen 
Fahrten anzulegen. 

Außerdem können die Betriebe zur Erhöhung der 
Sicherheit auf dem Werksgelände und bei Betriebs- 
und Dienstfahrten mit Zweirädem und Kraftfahr- 
zeugen innerbetriebliche Maßnahmen ergreifen* Sie 
können regelmäßige sicherheitstechnische Kontrollen 
der Fahrzeuge durchführen, die Fahrzeuge mit Sicher- 
heitsgurten ausrüsten und das Fahrpersonal zur Be- 
nutzung der Sicherheitsgurte verpflichten. Sie kön- 
nen die Einhaltung der UnJallverhütungsvorschrifl 
„Schutzhelm für Kraftradfahrer* konsequent über- 
wachen und die Motorradfahrer zum Tragen von 
Schutzbrillen anhalten. Das dürfte sich auch bei den 
übrigen Beschäftigten positiv auf das Verkehrs- 
verhalten auf dem Weg zwischen Wohnung und Ar- 
beitsstätte auswirken. Nicht zuletzt sollten die Be- 
triebe scharfe Kontrollen der betrieblichen oder 
dienstlichen Fahrzeiten am Steuer bei ihren Be- 
schäftigten durchführen und durch die Organisation 
des Fährverkehrs und des Personaleinsatzes darauf 
hinwirken, daß die zulässigen Zeilen am Steuer nicht 
überschritten werden können. 


10 Unfallverhütung In Schulen, Kindergärten 
und Im häuslichen Bereich 

10.1 Voraussetzungen für die Unfallverhütung 

Die Unfallverhütung in den Schulen, Kindergärten 
und im Bereich Haus und Freizeit (häuslicher Be- 


reich) hat in letzter Zeit weiter an Bedeutung ge- 
wonnen. Dazu haben einmal das Inkrafttreten des 
Gesetzes über Unfallversicherung für Schüler und 
Studenten sowie Kinder in Kindergärten vom 
I 18. März 1971 und die von diesem Gesetz ausgehen- 
den Impulse, zum anderen die Erkenntnis, daß der 
I Mensch bereits im Kindesalter zu sicherem Handeln 
angehalten und sein Sicherheitsbewußtsein in der 
Folgezeit ständig gefördert werden muß, beigetra- 
gen. 

I Die Zuständigkeit für die Unfallverhütung in Schu- 
len und Kindergärten ist durch das Gesetz über Un- 
fallversicherung für Schüler und Studenten sowie 
Kinder in Kindergärten geregelt. Die Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung haben für die Un- 
fallverhütung Sorge zu tragen. 

Für die Unfallverhütung im häuslichen Bereich fin- 
den sich Bestimmungen in staatlichen Vorschriften. 
Zuständigkeiten sind allerdings nicht besonders fest- 
gelegt. Wegen des Zusammenhangs der Sicherheit 
j im häuslichen Bereich und der Arbeilssicherheit im 
Berufsleben haben der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung und die Arbeitsminisler und 
Senatoren für Arbeit der Länder die Unfallverhü- 
tung im Bereich Heim und Freizeit ln die Tätigkeit 
der Gewerbeaufsicht einbezogen. Bund und Länder 
wendeten 1971 für die Unfallverhütung im häus- 
lichen Bereich 350 700 DM auf. 

Die staatliche Gewerbeaufsicht kann sich auf Grund 
des § 24 der Gewerbeordnung (überwachungsbedürf- 
tige Anlagen, wie Aufzüge, Dampfkessel für Hei- 
zungen usw.), des Gesetzes über technische Arbeits- 
mittel, der Arbeilszeilordnung, des Mutierschutzge- 
setzes, des Jugendarbeitsschutzgesetzes, der Ersten 
und Zweiten Strahlenschutzverordnung und in Ber- 
lin auf Grund des Gesetzes über die Durchführung 
des Arbeitsschutzes in die Unfallverhütung im häus- 
lichen Bereich einschalten, wenn es sich bei dem dort 
zu schützenden Personenkreis um Arbeitnehmer 
(z. B. Hausangestellte) handelt. Die Träger der ge- 
setzlichen Unfallversicherung sind für die Unfall- 
verhütung bei den Arbeitnehmern Im häuslichen 
Bereich auf Grund der Reichsversicherungsordnung 
zuständig und können die Einhaltung der Unfall- 
1 Verhütungsvorschriften im häuslichen Bereich über- 
wachen. 

Eine Einflußnahme auf die Handlungen von Privat- 
personen im häuslichen Bereich ist bisher nur mit- 
telbar über das Gesetz über technische Arbeits- 
mittel zu erreichen, indem geprüfte und damit si- 
chere Haushalts- und Freizeitgeräte mit klaren, 
leicht verständlichen Gebrauchsanweisungen an Pri- 
vatpersonen vertrieben werden. 

Die Unfallverhütungstätigkeit der Unfallversiche- 
rungsträger bzw. des Staates in den Schulen, den 
Kindergärten und im häuslichen Bereich wird durch 
I private Organisationen unterstützt. Es sind die 

j — Aktion „Das Sichere Haus", 

I — Arbeitsgemeinschaft „Sicherheit in Heim und 
Freizeit“, 
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— Arbeitsgruppe „Schule und häuslicher Bereich" 
der Bundesarbeitsgemeinschaft für Arbeitssicher- 
heit. 

10.2 UnfallverhütungsmaBnahmen auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften 

Gesetz über Unfallversicherung für Schüler unci Stucienten 
sowie Kinder in Kindergärten vom 18. März 1971 

Das Gesetz erfaßt etw-a 12 Millionen Personen. Seit 
seinem Inkrafttreten am 1. April 1971 ist es möglich, 
die Zahl der Unfälle in Schulen, Hochschulen und 
Kindergärten zuverlässig zu erfassen. Die Unfall- 
verhütungsmaßnahmen der Eigenunfallversiche- 
rungsträger sind angelaufen. Dazu gehören die Her- 
ausgabe von Sicherheitsregeln, Merkblättern und 
Richtlinien mit sicherheitstechnischem Inhalt, die 
sicherheitstechnische Überprüfung der schulischen 
Einrichtungen durch die Technischen Aufsichtsbeam- 
ten sowie die Aufklärung und Unterweisung der 
Schulleiter, Lehrer und Schüler über alle mit der 
Unfallverhütung zusammenhängenden Fragen durch 
den Einsatz von Informationsmaterial aller Art, 
durch Vorträge und Belehrungen. Unabhängig davon 
sind die Schulen nach der Reichsversicherungsord- 
nung verpflichtet, Sicherheitsbeauftragte zu bestel- 
len. 

Bei der praktischen Durchführung der Unfallverhü- 
tung in den Schulen haben sich im Berichtsjahr 
Schwierigkeiten ergeben. Sie sind darauf zurückzu- 
führen, daß Schulträger und Träger der Schulhoheit 
in der Regel nicht identisch sind. Die Schulträger 
sind Mitglieder der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Für die Durchführung der Uniallverhütungsmaßnah- 
men zum Schutz der versicherten Schüler kommen 
nur die Schulleiter in Frage. Die Schulträger haben 
nach den bisherigen Erfahrungen auf die Lehrplan- 
gestaltung des Schulleiters oder der Lehrer wenig 
Einfluß; d. h. wichtige regelmäßige Belehrungen der 
Schüler über Fragen der Unfallverhütimg, die sich 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung der Schüler 
ergeben, können von den zuständigen Unfallver- 
sicherungsträgem im Rahmen des Unterrichts nicht 
durchgeführt werden. Es wäre wünschenswert, wenn 
die Stellung des Schulleiters im Hinblick auf die 
Unfallverhütimg der eines Dienststellenleiters einer 
staatlichen Behörde angeglichen werden könnte, 
der in seinem Bereich die ihm erforderlich erschei- 
nenden Maßnahmen zur Unfallverhütung durchfüh- 
ren lassen kann. Auf diese Weise könnte auch das 
Lehrpersonal angewiesen werden, aufgrund von 
Schulimgsmaterial, das die Unfallversichenmgsträ- 
ger zur Verfügung stellen, im Unterricht Fragen der 
Unfallverhütung zu behandeln. Denn die Schulung 
zu sicherheitsgerechtem Handeln ist vorwiegend 
eine pädagogische Aufgabe, die psychologisches 
Einfühlungsvermögen verlangt und deshalb von den 
Lehrkräften durchgeführt werden sollte. 

Die Bestellung von Sicherheitsbeauftragten nach 
§ 719 der Reichsversicheningsordnung scheint in den 
Schulen ebenfalls Schwierigkeiten zu bereiten. Hier 
stellt sich die Frage, welcher Personenkreis der für 
diese Aufgaben von den Unfallversicherungsträgem 
besonders zu schulen wäre, berücksichtigt werden 
soll. 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat sich wegen der bisher bei der Durchfüh- 
rung der Unfallverhütung in Schulen aufgetretenen 
Schwierigkeiten bereits an die Ständige Konferenz 
der Kultusminister der Länder gewandt ^). 


Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus hat mittlerweile in seinem Amtsblatt Nr. 12 
vom 12. Juli 1972, S. 617, eine Bekanntmachung vom 
15. Juni 1972 über die Durchführung der Unfallverhü- 
tung in Schulen veröffentlicht, in der die strittigen 
Fragen für Bayern geklärt werden. Die Bekannt- 
machung lautet u. a.: 

«... Ohne der derzeit noch nicht abgeschlossenen 
rechtlichen Überprüfung der Frage, wer in diesem Be- 
reich Unternehmer im Sinne der RVO ist, vorzugreifen, 
gilt für die Durchführung der Unfallverhütung an 
Schulen folgendes; 

1. Den zuständigen Trägern der gesetzlichen Unfall- 
versicherung obliegt der Erlaß von Unfallverhü- 
tungsvorschriften, die sicherheitstechnische Über- 
prüfung der schulischen Einrichtungen durch ihre 
technischen Aufsichtsbeamten sowie die Aufklä- 
rung und Unterweisung der Schulleiter, Lehrer 
und Schüler über alle mit der Unfallverhütung zu- 
sammenhängenden Fragen. 

2. Für die Sicherheit der Gebäude, Anlagen und Ein- 
richtungen im Schulbereich ist der Sachkostenträger 
(Sachaufwandsträger, Schulaufwandsträger) verant- 
wortlich. 

3. Die Durchführung der Unfallverhütung im inneren 
Schulbereich obliegt dem Schulleiter; er gilt inso- 
weit als Unternehmer im Sinne der RVO. Seine 
Aufgaben sind insbesondere 

dem Sachkostenträger Mängel an Schulanlage 
oder Einrichtung, die die Sicherheit des Unterrichts- 
betriebes gefährden können, unverzüglich anzuzei- 
gen, 

Lehrer und Schüler über die vom Unfallversiche- 
rungsträger allgemein oder für besondere Unter- 
richtsbereiche erlassenen Unfallverhütungsvor- 
schriften und Sicherheitsregeln zu unterrichten, 
die für einen sicherheitsgerechten Ablauf des 
Unterrichtsbetriebs erforderlichen besonderen An- 
weisungen zu geben, 

die Einhaltung der Sicherheitsmaßnahmen zu über- 
wachen, 

die Lehrer periodisch anzuhalten, die Erziehung der 
Schüler zu sicherheitbewußtem Denken und Han- 
deln in den Unterricht mit einzubeziehen, 
im Zusammenwirken mit dem Sachkostenträger 
eine wirksame Erste Hilfe bei Unfällen sicherzu- 
stellen und den Sicherheitsbeauftragten zu bestel- 
len. 

4. Gemäß § 719 Abs. 1 RVO ist an allen Schulen vom 
Schulleiter eine geeignete Person schriftlich zum 
Sicherheitsbeauftragten zu bestellen. Für die Be- 
stellung kommen in erster Linie Lehrer in Betracht, 
die über besondere Erfahrungen auf dem Gebiet 
der Unfallverhütung verfügen (z. B, Lehrer für 
Werken, Leibeserziehung und den Verkehrsunter- 
richt) und die die Tätigkeit des Sicherheitsbeauf- 
tragten voraussichtlich für längere Zeit an der Schule 
ausüben können. Die Aufgaben des Sicherheits- 
bauftragten zählen zu den regelmäßigen Dienstauf- 
gaben des Lehrers. Bei Vollzeitschulen (mit Aus- 
nahme der Grund- und Sonderschulen) empfiehlt es 
sich einen älteren, verantwortungsbewußten Schü- 
ler zu bestimmen, der dem Sicherheitsbeauftragten 
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Für die Arbeit der Unfall versicherungsträger im 
Bereich der Schalen und Kindergärten kommt er- 
schwerend hinzu, daß für die Schülerunfallversiche- 
rung nur eine beschränkte Zahl von Technischen 
Aufsichtsbeamten zur Verfügung steht. Eine regel- 
mäßige Kontrolle der Schulen und Kindergärten ist 
bei diesen personellen Voraussetzungen zur Zeit 
nicht möglich. Die Eigenunfallversicherungsträger 
müssen sich deshalb vorerst darauf beschränken, 
den versicherten Personenkreis durch Aufklärungs- 
maßnahmen aller Art zu sicherheJtsbewußtem Han- 
deln anzuhalten. Sie verfolgen daboi vier Ziele: 

1. Sichere Gestaltung der unmittelbaren schulischen 
Bereidie 

2. Wecken des Sicherheitsbewußtseins der jungen 
Menschen 

3. Unfallverhütung auf Schulwegen 

4. Verbesserung der Ersten Hilfe im schulischen 
Bereich. 

Für den vorschuUsdien Bereich wird besonderes 
Gewicht auf die Verkehrserziehung der Kinder in 
Kindergärten gelegt. Die Bundesarbeitsgemeinschaft 


bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben hilft; die Be- 
stellung soll möglichst im Benehmen mit der Schü- 
lermitverwaltung erfolgen. Auch können geeignete 
Hausmeister als weitere Sicherheitsbeauftragte be- 
stellt werden. 

Der Sicherheitsbeauftragte trägt als solcher weder 
eine zivilrechtliche noch eine strafrechtliche Ver- 
antwortung in dem Sinne, daß er für einen durch 
Verstoß gegen die Sicherheitsbestimmungen cin- 
getretenen Schaden verantwortlich gemacht werden 
könnte. Seine gesetzlich fostgelegten Aufgaben 
sind solche unterstützender, beobachtender und be- 
ratender Art. Näheres über Aufgaben und Tätig- 
keit der Sicherheitsbeauftragten enthält das von 
den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung 
herauszugebende Merkblatt. 

Die Ausbildung der Sicherheitsbeauftragten obliegt 
gemäß § 720 RVO dem Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung. Die Namen der Sicherheitsbe- 
auftragten sind nach Ihrer Bestellung dem zustän- 
digen Unfallversicherungsträger auf dessen Anfor- 
derung zu melden. 

5. Unfallverhütung im Rahmen der Schülerunfallver- 
sicherung ist mit eine pädagogische und psycholo- 
gische Aufgabe. Bel der Lösung dieser Aufgabe 
kommt den Lehrern eine besondere Bedeutung zu. 
Gelegenheit zur Weckung und Förderung des 
Sicherheitsbewußtseins beim Schüler bietet sich in 
allen Unterrichtsfächern an; in besonderem Maße 
gilt dies für den Unterricht in Werken und Leibes- 
erziehung sowie Im naturwissenschaftlichen Unter- 
richt. Geeignetes Unterrichtsmaterial wird von den 
Unfallversicherungslrägern zur Verfügung gestellt 
werden. 

6. Weckung und Förderung des Slcherheilsbewußl- 
seins sowie die Ausarbeitung konkreter Vorschläge 
zur Durchführung der Unfallverhütung an der ein- 
zelnen Schule zählen zu den Gemeinschaftsaufga- 
ben, die mit von der Schülermitverwaltung über- 
nommen werden können; hierbei bieten sich insbe- 
sondere auch regelmäßige Beiträge zum Thema 
Unfallverhütung in den Schülerzeltungen an. Der 
Schülermitverwaltung sind entsprechende Anre- 
gungen zu geben. Auch die Einschaltung des Eltern- 
beirats sollte in Betracht gezogen werden ..." 


der gemeindlichen Unfallversicherungsträger berei- 
tete im Berichtsjahr einen Film vor, der mittlerweile 
zur Verfügung steht. 

Gesetz über technische Arbeitsmittel vom 24. Juni 1968 

Durch das Gesetz über technische Arbeitsmittel wird 
zum ersten Mai der private Bereich in die Unfall- 
verhütung einbezogen. Über die auf Grund des Ge- 
setzes ergriffenen Maßnahmen im häuslichen Bereich 
wird im Zusammenhang mit dem Gesetz über tech- 
nische Arbeitsmittel an anderer Stelle berichtet 
(s. Abschnitt V. 9, S. 166). 

Im Gegensatz zum gewerblichen Bereich und neuer- 
dings den Schulen und Kindergärten gibt es bei Un- 
fällen in Haushalt und Freizeit keine gesetzliche 
Meldepflicht, so daß Erkenntnisse, wo die auf Grund 
des Gesetzes über technische Arbeitsmittel erlasse- 
nen Sicherheits- und Prüfnormen zu verbessern 
sind, nur vereinzelt zu gewinnen sind. Um Unfälle 
in Haushalt und Freizeit mehr für die Unfallverhü- 
tungsarbeit auswerten zu können, haben die Län- 
der Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz Über- 
einkommen mit den Polizeibehörden getroffen, daß 
diese die örtlich zuständigen Gewerbeaufsichtsäm- 
ter unterrichten, wenn begründeter Anlaß zu der 
Annahme besteht, daß gemeldete Haushalts- und 
Frelzeilunfälle auf mangelhafte Beschaffenheit tech- 
nischer Arbeitsmittel zurückzuführen sind. In Baden- 
Württemberg werden im Rahmen von Vorlragsver- 
anstallimgen über die häusliche Sicherheit die Zu- 
hörer gebeten, die Gewerbeaufsichtsämter auf sicher- 
heitstechnisch mangelhafte Haushaltsgeräte hinzu- 
weisen. 

10.3 Tätigkeit der staatlichen Gewerbeaufsicht 

Neben ihrer Tätigkeit auf Grund des Gesetzes über 
technische Arbeitsmittel hat sich die Gewerbeauf- 
sicht in den Jahren 1970 und 1971 um die Aufklä- 
rung der Bevölkerung über die Gefahren im häus- 
lichen Bereich und deren Bekämpfung eingeschaltet. 
Zu erwähnen sind Aufklärungsaktionen, Einzelver- 
anstaltungen und die Verteilung von Informations- 
material aller Art. 

Umfangreiche AufklärungsakUonen wurden bisher 
von der Gew’erbeaufsicht der Länder Baden-Würt- 
temberg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 
durchgeführt. 

Die unter dem Motto „Sicherer Haushalt" stehende 
Unfallverhütimgsaktion des Arbeits- und Sozialmi- 
nisteriums Baden-Württemberg, die zusammen mit 
den gemeindlichen Unfallversicherungsverbänden, 
den landwirtschaftlichen Berufsgenossensefaaften 
und der Aktion „Das Sichere Haus" durchgeführt 
wurde, dauerte vom 15. Dezember 1969 bis zum 
15. April 1970. Dabei wurden von der Gewerbeauf- 
sichl 253 Vortragsveranstaltungen mit 468 Einzel- 
vorträgen und Tonbildschauen vor 10 198 Teilneh- 
mern durchgeführt. In drei Großstädten des Landes 
wurde im Zuge der Aufklärungskampagne die Wan- 
derausstellung der Aktion „Das Sichere Haus" ge- 
zeigt. Die Unfallverhütungsaktion richtete sich an 
die im hauswirtschaftlichen Bereich in der Schulaus- 
bildung stehenden Mädchen, die in Familienhaus- 
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halten tätigen Frauen, die in Anstaltshaushalten 
tätigen Frauen, die im hauswirtsdiaftlichen Bereich 
tätigen Lehrkräfte, die in den Pädagogischen Hoch- 
schulen und den Berufspädagogischen Hochschulen 
in der Fachrichtung Hauswirtschaft Studierenden 
und an die Allgemeinheit. 

Ziel der Aktion war es, den Unfallverhütungsge- 
danken möglichst vielen Haushalten näberzubringen 
und auf besondere Gefahren im häuslichen Bereich 
hinzuw’eisen. Das Niedersächsische Sozialministe- 
rium führte in den vergangenen Jahren an verschie- 
denen Orten des Landes im Rahmen einer beson- 
deren Arbeitssicherheitswoche Arbeitsschutzaus- 
stellungen durch, bei denen auch Sicherheitsfragen 
im häuslichen Bereich berücksichtigt wurden. 

Bei der Aktion gegen den Unfall 70 im ersten Halb- 
jahr 1970 in Nordrhein-Westfalen wurde der Be- 
reich Unfallverhütung im Haushalt von der Gewer- 
beaufsicht verantwortlich übernommen und gestal- 
tet (s. Abschnitt IlT. 4.1, S. 184). 

Einzelveranstaltungen zur Aufklärung über Gefah- 
ren im häuslichen Bereich und ihre Bekämpfung 
wurden von der Gewerbeaufsicht verschiedener 
Bundesländer abgehalten. Die bayerische Gewerbe- 
aufsicht konnte sich dabei auf einen Beschluß des 
Bayerischen Landtags vom 24. April 1969 stützen, 
der die Staatsregierung ersucht, Aktionen zur Auf- 
klärung der öffentlichkeil über Unfallgefahren und 
mögliche Sicherheitsmaßnahmen durchzuführen. Auf 
Grund dieses Beschlusses wurden unter Einschaltung 
der Presse und in Zusammenarbeit mit der Aktion 
„Das Sichere Haus" 1970 in drei und 1971 in acht 
größeren Städten Bayerns Aufklärungsveranstaltun- 
gen für Schülerinnen der Hauswirtschaftssdiulen 
über Fragen der Unfallverhütung im häuslichen Be- 
reich abgehalten. Außerdem unterstützte das Baye- 
rische Staatsministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung an den Schulen Münchens einen Schülerwett- 
bewerb der Aktion „Das Sichere Haus" über Sidier- 
heit im häuslichen Bereich. Auf einer besonderen 
Abschlußveranstaltung wurden die Gewinner dieses 
Wettbewerbs ausgezeichnet. 

Vom Gewerbeaufsiditsaml München-Stadt wurden 
regelmäßige Vorträge über Fragen der Unfallverhü- 
tung an Münchener Volksschulen gehalten, um das 
Sicherheitsbewußtsein der Schüler zu wecken. 

Die Gewerbeaufsicht des Landes Nord rhein- West- 
falen veranstaltete im Zusammenhang mit dem Kon- 
greß für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin im Herbst 
1971 in Düsseldorf eine Sicherheitspartie für Schü- 
ler und eine Sonderausslellung „Sicherheit spielend 
lernen". Im Berichtsjahr bereitete das Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen außerdem Sicherheits-Mini- 
Quiz-Sendungen über Fragen der häuslichen Sicher- 
heit vor, die das Zweite Deutsche Fernsehen aus- 
strahlen wird. In den Jahren 1970 und 1971 hatte 
das Fernsehen bereits 17 von der Gewerbeaufsicht 
des Landes betreute Femsehspots gesendet. 

Einige der obersten Arbeitsbehörden der Länder er- 
stellen und verteilen Aufklärungsmaterial zur häus- 
lichen Sicherheit. Seit 1967 hat allein das Ministe- 
rium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Lan- 


des Nordrhein-Westfalen über 4,5 Millionen Druck- 
schriften, 150 000 Plakate, 500 000 Faltblätter und 
5 000 für Kindergärten und kinderreiche Familien 
bestimmte Spielkisten Innerhalb des Landes verteilt. 
Im Berichtsjahr wurde der Einkaufsführer „Sicher- 
heit mitgekauft", Heft 1, in einer Auflage von 
500 000 Exemplaren verteilt. 

Das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung hat eine farbige, bebilderte Broschüre 
mit dem Titel „Sicherheit im Heim und in der Frei- 
zeit" herausgebracht, die auf den Standesämtern 
ausgehändigt wird. An den hauswirtschafllichen 
Schulen Bayerns wird im Auftrag des Staatsmini- 
steriums die Richtlinie „Häusliche Sicherheit" der 
Aktion „Das Sichere Haus" verteilt. Außerdem 
w'urde im Jahre 197! mit den Vorarbeiten für einen 
Film mit dem Titel „Unfallverhütung am Arbeits- 
platz. im Haushalt, bei Sport und Spiel" begonnen. 
Der Film ist in der Zwischenzeit fertiggestellt wor- 
den. 

Der Senator für Arbeit und Soziales Berlin verteilte 
eine Broschüre über elektrische Gefahren im Haus- 
halt. 

Im Auftrag des Niedersächsischen Sozialministe- 
riums wurden im Berichtsjahr Vorbereitungen für 
die Ausgabe einer Schrift über häusliche Sicherheit 
in 100 000 Exemplaren an junge Ehepaare getroffen. 
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport 
des Landes Rheinland-Pfalz kaufte im Berichtsjahr 
über 30 000 Exemplare des vom Ministerium für 
.Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord- 
rhein-Westfalen herausgegebenen Sicherheitslexi- 
kons für junge Haushalte und verteilte diese über 
die Standesämter an junge Ehepaare. 

Einen nützlichen Beitrag für die Unfallverhütung 
in der Freizeit leistet das dem Bayerischen Staats- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung unter- 
stellte Bayerische Landesinstitut für Arbeitsschutz, 
ln der Abteilung für LTnfallverhütung im Haushalt 
des Instituts werden auf Wunsch Skibindungen auf 
einem Skibindungseinstellgerat richtig eingestellt. 

10.4 Tätigkeit privater Organisationen 
10.4.1 Aktion „Das Sichere Haut** 

Die Aktion „Das Sichere Haus" in München hat in 
den letzten Jahren zahlreiche Aktivitäten auf dem 
Gebiet der häuslichen Sicherheit entwickelt. Sie be- 
teiligten sich mit Aufklärungsmaterial und eigenen 
Maßnahmen an fast allen größeren Veranstaltungen 
der Gewerbeaufsicht. So führte die Aktion „Das 
Sichere Haus" in den Jahren 1970 und 1971 im 
Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums für Ar- 
beit und Sozialordnung in Hauswirlschaftsschulen 
die Aufklärungsveranstaltungen mit Sicherheits- 
quizspiel durch, um vor allem die künftigen Haus- 
frauen mit den Problemen der Sicherheit Ln Haus- 
halt und Freizeit in unterhaltsamer Weise bekann- 
zumachen. Im Zusammenwirken mit den Schulen 
startete die Aktion 1971 — wieder in Verbindung 
mit dem Bayerischen Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung — einen Wettbewerb an Mün- 
chener Schulen „Sicherheit im häuslichen Bereich". 
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Bei diesem Wettbewerb sollten die Sdiüler einen 
Testbeleg mit sidierheitstechnisdien Fragen ausfiil- 
len und zum Thema eine Zeidmung oder ein Uii- 
fallverhütungsplakat fertigen. Eine Jury aus Sidier- 
heitsfadileuten und Pädagogen prämiierte die be- 
sten Arbeiten mit Geldpreisen. 

Im Auftrag des Landes Nordrhein-WestJalen führte 
die Aktion „Das Sichere Haus" 1970 in Siegen eine 
Aufklärungs Veranstaltung mit Quizspiel durch, zu 
der Besudrerinnen aus den Jiöheren Klassen der 
Haiiswirtschaftssdnilen und Hauptschulen eingela- 
den waren. 

Es wäre sehr zu wünschen, daß die Aktion ^Das 
Sichere Haus" auch in anderen Bundesländern mit 
ähnlichen Schülerwettbewerben tätig werden könnte, 
ln ihrer regelmäßig in einer Auflage von über 
100 000 Exemplaren erscheinenden Zeitschrift „Das 
Sidiexe Haus" wirbt die Aktion in allen Kreisen der 
Bevölkerung für mehr Sicherheit im häuslichen Be- 
reidi. Bevorzugt wird die Zeitschrift an den Schulen 
ausgeliefert, um von dort den Weg in die Haus- 
halte zu nehmen. Die Richtlinie „Häusliche Sicher- 
heit", die von der Aktion ansgearbeltet worden ist, 
wurde auch weiterhin in größerem Umfang verteilt. 
Die Wandersdiau der Aktion „Das Sichere Haus“ 
wurde 1970 und 1971 in acht deutsdien Großstädten 
ausgestelil. Außerdem wurden Dia^Serien, Filme 
und Tonbildschauen an Schulen, Verbände, Betriebe 
und Ausstellungen ausgegeben. 

In einer breit angelegten bundesweiten Unfallver- 
hütungsaktion unter dem Motto „Öbor elftausend 
Tote klagen die über mehrere Zeitschriften lief, 
wurde die Bevölkerung zur Mitarbeit bei der Be- 
kämpfung der Unfdllgefahren im häuslichen Bereich 
aufgemfen. Gleichzeitig wurde in großer Auflage 
©in Sicherheitstestbogen verteilt. 

Im Frühjahr 1971 richtete die Aktion „Das Sidiere 
Haus" einen Public Relations Service ein, der dazu 
dienen soll, wöchentlich 150 Hauptredaktionen der 
Tagespresse und 50 Redaktionen von Funk, Fern- 
sehen und Presseagenturen mit Kurzinfonnationen 
über häusLidie Unfälle und Möglichkeiten zur Un- 
fallbekämpfujig zu bedienen. Außerdem soll die 
gesamte Tagespresse, ausgewählte Zeitsdhriften- 
gruppen, Rundfunk und Fernsehen mit GrundmaLe- 
rial in Form von Unfallstatistiken, Testergebnissen 
usw. für eigenständige Unfallverhütungsbeiträgc 
der Redaktionen beliefert werden. Schließlich hat 
der Service die Aufgabe, sämtliche in Pressever* 
öffenllichimgen erwähnten häuslichen Unfälle mit 
schwerwiegendem Ausgang in den Dokumentations- 
dienst der Zeitschrift „Das Sichere Haus“ aufzu- 
nehmen. 

Der Aktion „Das Sichere Baus" ist cs in den letzten 
Jahren gelungen, mit ihren Maßnahmen immer brei- 
tere Bevölkerungsk reise, insbesondere aber die 
Jugend, anzuspredien. 

10.4.2 Arbeitsgemeinschaft „Sicherheit in Heim 
und Freizeit“ 

Die Arbeitsgeraeinsdiaft „Sicherheit in Heim und , 
FreizeiU* (jetzt Arbeitsgemainschaft für „Sicherheit i 
in Schule, Heim und Freizeit") in Wiesbaden hat | 


im Jahre 1970 die Unfall verbütungsbrosdiüre 
„Zwölf von vielleidit tausend Fällen“ herausgege- 
ben. Mil dieser Broschüre soll die Bevölkerung auf 
die Gefahren, die bei häuslichen Arbeiten und in der 
Freizeit auftreten, hingewLesen und zu sicherem 
Verhalten veranlaßt werden, Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung hat die Brosdiüre mil- 
finanziert. Die Broschüre rietet sich an die Haus- 
halte des gesamten Bundesgebietes. Die Verteilung 
erfolgte über interessierte Organisationen und Be- 
hörden, So wurden die Landesverbände des Deut- 
schen Hausfrauenbundes, die Hauptsicherheitsinge- 
nieure großer Betriebe, die Aktion «Das Sichere 
Haus” und Konsumgenossenschaften und Waren- 
hausgesellschaften eingeschaltet, um eine möglidist 
breite Streuung der Broisdiüre zu erreichen. 

!m Jahre 1971 hat sich die Arbeitsgemeinschaft ver- 
stärkt der häuslichen Sidierheit bei den ausländi- 
schen Arbeitnehmern angenommen. Unter dem Titel 
„Sicher leben audi im Heim" wurde mit finanzieller 
Unterstützung des Bundesminislers für Arbeit und 
Sozialordnung in einer Auflage von über 100 000 
Exemplaren aine bebilderte Broschüre in Deutsch 
und fünf Fremdsprachen verteilt. Sie verfolgte das 
Ziel, die ausländiischen Arbeitnehmer und deren 
Familienangehörige auf die Gefahren bei häuslichen 
Arbeiten hinzuweisen. Die Verteilung der Brosdiüre 
erfolgte mit Hilfe der Bemlsgenossensdiafien. 

10.4,3 Arbeitsgruppe „Schule und häuslicher Bereich“ der 
BundesarbeltsgemelnEchaft für Arbeitssicherhell 

Bei der Bundesarbeitsgemeinschaft für Arbeitssicher- 
heit trat im Dezember 1971 eine Arbeitsgruppe 
, Schule und häuslicher Bereich" zusaminen. In die- 
ser Arbeitsgruppe sind die Gewerbeaufsicht (Bay- 
ern, Nordrhem-Westfolen), die Unfallversicherungs- 
träger, Organisationen, die sidi mit der UnJallver- 
hütung befassen, das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung und die Bundesanstalt für Ar- 
beitsschutz und Unfallforschung vertreten. Anliegen 
der Arbeitsgruppe ist es, das Unfallgesdiehen im 
häuslichen Bereich zu analysieren und Ansatz- 
punkte für die UnJaliverhütungsarbeil aufzuzeigen. 
Im einzelnen will die Arbeitsgruppe anregen, för- 
dern und koordinieren: 

“ Unterrichtung über Vorschriften zur Vermeidung 
von Unfällen, z. B. das Gesetz über technische 
Arbeitsmittel, die Verordnung über gefährlidie 
Arbeitsstoffe, die Vorschriften der Träger der 
gesetzliclien Unfallversichening 

— Ermittlung und Analyse der UnfalJgefahren in 
der Sdiule, im häuslidiea Bereich und in der 
Freizeit, z, B. durch statistische Erhebungen, Er- 
mittlung und Analyse von Unfallsdiwerpunkten, 
Auswertung von Unfalluntersudiungen und 
Durchführung von Forschungsarbeiten 

— Umsetzung der Erkenntnisse über Unfallverhü- 
tung und Unfallgoschohcn in die Praxis für Schu- 
len und Kindergärten, z. B. durch Integration der 
Unfallverhütung in den Lehrstoff, Unterriditshil- 
Fen für Pädagogen in Sdiulen und Kindergärten, 
Information der Träger von Schulen und Kinder- 
gärten über sicherheitsgerechte Gestaltung von 
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Gebärden, Einriditungsgegenständen und Ge* 
Täten 

— Vorsdiläge für das Vorsdiriftenwesen 

— Uffentlidikeitsarbeit, 7 ,, B, durdi Fernsehen und 
Hörfunk, Filnir Tonbild, Bild und Plakat, Presse 
und Veröffeatlidiungen für bestimmte Zielgrup- 
pen. Sicherheits Wettbewerbe 

— Beobaditungen der Wirksamkeit von Unfallver- 
hüt uo g s m aBn ahra en 

Die Arbeitsgruppe hat sidi als vorrangige Aufgabe 
gestellt, die Unfallverhütung in den Schulen zu ver- 
bessern und hier die Arbeit der UnfallversJthe- 
nmgsträgor zu unterstützen. Erste Kontakte zur 
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder 
wurden in diesem Zusammenhang aufgenommen 
und sollen weiter vertieft werden mit dem Ziel, die 
Unfallverhütung stärker in den Sdiulunterridit zu 
integrieren. 

Außerdem w-ill die Arbeitsgruppe die maimigfa lü- 
gen Maßnahmen zur Unfallverhütung im hauslidien 
Bereidi koordinieren. Ein Erfolg wurde bereits er- 
hielt. indem zwischen der Aktion „Das Sichere Haus" 
und der Arbeitsgemeinschaft „Sicherheit m Heim 
und Freizeit" eine Abgrenzung ihrer Arbeitsberei- 
che vereinbart werden konnte. Die Aktion „Das 
Sichere Haus" wird sich in Zukunft verstärkt den 
Bereldien Haushalt und Freizeit zuwenden, wäh> 
rend die Arbeitsgemeinsdiafl * Sicherheit in Heim 
und Freizeit" in erster Linie den sdinlisdien Be- 
reich mit ihren Maßnahmen erfassen will. Beide 
Organisationen sind übereingekommen, in Zukunft 
eng zu sammenzu arbeiten und ihre Maßnahmen auf- 
einander abzustimmen. 

10 A4 La ndesarbeitB kreise für Arbeltsslch erhalt 

Der in Niedersadisen eingerichtete Landesarbeits- 
kreis für Arbeitssicherheit äußerte sich auch im 
Berichtsjahr zu Fragen über das sicherheilsgerechte 
Verhalten im hauslidien Bereich. Vom Arbeitskreis 
erstellte Exposes für Femsehspots mit praktischen 
Vorschlägen zur Unfallverb ütung im häuslichen Be- 
reich wurden von den Femsehanstalten mehrfach 
gesendet. Entsprechende Rundfunksendungen wur- 
den von den Rundfunkanstalten des Landes über- 
nommen. Der Landesarbeitskreis hat weiter einen 
Femsprechansagedienst eingerichtet, der ln be- 
stimmten Abständen Auskünfte über Themen der 
häuslichen Sidierheil gibt. Das Sozialministerium 
des Landes Niedersadisen arbeitet im Landesarbeits- 
kreis für Arbeilssicherhcit intensiv mit. 

ln Schleswig-Holstein wurde im Berichtszeitraum 
ein Landesarbeitskreis für Unfallschutz gegründet, 
der von der Gewerbeaufsidit mitgetragen wird. 
Auch dieser Arbeitskreis soll sich mn mehr Sidier- 
heit im häusludien Bereidi bemühen. Als Beitrag 
zur Unlallverhütimg in Schule, Kindergarten, Heim 
und Freizeit wird der Arbeitskreis zunächst Infor- 
maüonsmaterial an junge Haushalte verteilen. 

10A5 Deutscher NormenausachuB — FachnormenausschuB 
Feinmechanik und Optik 

Der Fachnormenausschuß Feinmechanik und Optik 
im Deutschen Normenaussdiuß hat 1971 in einem 


Unteraussdiuß „Sicherheitstechnik" des Arbeilsaus- 
Schusses „Lehr-, Lern- und Ausbildungsmitter die 
Arbeiten an drei Normenvorlagen zur schulischen 
Sicherheit aufgenommen. Es handelt sich um die 

— Normvorlage „Sidierheilsgeredites Gestalten 

von Lehr-, Lern- und Ausbildungsmitteln — All- 
gemeine Grundanforderungen“, 

— Normvorlage „Sicherheitsgeredites Gestalten 

und Einriditen von Unt e rri dl ts räumen — Allge- 

meine Grundanforderungen", 

— Normvorlage „Sicherheitsgerechtes Gestalten 

von Lehr-, Lern- und AusbiJdungsmitteln — All- 
gemeine Grundanforderungen für elektrische Ge- 
räte"- 

lin Unterausschuß Sicherheitstechnik arbeiten Ver- 
treter der Herstellen der Verwender von sdiuli sehen 
Geräten und Einrichtungen an allgemeinbildenden 
und beruflichen Schulen, der Schulaufsichtsbeliörden, 
der Unfallversicberüngsträger,, der Gewerbeaufsicht 
und der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfall* 
forschung mit. 


10.5 Tätigkeit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung 

Das Bundesinstitut für Arbeitssdiutz {jetzt Bundes- 
anstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung) hat 
sich im Beriditsjahr in die Unfallverhütung im häus- 
lichen Bereidi mit allen daraus resultierenden Auf- 
gaben eingeschaltet. Aufklärend wandte sich das 
Institut mit der 1971 neu auf gebauten Informations- 
schau „Sicherheit in Heim und Freizeit" an breite 
Bevölkerungssdiichten* Die fahrbare Ausstellung 
wurde 1971 bei 19 Einsätzen von etwa 30 000 Per- 
sonen besucht. 

Bei der Generaldirektion. Soziale Angelegenheiten 
der Kommission der Europälscheu Gemeinsdiaflen 
vertrat das Bundesinstitut für Arbeltsschntz die 
deutschen Interessen in einem Gremium, das sich 
mit der Verwendung von Filmen und Tonbild- 
schauen im Dienst der Unfallverhütung befaßte. 
U. a. wurden auch Filme für den Bereich Heim und 
Freizeit diskutiert. 

1970 wurden dem Bundesinstitut für Arbeitssdiutz 
erstmals Etatmittel in Höhe von 600 000 DM zur 
Förderung der Unfallforschung zur Verfügung ge- 
stellt. 150 000 DM von dieser Summe wurden zweck- 
gebunden für Forschungsvorhaben im häuslichen Be- 
reich eingesetzt. 1 971 machte der Förderungsbei- 
trag für den häuslichen Bereich 200 000 DM bei For- 
sdiungsinitteln von 800 000 DM aus. Uber die ein- 
zelnen Forschungsvorhaben zur Verbesserung der 
UnfaUsituation im häuslichen Bereich, die auf Initia- 
tive und unter Mitwirkung des Bundesinstituts für 
Arbeitsschutz durdi geführt wurden oder noch lau- 
fen, wird an anderer Stelle im Zusammenhang mit 
der Unfallforschung berichtet (s. Abschnitt VL 2.2, 
S. 174 fL). 

Auf Veranlassung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozlölordnung sind bei der neuen Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Unfallforschung Vorarbeiten 
für ein Projekt angelaufenj durch das bisher feh- 
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lende Siche rheilsmaÖBahmen für den Bau von Kin- 
dergärten und Kinderspielplätzen entwickel werden 
sollen* 

Die Bundesanstalt für Arbeitssdiutz und ünfallfor- 
schung wird außerdein alleUf die sich mit der Ver- 
besserung des Sdiutzes gegen Unfälle im häuslichen 
Bereich befassen, Hilden bei der Auswahl der je- 
weils zwedcmäßigsten und wirkungsvollsten Unfall- 
verbütungsmdßoahmen liefern* 


10*6 Ausblick 

Es kann davon ausgegangen werden, daß die bis- 
her eingeleiteten Maßnahmen zur Unfallverhütung 
im häusUdien Bereich das Interesse der angespro- 
dienen Bevölkerungskreise geweckt haben und eine 
Verbesserung des Sicherheitsbewußtseins bewirken* 
So kann z. B, bereits heute festgestellt werden, daß 
die auf das Maschinensdiutzgesetz zurückgehenden 
Sicherheitszeichen für handhabungssichere Geräte 
im häuslichen Bereich beim Kaufangebot und bei der 
Kaufentscheidung zunehmend eine Rolle spielen. 
Das zeigen u* a, die Warenangebote in den Katalo- 
gen der großen Versandhäuser, die bei zahlreichen 
Haushalts- und Freizeitgeräten mit der sicherheits- 
tedinisdieu Prüfung nach dem Gesetz über techni- 
sdie Arbeitsmittel werben* Die starke Beteiligung 
der Bevölkerung an den AufklämngsakUonen der 
Gewerbeaufsidit der Länder und der Aktion ,,Das 
Sichere Maus** zeigt, daß die Bereitschaft vorhanden 
ist, mehr für die häusJidie Sicherheit zu tun. 

Allein diese Erkenntnis reicht als Erfolgskontrolle 
der Unfallverhütungsmaßnahmen nicht aus. Viel- 
mehr ist es erforderlich, endlich Klarheit darüber 
zu bekommen, wie viele Unfälle sidi wo und auf 
Grund welcher Ursachen ereignen. Voraussetzung 
dafür Ist eine transparente Unfallstatistik, die es 
ermög licht, die Unfalldaten analytisch aufzuberei- 
ten und die Unfall Schwerpunkte ln den Bereichen 
Haushalt und Freizeit feslzustellen. Die Auswirkun- 
gen der Unfallverhütung müssen meßbar werden* 

Parallel dazu muß die Unfalllforsdiung vorangelrie- 
ben werden. Aufgabe der Forschung muß es sein, 
die Unfallursadien herauszukristalUsieren, und 
Wege zu weisen, wo mit welchen Mitteln gezielt 
und wirkungsvoll angesetzt werden muß* Eine Op- 
timierung aller Unfal]verhütungsmaßnah.men im 
häuslichen Bereich auf Grund einer aussagefähigen 
Statistik und einer praxisbezogenen Unfallforsdiung 
ist anzustreben* 

Neben der Forderung nach einer aussagefähigen 
Unfallstatistik Im Bereich Haushalt und Freizeit, die 
auf Grund der im Abschnitt L 6, Seite 53 näher 
erläuterten UnLersuciiung an die Universität Bochum 
erreicht werden soll, und einer praxisbezogenen Un- 
falLforschung erscheint es dringend geboten, die 
Koordinierung der Unfallverhütungsmaßnahmen der 
staatlichen Gewerbeaufsicht, der Unfallversiche- 
mngsträger und der übrigen privaten Organisatio- 
nen im häuslichen Bereich zu verbessern. Der be- 
reits unter den Ländern eingeleitete Austausch von 
Aufklärungsmaterial sollte fortgesetzt und auch auf 
die übrigen Kreise, die Unfallverhütung im häus- 


lichen Bereich betreiben, ausgedehnt werden* Eine 
Abstimmung der einzelnen Vorhaben, sei es in Form 
von Informationsmitteln, Aufklärungsveranstaltun- 
gen oder Unfallverhütungsaküonen, ist notwendig, 
damit die vorhandenen Möglidikelten und Mittel 
optimal ausgesdiöpft und eingesetzt werden. In die- 
sem Zusammenhang sollte die Stellung der von 
allen mit der Unfallverhütung im häuslichen Be- 
reich befaßten Kreise getragenen Arbeitsgruppe 
„Schule und häuslicher Bereich*' der Bundesarheils- 
gemeinschaft für Arbeitssictierheit gestärkt werden. 
Diese Arbeitsgruppe scheint von der Zusammenset- 
zung her für Koordiniemngsaufgaben besonders ge- 
eignet. 

Die vorhandenen Redits Vorschriften müssen voll 
ausgeschöpft werden* 

Hier ist besonders an das Gesetz über Unfallver- 
sicherung für Schüler, Studenten sowie Kinder in 
Kindergärten zu denken. Die statistischen Voraus- 
setzungen für eine gezielte Unfallverhütung in den 
Schulen und Kindergärten liegen vor. Jetzt muß es 
gelingen, die Schulbehörden und Schulträger ver- 
stärkt in die Sicherheitsbemühungen einzuschalten. 
Dann müßte es möglldi sein, mit der Unfallverhü- 
tung an den Schulen, wie bereits im gewerblichen 
Bereich, der Landwirtschaft und im Bereich der 
ElgenunfallversidiGTung voranzukommen. 

Lm Zusammenhang mit dem Gesetz über technische 
Arbeitsmittel sind die Bemühungen um ein einheit- 
liches Sicherheitskennzeichen für geprüfte tech- 
nische Arbeitsmittel zu verstärken (s. Abschnitt 
V, 8.2, S. 166). 

Der eingeschlagene Weg in dem Bemühen um mehr 
Sicherheit im häuslichen Bereich erscheint erfolgver- 
sprechend* 


11 Internationale Zusammenarbeit 

11*1 Harmonisierung des technischen Rechts In den 
Europäischen Gemeinschaften 

Die Arbeiten im Zusammenhang mit dem vom Rat 
der Europäischen Gemeinschaften (EG) ara 28, März 
1969 beschlossenen .Allgememen Programm zur Be- 
seitigung der technischen Hemmnisse im Warenver- 
kehr, die steh aus Unterschieden in den Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten erge- 
ben“ sind fortgesetzt worden* Bei den Harmonisie- 
rungsvorhaben, die den ledmisthen Arbeitssdiutz 
betreffen, sind gegenüber dem im Unfallverhütungs- 
bericht der Bundesregierung für die Jahre 1968/69 
(Drucksache Wl970, S. 80) wiedergegebenen Stand 
inzwischen Fortschritte erzielt worden. Bei einigen 
Richtlinien haben sich die Beratungen durch die Ver- 
handlungen mil den beitrittswilUgen Ländern ver- 
zögert. Im Berichtszeitraum wurden bei den EG 
18 RidilLinien zur Angleidiung der Redits- und Ver- 
waltungsvorsdiriften der Mitgliedstaaten bearbeitet: 

(1) Technische Sicherheitsmaßriahmen beim Bau und 
Betrieb von Ölfernleitungen (Zeitplan: l. Phase). 

Die Kommission hat den RichÜinienentwurf am 
5. August 1968 dem Rat der EG zugeleiteC. Nadidero 
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der Entwurf im Ausschuß der «Ständigen Vertreter“ 
geprüft worden ist, werden die Arbeiten im Rat z. Z. 
niÄt fortgesetzt. Es wird erwogen, eine gemeinsame 
Werkstoff-Richtlinie über öl- und Gasfernleitungen 
zu erarbeiten. 

(2) Elektrische Betriebsmittel zur Verwendung in, 
nerhalb bestimmter Spannungsgrenzen (Zeit- 
plan: 1. Phase). 

Der von der Kommission dem Rat der EG am 12. Juni 
1968 vorgelegte Riditlinienentwurf ist nochmals von 
der Gruppe «Wirtschaftsfragen“ des Rates erörtert 
worden. Die Richtlinie ist inzwischen vom Rat be- 
schlossen worden. 

(3) Betriebserlaubnis für landwirtschaftliche Zug- 
maschinen auf Rädern — Rahmenrichtlinie — 
(Zeitplan: 2. Phase). 

Die Richtlinie ist inzwischen vom Rat beschlossen 
worden. 

(4) Bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit imd die 
Ladepritschen von landwirtschaftlichen Zugma- 
schinen auf Rädern — Einzelrichtlinie — (Zeit- 
plan: 2. Phase). 

Die Richtlinie ist inzwischen vom Rat beschlossen 
w'orden. 

(5) Gewisse Merkmale und Ausrüstungen von land- 
wirtschaftlidien Zugmaschinen auf Rädern (Fah- 
rersitze, Beifahrersitze, Umsturzschutzvorrich- 
tungen, usw.) — Einzelrichtlinien — (Zeitplan: 

2. Phase). 

Die Riditlinienvorschläge werden in einer Arbeits- 
gruppe der Kommission beraten. 

(6) Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung ge- 
fährlicher Zubereitungen — Lösemittel — (Zeit- 
plan: 3. Phase), 

Die Kommission hat den Richtlinienentwurf am 
12. Januar 1972 dem Rat der EG zugeleitet. Die Richt- 
linie ist inzwischen vom Rat beschlossen worden. 

(7) Elektrische Betriebsmittel zur Verwendung in 
explosibler Atmosphäre (Zeitplan: 3. Phase). 

Die Kommission hat den Richtlinienvorschlag im Ok- 
tober 1970 dem Rat der EG zugeleitet. Er ist in der 
Gruppe «Wirtschaftsfragen“ des Rates wiederholt 
beraten worden. Strittig ist insbesondere das Pro- 
blem der Verweisung auf Normen. 

(8) Technische Sicherheitsmaßnahmen beim Bau 
und Betrieb von Gasfernleitungen (Zeitplan: 

3. Phase). 

Der Entwurf wurde in der Arbeitsgruppe «Gasfern- 
leitungen“ der Kommission beraten. Seit Januar 1970 
ist die Arbeitsgruppe nicht mehr zusammengetreten. 
Z. Z. wird erwogen, eine gemeinsame Werkstoff- 
Richtlinie für Öl- und Gasfernleitungen zu erarbei- 
ten Is. Nr. (1)|. 


(9) Bescheinigungen und Kennzeichnungen für 
Drahtseile, Ketten und Haken (Zeitplan: 
3. Phase). 

Die Kommission hat den Richtlinienvorschlag dem 
Rat der EG zugeleitet. Er ist in der Gruppe «Wirt- 
schaftsfragen“ des Rates abschließend behandelt 
und inzwischen vom Rat beschlossen worden. 

(10) Druckbehälter — Rahmenrichtlinien — (Zeitplan: 
3. Phase). 

Der Richtlinienentwurf wird in der Arbeitsgruppe 
«Druckbehälter“ der Kommission beraten. Er soll 
Anfang des Jahres 1973 dem Rat zugeleitet werden. 

(11) Geschweißte Gasflaschen — Einzelrichtlinie — 
(Zeitplan: 3. Phase). 

Der Richtlinienentwurf ist seit dem Jahre 1969 nicht 
mehr in der Arbeitsgruppe «Druckbehälter“ der 
Kommission beraten worden. 

(12) Nahtlose Gasflaschen aus Stahl — Einzelricht- 
linie — (Zeitplan: 3. Phase). 

Der Richtlinienentwurf wird in der Arbeitsgruppe 
«Druckbehälter“ der Kommission beraten. Er soll ge- 
meinsam mit der Rahmenrichtlinie über Druckbehäl- 
ter dem Rat zugeleitet werden, 

(13) Schleifkörper und Schleifmaschinen. 

Der Richtlinienentwurf wird in der Arbeitsgruppe 
«Schleifkörper und Schleifmaschinen“ der Kommis- 
sion beraten. Seit Juni 1970 ist die Arbeitsgruppe 
nicht mehr zusammengetreten. 

(14) Aerosolpackungen. 

Der Entwurf ist in einer Arbeitsgruppe der Kom- 
mission beraten worden. Er soll Anfang des Jahres 
1973 dem Rat der EG zugcleitet werden. 

(15) Änderung der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 
1967 für die Einstufung, Verpackung und Kenn- 
zeichnung gefährlicher Stoffe. 

Der Richtlinienvorschlag ist abschließend in der 
Gruppe «Wirtsdiaftsfragen“ des Rates behandelt und 
inzwischen vom Rat beschlossen worden. 

(16) Elektromedizinische Geräte (Zeitplan: 3. Phase). 

Die Kommission hat einen Vorenty."urf erarbeitet, 
der in einer Arbeitsgruppe der Kommission beraten 
wird. 

(17) Elektroradiologische Geräte (Zeitplan: 3. Phase). 

Die Kommission hat einen Vorentwurf erarbeitet, 
der in einer Arbeitsgruppe der Kommission beraten 
wird. 

(18) Nichtelektrische Heiz-, Koch- und Warmwasser- 
bereilungsgeräte (Zeitplan: 3. Phase). 

Der Richtlinienentwurf wird in der Arbeitsgruppe 
der Kommission beraten. 
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11^ Sondergruppe ^Betriebssicherheit und Arbeits- 
hygiene in der Landwirtschaft bei der Kom- 
mission der Europäischen Genieinschaften 

Die gemischte Sondergruppe aus Vertretern des 
^Paritätisdien Ausschusses für die sozialen Pro- 
bleme der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer“ und 
des ^Beratenden Ausschusses für die sozialen Pro- 
bleme der landwirtschaftlichen Unternehmer* hatte 
im Mai 1971 in Paris eine Sitzung mit Regierungs- 
sachverstandigen und Vertretern der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften und im September 
1971 eine Sitzung in Perugia-Italien im Rahmen einer 
internationalen Ausstellung von landwirtschaftUthen 
Maschinen und eines Kolloquiums über die Arbeits- 
sicherheit. 

Die Sondergruppe bemüht sich um eine enge Zu- 
sammenarbeit mit allen zwischenstaatlichen Orga- 
nisationen, die Sicherheilsvorschriften auf dem 
Agrarsektor aufstellen bzw. harmonisieren. Sie for- 
dert eine verstärkte Beteiligung der Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerv’ertreter an diesen Maßnahmen. 
Im Rahmen eines Aktionsprogramms schlägt sie für 
den Bereich der landwirt.schaftlichcn Maschinen vor: 
Die Ausarbeitung von sicherheitstechnischen Daten- 
blättern, die Aktualisierung der nationalen Sicher- 
heitsvorschriften, die Harmonisierung der Sicher- 
heitsvorschriften auf Gemeinschaftsebene sowie die 
Information und Ausbildung der Benutzer von land- 
wirtschaftlichen Maschinen. 

11^ Europarat 

Der Unterausschuß Betriebssidierheit und Arbeits- 
hygiene (technische Fragen) des Sozialausschusses 
(Tcilabkommen) trat im Berichtszeitraum zweimal zu 
Tagungen zusammen, und zwar im Frühjahr 1971 in 
Brussel und im Herbst 1971 in Paris. Er beschäftigte 
sich mit der Ausarbeitung von Empfehlungen für 
Sicherheitsvorschnften für den Bau und die Ver- 
wendung von Holzsägemaschinen, Kunststoffspritz- 
gußmaschinen und Metallpressen. Der Unteraus- 
schuß verabschiedele ferner einen Bericht über Pro- 
bleme auf dem Gebiet der Konstruktion, des Ver- 
kaufs und der Vermietung von Maschinen, Geräten 
und Anlagen, die den Sicherheitsvorschriflen ent- 
sprechen. An Hand von Berichten über technische 
Neuerungen und bemerkensw’erte Unfälle unter- 
nahm der Unterausschuß erstmalig eine sorgfältige 
Prüfung, ob eine früher von Ihm ausgearbeitele 
Empfehlung (Sicherheitsvorschriften für den Bau 
und die Verwendung von Gerbereimaschinen), der 
technischen Entwicklung und den neuesten Erfah- 
rungen noch entspricht oder geändert werden muß; 
dieser Prüfung werden künftig alle Empfehlungen 
des Unterausschusses in zweijährigen Abständen 
unterzogen. 

Der Unterausschuß Betriebssicherheit und Arbeits- 
hygiene (chemische Fragen) des Sozialausschusses 
(Teilabkommen) hatte im Herbst 1971 in Wien 
seine 19. Tagung. Der Unterausschuß beschäftigte 
sich mit den Gefahren von Chlorkohlenwasserstof- 
fen und mit Fragen der Kennzeichnung gefährlicher 
Stoffe (z. B. Angleichung der Kennzeichnungsvor- 


schriflen des sogenannten «Gelben Buches“ an an- 
dere internationale Kennzeichnungsvorschriften). 
Die Empfehlungen des Sozialausschusses auf diesem 
Gebiet dienen als Vorlagen für Übereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation und für Richt- 
linien der Europäischen Gemeinschaften. 

1 1 .4 Internationale Arbeitsorganisation 

Vom 7. bis 27. Juni 1971 fand in Genf die 56. Inter- 
nationale Arbeitskonferenz stall. 

Für den Arbeitsschutz wesentlich war die Verab- 
schiedung des Übereinkommens 136 und der Emp- 
fehlung 144 über den Schutz vor den durch Benzol 
verursachten Vergiftungsgefahren. 

Bei der Behandlung der Dokumente für das Über- 
einkommen und die Empfehlung waren folgende 
Fragen umstritten; 

Die Bezeichnung der chemischen Substanz Benzol, 
die Höhe des prozentualen Anteils des Benzols in 
benzolhaltigen Stoffen, die Einbeziehung der Ben- 
zolhomologen und -derivate in den Anwendungs- 
bereich des Übereinkommens und der Empfehlung 
und die vorgesehenen besonderen Schutzvorschrif- 
ten für Frauen. 

Die zulässige Begrenzung des Benzolgehalts wurde 
auf l Volumprozent festgesetzt und entspricht damit 
den in den meisten Ländern getroffenen Regelungen. 
Die ßenzolhomologen und -derivate wurden nicht 
in die Regelung embezogen. Besondere Schutzvor- 
schriften für Frauen — ausgenommen schwangere 
und stillende Arbeitnehmerinnen — wurden abge- 
lehnt, da wissenschaftliche Erkenntnisse über eine 
besondere Gefährdung der Frauen nicht vorliegen. 
Das Übereinkommen enthält ferner die Verpflich- 
tung des Unternehmers, die Benzolkonzentration 
in der Raumluft am Arbeitsplatz unter der 
Höchstgrenze von 25 ppm (Teilen pro Million) oder 
BOmg'm* zu halten. Die in der Bundesrepublik 
verbindlichen MAK-Werte liegen weil darunter. 
Eine besondere Bedeutung in dem Übereinkommen 
kommt den ärztlichen Untersuchungen der Arbeit- 
nehmer zu. 


11.5 Organisation für wirtschaftllciie Zusammen- 
arbeit und Entwicklung (OECD) 

Die Arbeitsgruppe «Normverfahren für die Prüfung 
von landwirtschaftlichen Zugmaschinen* und die 
Arbeitsgruppe für die Harmonisierung der natio- 
nalen Sicherheilsvorschriften für landwirtschaftliche 
Zugmaschinen und andere Landmaschinen des Land- 
wirtschaftsausschusses der OECD hielten im Be- 
richtszeitraum je zwei Sitzungen ab. 

Es wurden Prüfmethoden für Umsturzschutzvorrich- 
tungen von Ackerschleppern beraten und eine Ar- 
beilsunterlage für die Harmonisierung von Anforde- 
rungen, die hinsichtlich der sicherheitstechnischen 
I Gestaltung von Landmaschinen erhoben werden 
I müssen, erstellt 
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12 Neue Arbeftsschutnorschrlften, Unfall* 
vertlütungsvorsdiriften und Richtlinien 

^ Allgememe Verwaltungsvorschrift zu § 6 der Ver- 
ordnung über brennbare Flüssigkeiten vom 
^ 2 . Mai 1970 (Bundesanzeiger Nn 92 vom 22. Mal 
1970) 

In der Verwallungsvorschrift wird festgelegt, daß 
die nadi Landesreciit zuständigen Behörden die all- 
gemeinen Anforderungen nadi § 6 der Verordnung 
über brennbare Flüssigkeiten als erfüllt anzusehen 
haben, wenn die Anlagen zur Lagerung, Abfüllung 
oder Beförderung brennbarer Flüssigkeiten den vom 
Deutschen Ausschuß für brennbare Flüssigkeiten 
aufgestellten und vom Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung im Bundesarbeitsblalt, Faditeil 
Arbeitsschutz, veröffentlichten Regeln entsprechen, 

^ Verordnung über di© Ericbtung und den Betrieb 
von Anlagen zur Lagerung, Abfüllung und Beför- 
derung brennbarer Flüssigkeiten zu Lande (Ver- 
ordnung über brennbare Flüssigkeiten-VbF) In 
der Fassung vom 5. Juni 1970 (BGSI. l S. 669) 

In der Neufassung sind die Vorschriften der ur- 
sprünglichen Verordnung vom 18- Februar 1960 und 
der Technischen Verordnung über brennbare Flüs- 
sigkeiten (TVbF) vom 10, September 1964 mit den 
zugehörigen Anhängen I und II zusammengefaßt 
worden. Gleichzeitig wurde die Konzeption des Vor- 
schriftenwerkes dem in den letzten Jahren vom 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnüng ent- 
wickelten und erstmals mit der Dampfkesselverord- 
nung verwirklichten System angepaßt. Danach wer- 
den lediglich die Sicherheitsmaßsläbe sowie die Re- 
gelungen, die grundsätzliche Bedeutung haben und 
dem technischen Fortsdihtt nur in geringem Maße 
unterliegen, in verbindlidier VerordnungsEorm über- 
nommen, Die umfangreichen Verwaltungsvorschrif- 
ten sind in die Tedinisdien Regeln für brennbare 
Flüssigkeiten (TRbF) überführt worden. 

^ Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Gesetz 
über technische Arbeitsmittel vom 27. Oktober 
1970 (Burtdesanzerger Nr, 205 vom 3. November 
1970} 

Die Allgemeine Verwaltungsvor schritt enthält für 
Behörden, die das Gesetz durdizuführen haben, die 
notwendigen Informationen und Verfahrensregeln, 

^ Grundsätze über die Anerkennung und Durch- 
führung von Lehrgängen für die Ausführung von 
Sprengarbeiten nach den §§ 46 bis 51 der 
2, Durchführungsverordnung zum Sprengstoffge- 
setz vom 12, Februar 1971 (Bundesarbeitsbiatt, 
Pachten Arbeitsschutz S. 113 und S. 225). 

Die im Interesse eines einheitlichen Vollzuges der 
§§ 48 ff. der 2. Durdiführungsverordnung zum 
Sprengstoff ge setz aufgestelUen Grundsätze ersetzen 
die bisher geltenden Ridillinien vom 17. August 
1963 (Bundesarbeitsbiatt, Fachteil Arbeitssdiutz 
S, 242). 


^ Richtlinie für die Lagerung ammoniumnitrathalti- 
ger Mehrnährstoffdünger vom 1, März 1971 (Bun- 
desarbeitsbiatt, Fachteil Arbeitsschutz S. 82). 

Die Richtlinie ergänzt die Verordnungen der Länder 
über die Lagerung von Ammoniumnitrat in Mischun- 
gen! sie soll in erster Linie den Explosionsgefahren 
Vorbeugen, die bei einer Zersetzung eintrelen kön- 
nen. 

^ Gesetz über Unfallversicherung für Schüler und 
Studenten sowie Kinder In Kindergärten vom 
16. März 1971 (BGBl. I S. 237) 

Durch das Gesetz sind die Bereiche Schule und Kin- 
dergärten voll in die gesetzliche Unfallversicherung 
eingegliedert. Den U nfallversi che nings trägem ist es 
dadurch zum ersten Male möglich, auch Maßnahmen 
zur Unfallverhütung auf diesen Bereich auszudehnen 
{s. Abschnitt 1.5, S. 50). 

^ Richtlinie über ärztliche Untersuchungen von 
Arbeitnehmern, die der Einwirkung von gesund- 
heitsgefährlichem mineralischen Staub ausgesetzt 
sind vom 23. März 1971 (Bundesarbeitsbiatt, Fach- 
teii Arbeitsschutz S. 106). 

Ziel der Richtlinie ist, die ärztlichen Untersuchungen 
zu vereinheitlichenr den Ärzten Hinweise für die Be- 
urteilung der jeweiligen Untersuchungsergebnisse 
zu geben und damit die Gesundheitsvorsorge für 
Silikose- bzw. asbestosegefahrdete Arbeitnehmer 
weiter zu verbessern. Mit der Bekanntgabe wurde 
den obersten Arbeitsbehörden der Länder empfoh- 
len, die Richtlinie für ihren Bereidi einzuführen. 

^ Aifgemeine Verwaltungsvorschrift zum Spreng- 
Stoffgesetz (VwvSprG) vom 19. Mai 1971 {Bundes- 
anzeiger Nr, 97 vom 27. Mai 1971) 

Durch die Verwaltungsvorsduift wird der einheit- 
lidie Vollzug des Sprengstoffgesetzes im gesamten 
Bundesgebiet sichergestelU. Es sind unter anderen 
auch diejenigen Rechtsvorschriften der Länder auf- 
geführt* die bis zum Erlaß der noch ausstehenden 
Rechts Verordnungen des Bundes fortgelten (z. B, La- 
gerung und Beförderung von Sprengstoffen), 

^ Kostenordnung für die Prüfung überwachungs- 
bedürftiger Anlagen vom 31. Juli 1970 (BGBl, I 
S.1162) 

Die Kostenordnung regelt einheitlich für die Tech- 
nischen Überwachungsorganisationen die Erhebung 
der Gebühren für Prüfungen an überwachungsbe- 
dürftigen Anlagen nach § 24 der Gewerbeordnung 
(z. B, Aufzüge, Acetylenan lagen, Dampfkesselanla- 
gen und Druckgasbehälter]. 

^ Verordnung über di© Anzeige von Sprengungen 
(5. DV Sprengstoffgesetz) vom 24, August 1971 
(BGBl. I S. 1407) 

Die Verordnung verpflichtet die für Sprengungen 
verantwortlichen Personen, vorgesehene Spreng- 
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arbeiten der zuständigen Autsiditsbehörde so redit- 
zeitig milzuteilen, daß diese die beigefügten Unter- 
lagen prüfen, eine Ortsbeslditigung vornehmen und 
die zum Schutz der Beschäftigten und der Allgemein- 
heit notwendigen Maßnahmen anordnen kann. Durch 
die Verordnung sind die entsprechenden Verordnun- 
gen der Länder abgelöst worden. 

^ Verordnung über gefährliche Arbeitsstoff© vom 
19. September 1971 (BGBl. I S. 1609) 

Durch die Verordnung sollen die Arbeitnehmer und 
die Allgemeinheit vor Gefahren brandfördemder, 
lelditentzündlicher, brennbarer, giftiger, gesund- 
heitsschädlicher ätzender und reizender Stoffe ge- 
schützt werden. Sie enthält Vorschriften, wie diese 
Stoffe verpackt und gekennzeichnet werden müssen 
und wie mit ihnen umzugehen ist. Umgangsbeschrän- 
kungen bis zu Verboten und die gesundheitliche 
Überwachung der Arbeitnehmer sind vorgeschrie- 
ben. Die Verordnung ist so konzipiert, daß sie lau- 
fend durch die Aufnahme neuer gefährlicher Arbeits- 
stoffe ergänzt werden kann. 

Mit der Verordnung ist die Richtlinie der Euro- 
päischen Gemeinschaften für die Einstufung, Ver- 
packung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe vom 
27. Juni 1967 in nationales Recht umgeselzt worden. 

^ Verordnung über die Beschäftigung von Frauen 
auf Fahrzeugen vom 12, Dezember 1971 (BGBl. I 
S. 1957) 

Die Verordnung ersetzt das bisher geltende gene- 
relle Beschäftigungsverbot für Frauen als Fahrerin- 
nen von Schienenbahnen, Omnibussen und Last- 
kraftwagen. Frauen haben nimmehr die Möglichkeit, 
als Fahrerinnen tätig zu sein, wenn in einer ärzt- 
lichen Llntersuchung feslgestellt wird, daß gesund- 
heitliche Bedenken gegen diese Tätigkeit nicht be- 
stehen. 

^ Liste der Werte über maximale Arbeitsplatz-Kon- 
zentrationen (MAK-Werte 1971). Bekanntmachung 
vom 5, August 1971 (Bundesarbeitsblatt. Fachtell 
Arbeitsschutz S. 250). 

Die jährlich neu bearbeitete Liste der MAK-Werte 
enthält die von der Komrhission zur Prüfung gesund- 
heitsschädlicher Arbeitsstoffe der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft empfohlenen maximalen Ar- 
beitsplatzkonzentrationen. 

^ Verzeichnisse der Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schrift zum Gesetz über technische Arbeitsmittel 
(Bundesarbeitsblatt. Fachteil Arbeitsschutz 1971 
S. 351). 

Nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrifl sind 
die Standards und Richtlinien, in denen die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik und die Regeln der 
Sicherheitstechnik festgelegt sind, sowie die Prüf- 
stellen für technische Arbeitsmittel mit ihren Auf- 
gabenbereichen im Bundesarbeilsblatt, Fachteil Ar- 
beitsschutz, bezeichnet worden. 


^ Technische Regeln 

a) für Acetylenanlagen und Calciumkarbidlager 
(TRAG) 

b) für brennbare Flüssigkeiten (TRbF) 

c) für Dampfkessel (TRD) 

Zu der Acetylenverordnung, der Verordnung über 
brennbare Flüssigkeiten und der Dampfkesselver- 
ordnung sind Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
(AW) erlassen worden. Nach diesen AW werden 
die Anforderungen, die die Verordnungen an die 
jeweiligen Anlagen stellen, von den nach Landes- 
recht zuständigen Behörden als erfüllt angesehen, 
wenn die Anlagen, Anlagenteile, Mittel und Verfah- 
ren den Technischen Regeln entsprechen. Die Tech- 
nischen Regeln werden vom Deutschen Acetylen- 
ausschuß, vom Deutschen Ausschuß für brennbare 
Flüssigkeiten und vom Deutschen Dampfkesselaus- 
schuß aufgestellt und vom Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung im Bundesarbeitsblatl, Fachteil 
Arbeitsschutz, veröffentlicht. Im Berichtszeitraum 
sind bekanntgemacht worden: 

Bundesarbeitsblatt. Fachteil Arbeitsschutz 

TRAG: 1970 S. 245 1 1971 S. 227 

TRbF: 1970 S. 334; 1971 S. 17, 19, 147, 258, 304 

TRD: 1970 S. 48. 122, 168, 233; 1971 S. 16, 108, 184. 

270. 

^ Richtlinien der Träger der Unfallversicherung 

Im Berichtszeitraum haben die gewerblichen Berufs- 
genossenschaften die 

— Richtlinien zur Vermeidung von Zündgefahren 
infolge elektroslatistischer Aufladungen, 

— Richtlinien für Schußapparate und Eintreibgeräte 
für gewerbliche Zwecke 

als überarbeitete Neufassungen herausgegeben. Da- 
neben wurden die neuen 

— Richtlinien für Flüssigkeitsslrahier, 

— Richtlinien für Kühleinrichlungen, 

— Richtlinien für Verpackungsmaschinen, 

— Richtlinien für das Feuerverzinken, 

— Richtlinien für Geräte und Anlagen zur Regal- 
bedienung, 

— Richtlinien für Maschinen zur Be- und Verarbei- 
tung von Kunststoffen (ausgenommen Kunststoff- 
Sprilzgießmaschinen), 

— Richtlinien für die Verhütung von Ertrinkungs- 
unfällen, 

— Richtlinien für Regale und Schränke, 

— Richtlinien für Abtraggeräte der Baustoff-Indu- 
strie, 

— Richtlinien für die Verwendung von Flüssiggas 
bekanntgemacht. 

^ Musterentwürfe von Unfallverhütungsvorschriften 

In den Jahren 1970 und 1971 erteilte der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung für Muster- 
entwürfe von Unfallverhütungsvorschriften der ge- 
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werblichen Berufsgenossensdiaften grundsatzlidie 
Genehmigungen : 

VBG 28 — Hochöfen und Gichtgasleitungen 

VBG 89 — Arbeiten an elektnschen Freilei- 

tungs-, Mast- und Kabelanlagen 
VBG 7 z — Schleudennaschinen (Zentrifugen 
und Separatoren) 

VBG 107 b — Maschinenanlagen auf Wasserfahr- 
zeugen und schwimmenden Geräten 
VBG 47 a — Schacht- und Drehrohröfen 
VBG 46 — Sprengarbeiten 

VBG 7 X — Walzwerke 

VBG 29 — Stahlwerke 

VBG 112 — Silos und Bunker 

Diese neuen Vorschriften lösen die durch den tech- 
nischen Fortschritt überholten Bestimmungen ab 
und regeln zum Teil die Materie völlig neu. So ist 
2 . B. die Unfallverhütungsvorschrift Stahlwerke neu 
konzipiert und der Geltungsbereich erweitert wor- 
den; dadurch konnten die durch den derzeitigen 
Stand der Technik überholten Unfallverhülungsvor- 
schriften Marlinstahlwerke und Elektrostahlwerke 
außer Kraft gesetzt werden. 

Um die Unfallverhütungsvorschriften Taucherarbei- 
ten und Druckbehälter dem Stand der Sicherheits- 
technik anzupassen, wurde Nachträgen zu diesen 
Vorschriften grundsätzlich zugestimmt. 


Für den Bereich der landwirtschaftlichen Berufsge- 
nossenschaften wurde vom Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung die grundsätzliche Geneh- 
migung einer Unfallverhütungsvorschrift Spreng- 
arbeiten erteilt. Der Wortlaut entspricht dem Text, 
der für den gewerblichen Bereich bindend ist. Damit 
ist sichergeslelll, daß die gleiche Materie in den ver- 
schiedenen Versicherungsbereichen gleichartig ge- 
regelt ist. 

Auch für den Bereich der Eigenunfallversicherung 
sind die Unfallverhütungsvorschriften Sprengarbei- 
ten, Schleudennaschinen (Zentrifugen und Separa- 
toren) sowie Leitern und Tritte in der den gewerb- 
lichen Berufsgenossenschalten vorgenehmigten Fas- 
sung genehmigt worden. Im Interesse der Rechts- 
sicherheit ist hierbei Wert auf gleichen Wortlaut 
gelegt worden. Darüber hinaus wurde dem Muster- 
entwurf einer Unfallverhütungsvorschrift Feuerweh- 
ren, den die Gemeindeunfallversichenmgsverbände 
in Zusammenarbeit mit den Feuerwehrunfallkassen 
und dem deutschen Feuerwehrverband erarbeitet 
hatten, vom Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung grundsätzlich zugeslimml. Diese Unfall- 
verhütungsvorschrift enthält Bestimmungen über 
das Verhalten des aktiven Feuerwehrpersonals bei 
der Ausbildung, bei Übungen und im Einsatz, über 
die Überwachung und Instandhaltung der Einsatz- 
geräte sowie über die Beschaffenheit der Schutzaus- 
rüstungen, Geräte und Fahrzeuge. 
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IV. Das Unfallgeschehen und die Unfallverhütung bei den 
ausländischen Arbeitnehmern 


1 In der Bundesrepublik Deutschland beschäf- 
tigte ausländische Arbeitnehmer und Ver- 
teilung auf die Wirtschaftszweige 

Im Jahre 1971 waren 2 128 408 ausländische Arbeit- 
nehmer in der Bundesrepublik beschäftigt (Durch- 
schnittszahl). Die Zunahme der Zahl der ausländi- 
schen Arbeitnehmer seit 1967 hat si(h fortgesetzt, 
Im Berichtsjahr wurde der höchste Beschäftigungs- 
stand, seitdem überhaupt Ausländer in der Bundes- 
republik arbeiten, errei^t (s. Schaubild 48). 

Die Arbeitnehmer aus den fünf Ländern Griechen- 
land, Italien, Jugoslawien, Spanien und Türkei stel- 
len 80 V. H. aller ausländischen Beschäftigten. Im 
Schaubild 49 ist dargestellt, wie sich die Zahl der 
Angehörigen dieser fünf Nationen seit 1964 ent- 
wickelt hat. Die höchste Beschäftigtenzahl verzeich- 
neten 1971 die Jugoslawen. Allein 21,1 v. H. aller 
ausländischen Arbeitnehmer entfielen auf diese Na- 
tionalität. An zweiter Stelle stehen die Türken 
(19,6 V. H.), gefolgt von den Italienern (18,4 v. H.). 
Die stärkste Zunahme der Beschäftigtenzahl in der 
Bundesrepublik ist seil 1968 bei den Jugoslawen 
und Türken festzustellen. 

Die meisten ausländischen Arbeitnehmer sind in 
der gewerblichen Wirtschaft beschäftigt. An führen- 
der Stelle stehen die Elsen- und Metallindustrie, 
das verarbeitende Gewerbe und das Baugewerbe. 
Im Bereich der Eigenunfallversicherung arbeiten 
mehr ausländische Arbeitnehmer als in der Land- ' 
Wirtschaft. Der Anteil der einzelnen Nationalitäten- 
gruppen in den einzelnen Branchen schwankt (s. 
Schaubild 50). 

Aufgrund dieser Verteilung ist das größte Kontin- 
gent der ausländischen Arbeitnehmer bei den ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften versichert. 1970 
waren es rund 95 v. H. der insgesamt 1 806 800 im 
Jahresdurchschnitt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer. 


Das Unfallgeschehen bei den ausländischen Arbeit- 
nehmern wird mithin durch die Verhältnisse in der 
gewerblichen Wirtschaft bestimmt. Die dort ermit- 
telten absoluten und relativen Unfallzahlen ergeben 
ein repräsentatives Bild der Sdtuation. 


Schaubild 48 

Ausländische Arbeitnehmer 
in def Bundesrepublik Deutschland 
seit 1954 
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Schaubltd 49 


Die zahJenmäBIg stäiicstert Gruppen ausländischer Arbeitnehmer seit 1959 
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Schaubild 50 


Ausländische Arbeitnehmer nach Wirtschaftszweigen und 
ausgewählten Staatsangehörigkeiten 

(Stand: Ende Juni 1970) 



I I übrige auslandiKhe Arbeitnehmer 


Türken 


iW— RI Spanier 


] Arbeitnehmer in Tausend 


Italiener 


Griechen 


I Jugodawen 


2 Arbettsunfälle und Wegeunfälle 

Im Bereich der gewerblichen Wirtschaft liegen für 
die ausländischen Arbeitnehmer erst die Unfallzah- 
len für das Jahr 1970 vor. Für 1971 sind bisher nur 
in Einzelbereichen Zahlen bekaimtgeworden. Der 
Grund für die Verzögerung bei der statistischen 
Auswertung der Ausländerunfälle ist darin zu 
suchen, daß die Nationalität des Verletzten in der 
allgemeinen Unfallstatistik der gewerblichen Be- 
rufsgenossenschaften ndcht erfaßt wird. Die Zahl 
der Ausländerunfälle ist nur durch eine nachträgliche 
Sondererhebung zu erhalten. Der Hauptverband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften hat für 1970 


eine solche Sondererhebung der Unfälle ausländi- 
scher Arbeitnehmer in der gewerblichem Wirtschaft 
durchführen lassen. Danach entfielen auf 1 714 349 
im Jahresdurchschnitt 1970 bei den gewerblichen 
Berufsgenossenschaften versicherte ausländische Ar- 
beitnehmer 

376 247 angezeigte Arbeitsunfälle 

und 

19 202 angezeigte Wegeunfälle. 

Die absolute Zahl der angezeigten Arbedtsunfälle 
ist, bedingt durch die Zunahme der Zahl der aus- 
ländischen Arbeitnehmer in der Bundesrepublik, 
in den letzten Jahren stark angestiegen. Der Zu- 
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wadis der Arbeitsunfälle seit 1968 beträgt rund 
94,5 V. H, bei einer Zunahme der in der gewerb- 
iidien Wirtschaft besdiaftigten ausländischen Arbeit* 
nehnier von rund 81 v. H. Die Zahl aller angezeig* 
ten Wegeunfälle nahm seil 1968 mn rund 80 v, H, zu 
(s- Schaubild 51). 

Bei der Auswertung der Ausländerunfälle sind die 
sogenannten Dienstwegeunfälle den WegeunfäUen 
zugesdilagen worden. Da die Zahl der Dlenstwege- 
uniälle nicht besonders ausgewiesen wird, ist der 
Bezug zu den Angaben über die Arbeits- und Wege- 
Unfälle in Abschnitt I. 2 und 3 dieses Berichts nicht 
möglich. Das ist zu bedauern, zumal die Dienst- 
wegeunfälle, die sich auf dienstlichen Wegen wäh- 
rend der Arbeitszeit ereignen, echte Arbeitsunfälle 
sind mit dem einzigen Unterschied, daß sich die 
ArbeUslelstung aus dem Betrieb in den Straßenver- 
kehr verlagert hat 

Dennoch ist durch die Sonde re rhebung ein Vergleich 
des Unfallgeschehens bei den ausländischen und bei 
den deulsdien Arbeitnehmem möglich, da für beide 
Gruppen die gleiche Ausgangssituation bestehti bei 
den Arbeitsunf allen handelt es sich um reine Be- 
triebsunfälle. während sich bei den WegeunfäUen 
durch die Hinzunahme der Dienstwegeunfälle der 
Einfluß des Straßenverkehrs stärker auswirkt. 

Der Vergleich der Häufigkeit der angezeigten Ar- 
befisunfälle je 1 000 Versicherte bei den ausländi- 
schen und deutschen Beschäftigten ergibt für die 
Ausländer insgesamt eine Unfallhäufigkeit von 219, 
für die Deutschen eine Häufigkeit von 87 angezeig- 


Schaubild 51 

Angezeigte Arbeitsunfälle (ohne Dienstwegeun^ 
fälle) und angezeigte Wegeunfälle (einschlieS- 
lieh Dlenstwegeunfälle) der ausländischen 
Arbeitnehmer In der gewerblichen Wirtschaft 
In den Jahren 1964 bis 1970 

Unfilli 



len Arbeitsunfällen je 1 000 Versicherte (s. Schau- 
bild 52). Um eine FehÜnterpretation des für die 
ausländischen Arbeilnehmer ungünstigen Verhält- 
nisses auszusdiallen, muß an dieser Stelle mit Nach- 
druck festgestellt werden, daß es sich bei den aus- 
länciischen Arbeitnehmem in der Regel um ange- 
lernte und häufig als Hilfskräfte eingesetzte Per- 
sonen handelt, während sich bei der relativ niedri- 
gen Unfallhäufigkeit der deutschen Arbejlnehmer 
die gesamte Beschäftigungsskala vom Angestellten 
in verantwortungsvoller Position* über die Büro- 
kraft* den Meister* den gelernten Facharbeiter bis 
hin zur Hilfskraft auswirkt. Der Anteil der Per- 
sonen mit geringem Unfallrisiko ist mithin bei den 
deutschen Besdiaftigten erheblich höher als bei den 
ausländischen Arbeitnehmern anzusetzen. Es ist z. B. 
aus dem Eisen- und Meiallberelch bekannt, daß bei 
deutschen Arbeitnehmern, die als angelerate Kräfte 
oder Hilfskräfte eingesetzt sind* eine überdurch- 
sdinilllidie Unfallhäufigkeit zu verzeichnen ist'). 
Würden allein che in kaufmännischen Bereichen und 
im Verwaltungsbereich beschäftigten deutschen Ar- 
beitnehmer nicht berücksichtigt, so würde die Un- 
faUhäufigkeit der übrigen deutschen Arbeitnehmer 
in der Eisen- und Metallindustrie um 16 bis 25 v. H. 
steigen. Das Verhältnis der UnfaÜhäufigkeiten zwi- 
schen deutschen und auslänciischen Arbeitnehmem 
würde dann für die angezeigten Arbeitsimfälle nur 
noch etwa 1 : 1,7 betragen. 

Ein Vergleich der Unfallhäufigkeit der ausländi- 
sdien und der deutschen Arbeitnehmer sollte des- 
halb nur vorgenommen werden* wenn die Bedin- 
gungen am Arbeitsplatz sowie die beruflichen und 
wohl auch die altersmäßigen Voraussetzungen der 
dort beschäftigten Arbeitnehmer einander entspre- 
chen. Uber so eng begrenzte Bereiche sind kaum 
statistische Unterlagen zu erhalten. Soweit es mög- 
lich war* wird in diesem Bericht versucht* die Un- 
fallhäufigkeiten der deutschen und ausländischen 
Arbeitnehmer bei gleichwertigen Tätigkeiten mit- 
einander zu vergleichen. 

Für den Gesamtbereich der gewerblichen Wirtschaft 
— also ohne eine Differenzierung — ergeben sich 
für die fünf Nationalitätengruppen als Unfallhäufig- 
keiten: 



angezeigte 
Arbeits- 
unlälie 
je iOOO 
Versicherte 

Ver- 
änderung 
1969 auf 
1970 

V. H. 

Griechen 

204 

+ 0,5 

Italiener ............. 

229 

- 3.4 

Jugoslawen 

223 

- 4,1 

Spanier 

205 

+3,5 

Türken 

276 

-3,2 

Ausländer insgesamt , 

219 

”1,3 


*) Verwallungsberidit 19?0 der Nordwestlidben Eisen- 
und Stahl-Berufsgenossensdiaft 
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Schaubild 52 


Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälie (ohne 
Dienstwegeunfälle) fe 1000 Versicherte bei den 
ausländischen und deutschen Arbeitnehmern 
in der gewerblichen Wirtschaft 
In den Jahren 1964 bis 1970 


Arbsitt- 

uhföll« 

1000 

Varsichtrts 



Die Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälie aller 
ausländischen Arbeitnehmer je 1 000 Versicherte 
ist von 1969 auf 1970 um 1*3 v. H* zurücfcgegangen. 
Aus der Entwicklung der Unfallhäufigkeiten der fünf 
Nationalitätengruppeo lassen sich verschiedene 
Schlüsse ziehen; 

1* Zwischen den einzelnen NaÜonalitälengruppen 
bestehen zwar Unterschiede, aber eine Anglei- 
chung der Unfallhäufigkeiten ist festzuslellen. 
Ohne die türkischen Arbeitnehmer beträgt 1970 
der Abstand zwischen der Nationalität mit der 
hödisten (Italiener) und der geringsten (Grie- 
chen) Unfallhäufigkeit 25, während 1969 die Dif- 
ferenz noch 39 Unfälle je I 000 Versicherte aus- 
machte, Audi bei einer Einbeziehung der Unfall- 
häufigkeit der türkischen Arbeitnehmer ist diese 
Entwicklung noch zu erkennen. 1970 lag die 
Differenz zwischen der hödisten (Türken) und 
der niedrigsten (Griechen) Unfallhäufigkeit bei 
den fünf Nationalitätengruppen bei 72 angezeig- 
ten Arbeitsunf allen je 1 000 Versidierte, wäh- 
reng sie sich 1969 noch auf 87 Arbeitsanfälle je 
1 000 Versicherte belief. 


2. Die Unfallhäufigkeit bei den drei zahlenmäßig 
stärksten Nationalitätengruppen entwickelte sich 
rüdtiäufig, 

3. Die Unfallhäufigkeit der deutschen und auslän- 
dischen Arbeitnehmer insgesamt liegt nur um 1 1 
Arbeitsanfälle je 1 000 Versicherte hoher als die 
der deutschen, d. h, die Unfallhäufigkeit aller 
Arbeitnehmer verschlechtert sich durch die Zu- 
nahme der Unfälle der ausländischen Arbeit- 
nehmer nur um 12,6v, die 2,5mal so hohe 
Unfallhäufigkeit der ausländischen Arbeitnehmer 
wirkt sich nicht in dem Maße auf die gesamte 
Unfallsituation aus, wie zunächst angenommen 
werden könnte. Die Begründung ist darin zu 
suchen, daß die ausländischen Arbeitnehmer 1970 
erst 9,4 v,H, aller in der gewerblichen Wirt- 
schaft versicherten Personen stellten. 

Die Häufigkeit der tödlichen Arbeitsunfälle der in 
der gewerblichen Wirtschaft beschäftigten auslän- 
dischen Arbeitnehmer betrug 1971 1,3 tödliche Ar- 
beitsunfälle je 10 000 Versicherte und bei den deut- 
schen Arbeitnehmern 1,1 tödliche Arbeitsunfälle je 
1 0 000 Versicherte, 

Während der Wert für die deutschen Arbeitnehmer 
in den beiden Vorjahren konstant geblieben ist, hat 
er sich für die ausländisdien Arbeitnehmer seit 1967 
von 2,4 über 1,9 (1968), 1,5 (1969) auf 1,3 tödliche 
Arbeitsunfälle je 10 000 Versicherte im Jahre 1970 
verringert (s. Schaubild 53). Die höchste Unfall- 
häufigkeil bei den tödlichen Arbeitsunf allen haben 
die türkischen Arbeitnehmer mit 1,4 tödlichen Ar- 
beilsunf allen je 10 000 Versicherte zu verzeichnen. 
Die griechischen Arbeitnehmer liegen mit 0,7 am 


Sc:haubild 53 


Häufigkeit der tödlichen Arbeitsunfälle (ohne 
Dienstwegeunfälle) je 10 000 Versicherte bei den 
ausländischen und deutschen Arbeitnehmern 
In der gewerblichen Wirtschaft 
In den Jahren 1964 bis 1970 
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Schaubild 54 

Häufigkeit der tödiichen Arbeitsunfäiie (ohne 
Dienstwegeunfäiie) |e 10 000 Versicherte bei den 
ausiändischen und deutschen Arbeitnehmern in 
der gewerbiichen Wirtschaft im Jahre 1970 
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günstigsten und unterbieten die Unfallhäufigkeil 
der deutschen Arbeitnehmer (s. Schaubild 54). 

Bel den Wegeunfällen ist die Situation für die aus- 
ländischen Arbeitnehmer in der gewerblichen Wirt- 
schaft günstiger als für die deutschen Arbeitnehmer. 
1970 wurde für die ausländischen Arbeitnehmer eine 
Unfallhäufigkeit von 11,2 angezeigle Wegeunfälle 
je 1 000 Versicherte und für die deutschen Arbeit- 
nehmer von 12,3 angezeigten Wegeunfällen je l 000 
Versicherte ermittelt (s. Schaubild 55). Zwar hat die 
Häufigkeit der angezeigten Wegeunfälle bei den 
ausländischen Arbeitnehmern von 1969 auf 1970 
um 5,5 V. H. zugenommen, bei den deutschen Ar- 
beitnehmern war die Zunahme Jedoch erheblidi 
stärker, nämlidi 15 v. H. 

Auch die Häufigkeit der tödlichen Wegeunfälle liegt 
bei den ausländischen Arbeitnehmern günstiger als 
bei den deutschen Arbeitnehmern. Sie betrug 1970 
bei den Ausländem 0,7 tödliche Wegeunfälle je 
10 000 Versicherte und bei den deutschen l.l töd- 
liche Wegeunfälle je 10 000 Versicherte. 

Der Wert für die Unfallhäufigkeit der Wegeunfälle 
ist bei den ausländischen Arbeitnehmern gegenüber 
1969 konstant geblieben. Wie 1969 handelt es sich 
um den günstigsten Wert, der seit 1964 erreicht 
wurde. 


Schaubild 55 


3 Arbeitsunfäiie in Elnzelberelchen 


Häufigkeit der angezeigten Wegeunfälle (ein- 
schlieBlich Dienstwegeunfälle) Je 10 000 Versi- 
cherte und Häufigkeit der tödlichen Wegeunfälle 
je 10 000 Versicherte bei den ausländischen und 
deutschen Arbeitnehmern In der gewerblichen 
Wirtschaft in den Jahren 1964 bis 1970 
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Neben den Unfallzahlen für den Gesamtbereich der 
gewerblichen Wirtschaft liegen Angaben für die 
Eisen- und Metallindustrie, die chemische Industrie 
und das Baugewerbe vor. Im Schaubild 56 ist die 
Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle je I 000 
Versicherte für die fünf Nationalitäten mit den 
höchsten Beschäftigtenzahlen dargestelll. Die Unfall- 
zahlen für den Metall- und Baubereich stammen aus 
dem J^lhre 1970, für den Chemiebereich aus dem 
Jahre 1971. Zum Vergleich sind auch die Unfall- 
häufigkeiten der einzelnen Nationalitäten auf den 
Gesamtbereich der gewerblichen Wirtschaft in das 
Schaubiid eingetragen. 

Es wurde bereits erläutert, worauf die im Verhält- 
nis zu den ausländischen Arbeitnehmern relativ nie- 
drige Unfallhäufigkeit der deutschen Arbeitnehmer 
zurückzuführen ist (s. S. 144). Der Vergleich der Un- 
fallhäufigkeit der Nationalitätengruppen unterein- 
ander ergibt für die türkischen Beschäftigten die un- 
günstigsten Werte. Eine Untersuchung erscheint 
dringend geboten, um festzustellen, worauf die re- 
lativ hohe Unfallquote gerade der türkischen Arbeit- 
nehmer in den drei Wirtschaftszweigen zurückzu- 
führen ist. 

Außer für diese drei Branchen liegen Untersuchun- 
gen von gewerblichen Berufsgenossenschaften über 
die Unfallhäufigkeit der einzelnen Nationaliläten- 
gruppen in ihrem Bereich vor. Für die Maschinenbau- 
und KJeineisenindustrie-Berufsgenossenschaft, die 
Nordwestliche Eisen- und Stahl-Berufsgenossen- 
schafl und die Tiefbau-Berufsgenossenschaft ergeben 
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sich für die einzelnen Nationalitäten als Unfall- 
häufigkeit: 



angezeigte Arbeitsunfäiie 
je 1000 Versicherte 

Maschinen- 
bau- und 
Kleineisen- 
industrie- 
BG 
(1971) 

Nordwest- 

liche 

Eisen- 

Stahl-BG 

(1971) 

Tiefbau- 

BG 

(1970) 

Griechen 

236 

194 

363 

Italiener 

285 

164 

282 

Jugoslawen . . 

282 

257 

279 

Spanier 

254 

218 

264 

Türken 

225 

286 

361 

Deutsche .... 

171 

144 

286 


Bei zwei der Berufsgenossenschaften ist die Unfall- 
häufigkeit der türkischen Arbeitnehmer nicht mehr 
die ungünstigste der fünf Gruppen. Im Bereich der 
Maschinenbau- und Kleineisenindustrie-Berufsge- 
nossenschaft liegt die Unfallhäufigkeit der Türken 
sogar am niedrigsten im Vergleich zu den übrigen 


Schaubild 56 


Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle Je 
1000 Versicherte bei den ausländischen und 
deutschen Arbeitnehmern in der gesamten 
gewerblichen Wirtschaft, in der Metallindustrie, 
In der chemischen Industrie und Im Baugewerbe 
im Jahre 1970 
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Schaubild 57 


Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfäiie Je 
1000 Versicherte bei den ausiändischen und 
deutschen Arbeitnehmern der StraBenreinigung 
in Gemeinden über 10000 Einwohner 
im Jahre 1971 
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Nationalitäten. Bemerkenswert ist weiter, daß im 
Tiefbau die spanischen, jugoslawischen und italieni- 
schen Arbeitnehmer eine niedrigere Unfallhäufig- 
keit verzeichnen als die deutschen Arbeitnehmer. 

Vergleichbare Arbeitsplätze für ausländische und 
deutsche Arbeitnehmer können bei der Straßenreini- 
gung der Müllabfuhr in Gemeinden mit mehr als 
10 000 Einwohnern unterstellt werden. In derartigen 
Gemeinden besteht weniger die Möglichkeit, daß 
die bei der Gemeinde beschäftigten Arbeitnehmer 
außer in der Straßenreinigung und Müllabfuhr noch 
in anderen Arbeitsbereichen mit möglicherweise un- 
terschiedlichem Unfallrisiko (z. B. Bauhof, Kanalisa- 
tion, Gartenbau) eingesetzt werden. Für den Bereich 
der Straßenreinigung und der Müllabfuhr fällt auf, 
daß die Spanier weniger Arbeitsunfälle je 1 000 Ver- 
sicherte als die deutschen Arbeitnehmer haben und 
auch hier nicht die Türken die höchste Unfallhäufig- 
keit aufweisen (s. Schaubild 57 u. 58). 

Für mehrere metallverarbeitende Betriebe mit glei- 
cher Produktion wurde die Unfallhäufigkeit der dort 
eingesetzten drei Nationalitätengruppen und der 
deutschen Arbeitnehmer ermittelt. Es handelt sich 
hier nur um Lohnempfänger, also keine Angestell- 
ten; der Aussagewert der Ergebnisse erhöht sich da- 
durch. Im Gegensatz zum Gesamtbereich der Metall- 
industrie fällt auf, daß die Unfallhäufigkeit der 
einzelnen Gruppen nur geringfügig voneinander ab- 
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Schaubild 58 

Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälie Je 
1000 Versicherte bei den ausiändischen und 
deutschen Arbeitnehmern der Müiiabfuhr In den 
Gemeinden über 10000 Einwohner 
im Jahre 1971 
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weichen (s. Schaubild 59). Auch die Differenz der 
Unfallhäufigkeit bei den deutschen und bei den 
ausländischen Arbeilnehmem ist weniger stark aus- 
geprägt, Beim Betrieb mit der niedrigsten durch- 
schnilllichen Unfallhäufigkeit haben sich die ange- 
zeigten Arbeitsunfälie je l 000 Beschäftigte bei den 
deutschen und ausländischen Arbeitnehmern noch 
stärker einander angeglichen. Die Unfallhäuflgkeit 
der einzelnen Ausländergruppen liegt erheblich 
unter den entsprechenden Durchschnittswerten der 
gesamten Metallindustrie und. was hier besonders 
feslzuhallen ist, sogar noch unter der durchschnitt- 
lichen Unfallhäufigkeit der deutschen Arbeitnehmer. 


Hier dürfte sich die Erkenntnis auswirken, daß die 
Unfallhäufigkeit der ausländischen Arbeitnehmer 
um so niedriger ist, je weniger Nationalitäten in 
einem Betrieb beschäftigt werden. Hinzu kommt, daß 
es sich um Werke mit gut ausgebaulen Arbeits- 
schutzorganisationen handelt, in denen im übrigen 
die Unfallverhütungsmaßnahmen in den Arbeitsab- 
lauf integriert sind (vgl. Unfallverhülungsbericht 
bericht 1968/69 Drucksache Wl970, 5.92 ff.). 

In sieben Zweigwerken eines Großunternehmens der 
elektrotechnischen Industrie wurde 1971 die Unfall- 
häufigkeit der ausländischen und deutschen Arbeit- 
nehmer ermittelt: 



Arbeitsunfälie 
je 1000 Beschäftigte 

Ausländer | 

Deutsche 

Werk A 

187 

103 

B 

136 

71 

C 

50 

35 

D 

47 

39 

E 

27 

28 

F 

9 

ll 

G 

1 
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Auch hier zeigt es sich, daß es möglich ist, die Un- 
fallhäufigkeil der ausländischen Arbeitnehmer nied- 
rig, zum Teil sogar niedriger als bei den deutschen 
Arbeitnehmern zu hallen. 

Die Ermittlung und Darstellung der Unfallhäufig- 
keit der ausländischen Arbeitnehmer in engen Teil- 
bereichen macht deutlich, daß die Höhe der Unfall- 
häuflgkeit nicht an die Nationalität gebunden ist. 
Insofern kann die bei der Betrachtung ganzer 
Wirtschaf Isbranchen für einzelne Nationalitäts- 
gruppen gefundene Unfallhäufigkeil nicht verall- 
gemeinert und auf Teilbereiche übertragen wer- 
den, Es zeigt sich sogar, daß die Unfallhäufigkeit 
bestimmter Gruppen von ausländischen Arbeitneh- 
mern in Teilbereichen niedriger als die der deut- 
schen Arbeitnehmer sein kann. Das weist darauf 
hin, daß bei vergleichbaren Arbeitsplätzen die Un- 
falihäufigkell der ausländischen Arbeitnehmer bei 
ähnlichen Voraussetzungen nicht ungünstiger als 
bei den deutschen Arbeitnehmern zu sein braucht. 
Die Untersuchung in dem genannten Großunter- 
nehmen der Elektroindustrie bestätigt diese These. 
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Schaubild 59 


Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle je 1000 Versicherte 
bei den ausländischen und deutschen Arbeitnehmern Im Jahre 1971 
in mehreren Betrieben der metallverarbeitenden Industrie 
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4 Einfluß der Aufenthaltszelt in der Bundes- 
republik Deutschland auf die Arbeitsunfälle 

Es hat sich gezeigt, daß sich neben anderen Ein- 
flüssen vor allem die Verweildauer der ausländi- 
schen Arbeitnehmer in der Bundesrepublik auf die 
Unfallhäufigkcit auswirkt. Ausländische Arbeitneh- 
mer, die ihre Tätigkeit in der Bundesrepublik erst 
eine kurze Zeit ausüben, sind besonders unfallge- 
fährdel. Wenn der Anteil der ausländischen Arbeit- 
nehmer mit kurzer Aufenthaltsdauer in der Bundes- 
republik wächst, ist zunächst mit einer Zunahme 
der Unfallhäufigkeil zu rechnen. Es besteht aller- 
dings die Möglichkeit, daß bei einem hohen Anteil 
der Ausländer mit längerer Verweildauer die durch 
die neu zugezogenen Ausländer hervorgerufene un- 
günstige Entwicklung der Unfallhäufigkeit der Aus- 
länder kompensiert werden kann. 

Für 1971 ergibt sich nach einer Untersuchung der 
Bundesanstalt für Arbeit die Situation, daß 33,5 v. H. 
ausländische Männer mit einer Verweildauer unter 
zwei Jahren 42,3 v. H. Männer mit einer Verw^eil- 
dauer von mehr als vier Jahren gegenüberstehen 
(s. Schaubild 60). Bei den ausländischen Frauen be- 
trägt das Verhältnis 36,5 v. H. : 25 v. H. Bei denl 


männlichen Arbeitnehmern sind sogar 35,2 v. H. 
länger als sieben Jahre im Land beschäftigt (Frauen: 
23 V. H.). Nach den bisherigen Erfahrungen kann da- 
mit gerechnet werden, daß sich dieses Übergewicht 
der ausländischen Arbeitnehmer mit einer längeren 
Verweildauer ln der Bundesrepublik positiv auf 
die Unfallhäufigkeit im Jahre 1971 auswirken wird. 
Die Unfallzahlen der Nordwestlichen Eisen- und 
Stahl-Berufsgenossenschaft für 1971 bestätigen diese 
Annahme: In den Betrieben der Eisen- und Metall- 
industrie, die Mitglieder dieser Berufsgenossen- 
schafl sind, nahm die Unfallhäufigkeit der auslän- 
dischen Arbeitnehmer gegenüber dem Vorjahr um 
6 V. H. auf 236 angezeigte Arbeitsunfalle je l 000 
Versicherte ab, wohingegen bei den deutschen Ar- 
beitnehmern ein leichter Anstieg der Unfallhäufig- 
kelt eintrat. 

In einem großen Unternehmen der deutschen Reifen- 
industrie wurde für zwei Zweigbetriebe seit 1965 
der Einfluß der neu eingestellten ausländischen Ar- 
beitnehmer auf das Unfallgeschehen verfolgt. Die 
Aufstellung zeigt die prozentualen Anteile der Aus- 
länder, die noch nicht ein Jahr im Betrieb sind, zur 
Gesamtbelegschaft und zu den Arbeilsunfällen der 
Gesamtbelegschaft. 
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Schaubild 60 I 

Anteil der ausländischen Arbeitnehmer nach der j 
Beschäftigungsdauer in der ^ 

Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1971 
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Es zeigt sidi, daß die Neulinge stärker am Unfall* 
geschehen beteiligt sind als ihrem Anteil an der Ge- 
samtbelegschaft entspricht. 

Betrachtet man nun den Anteil der deutschen und 
der ausländischen Arbeitnehmer, die bereits länger 
als ein Jahr in dem mit 2 50Ö Arbeitnehmern größe- 
ren Zweigwerk B beschäftigt sind, so zeigt sich, daß 
der Anteil sowohl der deutschen als auch der aus- 
ländischen Beschäftigten am Unfallgesdiehen Ihrem 
Anteil an der Gesamtbelegschaft entspricht bzw. so* 
gar darunter liegt. 
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Für das Werk A wurde ein ähnUthes Ergebnis er- 
mittelt. 

Als weiterer Schluß ergibt sich aus der Unter- 
suchung, daß in einem einhelüidi strukturierten Be- 
trieb mit einer gut ausgebauten Aibeitssitherheits- 
organisalion der Einfluß der ausländisdien Arbeit- 
nehmer mit längerer Verweildauer in der Bundes- 
republik am Unfallgesdiehen des Betriebs nicht 
I höher zu sein braucht als der Einfluß der deutschen 
Arbeitnehmer. Im Falle der Zweigwerke A und B 
wurden nämlich nur Lohnempfänger miteinander 
j verglichen* Die Angestelllen blieben unberüdcslch- 
Ügt, Zugunsten des Anteils der deutschen Arbeit- 
nehmer am Unfallgesdiehen wäre lediglich anzufüh- 
ren. daß deutsche Arbeitnehmer eher zu mehr über- 
wachenden und damit weniger Unfall trächtigen be- 
Lriebüdien Aufgaben herangezogen werden, Inso- 
fern erhält die Tatsache, daß der Anteil der auslän- 
disdien Arbeitnehmer am Unfallgeschehen ihrem 
Anteil an der Gesamtbelegschaft etwa entspridit, 
noch mehr Gewicht. 

Im Zusammenhang mit der St idiprobener Hebung 
' über Arbeils Unfälle (s* Abschnitt l* 2.5 S. 22) wurde 
für die gewerblichen Berufsgenossenschaften insge- 
samt und für sieben ausgewählte gewerbliche Be- 
ruf sgeaossensdiaften untersucht, welchen Anteil die 
fünf Nalionalitätengruppen mit den meisten Arbeit- 
nehmern in der Bundesrepublik am Unfallgeschehen 
bei den Unfallversicherungsliagem haben. Insbeson- 
dere interessierte hier die Situation bei den neu ein- 
gestellten Arbeitnehmern, weshalb das erste Ar- 
beitsjahi in einem deutschen Betrieb in drei Zeitab- 
^ schnitte unterteilt wurde (s. Schaubild 61). Mit Aus- 
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Schaubiid 61 

Verletzte ausländische Arbeitnehmer nach ausgewähtten Staatsangehörigkeiten 
und nach der Dauer der Beschäftigung am Arbeitsplatz Im Jahre 1971 
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nähme der Italiener, die bei fast allen Berufsgenos- | 
senschaflen in den ersten vier Wochen die meisten 
angezeigten Arbeitsunfälle auf weisen, überwiegen ^ 
bei den übrigen Nationalitäten die Unfälle, nachdem 
die Arbeitnehmer bereits vier oder mehr Wociien im I 
Land sind. Doch auch im Zeitraum von 12 bis 52 i 
Wochen seit Arbeitsaufnahme in der Bundesrepu- 
blik haben alle Nationalitälengruppen noch einen 
hohen Anteil am Unfallaufkommen. Die bei der Be- 
rufsgenossenschaft der chemisdien Industrie und der 
Textil- und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft ver- 
sicherten Griechen und die bei der Tiefbau-Berufs- 
genossenschafl versicherten Türken haben in diesem 
Zeitraum sogar einen höheren Anteil an den Unfäl- 
len als in den ersten zwölf Wochen. Erst nadi einem 
Jahr Betriebszugehöhgkeit nimmt die Unfallhäufig- 
keit der Ausländer deutlich ab. 


5 Verhältnis der angezeigten zu den erstmals 
entschädigten Arbeitsunfällen 

Wenn die ausländischen Arbeitnehmer in weiten Be- 
reichen der gewerblichen Wirtschaft stärker an den 
angezeigten Ar beits Unfällen beteiligt sind als die 
deutschen Arbeitnehmer, so muß das nicht auch für 
die Unfälle mit schwerwiegenden Folgen, die erst- 
mals entsdiädigten Unfälle, gelten. 

Bei den Betrieben der Maschinenbau- und Klein- 
eisenindustrie-Berufsgenossenschaft und der Tief- i 
bau-Berufsgenossenschdft wurde für die ausländi- 
schen und deutschen Arbeitnehmer als Verhältnis 
der angezeigten zu den erstmals entsdiädigten Ar- 
beitsunfällen ermittelt: 



Aus- 
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1 Maschinenbau- und Klein- 
ei semndustrie-Be ruf s- 
genossenschaft (1971) 

Tiefbau-Berufsgenossen- 
schaft (1970) 

1 

56,5 : 1 30,7 : l 

85,2 : 1 28,8 : l 


Danach haben bei den ausländischen Arbeitnehmern 
im Bereich der Maschinenbau- und Kleineisenlndu- 
strie-Berufsgenossenschaft knapp halb so viele Ar- 
beitsunfälle wie bei den dort versicherten deutschen 
Arbeitnehmern einen schwerwiegenden Verlauf. Im 
Bereich der Tiefbau-Berufsgenossenschaft verschiebt 
sich das Verhältnis noch weiter zugunsten der Aus- 
länder. 

Ara Beispiel der Unfallsiluation bei der Maschinen- 
bau- und Kleineisenindustrie-Berufsgenossenschaft 
wird deutlich, daß die ausländischen Arbeitnehmer 
zwar eine 1,77 mal so hohe Häufigkeit der angezeig- 
ten Arbeitsunfälle je 1000 Versicherte (303,7) wie 
die deutschen (171,1) haben, dafür aber der Anteil 
der erstmals entschädigten Unfälle an den angezeig- 
ten Arbeitsimfällen nur halb so groß ist wie bei den 
deutschen Arbeitnehmern, d. h. die Ausländer erlei- 
den zwar eher einen Arbeitsunfall als die deutschen, 


schwerwiegende Folgen sind jedoch im Zusammen- 
hang mit einem ArbeiUunfall nicht häufiger zu er- 
warten als bei den Arbeitsunfällen der deutschen 
Arbeitnehmer. 

Dies zeigt auch das Verhältnis der erstmals ent- 
schädigten Arbniisunfälle der ausländischen und 
der deutschen Arbeitnehmer zueinander im Bereich 
der Maschinenbau- und Kleineisenindustrie-Berufs- 
genossenschafl. 1971 betrug die Häufigkeit der erst- 
mals entschädigten Arbeitsunfälle je 1 000 Ver- 
sicherte bei den Ausländern 5,4, bei den Deutschen 
4,6. Das V’'erhältnjs der Unfallhäufigkeit der aus- 
ländischen zu den deutschen Arbeitnehmern, das 
bei den angezeigten Arbeitsunfällen noch 1,77 : 1 
beträgt, verringert sich bei den erstmals entschädig- 
ten Unfällen auf 1.17 : 1. Für den Bereich der Slein- 
brudis-Berufsgenossemschaft beträgt das Verhältnis 
für die angezeigten Arbeitsanfälle 1,31 : l und für 
die erstmals entschädigten Arbeitsunfälle 0,7 : 1. Bei 
der Tiefbau-Berufsgenossenschaft wurde für die an- 
gezeigten Arbeitsunfälle ein Verhältnis von 1 : l für 
die Unfallhäufigkeit der ausländischen und der 
deutschen Arbeitnehmer und für die erstmals ent- 
schädigten Arbeitsunfälle sogar das überraschende 
Verhältnis von 0,34 : l ermillelt. 


6 Unfallgeschehen bei den ausländischen 
Arbeitnehmerinnen 

Der Anteil der Arbeitnehmerinnen an der Gesamt- 
zahl der ausländisdien Beschäftigten betrug 1971 
fast 29 v. H. Insgesamt waren 610 987 weibliche aus- 
ländische Arbeitnehmer in der Bundesrepublik im 
Jahresdurchschnitt beschäftigt. Im Hinblick auf die 
Unfallhäufigkeit der ausländischen Arbeitnehme- 
rinnen hat der Hauptverband der gew'erblichen Be- 
rufsgenossenschaften festgestelU, daß die ausländi- 
schen Frauen weniger durch Unfälle gefährdet sind 
als die Gesamtheit der Ausländer. 

Aus den Metallberufsgenossenschaften wurde für 
die ausländischen Frauen eine Unfallhäufigkeil von 
68,4 angezeigte Arbeitsunfälle je 1 000 Versicherte 
ermittelt, während dieser Wert für alle Ausländer 
zusammen (Männer und Frauen) 221 angezeigle 
Arbeitsunfälle je 1 000 Versicherte beträgt. 

Für den Gesundheitsdienst mit einem anerkannt 
hohen Anteil weiblicher Arbeitnehmer betrug die 
Unfallhäufigkeil der ausländischen Frauen 19,9 Ar- 
beitsimfälle je l 000 Versicherte. Zum Vergleich 
sind die Unfallhäufigkeiten der ausländischen Män- 
ner und aller deutschen Arbeitnehmer im Gesund- 
heitsdienst festgestellt worden. Sie betrugen für 
die ausländischen Männer 24,5 und für alle deut- 
schen Arbeitnehmer (Männer und Frauen) zusammen 
19 Arbeitsunfälle je l 000 Versicherte. 

Diese globalen Aussagen werden durch die Unfall- 
zahlen eines Großunternehmens der elektrotechni- 
schen Industrie bestätigt. Für die Jahre 1969 und 
1970 sind im Schaubild 62 verschiedene Unfallhäufig- 
keiten dieses Unternehmens dargestellt. Die aus- 
ländischen Arbeitnehmerinnen lagen 1970 um 77 
Arbeitsunfälle je l 000 Versicherte günstiger als die 
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Schaubild 62 


Häufigkeit der Arbeitsunfälle Je 1000 Versicherte 
bei den ausländischen und deutschen Arbeitneh- 
mern in einem Großbetrieb der elektrotechni- 
schen Industrie im Jahre 1970 

(Zahlen In Klammern: 1969) 
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ausländischen Arbeitnehmer. 1971 betrug die Dif- 
ferenz zwischen der Unfallhäufigkeil der ausländi- 
schen Frauen (20 Arbeitsunfälle je 1 000 Beschäf- 
tigte) und den ausländischen Männern (83 Arbeits- 
unfälle je 1 000 Beschäftigte) 63 ArbeitsunfälJe je 
1 000 Beschäftigte. 

Mit ihrer relativ niedrigen Unfallhäufigkeit liegen 
die Ausländerinnen des Unternehmens fast gleich- 
auf mit den deutschen Arbeitnehmerinnen. 1969 war 
die Unfallhäufigkeit beider Gruppen sogar gleich 
(18 Arbeitsunfälle je 1 000 Beschäftigte). 


7 GrüFKle für die höhere Unfallhäufigkeit der 
ausländischen Arbeitnehmer 

über die Gründe für die ün Durdischnilt höhere 
Unfallhäufigkeit der ausländischen Arbeitnehmer 
stehen Einzel Untersuchungen noch aus; bei ver- 
schiedenen Ursachen ist mittlerweile aber nicht 
mehr umstritten, daJ3 sie für die größere Unfallge- 
fährdung der ausländischen Arbeitnehmer verant- 
wortlich sind: 

1. Die berufliche Vor- und Ausbildung der auslän- 
dischen Arbeitnehmer fehlt häufig, oder sie ist 
nicht auf die Arbeitsumwelt in einem stark in- 
dustrialisierten Land ausgerichtet. 


2. Die ausländischen Arbeitnehmer stammen über- 
wiegend aus ländlichen Gegenden. Eine von 
hohem Mechanisierungsgrad geprägte Tätigkeit 
ist ihnen zunächst fremd. Die ausländischen Ar- 
beitnehmer haben keine Beziehung zu technisch 
komplizierten Vorgängen und den damit ver- 
bundenen Betriebsgefahren, 

3. Die ausländischen Arbeitnehmer haben wegen 
häufig mangelnder Kenntnis der deutschen 
Sprache Verständigungsschwierigkeiten im Be- 
trieb und können sich beruflich nicht fortbilden. 
(Zur Bedeutung der mangelnden Sprachkennt- 
nisse als Unfallgrund ist allerdings zu bemerken, 
daß hierzu unterschiedliche Auffassungen be- 
stehen.) 

4. Mehr ausländische Arbeitnehmer als deutsche 
Arbeitnehmer arbeiten deshalb zunächst nur als 
ungelernte Hilfskräfte und werden erst nach 
einiger Zeit als angelernte Arbeiter übernom- 
men. Die ausländischen Arbeitnehmer sind bei 
diesen Tätigkeiten stärker unfallgefährdct als 
ausgebildete Kräfte, die betriebliche Funktionen 
mit einem höheren Veranlwortungsgrad, aus- 
üben. 

5. Ein großer Teil der ausländischen Arbeitnehmer 
arbeitet kürzer als ein Jahr in deutschen Be- 
trieben. Wie auch bei deutschen Arbeitnehmern, 
die erst eine kurze Zell berufslätig sind, bestehen 
für Betriebsneulinge erhöhte Unfallgefahren. Bei 
den deutschen Betriebsneulingen ist zu berück- 
sichtigen, daß sie, anders als die ausländischen 
Arbeitnehmer, bereits als Jugendliche ihr Berufs- 
leben beginnen und in den ersten Jahren ihrer 
Tätigkeit unter den besonderen Schutz des Ju- 
gendarbeitsschutzgesetzes fallen. Jugendliche 
werden in der Regel auch behutsamer in das 
Arbeitsleben eingeführl als erwachsene Arbeit- 
nehmer. 

Ob bei den ausländischen Arbeitnehmern eine stär- 
kere Fluktuation als bei den deutschen Arbeitneh- 
mern vorliegt, ist nicht bekannt. Sollte es der Fall 
sein, müßte noch besonders untersucht werden, in- 
wieweit sie sich nachteilig auf die Unfallsituation 
der Ausländer auswirkt. 


8 MaBnahmefi zur Verbesserung der Unfall- 
verhütung 

Es ist das besondere Anliegen des Staates, der Trä- 
ger der gesetzlichen Unfallversicherung, der Ge- 
werkschaften und Arbeitgeberverbände, zahlreicher 
Betriebe und verschiedener Organisationen und Ein- 
richtungen, die Situation der ausländischen Arbeit- 
nehmer auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes zu ver- 
bessern und die erkannten Ursachen für die im 
Durch.schnill höhere Unfallhäufigkeit der auslän- 
dischen Arbeitnehmer in der Bundesrepublik Schritt 
für Schritt auszuräumen. 

Von staatlicher Seite wird die von den Betrieben 
geübte Durchführung der staatlichen Arbeitsschulz- 
vorschriften im Hinblick auf die ausländischen Be- 
schäftigten durch die staatlichen Gewerbeaufsichts- 


153 


Drucksache 7/189 


Deutsdier Bundestag — 7. Waiilperiode 


behörden besonders verfolgt. Die Durdiführimg sot- 
dher VorsdirtfLeD, denen für den Arbeits- und 
Gesnndheitssdiutz der ansländisdien Arbeitnehmer 
besondere Bedeutung zukommt^ wie z* Bh der Ar- 
beilszeitordnung, der Arb eilssdiutz Verordnung für 
Winterbaustellen, der Ausführiingsverordnung zum 
Gesetz über die Unterkunft bei Bauten, der Vor- 
sdinft über die Bestellung von Sidierheitsbeauf- 
Lragten (§ 719 der ReidhsveTsidierungsordniing), 
werden dabei bevorzugt überwacbtp 1971 hat der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung Ridit- 
linien für die Unterkünfte ausländischer Arbeit- 
nehmer in der Bundesrepublik erlassen. Den aus- 
ländisdien ArbDitnehmern soll dadurdi ein men- 
schenwürdiges Wohnen ermöglicht werden, wodurdi 
sich ihre Zufriedenheit und ihr Wohlbefinden er- 
höhen, die wiederum wichtige Voraussetzungen für 
konzentriertes und sicherheitsbewußtes Arbeiten im 
Betrieb sind. Das neue Betriebsverfassungsgesetz 
vom 19, Januar 1972 räumt den ausländischen Ar- 
beilnehmern im Betrieb gleiche Rechte wie den deut- 
schen Arbeitnehmern ein. Es ist danach möglich, 
daß auch die ausländisdien Arbeitnehmer an der 
Arbeitsplatzgestaltung und am ArbeilsabUuf aktiv 
milwirken können. 

Die Bundesregierung hat im übrigen 1972 die Ent- 
würfe für ein Gesetz über die Mindestanforderungen 
an Unterkünfte für Arbeilnehmer und für ein Ge- 
setz über Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits- 
sidierheit fertiggeslelit. Die Gesetzentwürfe wurden 
in der Zwisciienzeit den Gesetzgebungsorganen vor- 
gelegt. Durch beide Gesetze sind positive Auswir- 
kungen auf den Schutz der ausländisdien Arbeitneh- 
mer vor gesundheitlichen und technischen Gefahren 
im Betrieb zu erwarten. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat 1971 Schritte unternommen, um die Informa- 
tion der ausländisdien Arbeitnehmer in den An- 
weTbelänrdern zu verbessern. Es wurden Informa- 
ijon-sfilme über Arbeits- und Lebensgewohnheiten in 
der Bundesrepublik hergestellt und die Informa- 
tionsschriften Für die ausländischen Arbeitnehmer 
auf den neuesten Stand gebracht. Da die Kenntnis 
der deutschen Sprache Voraussetzung für die Ein- 
gliederung der ausländisdien Arbeitnehmer ist, wur- 
den die Bemühungen intensiviert, mit dem Deutsch- 
unterridil so früh wie möglidi zu beginnen und ihn 
deshalb verstärkt Ln die Anwerbeländer zu ver- 
legen, Zu den vorhandenen Sprachlehrern sollen 
weitere für die Anwerbeländer Jugoslawien und 
Türkei kommen. 

Doch audi für die bereits in der Bundesjepuhlik be- 
schäftigten ausländisdien Arbeitnehmer sollen die 
MogUchkeiten zur Erlernung der deutschen Sprache 
verbessert werden. Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung hat zu diesem Zweck auch 1971 
zahlreiche SoziaJbetreuer der Betreuungsverbänüe 
für ausländisdte Arbeitnehmer in die audiovisuelle 
Spradifilminelhode ein weisen lassen und mit Film- 
niateria], Diapositiven, Tonbildem sowie Lehr- und 
Lornmatenal ausgeslattet und hat die Sprachlehrer 
finanziell unterstülzL. Bei den Finnen wurde weiter 
dafür geworben, Spradiunternchl wahrend und 


außerhalb der Arbeitszeit durchzuführen. In Zusam- 
menarbeiit mit dem Goethe-Institut wurde für 2 Mil- 
lionen DM ein eigens auf die Belange der auslän- 
dischen Arbeitnehmer ahgestelUer Sprathfilm her- 
gestellt, Eine vom Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften finanzierte Folge dieses 
Sprachfitms spridat speziell die Arbeitssicherheii an. 
Ein Spradikursus des westdeutschen Rundfunks für 
Lurkisdie Arbeitnehmer wurde mit staatlichen Mit- 
teln gefordert 

Die beruflichen Bildungsmaßnahmen in Italien, Ju- 
goslawien, Ln der Türkei und in Tunesien wurden 
im Berichtsjahr fortgesetzt. 

Der Information der ausländischen Arbeitnehmer in 
der Bundesrepublik wird von staatlicher Seile be- 
sondere Bedeutung beigemessen, Auch 1971 wurden 
Zeitungen für Ausländer finanziell unterstützt. Die 
Bundesregierung begann im übrigen mit den Vor- 
arbeiten an einer Illustrierten Zeitschrift, die in 
mehreren fremdsprachigen Ausgaben erscheinen 
soll. Die Zeitschrift soll die ausländischen Arbeit- 
nehmer in ihrer Muttersprache u. a. über Fragen des 
deutschen AibeLis- und Sozialrechis sowie über 
andere wichtige Probleme unternditen. Die erste 
Ausgabe dieser Zeitschrift mit dem Titel »Arbeits- 
platz Deutschland (AD)“, die mehrmals im Jahr her- 
ausgegeben wird, ist mittlerweile erschienen* Eine 
zur Information für Deutsche he raus gegebene Ver- 
kehrszeitschrifl wurde in die Sprachen sämtlicher 
Anwerbeländer übersetzt. Verkehrserziehungsfilme 
wurden mit Miltelp des Bundesmlnisters für Arbeil 
und Sozialordnung synchronisiert. 

Das dem Bundesminisler für Arbeit und Sozialord- 
nung nadigeordnete BundesLnslitut für Arbeits- 
schutz (jetzt: Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
LfnJaÜforsdiung, Dortmund) veröffeaüichle 1971 
eine Sammlung des vorhandenen deutschen ArbeiLs- 
sdiützmaterials in Fremdsprachen, so daß s-ich alte 
mit dem Ai^beitssdiutz befaßten Stellen, die Betriebe 
und die ausländischen Arbeitnehmer selbst über 
fremdsprachige Broschüren, Merkblätter, Schilder, 
Plakate, Toabildsdiauen, Filme usw. rasda und zu- 
verlässig inJormieren können* 

Eine mangelihafte Schul ausbil düng und geringe 
sprachliche Kenntnisse erschweren es ausländischen 
Arbeitnehmern, an beruflichen Bildnngsmaßnali- 
men für Deutsche teilzunehmen. Der BurKlesminister 
für Arbeit und Sozialordnung führt deshalb mittels 
einer besonderen Sprach- und Berufsbildungsme- 
Üiode über das Jugendsozialwerk Fortbildungslehr- 
gange für auslandisdie Arbeitnehmer durch und fi- 
narmeit sie. Das Bundesinstitut für Arbeitsschutz 
unterstützte audi 1971 die von einzelnen Unterneh- 
men durdigeführten Aus- und Foitbildungsmaßnah- 
men für ausländisdie Arbeitnehmer durch fremd- 
sprachige InJormationsmiltel aller Art. 

Der Bundesminisler für Arbeit und Sozial Ordnung 
hat l97L unter Beteiligung deutscher Arbeitssdiutz- 
fachleute Gesprädte mit Vertretern des italienischen 
ArbeiLsmJnisteiiums und des itaUenlschen National- 
Verbandes für Unfallverhütung (ENPlf über Maßnah- 
men zur Verbesserung des Arbeitsschutzes und der 
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Unfallverhütung bei italienischen Arbeitnehmern in 
der Bundesrepublik aufgenommen. Die Gespräche 
haben bisher zu dem Ergebnis geführt, daß das 
italienische Arbeitsministerium die Schulung italie- 
nischer Arbeitnehmer durch die Unfallversicherungs- 
träger, insbesondere im Hinblick auf die Benennung 
und Entsendung italienischer Schulungskräfte, unter- 
stützen wird. Die bestehenden Kontakte zwischen 
der ENPI und dem Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften sollen ausgebaut werden. 
Die ENPI wird in Zukunft alle italienischen Überset- 
zungen von deutschem Arbeitsmaterial daraufliin 
überprüfen, ob dieses richtig und entsprechend der 
italienischen Wesensart dargestellt und übersetzt 
worden ist. Erst danach soll die endgültige Veröf- 
fentlichung durch den Hauptverband der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften erfolgen. Das italie- 
nische Arbeitsministerium hat sich außerdem damit 
einverstanden erklärt, bei italienischen Arbeits- 
schutzsendungen des deutschen Fernsehens und 
Rundfunks beratend mitzuwirken. 

Seitens des Bundesministers für Arbeit imd Sozial- 
ordnung besteht die Bereitschaft, ähnliche Gespräche 
auch mit den für den Arbeitsschutz zuständigen Be- 
hörden anderer Länder zu führen, die Arbeitnehmer 
in die Bundesrepublik entsenden. 

Die Arbeitsminister und Senatoren für Aiheit der 
Bundesländer haben sich 1971 verstärkt um die Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen der ausländi- 
schen Arbeitnehmer bemüht und die Öffentlichkeits- 
arbeit intensiviert. Vom Minister für Arbeit, Ge- 
sundheit und Soziales des Landes Nordrhein-West- 
falen wurden z. B. die Vorbereitungen zur Durchfüh- 
rung überbetrieblicher Lehrgänge für ausländische 
Arbeitnehmer abgeschlossen. Außerdem wurde ein 
neuartiger fünfsprachiger Führer zur Arbeitssicher- 
heit entwickelt und in Auftrag gegeben? die Bro- 
schüre ist mittlerweile erschienen. 

Bei den Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung 
wurde 1971 die Unterrichtung der ausländischen 
Arbeitnehmer über die Unfallgefaihren und die Maß- 
nahmen zur Unfallverhütung fortgesetzt. Dabei wur- 
den fremdsprachige Aufklärungsschriften aller Art 
verteilt. Als Beispiel für derartige Schriften seien 
die seit 1970 in einer Auflage von 290 000 Stück 
verteilte Aktionszeitung für ausländische Arbeit- 
nehmer und die Gsprachige, bebilderte Fibel „Mein 
Arbeitsgerät und ich" genannt? die Fibel weist in 
anschaulicher Form ciie ausländischen Arbeitnehmer 
auf ordnungsgemäßes Arbeitsgerät und die Gefah- 
ren, die von unvorschriftsmäßigen Geräten aus- 
gehen, hin. Des weiteren wurden von den Unfall- 
versicherungsträgera Filme und Tonbildschauen 
in der jeweiligen Landessprache vorgeführt und für 
auslänciische Arbeitnehmer Ausbildungslehrgänge 
Über Fragen der Unfallverhütung in den Betrieben 
abgehalten. Die besonderen Anstrengungen galten 
der besseren Information der ausländischen Arbeit- 
nehmer über die Unfallgefahren und die Verhütung 
von Unfällen. Als Beispiel dafür sei die Unfallver- 
hütungsaktion der Bau-Berufsgenossenschaften „Mit 
Helm gewinnen" genannt, an der sich die ausländi- 
schen Arbeitnehmer stark beteiligten. Die Aktion 


diente dazu, den Arbeitnehmern Zweck und Nutzen 
des Schutzhelms aoif Baustellen nahezubringen. Be- 
sondere Bedeutung messen die gewerblichen Berufs- 
genossenschaften der Bestellung und Ausbildimg 
ausländischer Sicherheitsbeauftragter bei. Zwar ist 
die Zahl ausländischer Sicherheitsbeauftragter noch 
gering, das Interesse der Betriebe mit einem hohen 
Ausländerantedl wächst jedoch, aus dem Kreis ihrer 
ausländischen Beschäftigten Personen mit Sicher- 
heitsaufgaben zu betrauen und d 2 Klurch den Einfluß 
der sicherheitstechnischen Mcißnahmen des Betriebs 
auf die Arbeitnehmer zu verstärken. Mit einer Aus- 
nahme schulten 1971 die Berufsgenossenschaften aus- 
ländische Sicherheitsbeauftragte zusammen mit den 
deutschen Kollegen. 

Allein die Maschinenbau- und Kleineisenindustrie- 
Berufsgenossenschaft ist neue Wege gegangen, die 
besondere Aufmerksamkeit verdienen und die volle 
Unterstützung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung finden. Die Berufsgenossenschaft 
erkannte, daß zur Förderung der Arbeitssicher- 
heit ausländischer Arbeitnehmer deren Schulung 
in ihrer Muttersprache als optimale Lösung an- 
zusehen ist. Mit Hilfe von pädagogisch geschul- 
ten Arbeitsschutzfachkräften aus den jeweiligen 
Herkunftsländern, die sich zunächst mit Techni- 
schen Aufsichtsbeamten der Berufsgenossenschaft 
in deutschen Betrieben über die Arbeitsbedingungen 
und die Arbedtsschutzprobleme bei ihren Lands- 
leuten informierten und dort insgesamt 203 innerbe- 
triebliche Schulungsveranstaltungen mit 8 750 aus- 
ländischen Teilnehmern abhielten, wurden 1971 
auch für 84 jugoslawische, 46 italienische und 56 tür- 
kische Sicherheitsbeauftragte sieben mehrtägige 
Schulungslehrgänge durchgeführt. Die Seminare 
waren nach Ansicht der Berufsgenossenschaft, der 
Betriebe, der Lehrgangsteilnehmer und der Lehr- 
kräfte so erfolgreich, daß die Berufsgenossenschaft 
vor hat, auch weiterhin ähnliche Veranstaltungen 
für Sicherheitsbeauftragte einer Nationalität abzu- 
halten. Lehrgänge sind für jugoslawische, italieni- 
sche, türkische und spanische Sicherheitsbeauftragte 
vorgesehen. Voraussetzung dafür ist, daß die Be- 
triebe die Bemühungen der Berufsgenossenschaft 
weiterhin unterstützen und eine ausreichende Zahl 
ausländischer Sicherheitsbeauftragter zu den Son- 
derlrfirgängen entsenden. Eine Ausweitung der 
Lehrgänge für ausländische Arbeitnehmer hängt 
auch davon ab, daß die Heimatländer der Ausländer 
eine größere Anzahl von Arbeitsschutzfachleuten 
anbieten, auf die die Berufsgenossenschaften zurück- 
greifen können. 

Neben der Abhaltung fremdsprachiger Lehrgänge 
imterhält die Maschinenbau- und Kleineisenindu- 
strie-Berufsgenossenschaft außerdem enge Kontakte 
mit den staatlichen Arbeitsschutzstellen der Her- 
kunftsländer ausländischer Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik. 

Die Arbeitsgruppe „Ausländische Mitarbeiter" der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Arbeitssicherheit, in 
der Vertreter der Gewerkschaften und Arbeitgeber- 
verbände, der Sicherheitsingenieure, der Berufsge- 
nossenschaften und der Gewerbeaufsicht zusammen- 
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arbeiten, beschäftigt sich überregional mit der Ver- 
besserung des Arbeitsschutzes bei den ausländi- 
schen Arbeitnehmern. Die Gesdiäftsführung der 
Arbeitsgruppe Liegt bei der Bundesanstalt für Ar- 
beitsschutz und Unfallforschung. 1971 arbeitete die 
Gruppe zusammen mit der Arbeitsgemeinschaft 
pSicherheit Ln Heim und Freizeit" (s. Abschnitt lll. 
10.4.2, S. 133) eine für ausländische Arbeitnehmer 
bestimmte sechssprachige Broschüre mit dem Titel 
.Sicher leben auch im Heim* aus, die sich in an- 
sdiaulicher Form mit Problemen der häuslichen 
Sicherheit befaßt. Die vom Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung finanzierte Broschüre wurde 
in der Zwischenzeit vorgelegt und kostenlos verteilt. 
Im übrigen beteiligten sich Mitglieder der Arbeits- 
gruppe an internationalen Veranstaltungen, die der 
Förderung des Arbeitsschutzes bei ausländischen 
Aiheitnehmem dienen. 

Die bezirklichen Arbeitskreise für Arbeitssicherheit 
in den Bundesländern führten Schulungskurse für 
die Vertrauensmänner der verschiedenen Auslän- 
dergruppen auch auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
durch. 

Die Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände ha- 
ben sich weiterhin um die Sicherheit der ausländi- 
sdien Arbeitnehmer bemüht, So veröffentlichte z. B. 
der Arbeitgeberverband der Metallindustrie im Re- 
gierungsbezirk Köln eine Broschüre mit dem Titel 
.Unfallverhütung auch für ausländische Mitarbei- 
ter*. Durch diese Broschüre sollen besonders den Be- 
trieben Anregungen zur Verbesserung des Arbeits- 
schutzes bei den ausländischen Arbeitnehmern ver- 
mittelt werden. Die Industriegewerkschaft Metall 
führte Gesprädie mit den für Arbeitsschutz und Ar- 
beitsmedizin zuständigen jugoslawischen Stellen. 
Dabei ging es um die Mitw.irkung jugoslawischer 
Fachleute an Arbeitsschutzmaßnahmen der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften, die Berücksichtigung 
der deutschen Arbeitsschutzvorschriften bei der Aus- 
bildung der jugoslawischen Arbeitnehmer, bevor sie 
in die Bundesrepublik einreisen, und die Einbe- 
ziehung jugoslawischer Arbeitsmediziner in die ge- 
sundheitliche Betreuung ihrer Landsleute in der Bun- 
desrepublik. Die Kontakte sollen fortgesetzt wer- 
den. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat sich bereit 
erklärt, über seine Mitglieder hinaus auch Niditmit- 
glieder aus dem Kreis der ausländischen Arbeitneh- 
mer arbeits- und sozialrechtlich zu betreuen. Hier- 
für werden Bundesmittel bereitgeslellt. 

In den deutschen Femseh- und Rundfunkprogram- 
men werden verschiedene mehrsprachige Sendungen 
für Ausländer in der Bundesrepublik ausgestrahlt. 
1971 wurde im Regionalprogramm der ARD in Kurz- 
filmbeiträgen über Aktivitäten auf dem Gebiet der 
Unfallverhütung informiert und Hinweise auf ent- 
sprechende Hörfunksendungen ergeben. Belm Zwei- 
ten Deutschen Fernsehen bestand die Bereitschaft, 
in die fremdsprachigen Sendungen, deren Gestal- 
tung beim italienischen, spanischen und jugoslawi- 
schen Fernsehen liegt, auch Themen des Arbeits- 
schutzes und der Unfallverhütung aufzunehmen. Im 
Hörfunk des Westdeutschen Rundfunks wurden in 


täglichen Sendungen für griechische, italienische, 
jugoslawische, spanische und türkische Arbeitneh- 
mer laufend Fragen des Arbeitsschutzes behandelt. 

Die geschilderten Bemühungen können aber nur 
begleitende Maßnahmen sein. Entscheidend ist, daß 
die Betriebe sich verstärkt der Unfallverhütung bei 
ihren ausländischen Arbeitnehmern annehmen. Ein 
erster Ansatzpunkt ergibt sich aus der Erkenntnis, 
daß während der Eingewöhnungszeit im Betrieb eine 
erhöhte Gefährdung der ausländischen Arbeitnehmer 
besteht. Es kommt darauf an, diese Zeit durch ge- 
eignete Maßnahmen zu überbrücken. Hierzu bieten 
sich an: 

— Eignungsunlersuchungen und eingehende Unter- 
weisung vor der Arbeitsaufnahme 

— sachgerechte Einweisung am Arbeitsplatz 

— regelmäßige arbeilsplatz- und täligkeitsbezogene 
Belehrungen über Arbeitssicherheit 

— Stellung eines .Sicherheitspaten", der den neuen 
ausländischen Arbeitnehmer während der Ein- 
arbeitungszeit in sicherheitsteciinischen Belangen 
betreut 

— Kenntlichmachung der neu eingestellten auslän- 
dischen Arbeitnehmer durch farbige Helme 

— Unterrichtung des neu eingestellten ausländi- 
schen Arbeitnehmers durch erfahrene Mitarbei- 
ter gleicher Nationalität 

— regelmäßige Sprachkurse 

— Einsatz fachlich vorgebildeler Dolmetscher 

— Beschäftigung einer ausreichenden Zahl von 
Sicherheitsbeauftragten — möglichst auch aus 
dem Kreis der ausländischen Arbeitnehmer 

Auch wirkt sich erfahrungsgemäß vorteilhaft aus, 
wenn die in dem Betrieb beschäftigten Aiheitneh- 
mer nur einer Nationalität oder, falls das nicht mög- 
lich ist, nur wenigen Nalionlitätsgmppen angehören. 
Nach der Eingewöhnung in den Betriebsablauf soll- 
ten die ausländischen Arbeitnehmer — wie auch ihre 
deutschen Kollegen — in regelmäßigen Arbeits- 
schutz Veranstaltungen forgebildet werden. 

Viele Betriebe haben diese in einigen Großunterneh- 
men gewonnenen und dort mit Erfolg praktizierten 
Erkenntnisse bereits in die Tat umgesetzt. In Ham- 
burger Betrieben werden z. B. die ausländischen Be- 
triebsneulinge zunächst erfahrenen deutschen Ar- 
beitnehmern oder bereits eingearbeiteten Landsleu- 
ten zugewiesen. Zusätzliche Einweisungen und un- 
falltechnische Belehrungen übernehmen wahlweise 
hauptamtliche Sozialbetreuer und Dolmetscher, die 
selbst Betriebsangehörige sind, oder dolmetscher- 
ähnliche Vermittler bzw. auch deutsche Betreuer. 
Das gilt auch für die Einweisung in Arbeitsplätze mit 
Maschinenarbeit, Im übrigen ist in Hamburger Be- 
trieben beobachtet worden, daß Neulinge am besten 
in Arbeitsgruppen gleicher Nationalität unter Lei- 
tung oder Aufsicht eines erfahrenen ausländischen 
Arbeitnehmers gegen die üblichen betrieblichen Un- 
fallgefahren geschützt sind, da sie, wenn sie allein 
arbeiten, Gefahrenstellen meist nicht erkeimen kön- 
nen. 
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Die Bemühungen solcher Betriebe, die sich — beson- 
ders im ersten Jahr der Betriebszugehörigkeit — der 
Sicherheit ihrer ausländischen Arbeitnehmer anneh- 
men und deren Sicherheitsbewußtsein zu wecken 
verstehen, drücken sich in einer niedrigen Unfall- 
häufigkeit der ausländischen Arbeitnehmer aus, die 


sich, wie gezeigt wurde, von der der deutschen Ar- 
beitnehmer nicht zu unterscheiden braucht. Es wäre 
zu wünschen, daß alle Betriebe diese erfolgreichen 
Methoden zur Senkung der Unfallzahlen ihrer aus- 
ländischen Arbeitnehmer für ihren Bereich überneh- 
men und fortentwickeln. . 
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V. Bericht über die Erfahrung mit dem Gesetz 

über technische Arbeitsmittel — Maschinenschutzgesetz — 
vom 24. Juni 1968 


1 Auftrag des Deutschen Bundestages 

Bei der Verabschiedung des Gesetzes über technische 
Arbeitsmittel im Jahre 1968 hat der Bundestag auf 
Vorschlag des Ausschusses für Arbeit beschlossen; 
M . . . die Bundesregierung wird gebeten, in angemes- 
sener Frist nach Inkrafttreten des Gesetzes zu prüfen 
und dem Bundestag zu berichten, ob verstärkte Maß- 
nahmen des vorbeugenden Arbeitsschutzes für be- 
sonders gefährliche Maschinen in Betracht gezogen 
werden sollen , . 

Diesem Beschluß vorausgegangen war ein Antrag 
der SPD-Fraktion, einen Typenzulassungsvorbehalt 
oder eine Registrierpflicht für bestimmte, besonders 
gefährliche technische Arbeitsmittel in das Gesetz 
einzufügen. Die Ausschußmehrheit lehnte diesen 
Antrag jedoch ab, weil sie der Ansicht war, daß erst 
auf Grund gesammelter Erfahrungen vom Bundes- 
rainisterium für Arbeit und Sozialordnung geprüft 
werden könne, ob zusätzliche gesetzliche Maßnah- 
men zur Verbesserimg des Gefahrenschutzes not- 
wendig seien. 

Dieser Bericht wird vorgelegt. 

Das Gesetz über technische Arbeitsmittel — in der 
Praxis häufig .Maschinenschutzgesetz“ genannt — 
vom 24. Juni 1968 (Bundesgesetzbl. I Nr. 42 S. 717) 
ist am l. Dezember 1968 in Kraft getreten. 

Mit dem Gesetz sind zum ersten Mal in der Bundes- 
republik Hersteller und Importeure in die Verant- 
wortung für die Unfallverhütung einbezogen wor- 
den. Hiermit wird dem Umstand Rechnung getragen, 
daß sicherheitslechnische Gesichtspunkte bereits bei 
der Konstruktion und Produktion berücksichtigt wer- 
den müssen, wenn ein wirkungsvoller Schutz ge- 
währleistet sein soll. Neu ist auch, daß dieses Gesetz 
nicht nur technische Arbeitsmittel erfaßt, die in in- 
dustriellen, handwerklichen, landwirtschaftlichen 
und sonstigen Unternehmungen Verwendung finden, 
sondern auch Geräte für den privaten Bereich, wie 
Haushalt, Freizeit, Spiel und Sport. 


2 Ausschuß fQr technische Arbeitsmittel 

In § 8 des Gesetzes wird die Errichtung eines Aus- 
schusses für technische Arbeitsmittel feslgelegl. Die 
Aufgabe des Ausschusses ist es, den Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung hinsichtlich der Durch- 
führung des Gesetzes zu beraten. Der Ausschuß be- 
steht aus 21 stimmberechtigten Mitgliedern sowie 
21 persönlichen Stellvertretern. Ihm gehören Sach- 
verständige, Vertreter der für den Arbeitsschutz zu- 
ständigen Behörden der Lander, der Träger der ge- 
setzlichen Unfallversicherung, der Gewerkschaften, 
der Arbeitgeber, der Normensetzer, der Verbände 
aus Industrie, Handel und Handwerk, der Verbrau- 
cher, der Prüfinstilute, der Stiftung Warentest, des 
Vereins Deutscher Sicherheitsingenieure, der Aktion 
.Das sichere Haus“ und der Arbeitsgemeinschaft für 
.Sicherheit in Schule, Heim und Freizeit“ an. Als 
Vorsitzender wurden ein Vertreter des Deutschen 
Vereins von Gas- und Wasserfachmäimem PVGW) 
und als stellvertretende Vorsitzende Vertreter des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) und des Bun- 
desverbandes der Deutschen Industrie (BDI) ge- 
wählt. Die Geschäftsführung des Ausschusses über- 
nahm die Bundesanstalt für Arbeitsschutz. 

Der Ausschuß für technische Arbeitsmittel hat bis 
zum Ende des Berichtszeitraumes siebenmal ge- 
tagt. Die Vorarbeiten für seine Geschäftsordnimg 
und die Beratung der Allgemeinen Verwaltimgsvor- 
schrift sind in besonderen Arbeitskreisen geleistet 
worden. In sieben Sitzungen haben der Arbeitskreis 
»Kennzeichnung“ und in jeweils zwei Sitzungen die 
für Sonderfragen gebildeten technischen und juristi- 
schen Arbeitsgruppen die Voraussetzungen geschaf- 
fen, die die Gründung der Trägergemeinschaft 
.Sicherheitszeichen' ermöglichten, über ein einheit- 
liches Sicherheitskennzeichen und die damit im Zu- 
sammenhang stehende Tätigkeit des Ausschusses 
wird auf Seite 166 ausführlich berichtet. Schließlich 
hat sich der Ausschuß und seine Arbeitsgruppe .Ex- 
portmessen“ mit dem Problem der Ausstellung von 
technischen Erzeugnissen, die für den Export be- 
stimmt sind, jedoch nicht den Sicherheitsbestimmun- 
gen im Sinne des Gesetzes entsprechen, beschäftigt. 
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Die Mehrzahl der Aussdiiißinitglieder neigt der Auf- 
fassung zu, daß durch eine deutliche Bezeidinung der 
Ausstellungsstüdce ein Unterlaufen der gesetzlichen 
Bestimmungen verhindert werden könne. Im Hin- 
blidc auf ein in der Sache anhängiges Verwallungs- 
streitverf ähren vertagte der Ausschuß zunächst 
seine Entscheidung. 

Zum Gesetz über technisdie Arbeitsmittel ist am 
27. Oktober 1970 eine Allgemeine Verwal tun gs Vor- 
schrift erlassen und im Bundesanzeiger Nr. 205 vom 
3. November 1970 veröffentlicht worden. 

Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift wurde aus 
zwei Gründen erforderlich: Es mußte ein Weg gefun- 
den werden, um die Veröffentlichung der im Zusam- 
menhang mit dem Gesetz über technische Arbeits- 
mittel stehenden allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und Unf all verhütungs Vorschriften in einer 
Form zu ermöglichen, die dem schnellen Wandel auf 
dem Gebiet der Technik Rechnung trägt; zum ande- 
ren mußte eine Richtlinie für die nach Landesrecht 
zuständigen Behörden geschaffen werden, um die 
bundeseinheitliche Durchführung des Gesetzes zu 
gewährleisten. 


3 Normung zur Verbesserung der Sicherheits- 
technik 

Hinsichtlich der an technische Arbeitsmittel und 
ihnen gleichgestellte Erzeugnisse zu stellenden 
sicherheitstechnischen Anforderungen enthält das 
Gesetz lediglich eine Generalklausel. In ihr ist fest- 
gelegt, daß nur solche Maschinen und Geräte in den 
Verkehr gebracht oder ausgestellt werden dürfen, 
die den Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvor- 
schriften sowie den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik entsprechen. 

Im Gesetz imd in der Allgemeinen Verwaltungs Vor- 
schrift ist bestimmt, daß die im Zusammenhang mit 
dem Maschinenschutzgesetz vom Hersteller und 
Importeur zu beachtenden Vorschriften und allge- 
mein anerkannten Regeln der Technik im Bundes- 
arbeitsblatt, Fach teil Arbeitsschutz, zu bezeichnen 
sind. Im Vollzug dieses Auftrags sind die Ver- 
zeichnisse A und B der Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift zum Gesetz über technische Arbeitsmittel 
entstanden. 

Das erste Verzeichnis, das insgesamt 287 Standards 
— das ist der Sammelbegriff für Vorschriften, Nor- 
men, Regeln, Richtlinien usw, — umfaßte, wurde im 
November 1970 mit der Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift veröffentlicht. Der erste Nachtrag kam im 
Mai 1971 und der zweite im Oktober 1971 heraus. 
Durch die beiden Nachträge wurden innerhalb von 
elf Monaten 32 Standards, die zwischenzeitlich über- 
holt waren, aus dem Verzeichnis gestrichen und 200 
neu bezeichnet Im August 1971 wurde mit der Her- 
ausgabe des Verzeichnisses B begonnen. Um eine 
bessere Übersichtlichkeit zu gewährleisten, sind die 
Verzeichnisse A und B in der November- Ausgabe 
1971 des Fachteiis Arbeitsschutz unter Berücksichti- 
gxmg der bisherigen Nachträge neu gefaßt worden. 


Das Verzeichnis A enthält Standards mit sicher- 
heitstechnischem Inhalt des Deutschen Normenaus- 
schusses, des Verbandes Deutscher Elektrotechniker, 
des Deutschen Vereins von Gas- und Wasserfach- 
raännern und des Vereins Deutscher Ingenieure. Das 
Verzeichnis B umfaßt Unf all verhütungs Vorschriften, 
Durdiführungsregeln sowie Richtlinien und Merk- 
blätter der gewerblichen und landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften. Am Ende des Berichtszeit- 
raums waren in den Verzeichnissen 531 Unfallver- 
hütüngsvorschTiften und allgemein anerkannte Re- 
geln der Technik bezeichnet. 

Der internationale Handelsverkehr erfordert es, daß 
die Verzeichnisse nach dem Gesetz auch für zwi- 
schenstaatliche und ausländische Standards offen- 
gehalten werden. Für diese Standards und sonstigen 
Regeln mit sicherheits technischem Inhalt sind die 
Verzeichnisse C und D vorgesehen. 

Vielfach werden von den Normensetze m weit mehr 
Vorschriften und Regeln für die Verzeichnisse ge- 
nannt, als auf genommen werden können. Bei den 
Normensetzern besieht die Tendenz, aus dem eige- 
nen Vorschriften- oder Regelwerk möglichst viele 
Einzelbestiramungen in den amtlichen Verzeichnis- 
sen benannt zu bekommen. Diesen Gruppeninteres- 
sen mußte vom Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung aus sachlichen 'Gründen entgegenge- 
wirkt werden. Die Verzeichnisse sollen nidit eine 
Sammlung aller vorhandenen Vorschriften und Re- 
geln werden, die teilweise überhaupt nidit oder 
unvollständig aufeinander abgestimmt sind. Eine 
sinnvolle Durchführung des Gesetzes setzt voraus, 
daß in den Verzeichnissen nur solche Standards be- 
zeichnet werden, die einen Bezug zum Gesetz über 
technische Arbeitsmittel haben, dem gegenwärtigen 
Stand der Sicherheitstechnik entspredien und nicht 
zu anderen Vorschriften und Regeln in Widerspruch 
stehen. Diese Grundsätze werden bei der Auswahl 
der von den Normensetzern gemeldeten Vorschrif- 
ten und Regeln zugrunde gelegt. 

Die Zusammenstellung der zur Veröffentlichung vor- 
gesehenen Vorschriften erfolgt im Einvernehmen 
mit den Normensetzem und wird an die Länder, 
Spitzen verbände der Industrie, des Handels und des 
Handwerks, die Gewerkschaften und Verbraucher- 
verbände, sämtliche Mitglieder des Ausschusses für 
technische Arbeitsmittel sowie die Kommission 
Sidierheitstechnik zur Stellungnahme übersandt. 
Nach Beratung der Einsprüche erfolgt die Zusam- 
menstellung der endgültigen Fassung für die Ver- 
öffentlichimg im Bundesarbeitsblatt, Faditeil Ar- 
beitsschutz, 

Bei der Erstellung der Verzeichnisse zeigt sich, daß 
es eine größere Zahl von gefährlichen Haushalts- 
und Freizeitgeräten gibt, für die in den technischen 
Regelwerken bisher keine sicherheitstechnischen An- 
forderungen festgelegt sind. Neben diesen Lüdcen 
in den technischen Regelwerken gibt es gegenwärtig 
noch zahlreiche Regelungen, die ausschließlich auf 
die Verantwortlichkeit des Verwenders abstellen, 
der Konzeption des Gesetzes in der Substanz und im 
Geltungsbereich nicht ausreichend Rechnung tragen 
und deshalb angepaßt werden müssen. Der Herstel- 
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1er des tedmisdien Arbeitsmittels muß eindeutig aus 
den Bestimmungen erkeimen können, was konstruk- 
tiv zu berüdcsiditigen ist. Regelungen, die ihre Gel- 
tung allein auf den späteren Verwendungsbereich 
der Maschinen oder Geräte abstellen, sind dafür 
nicht geeignet und deshalb nicht mehr zeitgemäß. Es 
sind heute Normen und Regelungen notwendig, 
deren Geltungsbereich durch Parameter eindeutig 
bestimmt ist. Es liegt schließlich im Interesse der In- 
dustrie, des Handels, der Verbraucher und nicht 
zuletzt der Durchführungsbehörden, solche zweifels- 
freien Regelungen zu schaffen. 


4 Kommission Sicherheitstechnik im Deutschen 
Normenausschuß 

Als sich die Konturen des Gesetzes über techni- 
sche Arbeitsmittel abzuzeichnen begaimen, stand 
fest, daß durch die Einbeziehung der Bereiche Haus- 
halt und Freizeit die in der Bundesrepublik vorhan- 
denen Standards nicht ausreichen würden, um die 
im Gesetz enthaltene Generalklausel auszufüllen. 
Obwohl die konkreten Einzelfälle erst im Rahmen 
der Bestandsaufnahme durch die Aufstellung der 
Verzeichnisse bekannt wurden, war dieser Sadiver- 
halt auf Grund der Einbeziehung der bisher von der 
Unfallverhütung nicht erfaßten Bereiche vorherseh- 
bar. Es wurden daher bereits vor Erlaß des Geset- 
zes über technische Arbeitsmittel Überlegungen an- 
gestellt, in welcher Form die Normenlücken ge- 
schlossen werden köimen. 

Bis dahin gab es im wesentlichen zwei Normenset- 
zer, die die sicherheitstechnische Normenarbeit für 
Maschinen und Geräte trugen: die gesetzlichen Un- 
fallversichenmgsträger und der Verband Deutscher 
Elektrotechniker. Beide konnten zwar vorhandene 
Normenlücken schließen, es blieb jedoch immer noch 
ein Freiraum, der von beiden Organisationen auf 
Grund ihrer Zielsetzung und der damit verbundene 
Aufgabenstellung nicht auszufüllen war. Es handelt 
sich hier um nichtelektrisch betriebene Geräte für 
den Bereich Haushalt und Freizeit (z. B. Fahrräder, 
Spielzeug, Kinderwagen, Dampfdruckkochtöpfe, Frei- 
zeitwasserfahrzeuge, Campingwagen). Die Erstel- 
lung sicherheitstechnischer Normen für diese Geräte 
übernahm der Deutsche Normenausschuß (DNA), der 
damit in verstärktem Maße auf dem Gebiet der 
Sicherheitstechnik tätig wurde. 

Für den Deutschen Normenausschuß stellte sich die 
Frage, ob die Bau- und Ausrüstungsanforderungen 
für Maschinen und Geräte, die unter den Geltimgs- 
bereich des Gesetzes fallen, in eigens dazu gebilde- 
ten Ausschüssen erarbeitet werden sollten oder ob 
die Sicherheitstechnik in die bestehenden Aus- 
schüsse integriert werden sollte. Wegen der Kom- 
plexität der Sicherheitstechnik entschloß sich der 
Deutsche Normenausschuß für den zweiten Weg. 

Parallel dazu setzte sich die Auffassung durch, daß 
die gesamte Normungsarbeit auf dem Gebiet der 
Sicherheitstechnik koordiniert werden müßte, um 
künftig Doppelarbeiten oder nicht aufeinander ab- 
gestimmte Arbeiten zu vermeiden. Beiden Aufgaben, 


sowohl die Koordinierung der Sicherheitstechnik 
innerhalb des DNA als auch die Koordinierxmg der 
gesamten Sicherheitstechnik, wurden der neu ge- 
schaffenen Kommission Sicherheitstechnik übertra- 
gen. Insbesondere, um die über den DNA hinaus- 
greifenden Aufgaben erfüllen zu können, wurde die 
Kommission auf eine breite Basis gestellt. Ihr ge- 
hören an: 

Vertreter der Bundesministerien und der obersten 
Arbeitsbehörden der Länder, 

die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfall- 
forschung, 

die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, 

die Gewerkschaften, 

die Arbeitgeberverbände, 

Bundesverbände der Industrie, 
die Normensetzer und 
die Wissenschaften. 

Die Geschäftsführung der Kommission Sicherheits- 
technik liegt beim DNA. 

Aus Haushaltsmitteln des Bundesministers für Ar- 
beit und Sozialordnung erhält die Kommission 
Sicherheitstechnik finanzielle Zuwendungen. Im 
Jahre 1971 waren dafür 82 000 DM eingesetzt. 

Schwerpunkt bei der Arbeit der Kommission war 
bisher das Initiieren und Koordinieren innerhalb 
des Deutschen Normenausschusses. Zahlreiche Nor- 
menlücken, insbesondere für Geräte, die vorwiegend 
im Bereich von Heim und Freizeit verwendet wer- 
den, konnten durch die Mithilfe der Kommission 
Sicherheitstechnik geschlossen werden (z. B. Spiel- 
zeug, Kinderwagen, Rasenmäher, Elektroschneide- 
maschinen. Heim Werkzeuge). 

Die zweite der Kommission Sicherheitstechnik ge- 
stellte Aufgabe, das Koordinieren der gesamten 
Sicherheitstechnik, konnte nur in Ansätzen realisiert 
werden. Nach wie vor werden bei den einzelnen 
Normensetzern Arbeiten in Angriff genommen, die 
nicht ausreichend aufeinander abgestimmt sind (z. B. 
Waschmaschinen, Schleudermaschinen und Hand- 
küchengeräte). 


5 Normensetzer 

5.1 Deutscher Normenausschuß 

Ein im Zusammenhang mit dem Gesetz über tech- 
nische Arbeitsmittel im Deutschen Normenausschuß 
gefaßter Beschluß, die sicherheits technische Nor- 
mungsarbeit zu intensivieren, ist mit Hilfe der Kom- 
mission Sicherheitstechnik weitgehend verwirklicht 
worden und hat die Sicherheitstechnik in der Bun- 
desrepublik einen Schritt vorangebracht. In das 
Verzeichnis A sind insgesamt 284 DIN-Normen auf- 
genommen worden. 47 v. H. dieser Normen sind in 
den Jahren nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
über technische Arbeitsmittel erschienen, während 
37 V. H. aus den Jahren 1961 bis 1967 stammen und 
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I6v. H. vor I960 erstellt wurden. Im Rahmen der 
Modernisierung des DIN- Normen werks werden die 
16 V. H. vor 1960 erschienenen DTN-'Normen bis Ende 
1973 einer kritischen Betradilung und einer Neu- 
bearbeitung unterzogen werden. 

Weitere DIN-Normen neuen Ausgabedalums sind 
für eine ßezeidinung vorgesehen. Darüber hinaus 
liegen über 83 Normenlwürfe vor, die nach Verab- 
schiedung als Normen für eine Bezeidmung in Frage 
kommen, 

Neben diesen Normungsarbeilen wurde au/ Ver- 
anlassung des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung die Vomorm 31 000 ^^Sidierhaitstedi- 
nisdies Gestalten tedinisdier Erzeugnisse — Allge- 
meine Grundsätze — durdi einen zu diesem Zweck 
gegründeten Arbeitsausschuß Lm DNA aufgestelU. 
Diese Vornorm ist der erste Schritt zu einer Sysle- 
TTiaÜsierung der SLdierheitstedinik: sie gibt ln all- 
gemeinen Leitsätzen die Grundsätze der sidierheits- 
tedmisdien Anforderungen an und bildet für die 
mehr zufällig als systematisch entstehenden Regeln 
eine überschaubare Grundlage. Aufbauend auf DIN 
31 000 sollen weitere Fadignmdnormen erarbeitet 
werden, die konkrete Angaben für die Lösungswege 
der bei der Konstruktion zu beachtenden Leitsätze 
an bieten. Auf diese Weise wird ein System auf ge- 
baut, das eine einheitliche Grundlage für alle sicher- 
hei Utedini sehen Anforderungen bietet. 

5.2 Verband Deiitadier Elektrotedinlker 

Bei Erlaß des Gesetzes über technische Arbeitsmittel 
lag bereits ein gewachsenes Vorschriften werk des 
VDE vor* das auch zahlreiche Bau- und Ausrüslungs- 
anforderungen enthielt. Die Vorschriften, die ur- 
sprünglidi in erster Linie die elektrische Sicherheit 
der Maschinen und Geräte zum Gegenstand hatten, 
sind in den letzten Jahren in zunehmendem Maße 
durch die Ausfnahme auch mechanischer Sicherhells- 
bestimmungen ergänzt worden. Durch die Zusam- 
menfassung der elektrischen und mediandschen Si- 
cherheit in einer Vorschrift hat der VDE einen 
wesentlichen Beitrag zur Vervollständigung und zur 
übersichtlichen Gestaltung der Standards geleistet. 
Schwierigkeiten ergaben sidi bei der Formulierung 
eindeutiger Geltungsbereiche* weil der VDE das 
Verwendungsprinzip in seinen Bestimmungen zu 
stark verankert hat, ln einigen Fällen gelang es 
nicht* den sadiUchen Geltungsbereich so festzu- 
legeiii daß ^e zweifelsfreie Anwendung der Be- 
stimmungen durch Hersteller* Importeure, Prüfstel- 
len und Aufsichtsbehörden möglidi ist (s. Ab- 
schnitt IIL 8.8,1* S. 118), 

5.3 Deutscher Verein von GaS'^ und Wasser* 
fachmännern 

Einen wesentlichen Beitrag zur Vereinheitllcirung 
der Normenwerke hat der Deutsche Verein von 
Gas- und Wasserfachmännem (DVGW) geleistet Er 
hat mit dem Deutschen Normenausschuß einen Ver- 
trag abgeschlossen^ nach dem der Fachnonnenaus- 
schuß Gastechnik (FNGas) die Erstellung von Si- 


che rheitsanforderungen für Gasgeräle übernimmt. 
Die erarbeiteten Standards erscheinen als DIN- 
Nonnem Mit diesem Vertrag hat der DVGW be- 
wiesen, daß die Setbstverwaltungsorgane der Wirt- 
schaft die Sachentscheidung über G ru p peni nt e ressen 
stellen. 


5.4 Verein Deutscher Ingenieure 

Nur in einigen VDI-Richtlinien des umfüngreichen 
VDLRichtlinien Werks stehen SLdierheitsbestimmun- 
gen für technische Arbeitsmittel im Vordergrund. 
Daher smd in das Verzeichnis A der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift nur LI Richtlinien aufge- 
nommen worden. Aufgrund einer Vereinbarung 
zwischen dem VDl und dem DNA sind daher diese 
Richtlinien als Vorstufe einer DNA-Sicherheitsnorm 
im Sinne des Gesetzes über tedmische Arbeitsmittel 
anzusehen. 


5.5 Jäger der gesetzlichen Unfatlverslchemng 

Von großer Bedeutung für das Gesetz über tech- 
nische Arbeitsmittel sind die Unfallverhülungsvor- 
Schriften der Unfallversicherungsträger, Obwohl die 
in ihnen enthaltenen Siche rheitsanforderungen auf 
Grund der durch die Reichsversidierungsordnung 
gegebenen Rechtslage bisher nur von den Mit- 
gliedern, also den Betreibern und Verwendern, ein- 
zuhalten waren* enthalten die Vorschriften zahl- 
reiche Bau- und Ausrüstungsanforderungen* deren 
Beachtung bereits bei der Konstruktion und Her- 
sletlung der Maschinen und Geräte erforderlich ist, 
wenn ein nachträgliches Anflidcen und damit eine 
zweifelhafte Wirkung vermieden werden soll, 

Durch das Gesetz sind die Bau- und Ausrüstungs- 
auforderungen, die etwa 20 bis 30 v. H. der in den 
Unfallverhütungs vor Schriften enthaltenen Sicher- 
heitsbestimmungen ausmachen* für die Hersteller und 
Importeure der Maschinen und Geräte verbindlich 
geworden. Damit sind die UnfallverhütungsvorschrSf- 
ten nicht mehr nur autonomes Satzungsrechi der sie 
erlassenden Berufsgenossenschaften, sondern hin- 
sichtlich der Bau- und Ausrüstungsanfordeningen 
auch allgemein anerkannte Regeln der Technik im 
Sinne des Gesetzes mit einer öffenüith-rechlhchen 
Wirkung über den Kreis der Mitgüeder der jewei- 
ligen Berufsgenossensdiaft hinaus. 

Nicht zuletzt hat diese umfassendere Rechtsstellung 
eines Teils der Unf all verhütungs Vorschriften die 
Berufs genossen schäften veranlaßt, Vorbereitungen 
für eine Überarbeitung und Anpassung der Vor- 
schriften an das Gesetz zu treffen. 

Bei dem vorliegenden Verzeichnis B der Allgemei- 
nen Verwaltungsvorschrift, das die Unfallverhü- 
tungsvorsdiriften, Durchführungsregeln sowie Richt- 
limen. Sicherheitsregeln und Merkblätter der Un- 
fall versichenmgsträger enthält* mußten die vorhan- 
denen, noch nicht immer auf das Gesetz ausgeridi- 
teten Standards und Regeln auf genommen werden. 
Bei den landwirtschafLliÄen Berufsgenossenschaften 
war zuerst eine die regionalen Unterschiede aus- 
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gleichende Ausgabe des Bundesverbandes der land- 
wirlschaithcheii Benifsgenossenschaften zu erstel- 
len, um dieses Vorschriftenwerk bezeichnungsfähig 
zu machen. 

Aus den Vorsdirüten und Regelwerken des Haupl- 
verbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
und des Bundesverbandes der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften sind inzwischen alle im Zu- 
sammenhang mit dem Gesetz über technische Ar- 
beitsmittel stehenden Bestimmungen in das Ver- 
zeichnis B aufgenommen worden. 


Marktes, zu denen nicht nur die Messebesuche ge- 
hören, sondern auch die Sondierung der technischen 
Zeitschriften, der Warenhaus- und Einzelhandels- 
angebole. Die Marktbeobachtungen müssen unter- 
mauert werden durch den Erfahrungsaustausch mit 
Firmen und Prüfstellen. 

Wichtig ist schließlich, daß die öffentliche Hand mit 
ihren Sicherheilsfachleuten in Kommissionen und 
Ausschüssen vertreten ist und damit schon auf die 
entstehenden Normen Einfluß nehmen kann. Die 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung 
ist in 31 Gremien vertreten: 


6 Prüfung neuer Normen und Regeln durch 
staatliche Stellen 

Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
werden alle Entwürfe neuer Standards durchgese- 
hen. Diejenigen, die sicherheitstechnische Fest- 
legungen nach dem Gesetz enthalten, werden ge- 
prüft. Bei der Mehrzahl der Entwürfe sind nach 
Anhörung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung Stellungnahmen abgegeben worden, 
in denen Einsprüche bzw. Ergänzungen oder Ände- 
rungsvorschläge geltend gemacht wurden. Die Er- 
fahrung zeigt allerdings, daß es nicht ausreicht, nur 
Vorschläge zu unterbreiten; sie müssen vielmehr 
in den Einspruchsberatungen mündlich wiederholt 
und eingehend erläutert werden, wenn die Ein- 
sprüche erfolgreich sein sollen. 

Die Prüfung von Entwürfen von Unfallverhütungs- 
vorschriften und allgemein anerkannten Regeln der 
Technik ist der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unial Forschung als wichtige Aufgabe in der Be- 
kanntmachung vom 15. Dezember 1971 übertragen 
worden. Die Zahl der Standards, die von der Bundes- 
anstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung ge- 
prüft und zu denen Stellungnahmen angefertigt 
wurden, erhöhte sich von 54 im Jahre 1969 auf 140 
im Jahre 1970 und auf 253 im Jahre 1971 : 



1 Zahl der von der 

Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und 
Unfallforschung 
geprüften Standards 

1969 1970 1 1971 

DIN-Nonnen 

1 

45 89 

97 

VDE-Bestimmungen 

UnfalJverhütungsvor- 
schriften, VDl-Richtlinien, 
DVGW-Arbeitsblätter 
u. a. internationale 

— 22 

55 

Normen 

9 29 

101 

insgesamt ^ . . 

54 140 

253 


Die Arbeit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung auf diesem Gebiet ist nicht denkbar 
ohne die Beobachtung des in- und ausländischen 



1 Zahl der Kommissionen 1 
und Ausschüsse, in | 

denen die Bundesanstalt | 
für Arbeitsschutz und | 
Unfallforschung j 

vertreten ist 

1969 1 1970 1 1971 

DNA-Ausschüsse 

7 13 16 

4 10 10 

1 1 l 

4 4 4 

BG-Ausschüsse 

VDE-Kommissionen 

VDl-Kommissionen 


insgesamt . . , | 

1 16 28 31 

1 ! 


Es war ihr allerdings nicht möglich, in allen wich- 
tigen Ausschüssen und Kommissionen tätig zu wer- 
den, weil hierzu noch geeignete Mitarbeiter fehlen. 
Ferner ist die Mitarbeit der Beamten der Gewerbe- 
aufsicht in diesen Arbeitsgremien eine V^orausset- 
zung für eine wirksame Durchführung des Gesetzes. 
Nur dadurch, daß bereits bei der Erstellung der Nor- 
men die bei den Prüfungen und Besichtigungen er- 
worbenen Erfahrungen berücksichtigt und einge- 
brachl werden, ist gewährleistet, daß die sicherheits- 
lechnischen Belange in ausreichendem Maße und in 
einer für die Anwendung geeigneten Form Berück- 
sichtigung finden. 


7 Sicherheitstechnische Prüfungen von 
Geäten, Maschinen und Spielzeug 

7.1 Anerkennung von Prüfstellen 

Das Gesetz kennt keinen Prüfzwang für technische 
Arbeitsmittel. Die Allgemeine Verwaltungsvor- 
schrift geht jedoch auf freiwillige Prüfungen ein, was 
für Hersteller und Importeure Vorteile bringt. Tech- 
nische Arbeitsmittel, die von einer im Bundes- 
arbeitsblatt, Fachteil Arbeitsschutz, bezeichnelen 
Prüfstelle im Rahmen ihres Aufgabenbereichs ge- 
prüft worden sind, werden auf ihrem weiteren Weg 
bis zum Endverbraucher in der Regel von der Ge- 
werbeaufsicht nicht mehr auf die Einhaltung der 
sicherheitstechnischen Bestimmungen kontrolliert, so 
daß Reklamationen in dieser Hinsicht für den Her- 
steller und Importeur nicht zu erwarten sind. Unab- 
hängig davon hat ein mit einem Prüfzeichen ver- 
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sehenes Gerät zunehmend einen positiven Einfluß 
auf die Kaufentscheidung der Verbraudier. 

Es ist bedeutsam, den Aufgabenbereich der einzel- 
nen Prüfstellen unter Zugrundelegung der fachlichen 
und sachlichen Voraussetzungen zu bestimmen. Zur 
Bezeichnung der Prüfstelle ist ein Antrag beim Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung zu stellen. 
Aus diesem Antrag muß hervorgehen, daß die Prüf- 
stelle die Gewähr für eine zuverlässige und fachlich 
einwandfreie Prühmg bietet. Sowohl ausreichende 
Prüfeinrichtungen als auch cjualifiziertes Prüfperso- 
nal müssen vorhanden sein. Die Prüfstelle muß 
unabhängig sein und darf Weisungen Dritter nicht 
unterliegen. Die Festlegung des Aufgabenbereichs 
erfolgt nach Besichtigung der Prüfstelle durch das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. In 
den Aufgabenbereichen sind in der Regel Gattungs- 
begriffe verwendet worden. Nur in einigen Fällen 
mußten Einzelgeräte aufgeführt werden. Auf diese 
Weise wurde eine klare, jedoch nicht zu starre Fest- 
legung der Aufgabenbereiche erzielt. 

Nach Anhörung der obersten Arbeitsbehörden der 
Länder sind bisher im Bundesarbeitsblatt, Fachteil 
Arbeitsschutz. 13 Prüfstellen mit ihren Aufgaben- 
bereichen vom Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bezeichnet worden. 


Schaubild 63 


Zahl der von den Prüfstellen geprüften Typen 
von Im Inland hergestellten und Importierten 
technischen Arbeitsmitteln und Zahl der dabei 
festgesteilten Geräte mit sicherheitstechnischen 
Mängein 



1969 


1870 


1971 


7.2 Ergebnisse von sicherheitstechnischen 
Prüfungen 

Im Berichtszeitraum lag die Anzahl der von den be- 
zeichneten Prüfstellen durchgeführten Typprüfungen 
von technischen Arbeitsmitteln bei ca. 9000 pro Jahr 
(s. Schaubild 63 und Übersicht 43). Die Ergebnisse der 
berufsgenossenschaftlichen Prüfungen sind geson- 
dert aufgeführt (s. S. 165). 

Der Anteil der im Inland hergestellten und geprüf- 
ten technischen Arbeitsmittel mit sicherheitstechni- 
schen Mängeln nahm von 18 v. H. im Jahre 1969 auf 
20 V. H. im Jahre 1970 bis auf 24 v. H. im Jahre 1971 
zu. Bei den im Ausland hergestellten und geprüften 
Geräten ist ebenfalls eine Zunahme des Anteils der 
Geräte mit sicherheitstechnischen Mängeln von 
53 V. H. im Jahre 1969 auf 69 v. H. in den Jahren 
1970 und 1971 zu verzeichnen. 

Besonders ungünstig sind die Prüfergebnisse bei 
Bastei-, Freizeit-, Haushalts-, Sportgeräten, Heim- 
werkzeugen und Spielzeug ausgefallen. Von insge- 
samt 606 im Jahre 1969 geprüften Geräten waren 
53 V. H., 1970 von 760 Geräten 60 v. H. und 1971 
von 804p Geräten 48 v. H. mit Mängeln behaftet 
(s. Übersicht 44). Der sich 1971 abzeichnende Trend 
einer Verbesserung wird aufmerksam zu beobachten 
sein. Sollte sich diese Entwicklung fortsetzen, könnte 
darin ein erster Erfolg des Maschinenschutzgesetzes 
gesehen werden. 

Insgesamt zeigt sich, daß der Anteil der im ln- und 
Ausland hergestellten Geräte mit sicherheitstechni- 
schen Mängeln zugenommen hat. Diese Zunahme ist 
auf zwei Ursachen zurückzuführen. Einmal ist seit 
Erlaß des Gesetzes eine große Zahl von neuen 
Standards mit sicherheitstechnischen Festlegungen 


□ 


Zahl dar Prvfungen 
von im Inland hargMUUtan 
tachntKhan Arbaitsmittain 


Zahl dar Prüfunfan 
von imponiartan 
tachnitchan Arbafttmimln 


ZaM dar hn Inland 
harifastalhan Garitan mit 
licharhaitftachniachan Mangaln 


iZihl dar imponiartan Garittn mit 
I ttcharhaititachnitchan Minpain 


erschienen, die die zu einer Prüfung erforderlichen 
konkreten Anforderungen enthalten. Außerdem 
wurden in zunehmendem Maße Geräte geprüft, die 
vorwiegend im Bereich Heim und Freizeit Verwen- 
dung finden und bei denen der Anteil der mangel- 
haften technischen Arbeitsmittel besonders hoch 
liegt. 

Für die anteilmäßige Aufgliederung der Art der 
Mängel bezogen auf die Gesamtzahl aller geprüften 
Geräte mit sicherheitstechnischen Mängeln ergibt 
sich im Berichtszeitraum nur eine unwesentliche Ver- 
änderung. Der Anteil der beanstandeten Geräte mit 
leicht abstellbaren Mängeln bewegt sich zwischen 71 
imd 73 V. H. und bei Geräten, bei denen die Mängel 
nur durch konstruktive Änderungen abgestellt wer- 
den können, zwischen 23 und 25 v. H. 4 v. H. der mit 
Mängeln behafteten Gräte, das sind ca. l v. H. aller 
überhaupt zur Prüfung vorgestellten Einrichtungen, 
müssen allerdings völlig neu konstruiert werden, um 
den sicherheitstechiüschen Anforderungen zu genü- 
gen (s. Schaubild 64). 

Die VDE-Prüfstelle führt Wiederholungsprüfungen 
an technischen Arbeitsmitteln durch, die den VDE-Be- 
stimmungen bei der Typenprüfung entsprochen ha- 
ben. Die Erzeugnisse werden anläßlich von Werks- 
kontrollen von Revisionsingenieuren im Hersteller- 
werk oder aber auch dem Markt entnommen. Diese 
Ergebnisse sind recht interessant. Zwischen 23 bis 
27 V. H. der im Inland und 32 bis 35 v. H. der im Aus- 
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Schaubild 64 


Anteilmäßige Aufgliederung der 
Arten von Mängeln 

verschiedenen 

1969 

1970 

1971 

4v.H. 

4v.H. 

4v.H. 

1 23V.H.1 \ 

1 24V.H.1 \ 

/ 25 V.M.I \ 

r ’ Hf.H, J 

r 72 ¥. 8 . j 

71 v.M. j 


□ 


1 1 


Lttcht aluttilbart Mirtgel 

nur durch konttrukiivt 
Andarungen afastsllbvi 
Mkngal 

unbrauchbar» Gtritt. 
Ntukonaruliiian arfor* 
darlich 


land hergestellten Geräte wichen vom ursprüng- 
lichen Prüfmuster ab und mußten beanstandet wer- 
den (s. Übersicht 45). überwiegend ließen sich diese 
Mängel abslellen, ohne daß dabei eine Umkonstruk.- 
lion der Geräte notwendig wurde. 

Die Ergebnisse zeigen, wie wichtig Wiederholungs- 
prüfungen an geprüften technischen Arbeitsmitteln 
sind. Denn offensichtlich treten bei der Serienpro- 
duktion relativ häufig Abweichungen von den in der 
Regel mit größerer Sorgfalt hergestellten Prototypen 
auf. 

Von den Fachausschüssen der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften und den berufsgenossensdiaft- 
lichen Prüfstellen wurden 1969 etwa 500, 1970 758 
und 1971 1 294 Prüfungen an technischen Arbeits- 
mitteln vorgenommen. Bei der Mehrzahl der ge- 
prüften Geräte handelte es sich um Inlandsprodukte. 
Der Anteil der importierten Erzeugnisse lag bei etwa 
7 V. H. Rund 60 v. H. der geprüften technischen 
Arbeitsmittel wies Mängel auf. 

Die Prüfstelle des Bundesverbandes der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften mit ihren 14 
Prüfkommissiionen wurde inzwischen nach der All- 
gemeinen Verwaltungsvorschrifl bezeichnet. Von 
ihr wurden 1969 590 (360), 1970 1 102 (90) und 1971 
573 (123) technische Arbeitsmittel für den landwirt- 
schaftlichen Bereich geprüft (in Klammem Zahl der 
in den Angaben enthaltenen Prüfungen von Um- 
sturzschutzvorrichtungen für Zweiachsschlepper). 
Die Tätigkeit der Prüfstelle der landwirtschaftiichen 
Berufsgenossenschaften hat dazu geführt, daß über 
3 500 landwirtschaftliche Maschinen und Geräte so- 
wie über 600 Schutzvorrichtungen für Schlepper- 
fahrer geprüft Sind. Außerdem sind nahezu 2 100 
Landmaschinen und Geräte im Rahmen der DLG- 
Gebrauchswertprüfung auch hinsichtlich ihrer sicher- 
heitstechnischen Gestaltung beurteilt worden. Auf 
größeren landwirtschaftlichen Ausstellungen oder 
Messen sind daher schon heute rund ein Drittel 
aller ausgestellten Geräte mit Prüfzeichen ver- 
sehen. Die übrigen Aussteller beachten, nicht zuletzt 


unter dem Ansporn durch die Konkurrenz mit 
sicherheitstechnisch geprüften Maschinen, in aller 
Regel die Unfallverhütungsvorschriften und sonsti- 
gen emsdilägigen Regeln der Sicherheitstechnik. 

Die Stiftung Warentest prüft die Gebrauchstaugllch- 
keit und soweit erforderlich auch die Sicherheit 
von Geräten. Im Jahre 1971 veröffentlichte die 
Stiftung Testergebnisse für 309 technische Arbeits- 
mittel, bei denen Sicherheitsprüfungen durchgefübrt 
wurden: 


Anteil 

V. H. 

Prüfergebnis 

17 

sehr gut 

39 

gut 

20 

zufriedenstellend 

16 

weniger zufriedenstellend 

6 

nicht zufriedenstellend 

2 

vom Kauf abzuraten 


Bei diesen Prüfungen erhielten 76 v. H. aller ge- 
prüften Einrichtungen das Prädikat „sehr gut", „gut“ 
und „zufriedenstellend“. Die übrigen Geräte wurden 
mit „weniger zufriedenstellend**, „nicht zufrieden- 
stellend" und „vom Kauf abzuraten" beurteilt. 
Von den Geräten der zweiten Gruppe hatten 
95 V. H. kein Prüfzeichen. Obwohl diese Prü- 
fungen, da hier sowohl die Gebrauchstauglich- 
keit als auch die Sicherheit beurteilt wird, nicht 
unmittelbar mit Ergebnissen der Prüfstellen, die 
Prüfungen im Sinne des Gesetzes durchführen, ver- 
glichen werden können, zeigen sie ähnliche Ergeb- 
nisse. Etwa 25 V. H. aller geprüften Geräte waren 
mit Mängeln behaftet. 

Die Stiftung Warentest gibt mit ihren Veröffent- 
lichungen den Verbrauchern eine wichtige Infor- 
mation gerade auch über die sicherheitstechniische 
Gestaltung von Geräten an die Hand. Aufgrund der 
Testergebnisse ist auch die Gewerbeaufsicht tätig 
geworden und hat in einigen Fällen Untersagungs- 
verfügungen ausgesprochen. 


8 Kennzeichnung sicherheitstechnisch geprüf- 
ter Geräte, Maschinen und Spielzeuge 

8.1 Verwendung von Prüfzeichen 

Von den bisher vom Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung bezeichneten Prüfstellen besitzen 
die Prüfstellen des VDE, DNA und DVGW Prüf- 
zeichen mit Warenzeichenschutz. Die Prüfstellen der 
Technischen Überwachungs-Vereine und die berufs- 
genossenschafüichen Fachausschüsse verwenden 
nicht eingetragene Zeichen, die sich jedoch im Ver- 
kehr durchgesetzt haben und damit einen gewissen 
Rechtsschutz genießen. Die verwendeten Sicher- 
heitssymbole sind unterschiedlich und erschweren 
damit die Übersicht für den Konsumenten. Das Ge- 
setz und die Verwaltungsvorschrift bieten in ihrer 
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derzeitigen Fassung jedodi keine Möglichkeit, ein 
einheitliches Sicherheitszeichen vorzuschreiben. An- 
dererseits verlangt der dem Gesetz zugrunde liegen- 
de Verbraucherschutzgedanke das Bestehen nur 
eines Sitherheitszeichensj denn das Sicherheitsbe- 
wußlsein der breiten Käuferschichten kann nur dann 
gehoben werden, wenn es auf ein Zeichen hin kon- 
zentriert wird. Dieses Zeichen muß die mechanische 
und elektrische Sicherheit, d. h. die gesamte Sicher- 
heit eines Gerätes erfassen. 

Der derzeitige „ Sicherheitszeichen wald“ verunsichert 
den Verbraucher. Es gibt Anzeichen dafür, daß Si- 
cherheitszeichen als Werbemittel wieder zurücktre- 
ten. wenn die Vereinheitlichung nicht gelingt. Ein 
Versandhaus hat schon angekündigt, daß in den 
künftigen Katalogen auf die Veröffentlichung der 
Sicherheitszeichen weitgehend verzichtet werden 
soll. Damit würde eine Entwicklung unterbrochen, 
die nach Auswertung einer Reihe von Versandhaus- 
katalogen seit Inkrafttreten des Gesetzes recht posi- 
tiv verlaufen ist. 

Auswertung der Kataloge der Versandhäuser 


Jahr 

Gesamtzahl 
der Geräte 

Zahl der 
Geräte mit 
Prüfzeichen 

Anteil der 
Geräte mit 
Prüfzeichen 
V. H. 

1968 

1 239 

240 

79 

1968/69 

1 303 

263 

20 

1969 

l 283 

243 

79 

1969/70 

l 410 

320 

23 

1970 

l 386 

426 

37 

1970/71 

1 490 

563 

38 

1971 

l 404 

566 

40 

1971/72 

1 537 

586 

38 

1972 

l 632 

541 

33 


Nach dieser Übersicht ist der prozentuale Anteil der 
angeborenen Geräte mit Prüfzeichen von 19 v. H. im 
Jahre 1968 auf 40 v. H. im Jahre 1971 angestiegen. 
Der Anteil der geprüften Geräte ist in den Sommer- 
katalogen 1972 wieder auf 33 v. H. abgesunken. Die 
Ursache für den Rückgang konnte noch nicht fest- 
gestellt werden. 

8.2 Einführung eines einheitlichen Sicherheits- 
zeichens 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wirkt seil Anfang 1970 auf Verbände und Prüfstel- 
len ein, ein einheitliches Sicherheitszeichen in freier 
Vereinbarung einzufühien. Für den Erwerb des Zei- 
chens wurde als Starthilfe ein staatlicher Zuschuß 
von 8 000 DM gewährt. Ferner wurden alle betei- 
ligten Verbände und Prüfstellen in einer gemein- 
samen Besprechung im Frühsommer 1970 eindring- 
lich darauf hingewiesen, daß neben dem einheit- 
lichen Zeichen erst ein gut organisierter Erfahrungs- 


austausch der Prüfstellen die gleichmäßige Vor- 
nahme aller Prüfungen sichern könne. 

Der Ausschuß für technische Arbeitsmittel nahm 
sich 1970 dieser Fragen an und berief einen Arbeits- 
kreis »Kennzeichnung** unter der Leitung eines der 
DGB-Vertreter des Ausschusses. Dieser Ausschuß 
mit seinen zwei Arbeitsgruppen erarbeitete 

»Richtlinien für die Anerkennung von Prüfstellen 

zur Erteilung des Sicherheitszeichens ** 

und 

»Rahmenbestimmungen für die Prüfung zur Er- 
teilung des Sicherheitszeichens“, 

Bei den weiteren Überlegungen ging der Arbeits- 
kreis davon aus, daß ein eingetragener Verein Trä- 
ger des Sicherheitszeichens werden sollte. Hierzu 
wurden in langwierigen Verhandlungen und unter 
Abwägung der Interessen aller betroffenen Prüf- 
stellen Entwürfe einer Vereins- und Zeichensatzung 
erstellt. Auf dieser ausgewogenen Basis ist am 
17, Januar 1972 die »Trägergemeinschafl Sicherheits- 
zeichen'’ von 14 Mitgliedern gegründet worden. Die 
Mitglieder wählten einen Vertreter des BDI zu ihrem 
Vorsitzenden und übertrugen die Geschäftsführung 
dem Deutschen Normenausschuß. Als Sicherheits- 
zeichen ist vorbehaltlich der Zustimmung des Pa- 
tentamtes das hier abgebildete Zeichen vorgesehen. 



Die Trägergemeinschafl ist ihrem Ziel, ein einheit- 
liches Sicherheitszeichen emzuführen, seine Anwen- 
dung und Verbreitung zu fördern und für die Zu- 
sammenarbeit der Prüfstellen zu sorgen seit Ihrer 
Gründung nicht viel näher gekommen, weil insbe- 
sondere die Elektroindustrie in ihrem Bereich 
Schwierigkeiten sieht, auf das dort eingeführte 
VDE-Zeichen zugunsten des einheitlich Sicherhelts- 
zeJdiens zu verzichten. 


9 Durchführung des Maschinenschutzgesetzes 
9.1 Aufgaben der Behörden 

Die Durchführung des Gesetzes über technische Ar- 
beitsmittel ist aufgrund der Allgemeinen Verwal- 
lungs^'orschriften einheitlich geregelt. Den nach 
Landesrecht zuständigen Behörden steht ein abge- 
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stuftes Instrumentarium zur Verfügung, das vom 
Mängelsdireiben über die Einschaltung von Sach- 
verständigen bis hin zu Untersagimgsverfügungen 
reicht. Damit haben die Behörden die Möglichkeit, 
bei Nichteinhaltung des Gesetzes entsprechend dem 
Gefährdungsgrad verschiedene Mittel einzusetzen. 
Die Untersagungsverfügung als härtestes Mittel 
greift im allgemeinen spürbar in den Produktions- 
ablauf eines Betriebes ein, zieht weittragende wirt- 
schaftliche Folgen nach sich und kann bei Betrieben 
mit Monoproduktion faktisch zur Stillegung führen. 
Die Verantwortung, die in diesen Fällen von den 
zuständigen Behörden zu tragen -ist, hat ein solches 
Ausmaß, daß ein Einsatz im erstrebten und ge- 
wünschten Umfang nur erreicht werden kann, wenn 
die Behörden ihre Tätigkeit auf zweifelsfreie und 
detaillierte Vorschriften abstützen können und die 
auf dieser Grundlage zu ergreifenden Maßnahmen 
in allen Bundesländern koordiniert sind. Es ist schon 
darauf hingewiesen worden, daß es in den Vorschrif- 
ten- und Regelwerken teilweise an Vollständigkeit 
und notwendiger Eindeutigkeit fehlt. Diese Mängel 
können nur langfristig im Rahmen der Umgestal- 
tung der Vorschriften- und Regelwerke beseitigt 
werden. Sie beeinflussen jedoch gegenwärtig die 
Durchführung des Gesetzes in starkem Maße. 

Nach Erlaß des Gesetzes haben alle Länder be- 
stimmt, daß die Gewerbeaufsichtsämter die zustän- 
digen Durchführungsbehörden im Sinne des Ge- 
setzes sind. Damit ist der Gewerbeaufsicht neben 
den vorhandenen Tätigkeiten eine neue umfang- 
reiche Aufgabe zugewachsen. 

Die Durchführung des Gesetzes erfordert Besichti- 
gungen und umfassende Marktbeobachtungen. Das 
setzt eine gründliche Kenntnis der in dem Verzeich- 
nis enthaltenen sicherheitstechnischen Standards 
voraus. Die Länder vertreten daher die Auffas- 
sung, daß die Durchführung des Gesetzes nicht 
länger im Rahmen der gewerberechtlichen Besich- 
tigimgen erfolgen kann. Sie sind vielmehr der Auf- 
fassung, daß in zunehmendem Maße Beamte speziell 
für die Durchführung des Gesetzes eingesetzt wer- 
den müssen. 


9.2 Kontrolle auf Ausstellungen und Messen 

Messen imd Ausstellungen geben den besten Über- 
blick über die auf den Markt kommenden tech- 
nischen Arbeitsmittel. Deshalb lag es nahe, bei der 
Durchführung des Gesetzes diesen Bereich mit ein- 
zubeziehen. Das erfolgte durch Messekommissionen, 
in denen Beamte der Gewerbeaufsicht, Vertreter 
der Unfallversicherungsträger und anderer Organi- 
sationen mitarbeiten. 


1971 8 500 (s. Schaubild 65). I>er Anteil der mit 
Mängeln behafteten Geräte lag bei etwa 25 v. H. 
Die Gewerbeaufsicht als zuständige Durchführungs- 
behörde wurde von den berufsgenossenschaftlichen 
Messekommissionen in rund 500 Fällen eingeschal- 
tet. 


Sc:haubild 65 


Anzahl der von den Mesaekommlsslonen der 
Unfallversicherungsträger auf Messen und Aus- 
stellungen bei Herstellern, Händlern und Impor- 
teuren besichtigten technischen Arbeitsmittel 



1969 1970 1971 


Gfwirblicht Btruf^ftnomnichafttn 
Undwirtichtftlicht Btnifigtnomnichsfttn 
E igtnunf tllvtreic harungrtrigv 



Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
waren mit über 30 Messekommissionen jährlich auf 
etwa 30 Messen vertreten. 1969 fanden hierbei 
1 421, 1970 1 764 und 1971 1 719 Besichtigungen bei 
Herstellern, Importeuren und Händlern statt. Die 
Zahl der begutachteten Geräte und Maschinen be- 
trug 1969 4 350, 1970 7 095 und 1971 7 545 (s. Schau- 
bild 68). Sicherheitstechnische Mängel wurden 1969 
und 1971 in rund 20 v. H. der Fälle und 1970 in 
28 V. H. der Fälle festgestellt und die Gewerbeauf- 
sicht rund 400 mal in die Mängelbeseitigimg einge- 
schaltet. 


In den Jahren 1969 bis 1971 bildete die Gewerbe- 
aufsicht insgesamt rund 40 Messekommissionen, die 
auf etwa 60 Messen tätig wurden. Die gewerblichen 
Berufsgenossenschaften setzen etwa 100 Messekom- 
missionen auf etwa 50 verschiedenen Messen ein. 
Diese Kommission suchten 1969 2 300, 1970 2 600 
und 1971 4 000 Hersteller, Aussteller und Impor- i 
teure auf. Die Zahl der hierbei besichtigten Geräte I 
und Maschinen betrug 1969 6 500, 1970 5 500 und | 


Die Bundesarbeitsgemeinschaft der gemeindlichen 
Unfallversicherungsträger war mit 5 Messekommis- 
sionen auf 9 Messen vertreten. Die 2^1 ihrer Be- 
sichtigungen lag 1969 bei 46, 1970 bei 232 und 1971 
bei 126. Bei 1969 115, 1970 380 und 1971 270 (s. 
Schaubild 65) überprüften Geräten lag auch hier die 
I Mängelrate bei rund 20 v. H. Auf Veranlassung der 
I Messekommissionen wurde die Gewerbeaufsicht in 
I 39 Fällen tätig. 
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9.3 Beanstandungen von technischen Arbeitsmitteln 
bei Besichtigungen 

Die Gesamtzahl der von der Gewerbeaufsidit durdi- 
geführten Besichtigungen betrug 1969 3 175, 1970 
5 830 und 1971 6 140, d. h. die Zahl der Besichtigun- 
gen hat sich im Berichtszeitraum nahezu verdoppelt 
(s. Schaubild 66). Vergleicht man diese Zahlen je- 
doch mit der Zahl der Besichtigungen, die insgesamt 
von der Gewerbeaufsicht durchgeführt worden sind, 
so zeigt sich, daß weniger als 1 v. H. aller Besichti- 
gimgen im Zusammenhang mit dem Gesetz über 
technische Arbeitsmittelt stehen. 


Schaubild 66 

Zahl der Besichtigungen der Gewerbeaufsicht 
bei der Durchführung des Gesetzes über tech- 
nische Arbeitsmittel bei Herstellern, Händlern 
und Importeuren 


tive Maßnahmen zu beheben. Bei 2 v. H. der Geräte 
waren allerdings die Fehler so schwerwiegend, daß 
die Geräte völlig neu konstruiert werden mußten. 


Anteil der Mängel 

Anteil der 

beanstandeten Geräte 

1969 1 1970 1 1971 

V. H. 

leicht abstellbare Mängel . . 

59 

52 

48 

nur durch konstruktive Än- 
derungen abstellbare Män- 
gel 

39 

43 

50 

unbrauchbare Geräte, Neu- 
konstruktion erforderlich . . 

2 

5 

2 


Schaubild 67 



Bei diesen Besichtigungen kontrollierte die Ge- 
werbeaufsicht 1969 11 025, 1970 9 320 und 1971 
12 415 technische Arbeitsmittel (s. Schaubild 67). 
Die relativ hohe Zahl der Überprüfungen im Jahre 
1969 ist diirch die besondere Aktivität von Maschi- 
nenschutzkommissionen im Lande Nordrhein- West- 
falen zu erklären. 


Es wurden von der Gewerbeaufsicht 


im Jahre 1969 3 460 
im Jahre 1970 3 270 
im Jahre 1971 4 500 


Geräte beanstandet. 


Das waren 30 v. H. der 1969, 33 v. H. der 1970 und 
34 V. H. der 1971 von der Gewerbeaufsicht über- 
prüften und im Inland hergestellten Arbeitsmittel. 
Bei den importierten Einrichtungen fiel das Verhält- 
nis noch ungünstiger aus, und zwar beanstandete 
die Gewerbeaufsicht 1969 52 v. H., 1970 50 v. H. und 
1971 51 V. H. der überprüften Geräte (s. Schaubild 
67). Bei der Aufgliederung nach der Schwere der 
Mängel waren sie im Jahre 1971 in 48 v. H. der 
Fälle leicht und in 50 v. H. der Fälle durch konstruk- 


Zahl der bei Besichtigungen der Gewerbeauf- 
sicht erfaßten Typen von technischen Arbeits- 
mitteln bei Herstellern, Händlern und Importeu- 
ren und Zahl der Beanstandungen 




Erftfttt Typen bei H endlern 
ErfiBte Typen bei Importeueren 
EffiSte Typen bei Herstellern 


m 


ZiM der Beenstendunpen 
bei im Inlend herpestellten 
technischen Arbeitsmitteln 


I Zehl der Beenstandungen 
bei importierten 
' technischen Arbeitsmitteln 
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Eine Mängelrate von etwa 30 v. H. aller Im Inland 
hergestellten und 50 v* H, aller importierlen tedi* 
nischen Arbeitsmittel und die Tatsache, daß die 
Hälfte dieser Geräte konstruktiv geändert werden 
mußte, zeigt sehr deutlich, wie notwendig das Ge* 
setz über lechnisdie Arbeitsmittel ist. Die sdieinbare 
Zunahme des Anteils der im Inland hergestellten 
Arbeitsmittel, die Mangel auf weisen, dürfte darauf 
zurüdczuführen sein, daß seit Erlaß des Gesetzes 
zahlreiche sicherheitstedinisdie Standards erschie- 
nen sind. Die Anwendung dieser neuen Regelungen 
bei der Prüfung schlägt sich in einer Zunahme der 
sicherheitslechnischen Mängel nieder, 

9,3.1 Maßnahmen zur Beseitigung von Mängeln 

Die Maßnahmen der Gewerbeaufsidit zur Beseiti- 
gung der Mängel sind abgestuft und dem jeweiligen 
Fall angepaßt. Häufig reichen mündliche Hinweise 
aus, um die Mängelbeseitigungen zu bewirken. 
Mündliche Hinweise wurden 1969 2 770, 1970 2 310 
und 1971 3 010 ausgesprochen. Schriftlidie Hinweise 
ergingen 1969 in 690, 1970 in 960 und 1971 in 
1 487 Fällen. Auch hier wird der Gewerbeaiifsldit 
durch die Erweiterung des sicherheitstechni sehen 
Regelwerkes und durch die Schließung wichtiger 
Normlücken die Handhabe gegeben, geeignete Maß- 
nahmen gegen Hersteller und Importeure einzu- 
leiten. 

UntersagungsverfOgungen 

Letztes und stärkstes Mittel der GewerbeauFsidit 
zur Durchführung des Masdiinenschutzgesetzes sind 
die Uatersagungsverfügungen, Es wurden 

im Jahre 1969 3 
im Jahre 1970 5 
im Jahre 1971 1 1 
im Jahre 1972 25 

Durch diese Unlersagungsverfügungen wurde Her* 
Stellern und Importeuren das Inverkehrbringen und 
Ausstellen von Haus- und Hobbygeräten (z. B. 
Tauchsiedern, Schlagwerk-Kaffeemühlen, Batterie- 
ladegeräte), landwirtsdhofllidien Geraten (z, B. 
Schleppern, Häckslern, Mähdreschern) und Geräten 
für den überwiegend gewerblichen Gebrauch (z. B. 
Kapp- und Gehrungssägen, Sdiweißtransformatoren, 
Kompressoren, Auswuchtmaschinen und Hand- 
ieuchten) untersagt. Für den Fall der Nichtbefolgung 
einer Untersagungsverfügung droht das Gesetz den 
Betroffenen Bußgelder bis zu 50 000 DM an. Ver- 
braudierverbände und Durchführungsbehörden be- 
mängeln jedoch übereinstimmend, daß von einer 
Untersagungsverfügung diejenigen Geräte nidit 
mehr erfaßt werden, die der Hersteller oder Impor- 
teur zum Zeitpunkt des Erlasses der Verfügung 
schon an den Hände! oder Endverbraucher ausge- 
liefert hat. Das Gesetz bietet hier keine Handhabe, 
den Hersteller oder Importeur zur Zurücknahme der 
mangelhaften Geräte zu zwingen. 


9.4 Öffentlichkeitsarbeit 

Zur Durchführung zählen schließ lieh die Maßnah* 
men, mit denen das neue Gesetz bei Herstellern, 
Importeuren und bei den Verbrauchern bekannt- 
gemacht wurde. 

ln Nordrhein-Westfalen sind nach Inkrafttreten des 
Gesetzes an sämtlichen Gewerbeaufsichtämtem ins- 
gesamt 23 Kommissionen, denen jeweils zwei Ge- 
werbeaufsiditsbeamle und ein Sachverständiger der 
technischen Überwachung angehörien, gebildet wor- 
den. Die Kommissionen suchten alle Hersteller und 
Importeure von technischen Arbeitsmitteln auf und 
unterrichteten sie über die Forderungen und auch 
Folgen des Gesetzes. 

Für Hersteller, Händler, Importeure, Verbände und 
sonstige Interessenten war ein Faltblatt Ln einer 
Auflage von 530 000 Stüde bestimmt, das den Ge- 
setzeslext und erläuternde Hinweise enthielt. In 
hohen Auflagen verteilte Broschüren „Sicherheit in 
Heim und in der Freizeit" des Bayerischen Staats- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnimg und 
„Sicherheit mitgekauft" des Minisleriuins für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein- 
Westfalen informierten vor allem die Verbraucher. 
In über 150 Veranstaltungen der „Aktion gegen 
den Unfall 70"*, an denen die Gewerbeaufsicht be- 
teiligt war, wurden die im Zusammenhang mit dem 
Gesetz stehenden Fragen ebenso behandelt wie Ln 
Vorträgen, Informations- und Lehrveranstaltungen 
für Sicherheitsingenieure, Untemehmerverbände, 
Vereinigungen und scinstige Interessenten. In dieser 
beispielhaften Aufzählung ist schließlich nodi auf 
die von der Bundesanstalt für Arbeilssduitz und 
UnfallfoTschung herausgegebene Broschüre „Ma- 
schiaenschutz“ hinzu weisen. Diese Broschüre ent- 
hält neben den Texten des Gesetzes und der All- 
gemeinen Verwaltungsvorschrift die vollständigen 
Verzeichnisse A und B, das Prüfslellenverzeichnis 
und ein ausführliches Stich wortverzeldinis und er- 
leichtert damit die Anwendung in der Praxis. 

10 Schlußfolgerungen des Maschinenschutz* 
berichtes 

(]} Die Lücken hei den Standards für gefährliche 
Maschinen und Geräte müssen weiter zügig ge- 
schlossen und die bestehenden Vorsdiriften- und 
Regelwerke hinsLditUch ihrer Bau- und Ausrü- 
stungsanforderungen so auf das Gesetz ausgerichtet 
werden, daß sie flexibler an die technische Entwick- 
lung angepaßt werden können und eine zweifelsfreie 
Anwendung gewährleisten. Ltm das zu erreichen, 
sind in bestimmten Standards die Zahlen der dort 
zusammengefaßten Maschinen- und Gerätearten zu 
reduzieren und die Geltungsbereiche in den erfor- 
derlichen Fällen in den Vorschriften- und Regel wer* 
ken aufeinander abzustimmen. In diesem Zusam- 
menhang sollte angestrebt werden, daß die Deut- 
sdie Elektrotechnische Kommission, der Deutsche 
Normenausschuß^ der Hauptverband der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften und der Bundesver- 
band der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschar- 
len unter Berücfcsidiüguiig der mtemationalen Nor- 


I Untersagungsverfügungen 
f erlassen. 
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menarbeit eine Regelung vereinbaren, die Kompe- 
tenzstreiügkeiten künltig ausschlieUt und für über- 
greifende Vorschriften und Regeln eine gegenseitige 
Anerkennungsfcldusel enthält* Außerdem sollten die 
angesprochenen Selbstverwaltungsorgane sidi da- 
für einsetzen, daß auch die inlemationaie Nor- 
mungsarbeit mehr als bisher systematisiert wird, 

(2) Die Tätigkeit der Gewerbeaufsicht zur Durch- 
führung des Gesetzes muß intensiviert werden* 
Wenn im Bund esdurdi schnitt weniger als I v. H* 
aller von der Gewerbeaufsicht durdigeführten Be- 
sichtigungen im Zusammenhang mit dem Maschinen- 
sdiutigesetz stehen, reidü das für eine Erfüllung 
der im Gesetz gestellten Aufgaben nidit aus^ 

(3) Bei der Durchführung des Gesetzes hat sich als 
Mangel herausgeslellt, daß als besonders gefährlich 
erkannte Geräte, die sich bereits beim Händler be- 
finden, nicht aus dem Verkehr gezogen werden 
können* Selbst wenn sich bereits tödliche Unfälle 


ereignet haben, kann nach der gegenwärtigen 
Rechtslage der Händler bereits in seinem Lager 
befindliche Erzeugnisse weiter an die Endverbrau- 
cher veräußern, auch wenn gegen den Hersteller 
oder Importeur eine sofort voilziehbare Untersa- 
gungsverfügung erlassen worden ist, Eine Abhilfe 
erscheint hier nur möglich, wenn der Hersteller oder 
Importeur zur Zurücknahme dieser Gerate verpflich- 
tet wird, 

(4) Bestrebungen, ein einheitUches Sicherheitszei- 
dien auf freiwilliger Basis einzuführen, haben wegen 
gegensätzlicher Interessen trotz jahrelanger Be- 
mühungen bisher noch zu keinem vollen Erfolg ge- 
führt, Wenn es der Selbstverwaltung der Wirtschaft 
nidit in absehbarer Zeit gelingt, ein einheitliches 
Sicherheitszeichen in der Praxis einzuführen und 
seinen Erfolg zu gewährleLsteUr sollte im Interesse 
des Verbraucherschutzes die gesetzliche Einführung 
eines einheitlichen Sidierheitszeichens für die frei- 
willigen Prüfungen erwogen werden. 
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VI. Perspektiven zur Verbesserung des Arbeitsschutzes 


t Situation des Arbeitsschutzes 

In der BiindesrepubUk Deutsdiland arbeiten 27 Mih 
lionen Erwerbstätige in der gewerblidien Wirtsdiaft, 
in der Landwirtschaft und Im öffentlidien Dienst. 
Ihre Arbeitsumwelt wird gekonnzeidinit durch jähr* 
lidi 2.4 bis 2,7 Millionen Unfälle und Benifskranfc- 
heiten in den letzten fünf Jahren, Das bedeutet, daß 
durchsdinitLUdi jeder zehnte Beschäftigte im Jahr 
von einem Unfall \m Zusammenhang mit seiner Ar- 
beit ^ sei es am Arbeitsplatz oder auf den Wegen 
zur Arbeit — betroffen wird. 

100 000 Unfälle im Jahr sind so schwer, daö sic zu 
Realen oder anderen Entsdiädigungsleislungen füh- 
ren. Jährlich 6 000 bis 7 000 MerLscdieii sind in den 
vergangenen Jahren tödlidi verunglückt oder an 
den Folgen von Berufskrankheiten gestorben {zum 
Vergleich für das Jahr 1971 die Zahlen der Straßen- 
verkehr siin fälle mit 317 953 Verletzten und 13 727 
getöteten Personen). 

Zur Abwendung der finanziellen Folgen der Un- 
fälle übernehmen die Träger der gesetzlichen Un- 
fallversicherung Kosten für Verletztengeld, für Heil- 
behandlung und -pflege und für Renten an Verletzte 
und Hinterbliebene. Als Bestand, an laufenden Ren- 
ten sind am 3L Dezember 1971 insgesamt 1,02 Mil- 
lionen Fälle ausge wiesen, davon entfallen 800 000 
auf Renten an Verletzte und Kranke und 220 000 
auf Realen an Hinterbliebene (s, Übersichten 19 
und 20), 

Von den gemeldeten Unfällen und ßerufiskrankhei- 
ten ereignen sich jährlidi zwischen 200 000 bis 
250 000 auf dem Weg nadi und von der Arbeits- 
stätte i mehr als die Hälfte dieser Unfälle ist audi 
Ln der VekehrsunJall Statistik enthalten. 

Atn Arbeitsplatz sind also jährlich zwischen 2.3 und 
2,4 Millionen Arbeitsanfälle und Berufskrankheiten 
registriert worden, 75 000 bis 80 000 waren schwere, 
entschädigungsp nichtige Fälle, 4 000 bis 5 000 To- 
desfälle. 

Im Jahre 1971 ereignete sich am Arbeitsplatz durdi- 
schnittUch 

alle 13 Sekunden ein Arbeitsanfall 

alle 7 Minuten ein schwerer, entschädigter Ar- 
beitsanfall und 

alle 2 Stunden ein tödlicher ArbeitsunfalL 


Genau erfaßt werden die Aufwendungen für Unfälle 
und Berufskrankheiten, soweit sie Versicherungs- 
kosten sind. Die Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sid\erung halten im Jahre 1971 zusammen 5,2 Mrd. 
DM Aufwendungen zu erbringen, die aus Beiträgen 
der Unternehmen finanziert werden. Nicht ausge- 
wiesen werden die Unfallkoslen, die den Unterneh- 
men als Folgekoslen entstehen. Fachleute schätzen 
auf der Basis von Einzel Untersuchungen die Hohe 
der betrieblichen Fcjlgekosten auf eine gleich große 
Summe wie die Unfallversicherungsbeiträge. Danach 
sind 10 Mrd. DM Gesamtunfallkosten in der Bundes- 
republik Deutschland nicht zu niedrig angesetzt, wo- 
bei nach Erfahrungen der letzten Jahrzehnte eine 
steigende Tendenz der Unfallkosten zu beobadilen 
ist. 

Die Größenordnung des materiellen Schadens in der 
gewerblichen Wirtschaft wird erhellt durch die Zahl 
der jährlichen Ausfalltage durch Unfälle. Für das 
Jahr 1971 lassen sich 100 000 ganzjährig beschäftigte 
Arbeitnehmer errechneii, die ihrem Arbeitsplatz we- 
gen Unfällen oder Berufskrankheiten fernbleiben 
mußten. 

über die übrigen Auswirkungen des Unfallgesche- 
hens auf gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge ist 
nichts bekannt. Die Bimdesanstal t für Arbeitsschutz 
und Unfallforsdiong hat deshalb einen Forschungs- 
auftrag über „Die gesamtwirtschafiUche Problematik 
der Arbeitsunfall-Folgekosten'' an eine Wissen- 
schaftlergruppe vergeben. 

Nach den gesetzlidien Bestimniungen ist für den Ar- 
beitsschutz in den Betrieben der Unternehmer ver- 
antwortlich. Seine Pflichten sind im einzelnen in 
einer Reihe staatlicher Vorschriften und Unfallver- 
hütungsvorschriften c3er gestzlichen Unfall versiehe- 
; rungsträger festgelegt Es stellt sich die Frage, ob die 
Vielzahl der Vorschriften und Regeln noch über- 
schaubar ist. Die Zusammenstellung der am 3L De- 
zember 1971 geltenden Vorschriften und Richtlinien 
in diesem Beridit umfaßt allein bei Angabe der Titel 
der Vorschriften 17 Druckseiten (s. S. 185). Es trifft 
zwar zu, daß für den einzeinen Betrieb nur ein Teil 
dieser Arbeit sschutzvorschriften in Frage kommt, 
jedoch sind diese Vorschriften nicht einheitlich auf- 
aufgebaut; sie beziehen sich auf die unterschledüch- 
sten Kriterien: auf einen Gewerbezweig, auf Arbeits- 
plätze, Arbeitsstätten, Arbeitsverfahren, Stoffe, Ma- 
schinen und Geräte oder Personengruppen. Das hat 
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historische Gründe, denn in der Vergangenheit wur- 
den spezifische Gefährdungen jeweils durch Einzel- 
vorschriften erfaßt und geregelt. Diese Vorschriften 
sind heute vielfach überholt. Die älteste, noch heute 
gültige Arbeitsschutz- Verordnung — die Bekannt- 
machung betr. Enrlchtung und Betrieb der Buch- 
druckereien und Schriftgießereien — datiert vom 
31. Juli 1897. Von den 28 bestehenden Arbeitsschutz- 
verordnungen nach § 120 e der Gewerbeordnung 
sind allein 12 in der Zeit vor dem 1. Weltkrieg, also 
bis zum Jahre 1914 erlassen worden; 10 Verord- 
nungen sind zwischen 1914 und 1945 in Kraft ge- 
treten, 6 Verordnungen sind seit 1951 dazu gekom- 
men. Von 18 staatlichen Richtlinien stammen 14 
aus der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den Vorschriften der 
Berufsgenossenschaften. Von 185 Unfallverhütungs- 
vorschriften haben 85 als Ausgabe] ahr 1934. Das ist 
dadurch zu erklären, daß damals eine neue Samm- 
lung der bestehenden berufsgenossenschaftlichen 
Vorschriften herausgegeben wurde. Man kann da- 
von ausgehen, daß Vorschriften mit dem Ausgabe- 
datum 1934 älter als 40 Jahre sind. 

Das Alter einer Vorschrift läßt nicht in jedem Fall 
den Schluß zu, daß der materielle Inhalt überholt ist. 
Es ist erstaunlich, wie viele techiüsche Festlegungen 
noch nach Jahrzehnten sinnvoll anzu wenden sind. 
Allerdings sind häufig Vorurteile und eine psycholo- 
gisdie Sperre gegen alte Regeln festzustellen. Das 
Verständnis in den Betrieben für die Anforderungen 
aus neueren Vorschriften ist im allgemeinen größer. 

Die Anwendung der Sicherheitsvorschriften in den 
Unternehmen erfordert — wie bei jeder technischen 
Materie — Sachkenntnis. Auf eine fachkundige Be- 
ratung der für den Betrieb verantw’ortlichen Perso- 
nen kann nicht verzichtet werden, wenn der Arbeits- 
schutz verstärkt werden soll. Die Zahl der Sicher- 
heitsingenieure wird mit etwa 1 500 angegeben, ein 
Teil davon ist hauptberuflich mit Fragen der Arbeits- 
sicherheit befaßt. Dazu kommen Sicherheitstechniker 
und Sicherheitsmeister, für die Zahlenangaben nicht • 
vorliegen. Man kann davon ausgehen, daß die Zahl 
der Betriebe, die von Sicherheitsfachkräften haupt- 
oder nebenberuflich betreut werden, höher als 1 500 
liegt, da in einer Reihe von Unternelimen mehrere ' 
Zweigbetriebe zum Arbeitsbereich einer Sicherheits- 
fachkraft gehören. Im Verhältnis zur Gesamtzahl der 
Betriebe in der gewerblichen Wirtschaft — von den 
1,6 Millionen Betrieben haben nur 9 700 mehr als 
250 Beschäftigte — ist die Zahl der Betriebe mit 
Sicherheitsfachkräften allerdings nicht groß. Dazu 
kommt, daß bei der technischen Ausbildung in den ' 
Hoch- und Fachschulen der Sicherheitstechnik zu ' 
wenig Beachtimg geschenkt wird. Das Memorandum | 
der Deutschen Gesellschaft für Arbeitsschutz »Sicher- 
heitstechnik als Lehrfach" berichtet, daß von meh- 
reren 100 000 Studenten an Fadihochschulen und 
Hochschulen nur einige tausend Kenntnisse in 
Sicherheitstechnik vermittelt bekommen. Die Unfall- 
versicherungsträger bemühen sich zwar, durch Schu- 
lungsarbeit diese Lücke zu schließen (s, Absdmilt III. 

5, S. I87)r sie müssen allerdings ihre Ausbil- 
dungskapazitäten auch für die Unterrichtung der 
282 000 ehrenamtlichen Sicherheitsbeauftragten ein- 


setzen, die in 85 v. H. der Unternehmen mit mehr 
als 20 Beschäftigten bestellt sind. 

I Ein ähnliches Bild ergibt sich für die arbeitsmedizi- 
nische Versorgung der Arbeitnehmer. 466 hauptbe- 
rufliche und 1 083 nebenberufliche Betriebsärzte sind 
I in 1 530 Betrieben beschäftigt. Diese Zahlen haben 
I sich in den letzten Jahren kaum verändert, obwohl 
I der arbeilsmedizinische Gesundheitsschutz zuneh- 
mend Anerkennung und Zustimmung findet. 

Eine regelmäßige sicherheitstechnische und arbeits- 
medizinische Überprüfung und Beratung der Be- 
triebe durch die Aufsichtsorgane der Unfallversiche- 
rungsträger, der Gewerbeaufsicht und durch Ge- 
werbeärzte ist ebenfalls nicht zu erreichen. Dafür ist 
das Mißverhältnis der Zahl der Betriebe zur Zahl der 
beiden Aufsichtsdien.ste zu groß. Die l 700 Gewerbe- 
aufsichtsbeamten, 1 000 Technischen Aufsichtsbeam- 
ten der Unfallversicherungsträger und 72 Gewerbe- 
ärzte haben zusammen 2 :war im Jahre 1971 1‘/* Mil- 
lionen Betriebsbesichtigungen durchgeführt, wie in 
den Vorjahren konnte jedoch wieder nur jeder vierte 
bis fünfte Betrieb aufgesucht werden. 


2 Voraussetzungen zum Ausbau des Arbeits- 
schutzes 

2.1 Konzeption eines überschaubaren Vorschriften- 
systems 

2.1.1 staatliche Vorschriften 

Es ist verständlich, daß eine Überarbeitung der bis 
zu 70 Jahre alten Vorschriften allein keine Lösung 
des Problems bringen kann. Den Unternehmen müs- 
sen vielmehr überschaubare Vorschriftenkomplexe 
zur Verfügung stehen, wenn die Anwendung der 
Arbeitsschutzbeslimmungen verbessert werden soll. 
Das vom Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung verfolgte Konzept des Vorschriftensysteras hat 
zum Inhalt; 

1. Das Maschinenschutzgesetz aus dem Jahre 1968 
schafft die Grundlage, daß neue Maschinen und 
Geräte nur noch in den Verkehr gebracht werden 
dürfen, wenn bei bestimmungsgemäßer Verwen- 
dung Unfallgefahren für Verwender oder Dritte 
ausgeschlossen sind. Diese Anforderung gilt als 
erfüllt, w'enn die Geräte den allgemein anerkann- 
ten Regeln der Sicherheitstechnik sowie den Ar- 
beitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften 
entsprechen oder wenn ein gleiches Sicherheits- 
niveau auf andere Weise gewährleistet ist. Vom 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung be- 
zeichnete Normen und Regeln der Normungs- 
organisationen mit sicherheitstechnischem Inhalt 
geben dem Konstrukteur neuer Geräte Arbeits- 
hilfen für eine sicherheitsgerechle Gestaltung. 

2. Am 1. Januar 1972 ist die Verordnung über ge- 
fährlidie Arbeitsstoffe in Kraft getreten. Die 
Vorschrift muß in ihrer Bedeutung neben das 
Masciiinenschutzgesetz gestellt werden. Sie ent- 
hält alle Regeln für das Inverkehrbringen und 
den Umgang mit gefährlichen Arbeitsstoffen. Sie 


172 



Deu tsd^er Bundestag ^7, Wahlperiode Prucksache 7/189 


legt die Verpadtung der Stoffe tmd Kennzeich- 
nung der Behälter mit Warnschildern und Sidier- 
hei tshinvv eisen fest, bringt Bestimmungen über 
tedinisdie Schutzmaßnahmen, Verwendungsbe- 
schränkungen und VerwendnngsverboteH Ein 
besonderer Abschnitt der Verordnung befaßt sich 
mit der gesundheitlichen Überwachung der Ar- 
beitnehmer; er enthält Vorschriften über die Er- 
mächtigung von Ärzten, über ärzUidie Vorsorge- 
untersüdiungen und Untersudiüngsfristen. über 
behördliche Ents<iieidungen zur Tauglichkeit, 
über eine einheitUdie Gesundheitskartei und 
über Anordnungen ärztlicher Untersuchungen im 
Einzelfall. Außerdem werden Begrenzungen der 
täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit beim 
Umgang mit bestimmten Stoffen vorgeschrieben. 
Bis jetzt sind in die Verordnung Regelungen für 
Methanob Benzol, Tetrachlorkohlenstoff Tetra- 
chlorälhan, Strahlmtttel zur Bearbeitung von 
Oberflächen und Thomasphc^phat aufgenom* 
men- 

Die Arbeiten zur Ergänzung der Verordnung ha- 
ben begonnen. Es handelt sich dabei um die Ein- 
beziehung stoffbezogener Regelungen aus den 
alten Arbeitssdiutzverordnungen nach neuen 
Gesichtspunkten, und zwar uro Regelungen für 
die Sachgebiete Blei, Quedcsilber, Arsen, Faser- I 
Stoffe^ Tierhaare. Textilabfälie, Lumpen, Tabak. i 
Zellhom, Schmälzmiltel, Magnesium. Zichorie und 
Anstrichmittel. 

3, In einer Verordnung über Mindestanforderungen 
an Arbeitsstätten sollen alle für die Ausstattung ' 
und Unterhaltung von Arbeitsstätten erfordern- ' 
chen BesUmmungen zusammengefaßt werden, so- 
weit nicht baureditliche Regelungen bestehen. Die 
Verordnung soll Leitlinien für alle Arbeitsstät- 
ten enthalten, und die jetzt Ln zahlreidien Ein- 
zelvorschiiften verstreut enthaltenen Anforde- 
rungen an Arbeitsräunie, Erholungsräume, Um- 
kleideräume, sanitäre Räume. Erste-Hüfe»Räuinei 
Lager- und Abstellräume in verbesserter oder er* 
gänzter Form aufnehmen. Die Leitlinien werden 
durch technische Detailregelungen ausgefüllt. Da- 
für können die von der Gewerbe auf sicht der 
Länder in den letzten Jahren erarbeiteten «Richt- 
linien für gewerbehygienische Forderungen bei 
der Gestaltung von Arbeits- und Sozialräumen " 
in ein technisches Regelwerk zur ArbeltsstäUen- 
verordnung überführt werden. Ein Vorentwurf 
einer Verordnung über Mindestanforderungen 
an Arbeitsstätten ist den beteiligten Kreisen in- 
zwischen zugestellt worden. 

4. Für Spezialgebiete^ die selbständig geregelt wer* 
den müssen, werden weiterhin besondere Ar- 
beitssciiutzvemrdnungen zu erlassen sein. Ais 
Beispiel seien die Verordnungen über Arbeiten 
in Drudtluft und die Röntgenverordnung genannt, 
die in Kürze in Kraft treten werden. 

Bei der Aufstellung neuer Arbeitsschutzvorschriften 
muß generell das Problem berücksichtigl werden, 
daß der technische Fortschritt nicht gehemmt wer- 
den darf und sidierheitstechnisch bessere Lösungen 
nicht durch starre oder zu enge Bestimmungen aus* 
geschlossen werden, ln den alten Vorschriften ist 


für solche Fälle der Weg über Ausnahmegenehmi- 
gungen durdi die zuständigen Behörden gewählt 
worden, was bei der Vielzahl der Fälle zu zeitrau- 
benden, umständlichen Verfahren geführt hat. 

Als Lösung ist deshalb in den letzten Jahren enlwik- 
kelt worden, daß die Rechtsvorsciiriri Pnifhten fest- 
legt, die grundsätzlidi eingehalten werden müssen 
und die über längere Zeit allgemein gültig sind, 
weil sie nicht der tedmisdien Entwidclung kurzfri- 
stig unterliegen. Es kann sich dabei um Bestim- 
mungen über notwendige Genehmigungen, Bauart- 
Zulassungen, Prüfungen und Prüffristen sowie eln- 
heltliche Nachweise handeln. Daneben enthalten die 
neuen ArbeitssdiutzvorschriFten sicherheitstechni- 
sche oder gesundheillithe Leitlinien, Diese Leit- 
linien werden durch technische und gewerbehygieni- 
sche Regeln ausgefüllt, die von beratenden Aus- 
schüssen aufgestellt (s, Abschiutt IIL 6.5, S, 118) 
und vom Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung veröffentlicht werden. Durch tedmischen Wan- 
del bedingte Maßnahmen können bei diesem Ver- 
fahlren relativ sdinell in den Regeln zu einer Ar- 
beltsschulzvorschrift berüdcsidiügt werden. Dadurch 
ist eine ständige Anpassung des Vorsdiriftenwesens 
an den tedmischeti und arbeitsmedizinischen Fort- 
schriit möglich. 

2.1,2 Vorschriften der Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sfcherung 

Ein gleichartiges System wird in Übereinstimmung 
mit dem Bundesroinister für Arbeit und Sozialord- 
nung auch der Überarbeitung der Unfallverhütungs- 
Vorschriften der Unfallversicherungsträger zugrunde 
gelegt Die neuen Unfallverhülungsvorschnften ent- 
halten ebenfalls sicherheits tedmische Ziele. Zu den 
Unfallverhütungsvorschiiften werden Durchfüh- 
rungsregeln aufgestellt, die Beispiele der sidier- 
heitstedmisdien Lösungen für jedes Sidierheitsziel 
geben. Die Dürchführungsregeln können allgemeine 
Gültigkeit für alle Berufsgenossenschaften haben, 
sie können aber auch Besonderheiten einzelner Ge- 
werbezweige für die Unfallverhütungsvorschriften 
einzelner Unfallversicherungsträger herücksichUgen. 
Die Fachausschüsse der gewerblichen Berufsgenos- 
senschatten bearbeiten z, Z. drei Basisvorschriften: 

— ' Allgemeine Vorsdiriften 

— Vorschriften über Maschinen 

— Vorsdiriften über elektrische Anlagen und Be- 
triebsmittel 

Es ist beabsidiligt. diese Grundvorschriften, in de- 
nen die für alle Unternehmen geltenden Sidierheils- 
bestimmungen zusammengefaßt werden, ln den 
nächsten Jaliren durch ergänzende Unfallverhü* 
tungsvorsdiriften für besondere Sachgebiete nach 
dem gleidien System abzurunden. Die besondere 
Sdiwlerigkeit in der Übergangszeit liegt darin, daß 
es mit vertretbarem Aufwand an Personal nicht 
möglich i5t> alle Unfallveihütungsvorschriften zu 
einem gemeinsamen Zeitpunkt auf das neue System 
umzustellen. Es ist jedoch damit zu rechnen, daß 
nach Fertigstellung der drei Basisvorschriften viele 
in älteren Unfallverhü tungsvorsdiriften verstreute 
— manchmal audi wiedersprechend geregelte — Be- 


173 



Drucksache 7/189 


Deutsdi er Bundestag — 7. Wahlperiode 


stimimingen aufgehoben werden können und die an- 
schließende Bearbeitung der übrigen Unfallverhü- 
tungsvorsdiriften inneihalb eines übersdraubaren 
ZeLtiaumes möglich ist. 

Z2 Unfallforschung der Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz und Unfatlforschyng 

Gesicherte wisseaschaftlidie Erkenntnisse für eine 
Strategie der Unfall Verhütung kann die Unfallfor- 
sdnmg liefern* Das gilt für die Aufteilung neuer 
Arbeit ssdiutzvorsdiriften ebenso wie für die Maß- 
nahmen in den Betrieben zur Verbesserung der 
Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschulzes. 

Der Unfallverhütungs bericht 1968/69 (Drucksache 
n/l970, S. 102) enthält ausführliche Überlegungen 
zur Verbesserung des Konzepts der Unfallforschimg* 
An diesen Gedanken anknüpfend, sind von der Bun- 
desanstalt für Arbeitssdiutz und Unfallforsdiung in 
Dortmund — bis zum 3U Dezember 1971 Bundesin- 
stitut für Arbeitsschutz in Koblenz ^ — im Berichls- 
zeitraum insgesamt 42 Forschungsprojekte verfolgt 
worden; 



Eigen- 
forsdmng 
der Bim- 
desanslal! 

Fremd- 

forsdmng 

1 

Summe ' 

In Arbeit ******* 

3 23 26 

10 6 16 

Abgeschlossen . * 

Summe . . , 

13 29 42 


Der Katalog aller Forschungsvorhaben umfaßt in- 
zwischen 38 Fremdforsciiungs* und 19 Eigenfor- 
sch ungsprojekte mit der auf Seite 176 fh abgedruck- 
ten Themen- und Bearbeiterübersichl. Für die Förde- 
rung der Fremdforschung sind 1970 rund 500 000 DM 
und 1971 rund 750 000 DM von der Bundesanstalt 
ausgegeben worden* 

Die finanziell und fachlich geförderte Fremd- und 
Eigenforsdiung wurde am Rahmenprogramm ausge- 
richtet. Hierbei erhielten die Vorhaben Vorrang, die 
grundlegende und interdisziplinäre Fragestellungen 
auf wiesen* Fremde Forschungsträger wurden durch 
Werkverträge verpflichtet und ihre Arbeiten über- 
wiegend von wissenschaftlichen Kolloquien beglei- 
tet* 

Ein Sdiwergewichl der Forschung lag bisher bei der 
Ermittlung und Analyse von Unfallschwerpunkten. 
Maßgebend war hier der Gesiditspunkt, daß Mittel 
der Unfallverhütung dann am rationellsten und wirk- 
samsten eingesetzt werden können, wenn die tat- 
sächlidien Schwerpunkte des Geschehens erfaßt 
werden. In einer grundlegenden Studie hatten 
Mitarbeiter der Bundesanstalt ein Verfahren zur 
UnfaUsdiwerpunktfindung im Hochbau entwickelt 
(s. Unfaltverhütungsbericht 1968/69, Drudcsadve 
\ViB70t Seite 102). Es lag nahe, jetzt weitere Indu- 
striehereiche einzubeziehen und auf grundsätzliche 
Fragestellungen einm gehen. 


In einer St ich probe nun tersudiung (E 3) sind die Er- 
gebnisse der Hochbaustudie überprüft worden. 
Dabei slellle sich heraus^ daß die Bauphasen 

— Errichten des Daches 

— Baunebenarbeiten 

— Ausschalen von Decken 

wieder als Schwerpunkte hervortraten. Irmerhalb 
dieser Unfallsdiwerpunkte waren jedoch auffällige 
Veränderungen erkennbar, die zum Teil ihre Ursa- 
chen in neuen Arbeitstechiüken haben dürften. 

Unfallsdiwerpunkte in der Textilindustrie waren 
Geenstand einer weiteren Untersuchung (E 4)* An 
Hand von Unfallanzeigen wurden mehrere Erfas- 
sungsverfahren erprobt und daraus eine „Unfall- 
lypentheorie" entwickelt, d. h* es sind Konzentra- 
lionen von Unfallsdiwerpunkten festgestellt worden, 
die nadi Bedingungen, Hergang und Folgen mög- 
lichst gleichartig waren* Einige Unfallsdiwerpunkte 
in der Textilindustrie sind: 

1. mit den Händen beim Säubern in laufende Ma- 
schinen geraten (15,5 v. H. der Gesamlunfälle) 

2. Instandhaltungsarbeiten an überwiegend still- 
stehenden Maschinen {13 v. H. der Gesamtunfälle) 

3. Sturz auf ebenem Boden [7,9 v, H. der Gesamt- 
unfälle) 

4. Überfahren wer den eines Fußes oder Quetschen 
der Hand beim Transport mit Handwagen (6,0 
V. H. der Gesamtunfälle) 

5. Getroffen werden von Ballen oder BehäUern beim 
Transport (5,4 v. H, der Gesamtunfälle) 

6* Getroffenwerden von sonstigen Gegenständen 
beim Transport (6,4 v. H. der Gesamtunfälle) 

7. Stich- und Sdinittverletzungen bei der Insland- 
hahung an scharfen Gegenständen (5,3 v. H. der 
Gesamtunfälle}. 

Eine repräsentative Stichprobe von 1 500 bis 3 000 
Unfallanzeigen aus je zwei bis vier Jahren erwies 
sich als ausreichend. Inzwischen ist das Verfahren 
in etwas überarbeiteter Form bei der Textil- und 
ßekleidungs-Berufsgenossenschüft unter Anwendung 
der elektronischen Datenverarbeitung eingeführt 
worden* Es ließe sich unter bestimmten Vorausset- 
zungen auch in anderen Branchen anwenden. 

In einer Dokumentation {E 9) wurde nacfagewtesen, 
daß Forschung und Praxis bisher kaum über das 
Stadium der Forderung nach geeigneten Methoden 
und Begriffen der Unfallschwerpunktfindung hinaus- 
gekommen sind. Sehr eingehend befaßt sich die 
Arbeit mit der Entwiddung der Unfallstatistik. Die 
Berichtsstatistik informiert in erster Linie und kann 
z* B* in Form der amtlichen Unfallstatistik nicht für 
die betriebliche Unfallverhütung verwendet werden. 
Erst die Arbeitsstatisük vermittelt Einblidce in die 
Utifallzusammenhänge und gibt Hinweise über Ab- 
hilf em aß nalimen * 

ln einer Studie sind der Einfluß der Automatisierung 
auf das Unfall geschehen untersucht und daraus 
Schlußfolgerungen für die zuküntfige Forsdiung ab- 
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geleitet worden, ln der überwiegenden Zahl der ein- 
bezogenen Industriezweige war ein zum Teil erheb- 
licher Rückgang der relativen Unfallhaufigkeit mit 
zunehmender Automatisierung festzustellen. In zwei 
Dritteln der Fälle nahm auch die Unfallschwere ab; i 
dagegen wurde aus dem Bergbau und der Fahrzeug- 
Industrie über meist schwerere Unfälle im Zuge der i 
Automatisierung berichtet. Vom Fertigungsprozeß 
verlagerte sich jedoch das Unfallgeschehen zuneh- 
mend auf das Instandsetzungs- und Wartungsperso-, 
nal. Die psychisdi-nervlidie Belastung der Beschäf- 
tigten nimmt mit steigendem Automatisierungsgrad 
deutlich zu. Im Bereich der Instandsetzung und War- ' 
tung und im Hinblick auf die psychisch-nervlichen 
Belastungen müßten die Aktivitäten der Unfallver- 
hütung einschließlich der Forschung in Zukunft ver- 
stärkt werden. I 

I 

Die Überprüfung von Sicherheitsgläsern an Hochge- | 
sch windig keitsschleifmaschinen ergab, daß die han- 
delsüblichen Panzergläser heute nicht mehr ausrei- 
chen (F 26). Es wurde eine durchsichtige Schutz- 
scheibe entwickelt, die Prüfbeanspruchungen mit 
Bruchstückenergien von 20 000 Nm und Impulsen bis 
zu 700 Ns widersteht. Als Vergleidiswert seien Pan- 
zergläser in Banken und Sparkassen zum Sdiutz 
gegen Schußwaffengebrauch erwähnt, die etwa 
I 500 Nm standhalten müssen. Die Versuche haben 
aber auch gezeigt, daß neben der Weiterentwicklung 
dieser Verbundgläser die Gesamtheit Schutzglas- ' 
Halterung zukünftig stärker in die Forschung ein- 
bezogen werden muß. 

Aus psychologischer Sicht ist eine kritische Situa- 
tionsbestimmung der Unfallforschung gegeben wor- 
den (E 2). Die bisherigen Arbeiten auf diesem Gebiet 
werden beurteilt und daraus Ansätze für eine künf- 
tige Forschungsaktivität gewonnen. Vorrangig soll- 
ten danach u. a. bearbeitet werden; 

1. Erforschung der Einstellung zur Sicherheit 

2. Erforschung gruppenpsychologischer Faktoren, 
die in Beziehung zur Arbeitssicherheil stehen 

3. Erforschung der Variablen des Führungsverhal- 
tens 

4. Erarbeitung von Richtlinien für eine zweckmäßige 
Organisation des Sicherheitswesens in den Be- 
trieben 

5. Erarbeitung wirksamer Methoden für die Umset- 
zung der Forschungsergebnisse in die Praxis. 

Gerade der zuletzt angeführte Problemkreis ist be- 
sonders aktuell, da die Umsetzung von Forschungs- 
ergebnissen in die Praxis bisher nicht zufriedenstel- 
lend gelöst ist. 

In einer Literaturexpertise wurden Zusammenhänge 
zwischen der individuellen Risikobereitschaft und 
Unfallneigung untersucht (F53). Es ließ sich nach- 
weisen, daß hinsichtlich der Leistungsmotivation 
Erfolgsmenschen häufig mittelere Risiken bevorzu- 
gen, während mißerfolgsmotivierte eher zu extre- 
men Risiken neigen. Die persönliche Risikobereit- 
schaft nimmt häufig unter Gruppeneinflüssen zu. 
Die Vermutung, daß Personen mit größerer Risiko- 
bereitschaft auch unfallgefährdeter sind, läßt sich in 


dieser Eindeutigkeit nicht belegen. Die Ergebnisse 
müßten sehr viel differenzierter gesehen werden. 
Daraus ergibt sich, daß sich zur Zeit kaum Bewer- 
tungen für die Unfallverhütung ableiten lassen. Die 
Erkermtnisse der Risikoforschung könnten jedoch 
zu einer Verbesserung des Sicherheitsverhaltens 
beitragen. Bei Intensivierung der Forschung ließe 
sich auch auf längere Sicht die individuelle Unfall- 
gefährdung bei jew^eils spezifischen Gefahren bes- 
ser Vorhersagen. 

Die größte Zahl der in den Übersichten ausgewie- 
senen Vorhaben der begleitenden Einzelforschung 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallfor- 
schung mit den jeweils besonderen Fragestellungen 
waren Ende des Jahres 1971 noch nicht abgeschlos- 
sen. 

Mit Nachdruck ist das Unfallgeschehen Ln Heim 
und Freizeit angegangen worden. Hier wird weit- 
gehend Neuland betreten. In einer Vorstudie waren 
die im SchrifUura stark voneinander abweichenden 
Angaben über Zahl und Art der tödlichen Unfälle 
bei der Hausarbeit und in der Freizeit der Aus- 
gangspunkt. Auf Grund der Hochrechnung einzel- 
ner Länderstatistiken ergeben sich 1968 11 500 töd- 
liche Hausunfälle. Freizeitunfälle, z. B. beim Ski- 
läufen, sind darin nicht berücksichtigt. Unter Zu- 
grundelegung der Angaben des Statistischen Jahr- 
buches kann man eine Gesamtzahl von 13 500 töd- 
lichen Unfällen bei der Hausarbeit und in der Frei- 
zeit errechnen, eine Zahl, die von Fachleuten der 
Unfallstatistik für zu hoch gehalten wird, da die Er- 
fassungsgrundlagen nicht eindeutig und einheitlich 
seien (s. Abschnitt 1. 6, Seite 52). ln einer Dokumen- 
tation zum Unfallvorkommen in Haushalt und Frei- 
zeit (F30) wird deutlidi gemacht, daß für die fadi- 
lidie Behandlung dieses Bereichs und insbesondere 
für die analytisch-statistische Auswertung eine neue 
einheitliche Systematik aufgestellt werden muß. 
Hierbei kommt es vor allem darauf an, Lücken oder 
Überschneidungen, die die bisherigen statistischen 
Angaben verfälschen, zu vermeiden. Die Arbeit 
vermittelt einen guten Überblick über mögliche Ver- 
fahren zur Erfassung von Unfällen bei der Haus- 
arbeit und in der Freizeit, ferner über die damit be- 
trauten Organisationen. 

Mit der Ermittlung, Analyse und Verhütung von 
Kinderunfällen befaßte sich eine Studie (F7). Regi- 
striert wurden die in einer Universitätskindeiklinik 
stationär oder ambulant behandelten Haus-, Schul- 
und Freizeitunfälle von Kindern. Bei älteren Kin- 
dern traten gehäuft Fahrrad- und Skiunfälle auf, 
während kleinere Kinder mit Rollern und Rodel- 
schlitten verunglückten. Beim Schulturnen, ln den 
Pausen und auch beim Klettern und BalLspielen wa- 
ren ebenfalls hohe ünfallraten zu verzeichnen. Die 
Sturzunfälle überwiegen in allen Altersklassen. 
Verhältnismäßig hoch sind jedoch auch die Verlet- 
zungen durch fallende oder geworfene Gegenstände. 
Bleibende Restschäden mußten bei 3,6 und mögliche 
Restschäden bei 7,7 v. H. der behandelten Kinder 
registriert werden. Die Unfallhäufigkeit der Jungen 
ist größer als die der Mädchen. Am stärksten ist 
die Altersgruppe von 5 bis 9 Jahren betroffen. Aus 
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der Fülle der einzelnen Ergebnisse läßt sidi eine 
Reihe von Anregungen ableiten, u. a.: 

— zum Spielen muß ausreichender Raum zur Ver- 
fügung stehen 

— Vergrößerung der Spielplätze und Pausenhöfe 

— Benutzung von Freiflächen um Hochhäuser 

— Spielplatzgeräte müssen besser gewartet wer- 
den 

— in Form einer Broschüre sollten junge Ehe- 
paare auf die ihren Kindern drohenden Unfall- 
gefahren besser als bisher hingewiesen wer- 
den 

— Radfahren erst ab zehn Jahren und vom Be- 
stehen einer Verkehrsprüfung abhängig ma- 
chen 

— jüngere Kinder nicht auf belebten Skipisten 
laufen lassen 

— bessere Aufsicht und mehr Hilfestellung beim 
Schulturnen. 

Die bisherigen Mängel in der statistischen Erfassung 
sollen durch ein neues statistisches System zur pe- 
riodenhaften Ermittlung von Unfällen im Bereich 
Haus und Freizeit behoben werden (F69). Nach kri- 
tischem Vergleich der vorhandenen Möglichkeiten 
zur Erfassung wird in dem Gutachten vorgeschlagen, 


im Zeilabstand von etwa zwei Jahren eine periodi- 
sche Befragung mit persönlichem Interview bei 
einem ausgewählten Personenkreis durchzuführen. 
Das System ist inzwischen in einer Repräsentativ- 
befragung (F75) erprobt worden. 9000 Personen in 
rund 3000 Haushaltungen waren in verschiedenen 
Orten des Landes Nordrhein-Westfalen unter Wah- 
rung der Repräsentativität zu befragen. Die Befra- 
gung erbrachte eine Reihe interessanter Ergebnisse 
(s. Abschnitt I. 6, S. 53). 

Die Repräsentativbefragung ist als Vorstufe einer 
repräsentativen Unfallstatistik im Bereich Haus und 
Freizeit für die Bundesrepublik Deutschland £inzu- 
sehen. Das Verfahren bedarf jedoch vor seiner end- 
gültigen Einführung einer gewissen inhaltlichen 
Überarbeitung. Besondere Bedeutung hat dabei die 
Frage, wie der Erinnerungsfehler vor allem bei Ba- 
gatellunfällen ausgeschaltet werden kann. 

Forschungsaufträge der Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz und Unfallforschung, die abgeschlossen sind, 
werden mit vollständigem Text veröffentlicht und 
gegen Erstattung der Selbstkosten des Drucks an 
alle Interessenten abgegeben (Kosten je Heft: 
1 DM bis 10 DM). Die Themen der Forschungsarbei- 
ten, die Forschungsträger und die praktis<he Be- 
deutung der Projekte gibt einen Überblick über die 
Unfallforschung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung seit dem Jahre 1970; 


Eigenforschung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfalliorschung 


Projekt 

Nr. 

E .. 

Themd 

praktische Bedeutung 

E l 

Ermittlung und Analy.se von Unfallschwer- 
punkten im Hochbau 

Dient der Verbesserung der Unfallverhütung 
im Hochbau 

E 2 

Psychologische Arbeitsunfallforschung — eine 
theoretische und methodologische Situations- 
bestimmung 

Bestandsaufnahme und Ausgangspunkt neuer 
Forschung 

E 3 

über die Konstanz von Unfallschwerpunkten 
im Hochbau 

Überprüfung eines Einwandes gegen die Un- 
fallschwerpunksforschung und Bestätigung der 
Ergebnisse von E 1 

E 4 

Entwicklung einer Methode zur periodenhaf- 
ten Ermittlung von Unfallschwerpunkten in 
einem Industriezweig 

Erarbeitung einer rationellen periodischen Un- 
fallstatistik der Textil- und Bekleidungsberufs- 
genossenschaft 

E 5 

Unfälle bei der Hausarbeit und während der 
Freizeit 

Statistische Frage der Unfälle in Haus und 
Freizeit 

E 6 

Die Kosten von Betriebsunfällen 

Dokumentation und Klänmg von aktuellen 
Streitfragen 

E 7 

Erziehung zur Bildung eines Gefahrenbewußt- 
seins auf Grund- und Hauptschulen 

Vorbereitung von Projekt F 5 

E 8 

über die Wirksamkeit von Unfallverhütungs- 
maßnahmen 

Erarbeitung von Richtlinien für erfolgreiche 
Unfallverhütung 

E 9 

Dokumentation zur Statistik der Unfallschwer- 
punkte 

Ausgangskunkt für die Erforschung von Un- 
fallschwerpunkten 

E 10 

Uber die Wirksamkeit von Unfallverhütungs- 
prämien 

Prüfung der Wirksamkeit von Prämiensysle- 
men. 

Erarbeitung von Richtlinien 
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Projekt 

Nr. 

E .. 

Thema 

praktische Bedeutung 

Eil 

Der Einfluß der Automatisierung auf das Un- 
fallgeschehen 

Dokumentation zur Vorbereitung weiterer 
Forschung. 

E 12 

Symposion für Unfallforschung in Dortmund 
am 30. November/ 1. Dezember 1970. Referate 
und Diskussionsbeiträge 

Klärung von aktuellen Streitfragen 

E 13 

Möglichkeiten zur praxisnahen Ermittlung 
von Unfallgefahren 

Grundlage für weitere Forschungsaktivitäten 
Zusammenstellung des einschlägigen Schrift- 
tums 

E 14 

Zum Unfallschutz des Jugendlichen im Betrieb 
(Dokumentation) 

Verbesserung der Unfallverhütung für Ju- 
gendliche 

E 15 

Aufstellung eines Lochkartenschlüssels für 
eine neue Unfallanzeige 

Vorbereitende Arbeit für eine zentrale Daten- 
erfassung 

E 16 

Arbeitsschutz und Sicherheit in Haushalt und 
Freizeit — Wer forscht wo was — 

Zusammenstellung von Forschungsträgern 

E17 

Das Unfallgeschehen auf dem Wege von und 
zur Arbeitsstätte 

Verhütung von Wegeunfällen 

E 18 

Der lohnbedingte Zeitdruck und sein Einfluß 
auf die Arbeitssicherheit 

Zusammenstellung des einschlägigen Schrift- 
tums 

E 19 

Repräsentanz der Unfallanzeige bei der Ge- 
werbeaufsicht 

Klärung der Aussagekraft des Datenmaterials 
bei der Gewerbeaufsicht 




Fremdforschung — gewerblicher Bereich 


Projekt 

Nr. 

Forsch ungstiäger 

Thema 


praktische Bedeutung 

F .. 






F 1 

Institut für 

Arbeitsmedizin 

Saarbrücken 

Prof. Symanski 

Entwicklung eines Systems zur Er- 
mittlung und Analyse von Unfall- 
schwerpunkten in einem Betrieb 

Erarbeitung von Richtlinien für die 
Erfassung von Unfallschwerpunk- 
ten besonders nach medizinischen 
Gesichtspunkten 

F 2 

Gürtler, H. 
Ruppichteroth 

Gesetzmäßigkeiten und Einflüsse 
auf das Merken seltener Ereig- 
nisse, insbesondere auf das Mer- 
ken von Unfällen mit unterschied- 
lichen Folgen 

Erarbeitung von Grundsätzen zum 
Erkennen von Gefährdungen 

F 9 

Gemeinschaft für 
System- und 
Konzeptforschung 
Köln 

Betriebssoziologische Aspekte der 
institutionalisierten Unfallverhü- 
tung in Großbetrieben — Analyse 
der Rollenverteilung und Entschei- 
dungen im Sicherheitssystem 

Feststellungen über die arbeits- 
sicherheitliche Organisation 

FlO 

Westfälische 

Berggewerkschafts- 

kasse 

Seilprüfstelle 

Bochum 

Prüfung von Schutznetzen 

Verbesserung des Absturzschutzes 

F 12 

Institut für Arbeits- 
wissenschaften 

TU Berlin 

Prof. Schulte 

Verhaltensvariabilität des Men- 
schen als Unfallursache 

Erarbeitung von Grundsätzen für 
die Verhaltensbeeinflussung zum 
Zweck der Unfallverhütung 

F 18 

Institut für 
Hüttenmaschinen 

TU Clausthal 

Prof. Griese 

über die Methodik der photoopti- 
schen Analyse von Arbeitsabläu- 
fen in der Unfallverhütung 

Erarbeitung von Richtlinien zur 
photooptischen Analyse zum 

Zwecke der Unfallverhütung 
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Projekt 

Nr. 

F .. 

Forsch imgsträger 

Thema 

praktische Bedeutung 

F24 

Hals-, Nasen und 

Ohrenklinik 

Mannheim 

Prof. Legier 

Beitrag zur Progredienz der Lärm- 
schwerhörigkeit und deren Pro- 
phylaxe 

Klärung von Streitfragen über 
Auswirkungen von Lärm auf den 
Menschen 

F25 

Battelle-lnstitut e.V. 
Frankfurt 

Beitrag zur Entwicklung optimaler 
Unfallstatistik in einem mittelgro- 
ßen Betrieb 

Erarbeitung von Grundsätzen op- 
timaler Statistik 

F26 

Institut für Werk- 
zeugmaschinen und 
Fertigungstechnik 

TU Braunschweig 

Prof. Pahlizsch 

Eignung von Sicherheitsgläsern an 

Hodigeschwindigkeits-Schleif- 

maschinen 

Unfallverhütung beim Hoch- 

geschwindigkeitsschleifen 

F27 

Institut für 
Psychologie der 
Universität Marburg 
Prof. Merz 

Einfluß von Intervallen ohne 
Steuertätigkeit auf die Unfallge- 
fährdung bei Steuerleistungen 

Erarbeitung von Grundsätzen zur 
Unfallverhütung bei monotoner 
Arbeit 

F28 

Arbeitsgruppe für 
audiovisuelle 
Information Köln 

Dr. Schubert 

Uber die Wirksamkeit von Ton- 
bildschauen in der Unfallverhü- 
tung 

Erarbeitung von Grundsätzen zur 
wirksamen Gestaltung von Ton- 
bildschauen für die Unfallverhü- 
tung 

F3! 

TÜV Rheinland 

Köln 

Ermittlung von Unfallschwerpunk- 
ten in der chemischen Industrie 

Ermittlung von Unfallschwerpunk- 
ten in der Chemie-Industrie zum 
Zwecke der Unfallverhütung 

F39 

Niedersächsisches 
Landesverwaltungs- 
amt Hannover 

Prof. Wende 

Ermittlung und Analyse von 
Schwerpunkten der Berufskrank- 
heiten 

Erarbeitung von Grundlagen zur 
Verhütung von Berufskrankheiten 

F45 

Berggewerk- 

schaftliche 

Versuchsstrecke 

W. Bartknecht 

G. Kühnen 

Brenngas- und Staubexplosionen 
mit Einleitung 

Sind Staubexplosionen vermeid- 
bar? 

Forschungsdokumentation 

F49 

Institut für 
Luithygiene und 
Silikoseforschung 
der Universität 
Düsseldorf 

Prof. Schlipköter 

Zum Einfluß neurotoxisch wirken- 
der Industriegifte auf unfallgene- 
rierendes Fehlverhalten bei Kon- 
troll- und Steuertätigkeiten 

Klärung aktueller Einzelfragen für 
die Verhütung von Unfällen durch 
neurotoxisch wirkende Industrie- 
gifte 

F50 

Institut Mensch 
und Arbeit 

München 

Entwicklung und Erfolgsvergleicii 
von Methoden zur Beeinflussung 
des Sicherheitsbewußtseins im Be- 
trieb 

Erarbeitung von Grundsätzen zur 
Beeinflussung des Sicherheitsbe- 
wußtseins 

F53 

Institut Mensch 
und Arbeit 

München 

Individuelle Risikobereitschaft und 
Unfallneigung 

Prüfung der Bedeutung von Mög- 
lichkeiten zur Auslese unfallge- 
neigter Personen 

F55 

Ärztliche 
Forschungsstelle 
für Druckluft- 
arbeiten im Institut 
für Flugmedizin 

Bad Godesberg 

Dr. Wünsche 

Untersuchungen über die Patho- 
genese sekundärer Knochen- und 
Gelenkverändeningen nach Arbeit 
in Druckluft und deren Verhütung 
an Mensch und Tier 

Vermeidung von Folgeschäden bei 
Druckluftarbeiten 

F56 

Arbeitsgruppe 
für audiovisuelle 
Information Köln 

Dr. Schubert 

Entwicklung und Erprobung von 
Planspielen für die Aus- und Fort- 
bildung von Sicherheitsingenieuren 

Erarbeitung von Unterlagen zur 
Ausbildung von Sicherheitsinge- 
nieuren 
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Projekt 

Nr. 

F . . 

FoisdiungsLräger 

Thema 

praktische Bedeutimg 

F59 

Batlelle-InsLitut e.V. 
Frankfurt 

Sicherheitstedinisdie Untersuchun- 
gen über Möglidikeilen zum Ver- 
bessern des UniaJlschntzes in 
Walzwerken 

Maßnahmenfindung für die Unfall- 
verhütung in Walzwerken 

F67 

Lehrstuhl 

für angewandte 

Psydiologie 

Universität 

Regensburg 

ProL Graf Hoyos 

Fehlverhalten und Sicherheitsbe- 
wnßtsein von Kranführern in Hüt- 
tenwerken 

Erarbeitung von Grundsätzen zur 
Vexhaltensbeeinflussung von Kran- 
fahrern 

F71 

Dn R. Hoschek 
Stuttgart 

Vergleidiende Beslimmungen von 
Blei im Blut und im Urin in ver- 
sdiiedenen Instituten 

Überprüfung der Verläßlidikeit 
von Analysenergebnissen 

F78 

Lauerer, F. 

Mündien 

Empfindlidae Fehterstromsdiulz- 
schdlter und UnfalJ Verhütung 

Beitrag zur Vermeidung elektii- 
sdier Unfälle, Auswertung bereits 
vorhandener Unterlagen 

F79 

Lauerer, E 

Mündien 

Zum Schatzwert der beiden Nul- 
lungsinslallaüonsarten — Eine 
Llntersudiung mit Hilfe der Strom* 
unfallursadienstalistlk 

Beitrag zur Vermeidung elektri- 
scher Unfälle 

FÖO 

Institut für 
Unfallforschung 
des TÜV Rheinland, 
Köln 

Mentale Belastung und Arbeits- 
Unfall 

Dokumentation zur Thematik als 
Basis für die weitere Forschung 

F81 

Arb e i t s g e meins diaJ t 
für System- und 
Konxeptforsdiung, 
Köln 

Die Rolle des Sicherheitsingenieurs 
im System der betrieblidien Ar- 
bei Iss [dl er heit 

Feststellung zum Stand des Si- 
cherheitsingenieurs im Betrieb 

F83 

Institut für 
Arbeitswissensdiaft 
der TH Darmstadt, 
Prof, Rohmert 

Ergonomische Prüfliste für den 
Arbeitssdiutz “ mit Literalur- 
anhang 

Erarbeitung ergonomischer Fragen 
zum Arbeitsschutz mit Hilfe einer 
reciinergest atzten Dokumentation 

F85 

Westfälisdie 

Berggewerk- 

sdiaftskasse 

Bodium. 

Explosionsversudie mit Zudcer- 
staub und anderen Stäuben in 
einer stülgeleglen Zuckerfabrik 

Überprüfung der aus Laborver- 
suchen (F 45) gewonnenen Er- 
kentnisse im Großversuch 

F91 

Geseilsdiaft 
zur Förderung 
der wirtsdiafts- 
und verkehrs- 
wis s ens di af tii dien 
Forschung e,V. 

Bonn 

Die gesamtwirtsdiaftliche Proble- 
matik der Arbeitsunfaüfolgekoslen 

Schaffung von Grundlagen für 
eine volkswirtschaftlidi orientierte 
WirtschaftlichkeltsTedinung des 

Unfallgeschehens im Arbeitsbe- 
reidi 

F92 

Arbeitsgemeinsdiaft 
für System- und 
Konzeptforschung 
Köln 

Entwicklung von Rahmenplanen 
zur Ausbildung in Fragen der Ar- 
beitssLcherheit 

Strukturierung des Ausbildungs- 
wesens an der BAU 

F97 

Institut für 
Baumaschinen 
und Baubetrieb 
der RWTH Aachen 
Aadien 

Geräusdiuntersuchüngen an Bau- 
masdiinen zur Feststellung der 
Lärmeinwirküngen am Arbeits- 
platz und zur Ermittlung des Stan- 
des der Technik 

Überprüfung des Baumasdiinenbe- 
standes in der BRD hlnsidilUch 
Lärm ent Wicklung. 
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Fremd Sorsdiung — häusüdier Bereich 


Projekt I t 

Mt ! Crt ( TVl A-rrt st 


Nr. 

F . . 

j Forscbungsträger 

1 Thema 

praktische Bedeutung 

F 5 

Institut 

für empirische 

Soziologie 

Saarbrücken 

Prof. Neuloh 

Sidierheltseinstellung und deren 
Beeinflussung in Haushalt und 
Freizeit 

Entwicklung von Methoden zur 
Unfallverhütung in Haus und Frei- 
zeit 

F ? 

Universitäts- 

kinderklinlk 

Freiburg 

Prof. Gädeke 

Ermittlung, Analyse und Verhü- 
tung von Kinderunfällen in Haus, 
Schule und Freizeit 

Erarbeitung von Grundlagen zur 
Unfallverhütung bei Kindern 

F30 

TUV Rheinland 

Köln 

Dokumentation zum Unfallvor- 
kommen in Haushalt und Freizeit 

Übersicht über das UnfaÜgesche- 
hen ln Haus und Freizeit 

F69 

Zentrales sozial- 
wissenschaftliches 
Seminar der 
Universität Bodium 
Profn Werner 

Erarbeitung eines slatisüsdien Sy- 
stems zur periodenhaften Ermitt- 
lung von Unfällen im Bereich Haus 
und Freizeit 

Ausgangspunkt für eine Reprä- 
sentativbefragung 

F74 

UniversLläts- 

kinderklinik 

Freiburg 

Prof. Gädeke 

Ermittlung und Analyse von Ver- 
giftungsunfällen in der Bundes- 
republik Deutschland 

Erarbeitung von Grundlagen zur 
Vermeidung von Vergiftungs- 
Unfällen 

F75 

Zentrales sozial- 
wissenschaftliches 
Seminar der 
Universität Bodium 
Prof. Werner 

Repräsentativbefragung zum Un- 
fallgesdiehen in Haus und Freizeit 

Erprobung des in F 69 erarbeiteten 
statistischen Systems 

FB7 

Institut 

für empirische 

Soziologie 

Sa aib rücken 

ProL Neulöh 

SLcherheitsbeeiriflusung im Haus- 
bereith ^ — Literaturstudie — 

Erfassung der bereits praktizierten 
bzw. vorgesdilagenen Methoden 
zur Sicherheltsbeeinflussung 


2.3 Arbeitsmedizlnische und slcherheltstechnische 
Forschungsprojekte des Bundesministers für 
Arbeit und Sozlelordnung 

Ein vom Bundesminister für Arbeit und Sozialord* 
nung an das Max -Planck- Institut für Landarbeit ver- 
gebener Auftrag „Vergleidi regelloser Sdiwingun- 
gen eines begrenzten Freguenzbereidis mit slnus- 
förmigen Sdiwingungen hinsichtlich der Einwirkuri' 
gen auf den Mensdien* wurde abgeschlossen. Die 
Arbeit liefert bisher fehlende Maßstäbe für die Be* 
urteüung unregelmäßiger Schwingungen bei der 
Einwirkung auf den Menschen. Die Ergebnisse kön* 
nen bei der Konstniktion von Maschinen herange- 
zogen werden. 

Eine Reihe von Aufträgen des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung sind im Berichtszeit- 
raum weitergefühxl aber noch nicht abgeschlossen 
worden. Dazu gehören: 


1. Der Einfluß des Verhältnisses Pausenzeit zur 
EinwirkungszelL auf die Wirkung von Schwin- 
gungen bei Mensdien. 

Damit soll der Einfluß der Einwirkzeit ermittelt 
werden, die zusammen mit dem Einwirkungsgrad 
das Maß für die Belastung ergibt. 

2. Arbeitsmedizinische Untersuchungen über die 
chronische Bronchitis und das Lungenemphysem. 

Dieses umfangreiche, gemeinsame mit der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft in Auftrag gege- 
bene Projekt ist ausgeweitet worden. Die klini- 
schen Befunde müssen mit Werten der effekti- 
ven Staubbelastung korreliert werden, um zu 
präziseren Aussagen über die möglichen Zu- 
sammenhänge zwischen bestimmten beruflichen 
Tätigkeiten und der Entstehung von chronischer 
Bronchitis und dem Lungenemphysem zu gelan- 
gen. 
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3. Katamnestisdie Untersuchungen zur Entstehung 
des Pleuramesothelioms 

4. Untersuchungen über Meniskusschäden im Zu- 
sammenhang mit bestimmten beruflichen Tätig- 
keiten 

5. Methoden zur Ermittlung von betriebsbezogenen 
Meßgrößen für Art und Umfang einer betriebs- 
ärztlichen Betreuung. 

Einige Aufträge hat der Bundesminisler für Arbeit 
und Sozialordnung neu erteilt: 

1. Verhalten der peripheren Durchblutung bei Ar- 
beiten mit Motorsägen. 

Dieses Projekt war zunächst auf die Ermittlung 
der Vibrationseinwirkungen ausgerichtet, wurde 
dann aber um die Erforschung der bei Motor- 
sägearbeiten zusätzlich auftretenden Einflüsse 
durch großen Lärm und Abgase erweitert. Von 
den Ergebnissen des Auftrags werden Schluß- 
folgerungen für die Verbesserung der Arbeits- 
verhältnisse besonders in der Land- und Forst- 
wirtschaft erwartet. 

2. Experimentelle Untersuchungen über die Wir- 
kung von pulsierendem Schall und Impulsschall 
auf das menschliche Gehörorgan. 

3. Audiometrische Untersuchungen ausgewahler 
Kollektive von impulssdiall-exponierten Arbei- 
tern. 

4. Experimentelle Untersuchungen zum Thema 
Lärmpausen einschließlich der Untersuchungen 
über den Expositionstest nach VDI-Richtlinie 2058 
Blatt 2. 

5. Experimentelle Untersuchungen zur Frage der 
Lärmgrenzwerte für werdende Mütter am Ar- 
beitsplatz. 

Die Forschungsergebnisse der Aufträge 2 bis 5 
sollen die in der Praxis gewonnenen Erfahrun- 
gen mit der Anwendung der VDI-Richtlinie 2058 
Blatt 2 „Beurteilung von Arbeitslärm am Arbeits- 
platz hinsichtlich Gehörschäden" ergänzen und 
Lücken schließen, damit Maßnahmen zur Lärm- 
bekämpfung unter verschiedenen Arbeilsverhält- 
nissen entwickelt werden können. Es soll ver- 
hindert werden, daß erst eine Großzahl lärm- 
geschädigter Arbeitnehmer zum Tlandeln zwingt. 

6. Vergleichende Untersuchungen zur Frage eines 
ursächlichen Zusammenhangs zwischen Tuber- 
kulinsensibilitäl und staubbelastender Tätigkeit. 
Das Projekt soll zur Klärung der Frage nach den 
Wechselbeziehungen von Silikose und Tuber- 
kulose und den möglichen Zusammenhängen 
zwischen Staubbelastung imd Tuberkulose bei- 
tragen. Von dem Ergebnis werden auch Hin- 
w'eise zur wirksamen Bekämpfung der Tuber- 
kulose im Bergbau erwartet. 

2.4 Neue Unfallanzeige 

Das bisher verwendete Formular für Unfallanzei- 
gen an die Träger der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung und die Gewerbeaufsicht ist zur Auswertung 
der LTnfälle für die Unfallverhütung nicht mehr ge- 


eignet. Auf diese Tatsache ist auch in einer öffent- 
lichen Sachverständigenanhörung in den zuständi- 
gen Bundestagsausschüssen zu Unfallverhütungs- 
berichten hingewiesen worden. Der verwendete 
Vordruck ist insbesondere für eine maschinelle Da- 
tenauswertung nicht brauchbar. So mußten für die in 
Abschnitt 1. 2.5, S. 22 berichtete Stichprobenerhe- 
bung mit hohem Personal- und Zeitaufwand die bei 
den Unfallversicherungsträgern vorliegenden Un- 
fallmeldungen größtenteils auf Datenblätter über- 
tragen werden, bevor die Übernahme auf Loch- 
karten möglich war. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat deshalb ein Gutachten für die Gestaltung eines 
Unfallanzeigenvordruckes an einen Wissenschaftler 
vergeben, ln dem Auftrag wurden als Vorausset- 
zungen festgelegl: 

1. Der Vordruck muß so gestaltet sein, daß er EDV- 
zugänglich ist. 

2. Das Formular muß in allen Branchen anwend- 
bar sein. 

3. Das Formular muß in seinen Fragenstellungen 
für alle Ausfüller verständlich sein, damit aus- 
wertbare Ausgaben Zustandekommen. 

4. In dem Formular müssen die Quotenkriterlen für 
geschichtliche Stichproben erkennbar sein, 

5. Hergangsschilderungen und Angaben über Un- 
fallursachen sollten den tatsächlichen Gegeben- 
heiten zwangsläufig angegUchen werden. 

6. Die Ermittlung von Unfallschwerpunkten über 
die EDV muß möglich sein. 

7. Ein neues Formular müßte bereits im Entwurfs- 
stadium nach Sprachgebrauch und Verständlich- 
keit für den Ausfüller vorgetestet sein. 

Auf der Basis des Gutachtens wurde in Zusammen- 
arbeit mit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung, den Unfallversicherungsträgern 
und der Gewerbeaufsicht ein schreibmaschinen- 
gerechter Durchschreibesalz eines Vordrucks ent- 
wickelt, der vor der allgemeinen Einführung in 
einem Probelauf getestet wurde. Mit der verbind- 
lichen Einführung durch Verwaltungsvorschriften 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
ist am 1. Januar 1974 zu rechnen. 

Das neue Formular der Unfallanzeige wird es ermög- 
lichen, kurzfristig Unfallschwerpunkte erkennen zu 
lassen. Die Aufsichlstätigkeit der Behörden und 
Technischen Aufsichlsdienste der Unfallversiche- 
rungsträger kann in Zukunft gezielter als bisher 
ausgerichtet werden. Die Arbeit an neuen Vorschrif- 
ten wird durch Auswertungen der Unfallanzeigen 
erleichtert. Auch für die Aufgaben der Unfallfor- 
schung sind in Zukunft Ansatzpunkte schnell zu 
ermitteln. 

2.5 Aus- und Fortbildung der Fachkräfte für Arbeits- 
sicherheit 

Die in den Betrieben eingesetzten Fadikräfle für 
Arbeitssicherheil, — das sind Sicherheitsingenieure, 
Sicherheitstechniker und Sicherheitsmeister — haben 


181 



Drucksache 7/189 


Deutscher Bundestag — 7. Wa hl peri ode 


sich ihr Fachwissen überwiegend im Selbststudium, 
durch das Sammeln von Erfahrungen und den Erfah- 
rungsaustausch auf Kongressen und Arbeitsschutz- 
veranstaltungen angeeignet. Trotz mangelhafter 
Voraussetzungen in den vergangenen Jahrzehnten 
gibt es in der Bundesrepublik Deutschland hervor- 
ragende Sidierheitskräfte. In den letzten Jahren 
wurden von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Unfallforsdmng, dem bayerischen Landesinstitut 
für Arbeitsschutz und den Unfallversidierungsträ- 
gem Aus- und Fortbildungskurse für Sicherheits- 
ingenieure, -tedmiker und -meister abgehalten. Eine 
spezielle Ausbildung zur Sicherheitsfachkraft in 
Fachrichtungen auf Fachhochschulen oder Hochschu- 
len gibt es bisher nicht. Eine Meinung in Fachkreisen, 
ob eine Fachrichtung Sidierheitsingenieur oder eine 
Weiterbildung in Arbeitssicherheit nach abgeschlos- 
senem technischen Studium sinnvoller ist, hat sich 
noch nicht herausgebildel. Als Tendenz zeichnet sich 
ab, daß eine Weiterbildung nach dem Studium und 
einigen Jahren Betriebspraxis für zweckmäßiger 
gehalten wird. 

Unter diesen Voraussetzungen kommt der Tätigkeit 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallfor- 
schung besondere Bedeutung zu. Die Bundesanstalt 
hat als Aufgabe auch die Aus- und Weiterbildung 
der Sicherheitsfachkräfte übertragen bekommen. Sie 
wird bei der Lösung der Aufgabe auf den bisherigen 
Erfahrungen aller Beteiligter aufbauen und nach 
zwei Grundsätzen verfahren: 

1. Bei optimaler Ausnutzung der vorhandenen Aus- 
bildungskapazitäten ist die Ausbildung einer 
möglichst großen Anzahl von Fachkräften für 
Arbeitssicherheit anzustreben. 

2. Bei der Schulung der Sicherheitsfachkräfte in den 
verschiedenen Ausbildungsstätten muß ein ein- 
heitliches Ausbildungsniveau gewährleistet sein. 

Zur Ereichung dieser 21iele werden von der Bundes- 
anstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung zur 
Zeit Ausbildungsmodelle entwickelt, die eine Grund- 
ausbildung für alle technischen Disziplinen und 
Gewerbezweige und einen Ausbildungsabschnitt für 
die speziellen Anforderungen in verschiedenen Bran- 
chen enthalten. 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallfor- 
schung würd weiterhin Ausbildungskurse selbst 
durchführen, gleichzeitig aber die Modelle den ande- 
ren Trägern der Ausbildung anbieten. Nach Abschluß 
der Arbeiten an den Ausbildungsmodellen wird die 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforsdrung 
für die Aus- und Weiterbildung auf dem Gebiet der 
Arbeitssicherheit Lehrhilfen entwickeln, die allge- 
mein zur Verfügung gestellt werden sollen. 

Neben diesem kurzfristigen Programm der Bundes- 
anstalt ist langfristig vorgesehen, die Arbeitssicher- 
heit in die Ausbildungsgänge der Schüler und Stu- 
denten zu integrieren, um den jungen Menschen 
möglichst frühzeitig ein Grundwissen in Sicherheits- 
tedimk zu vermitteln. Die Voraussetzungen dafür 
sind schon jetzt durdi das Gesetz über Unfallversi- 
cherung für Schüler und Studenten sowie Kinder in 
Kindergärten vom 18. März 1971 geschaffen, da durch 


die Einbeziehung der Lehrinstitute in die Unfallver- 
hütung das Sicherheitsbewußtsein geprägt werden 
kann. 

2.6 Entwurf eines Gesetzes über Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit 

Der Entwurf eines Gesetzes über Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit (Drucksache YI/3390) 
ist vom Bundestag am 4. Mai 1972 in erster 
Lesung an den zuständigen Aussdmß für Arbeit 
und Sozialordnung zur Beratung überwiesen worden. 
Mit der Vorlage dieses Gesetzentwurfs durch die 
Bundesregierung ist einer alten Forderung de.s 
Bundestages entsprochen worden (zu den einzelnen 
Initiativen s. Unfallverhülungsbericht 1968/69, 
Drucksache VI/ 1970, S. 100). 

Die im Unfallverhülungsbericht 1968/69 dem Bundes- 
tag und damit der Öffentlichkeit dargelegten Erwä- 
gungen und Grundsätze zu einer gesetzlichen Rege- 
lung für Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits- 
sicherheit haben im Laufe des Jahres 1971 zu einer 
eingehenden Diskussion des Gesetzgebungsvorha- 
bens geführt. Nach intensiven Beratungen mit den 
interessierten Kreisen, insbesondere den Arbeitge- 
berverbänden, den Gewerkschaften, den Ärzlever- 
bänden und dem Verein deutsdier Sicherheitsingeni- 
eure, wurde im August 1971 ein erster Entwurf 
veröffentlicht. Als Abschluß einer Reihe weiterer 
Gespräche fand im Oktober 1971 beim Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung eine mehrtägige 
Anhörung aller beteiligter Gruppen zu dem Gesetz- 
entwurf statt. Daraufhin wurde der Entwurf noch- 
mals überarbeitet und als ^Enlw^urf eines Gesetzes 
über Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicher- 
heif im Januar 1972 vom Kabinett beschlossen und 
dem Bundesrat zugeleitet. Zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates hat die Bundesregierung 
in einer Gegenäußerung Stellung genommen. 

Ziel des Gesetzes soll es sein, mit Hilfe von Betriebs- 
ärzten und Fachkräften für Arbeitssicherheil (Sicher- 
heitsingenieure, Sicherheitstechniker, Sicherheits- 
meister), die der Arbeitgeber bestellen soll, eine 
Verbesserung des Arbeitsschutzes und der Unfall- 
verhütung im Betrieb zu erreichen: 

1. die sachverständige Anwendung der Arbeits- 
schutz- und Unfall Verhütungsvorschriften 

2. die sachverständige Anwendung neuer (gesicher- 
ter) arbeitsmedizinischer und sicherheitstechni- 
scher Erkenntnisse 

3. ein im Interesse des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung optimaler Einsatz der vorhan- 
denen Mittel, 

Der Entwurf enthält je einen Aufgabenkatalog für 
die Belrlebsärzle und für die Fachkräfte Für Arbeits- 
Sicherheit. Wesentlich ist dabei besonders die Ein- 
schaltung und Mitwirkung der Fachkräfte bereits 
in dem Stadium der Planung von neuen Betriebs- 
anlagen, bei der Beschaffung von Arbeitsmitteln und 
bei der Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeits- 
ablaufs und der Arbeitsumgebung. Für die Betriebs- 
ärzte sind neben den arbeitsmedizinischen Unter- 
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suchungen der Arbeitnehmer die Beurteilung von 
arbeitspsydiologisdien, arboitsphysiologischen und 
sonstigen ergonomisdien Fragen als Aufgaben vor- 
gesehen. 

Der Entwurf legt bestimmte Kriterien fest, nadi 
denen zu beurteilen ist, ob ein Arbeitgeber im Ein- 
zelfall einen Betriebsarzt oder eine Fachkraft für 
Arbeitssidierheit zu bestellen hat, für weldie Zeit 
die Fachkräfte im Betrieb tätig sein müssen und 
welche der in den Katalogen genannten Aufgaben 
sie zu erfüllen haben. Diese Kriterien sind: 

— die Betriebsart und die damit für die Arbeitneh- 
mer verbundenen Gefahren 

— die Zahl der im Betrieb beschäftigten Arbeitneh- 
mer 

— die vorhandene Betriebsorganisation 

Diese Merkmale sind im Entwurf des Gesetzes, den 
man als ein Rahmengesetz bezeichnen könnte, so 
formuliert, daß sie auf alle Wirtschaftszweige an- 
wendbar sind. Den Trägem der gesetzlichen Unfall- 
versicherung ist im Gesetzentwurf die Aufgabe 
übertragen, diese gesetzlidien Merkmale durch Un- 
fallverhülungsvorschriften zu präzisieren. Auf diese 
Weise wird eine differenzierte Abstimmung auf die 
Eigenarten der den jeweiligen Berufsgenossenschaf- 
ten angeschlossenen Betriebe möglich sein; Arbeit- 
geber und Aufsichtsbehörde werden danach den 
Umfang der Verpflichtung nach Personal und Zeit 
bestimmen können. 

Der Arbeitgeber soll die Wahlmöglichkeit behalten, 
in welcher Form er die betriebsärztlichen und sicher- 
heitstechnischen Dienste für seinen Betrieb nutzbar 
macht: Er kann hauptberuflich oder freiberuflich 
tätige Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits- 
sicherheit für seinen Betrieb bestellen. Er kann sich 
auch einer Gemeinschaftseinrichtung bedienen. Ent- 
scheidend ist allein, daß ihm die Beratung zur 
Verfügimg steht, die er für die Wahrnehmung der 
Aufgaben des Arbeitsschutzes und der Unfallverhü- 
tung in seinem Betrieb benötigt. 

Eine weitere Vorschrift schafft die Voraussetzung 
für eine möglichst unabhängige Beratungstätigkeit 
der Fachkräfte im Betrieb und räumt ihnen im Falle 
der Meinungsverschiedenheit mit den jeweils zu- 
ständigen Linienführungskräften ein unmittelbares 
Vortragsrecht beim Arbeitgeber ein. 


Der Entwurf enthält neben diesen Kemvorschriften 
noch eine Reihe weiterer Besünmumgen über die 
Einrichtung eines betrieblichen Arbeitsschutzaus- 
schusses, der dem Erfahrungsaustausch zwischen 
Betriebsärzten, Fachkräften für Arbeitssicherheit, 
dem Arbeitgeber, dem Betriebsrat und den Sicher- 
heitsbeauftragten dienen soll, über die Anforderun- 
gen, die an Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits- 
sicherheit zu stellen sind (auch hier wird die gesetz- 
liche Rahmenvorschrift durch Unfallverhütungsvor- 
schriften auszufüllen sein), ferner Bestimmungen, die 
eine Zusammenarbeit der Betriebsärzle und der 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit untereinander und 
mit dem Betriebsrat fördern. 

Im Zusammenhang mit den im neuen Betriebsver- 
fassungsgesetz stark ausgebauten Rechten und 
Pflichten des Betriebsrats auf dem Gebiet des Ar- 
beitsschutzes und der Unfallverhütung wird die 
Zusammenarbeit der Fachkräfte mit dem Betriebsrat 
besondere Bedeutung haben. Dies gilt z. B. für die 
Aufgabe des Betriebsrats, gemeinsam mit dem Ar- 
beitgeber über die Gestaltung von Arbeitsplätzen, 
Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung zu beraten, 
wobei die «gesicherten arbeitswissenschafüichen 
Erkenntnisse über die menschengerechte Gestaltung 
der Arbeit" zu berücksichtigen sind (§ 90 Betriebs- 
verfassungsgesetz). Um den Betriebsrat in die Lage 
zu versetzen, diese Aufgaben sachgerecht wahrzu- 
nehmen, enthält der Entwurf die Verpflichtung der 
Belriebsärzte und der Fachkräfte für Arbeilssicher- 
heit, den Betriebsrat in Fragen des Arbeitsschutzes 
und der Unfallverhütung zu beraten und zu infor- 
mieren. 

Die im Entwurf geforderte Zusammenarbeit der 
Betriebsärzte und der Fachkräfte für Arbeitssicher- 
heit mit dem Betriebsrat soll auch eine Vertrauens- 
basis zwischen den Fachkräften und der Belegschaft 
herslellen, ohne die eine sinnvolle Tätigkeit für den 
Arbeits- und Gesundheitsschutz nicht möglich ist. 
Die Beteiligung des Betriebsrats wird — nach dem 
Vorschlag des Bundesrats — auch Mitbestimmungs- 
rechte bei der Bestellung der Betriebsärzte und der 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit umfassen. 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß mit 
der Verwirklichung dieses Gesetzgebungsvorhabens 
die Situation des Arbeitsschutzes und der Unfallver- 
hütung in den Betrieben, wie sie im Unfallverhü- 
tungsbericht für die Jahre 1968/69 eindringlich ge- 
schildert worden ist, wesentlich verbessert werden 
kann. 
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Verzeichnis der Arbeitsschutzvorschriften 

(Stand: 31. Dezember 1971) 


I. Vorschriften des Bundes und der Länder 

1 Acetylen 

1.1 Verordnung Über Acetylenanlegen und Calciumcarbfd- 
lager (Acetylenverordnung — AcetV — vom 5. Sep- 
tember 1969 (BGBl. I S. 1593) 

1.2 Allgemeine Verwaltungsvorscbrift zu ( 7 Abs. 4, 9 9 
Abs. 1. 9§ 10, 11 Abs. 2 und 9 22 Abs. 3 der Verord- 
nung Über Acetylenanlagen und Calciumcarbidleger 
vom 18. September 1969 (Bundesanzeiger Nr. 178) 

1.3 Tedmisdie Regeln für Acetylenanlagen und Calcium- 

carbidlager (TRAG), aufgestellt vom Deutschen Ace- 

lylenaussdiuB (DAcA), veröffentlicht durch den Bundes- 
minister für Arbeit \md Sozialordnung im Bundes- 
arbeitsblatt. Fachteil Arbeitsschutz: 

Bekanntmachungen des BMA vom; 

4 . September 1970 (ArbSch. S. 245), 

1. Juni 1971 (ArbSch. S. 227) 

1.4 Richtlinien für die Beförderung von Azetylenentwick- 

lern, die zu technischen Zwecken benutzt werden, vom 
24. M&rz 1927 (HMBl. S. 404) 

1.5 Sidierheitstechnische Richtlinien für Azetylenfabriken 

vom 18. Januar 1949 (ArbSch. S. 2) 

Siehe auch Verzeichnis Nr. 20.6 


2 Akkumulatoren 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Anlagen zur Herstellung elektrischer Akku- 
mulatoren aus Blei oder Bleiverbindungen vom 6. Mai 
1908 (BGBL III 7108-14-2) 

Amldoverblndungen 
Siehe Verzeichnis Nr. 12.2 


3 Ammoniumnitrat 

3.1 Verordnung über die Lagerung von Ammoniumnitrat 

und von Amm oniumnitrat in Mischungen (Ammonium- 

nitratverordnung) 

3.1.1 Baden- Württemberg: vom 21. Januar 1961 
(BW Ges. BL S. 15). zuletzt geändert durch VO 
vom 27. Oktober 1969 (BW Ges. BL S. 287) 

3.1.2 Bayern: vom 6. Juni 1959 (Bay. GVBL S. 195/ 
Bay. BS 1 S. 240). zuletzt geändert durch VO 

vom 17. Dezember 1%9 (Bay, GVBL S. 402) 

3.1.3 Berlin: vom 6. Juni 1966 (Bin. GVBl. S. 935). 
zuletzt geändert durch VO vom 8. Januar 1971 
(Bin, GVBL S. 127) 

3.1.4 Bremen: vom 16. Mai 1926 (SaBremR 2132-d-6) 

3.1.5 Hamburg: vom 20. April 1927 (Hbg.RSamml. 
G71U-b) 

3.1.6 Hessen: vom 5. Dezember 1959 (Hess. GVBL 
S. 72), zuletzt geändert durch VO vom 19. Fe- 
bruar 1970 (Hess. GVBL 1 S. 196) 

3.1.7 Niedersachsen: vom 19. Juni 1969 (Nds. GVBL 
S. 130). zuletzt geändert durch VO vom 
16. März 1971 (Nds. GVBl. S. 136) 


3.1.8 Nordrhein- Westfalen: vom 24. Februar 1960 
(GV. NW. S. 25/SGV. NW. 7111). zuletzt ge- 
ändert durch VO vom 4. Juni 1970 (GV. NW. 
S. 428/SGV. NW. 7111) 

3.1.9 Rhoinlaud-Pfalz: vom 12. August 1964 (RPf. 
GVBL S. 139), zuletzt geändert durch VO vom 
1. September 1971 (RPf. GVBL S. 223) 

3.1.10 Saarland: vom 1. Februar 1960 (SaarABl. S. 61), 
zuletzt geändert durch VO vom 2. Juni 1970 
(Saar ABI. S. 560) 

3.1.11 Schleswig-Holstein; vom 11. August 1970 (GS 
Schi.-H. 7111) 

Siehe auch Verzeichnis Nr. 45.1 

4 Arbeitsschutz 

Berliner Gcisetz über die Durchführung des Arbeits- 
schutzes ln der Fassung vom 16. April 1953 (Bin. GVBL 
Sonderband 11-6053- 1-), zuletzt geändert durch Gesetz 
zur Reform strafrechtiiehGr Vorschriften des Landes 
Berlin vom 6, März 1970 (Bin. GVBL S. 474) 

Siehe auch Vcnzolchuis Nr, 10; Nr. 25; Nr. 37 und 
Nr. 54.4 


S Arsen 

Verordnung über das Verbot der Verwendung von 
Arsem und arsenhaltigen Stoffen in Reinigungsmitteln 
vom 30. Januar 1945 (BGBL lU 8053-2-2) 


Atomgesetz 

Siehe Verzeichnis Nr. 60.1 bis 60.4 


6 Aufenthaltsrfiume 

Richtlinien für Aufenthalts-, Speise- und Waschräume, 
Kleiderablagen und Aborte vom 10. Oktober 1938 
(RABL in S. 241) 


7 Aufzugsenlagen 

7.1 Ven^ordnung über die Errichtung und den Betrieb von 
Aufzugsanlagen (Aufzugsverordnung — AufzV) vom 
28. September 1961 (BGBL m 7102-21) 

7.2 Verordnung Über Anfordenmgen, insbesondere tech- 
nischer Art. an Aulzugsanlageo (Technische Verordnung 
über Aufzugsanlagen — TVAufz) vom 6. Oktober 1965 
(BGBL 1 S. 1576) 

7.3 Erste Vm^ordnung zur Änderung der Aufzugsverord- 

nung vom 20. Juni 1967 (BGBL I S. 605) 

7.4 Allgemeine Verwaltungsvorschiift zur Technischen Ver- 
ordnung über Attfzugsan lagen vom 20. Oktober 1965 
(Bundesaozelger Nr. 201) 

7.5 Anweisungen Über Betrieb von Aufzugsanlagen ^ Be- 
kanntmachungen des BMA vom 30. Januar und 
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28. März 1967 (ArbSch. S. 57 und UO) und vom 
25. Februar 1971 (ArbSch. S. 85) 

7.6 Bayern: Verordnung über die Einrichtung und den Be- 
trieb von Aufzügen (AufzVO) vom 18. Januar 1927 
(Bay. BS IV S. 663), geändert durch Gesetz vom 17. No- 
vember 1956 (Bay. BS I S. 327) i. V. mit dem Gesetz 
vom 1. August 1962 (Bay. GVBl. S. 179) — für Anlagen 
nach § 24 GewO gegenstandslos — 


8 Ausländische Arbeitnehmer 

Richtlinien für Unterkünfte ausländischer Arbeitnehmer 
in der Bundesrepublik Deutschland; Bekanntmachung 
des BMA vom 29. März 1971 (Bundesarbeitsblatt 
S. 368) 


9 Bäckereien 

9.1 Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb von 
Bäckereien und Konditoreien (Bäckereiverordnung) 

9.1.1 Baden- Württemberg: vom 14. April 1938 (Württ. 
Reg. Bl. S. 149) und vom 21. Februar 1938 (Bad. 
GVOBl. S. 9) 

9.1.2 Bayern: vom 24. Januar 1938 (Bay. BS IV 
S. 759) und Gesetz vom 17. November 1956 in 
der Fassung vom 22. Dezember 1960 (Bay. 
GVBl. S. 2%) 

9.1.3 Bremen: vom 11. März 1938 (SaBremR 8053-b-3) 

9.1.4 Hamburg: vom 5. Januar 1938 (Hbg. RSammlG 
8054-e) 

9.1.5 Nordrhein- Westfalen: vom 23. März 1967 (GV. 
NW. S. 45/SGV. NW. 7124) 

9.1.6 Rheinland-Pfalz: vom 24. März 1960 (RPf. 
GVBl. S. 81) 

9.1.7 Schleswig-Holstein: vom 14. Januar 1970 (GS 
Schl.-H. 7124) 

9.2 Richtlinien für den Bau von Dampfbacköfen vom 
14. April 1928 (RABl. I S. 166) 


10 Bauarbeiterschutz 

10.1 Gesetz über die Unterkunft bei Bauten vom 13. De- 

zember 1934 (BGBl. III 8053-1) 

10.2 Ausführungsverordnung zum Gesetz über die Unter- 
kunft bei Bauten vom 21. Februar 1959 (BGBl. III 

8053-1-1), geändert durch die Arbeitsschutz-VO für 
Winterbaustellen vom 1. August 1968 (BGBl. I S. 901) 

10.3 Verordnung über besondere Arbeitsschutzanforderun- 

gen bei Bauarbeiten in der Zeit vom 1. November bis 
31. März (Arbeitsschutz-VO für Winterbaustellen) vom 
1. August 1968 (BGBl. I. S. 901) 

10.4 Verordnung über den Schutz der Bauarbeiter 

10.4.1 Baden-Württemberg — fr. Land Baden — vom 
26. März 1919, 4. November 1919 und 6. Mai 
1920 (GVOBl. S. 319, 535 und 226); — fr. Land 
Württemberg — vom 10. Mai 1911, 13. Septem- 
ber 1930 und 23. Februar 1953 (RegBl. S. 149 
und 287, GesBI. S. 94) 

10.4.2 Bayern: vom 21. August 1909 (Bay. BS IV 
S. 616) — 5 24 außer Kraft — 

10.4.3 Bremen: vom 16. Februar 1919 (SaBremR 
8053-a-l) 

10.4.4 Hamburg: vom 30. Mai 1921 (RSammlG 8054-b) 

10.5 Grundsätze für Arbeitsschutzanforderungen beim Bauen 
im Winter vom 31. Oktober 1960 (ArbSch. S. 253) 


10.6 Hessen: Richtlinie über Anforderungen an Winter- 
schutzkleidung vom 5. November 1970 (StAnz. für das 
Land Hessen S. 2295) 

10.7 Bayern: Oberpolizeilidie Vorschriften zum Schutze der 
bei Tiefbauten beschäftigten Personen vom 4. Sep- 
tember 1905 (Bay. BS IV S. 611) — § 12 und §§ 36 
bis 42 außer Kraft — 


11 Benzol 

11.1 Hessen: Verordnimg über die Verwendung von Benzol 
vom 6. Mai 1949 (Hess. GVBl. S. 39), geändert durch 
§ 5 der Lösemittelverordnung vom 26. Februar 1954 
(Bundesanzeiger Nr. 43) 

11.2 Bekanntmachung betr. Verwendung von Benzol vom 
20. August 1940 (RABl. III S. 236) 

11.3 Benzolmcrkblatt vom 2. Oktober 1937 (RABl. III S. 236) 
in der Fassung vom 27. Mai 1948 (ArbSch. S. 34) 


Berufsgenossenechaft 

Siehe Verzeichnis Nr. 62.2 und Nr. 62.3 


12 Berufskrankheiten 

12.1 Siebente Berufskrankheiten-Verordnung vom 20. Juni 
1968 (BGBl. 1 S. 721) 

12.2 Bayern: Richtlinien über Anlagen zur Herstellung von 
Nitro- oder Amidoverbindungen vom 3. Februar 1961 
(Bay. AMBl. S. 105) 

Siehe auch Verzeichnis Nr. 13.12 


13 Beschäftigungsverbote oder -Beschränkungen für 

Frauen und Jugendliche 

13.1 Bekanntmachung betreffend die Beschäftigung von Ar- 
beiterinnen und jugendlichen Arbeitern in Anlagen, die 
zur Herstellung von Zichorie dienen vom 25. November 
1909 (BGBl. 111 8051-2) 

13.2 Bekanntmachung betreffend die Beschäftigrmg jugend- 
licher Arbeiter bei der Bearbeitung von Faserstoffen, 
Tierhaaren. Abfällen oder Lumpen vom 8. Dezember 
1909 (BGBl. III 8051-3) 

13.3 Bekanntmachung betreffend die Beschäftigung von Ar- 
beiterinnen und jugendlichen Arbeitern in Rohzucker- 
fabriken, Zuckerraffinerien und Melasseentzuckerungs- 
anstalten vom 24. November 1911 (BGBl. III 8051-4) 

13.4 Verordnung über die Beschäftigung von Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern in Ziegeleien und ver- 
wandten Betrieben (Ziegeleiverordnung) vom 5. Juni 
1937 (BGBl. III 8051-5) 

13.5 Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 (BGBl. III 
8050-1), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ersten Ge- 
setzes zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 645) — § 16 Beschäftigungsverbote für 
Frauen — 

13.6 Ausführungsverordnung zur Arbeitszeitordnung vom 
12. Dezember 1938 (BGBl. III 8050-1-1) zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung über Beschäftigungs- 
zeiten im Straßenverkehr vom 28. Oktober 1971 (BGBl. I 
S. 1729) — Nr. 20 Beschäftigungsverbote für Frauen — 

13.7 Verordnung über die Beschäftigung von Frauen und 
Jugendlichen mit der Herstellung von Präservativen, 
Sicherheitspessaren, Suspensorien und degleichen vom 
3. Dezember 1954 (BGBl. 111 8051-6) — § 1 Beschäf- 
tigimgsverbote — 


187 


Drucksache 7/189 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


13.8 Verordniing über die Besdi&fUgting Jugcndllcber in 
TiefdruckeLTeien vom 24. Juni 1958 (BGBl. IIT 8061*7) 

13.9 Verordnung über die Besdbäftigung von Frauen auf 
Fahrzeugen vom 2. Dezember 1971 (BGBl. I S. 1957) 

13.10 Richtlinien (ür die Beschäftigung von Frauen an Seifen* 
pressen vom 4. Oktober 1939 (RABI. in S. 333) 

13.11 RicfaLlinlen für die Beschäftigung von Arbeiterinnen 
mit dem Sdiälen von Holz vom 8. Februar 1939 und 
9. Dezember 1942 (RABI. UI S. 63 und 364) 

^3.12 Berlin; Richtlinien betr. Durchführung dc^s Mutterschutz* 
gcsetzes — Verbot der Beschäftigung werdender und 
stillender Mütter mit Arbeiten, bet denen sie in be* 
sonderem Maße der Gefahr einer Berufskrankheit aus* 
gesetzt sind — vom 6. Oktober 1969 (nicht veröffent* 
licht) 

Siehe auch Verzeichnis: 

Nr. 2 (9 15), Nr. 7.1 (} 17), Nr. 14.1 ($ 11), 

Nr. 14.2 ($ 10), Nr. 14.3 (§ 6), Nr. 14.4 (Ziffer 6), 

Nr. 18 (Ziffer 7.1), Nr, 31 ($ 0), Nr. 37, 

Nr. 48i Nr. 52(M)} Nr. 54.3 ($ 92), 

Nr. 55.1 (§ 9), Nr. 59.1 (§ 10), Nr. 60.3 ($ 23) 

Nr. 71 (5 7), Nr. 72 (($ 9 und 10), 


Betriebavertretung 

Siehe Verzeichnis Nr. 62.3 


14 Blei 

14.1 Bekanntmachung betreifend die Einrichtung und den 
Betrieb der Bleihütten vom 16. Juni 1905 (BGBl. UI 
7108-14*1) 

14.2 Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb 
von Anlagen zur Herstellung von Bleifarben und an- 
deren Bleiverbindungen vom 27. Januar 1920 (BGBl. Ul 
7108*14-3) 

14.3 Verordnung zum Schutze gegen Bleivergiftung bei An- 
stricharbeiten vom 27» Mai 1930 (BGBL lU 7108-14-4) 

14.4 Richtlinien zum Schutz der Arbeiter, welche mit bleihal- 
tigen Puderfarben beschäftigt werden, vom 16. Januar 
1923 (RABI. H. l, T S. 18) 

14.5 Bleimerkblatt vom 9. Juni 1941 (RABL Ul S. 186) 


15 Brennbar« Flüssigkeiten 

15.1 Verordnung über die Errichtung und den Betrieb von 
Anlagen zur Lagerung, Abfüllung und Beförderung 
brennbarer Flüssigkeiten zu Lande (Verordnung über 
brennbare Flüssigkeiten — VbF) In der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Juni 1970 (BGBL 1 S. 689 und 
1449) 

15.2 Allgemeine Verwaltungsvorscbrift zu § 6 der Verord- 
nung Ober brennbare Flüssigkeiten vom 12. Mai 1970 
(Bundesanzeiger Nr. 92) 

15.3 Technische Regeln für brennbare Flüssigkeiten (TRbP), 
aufgestellt vom Deutschen Ausschuß für breimbare 
Flüssigkeiten, veröffentlicht durch den Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung im fiundesarbeitsblatt. 
Pachteil Arbeitsschutz: 

Bekanntmachungen des BMA vom: 

3. August 1970 (Beilage zum ArbSch. Heft 8/1970), 
20. Oktober, 12. November und 9. Dezember 1970 
(ArbSch. 1970 S. 334, 1971 5. 17 und 204, 49 und 269). 

19. März, 6.. Q. und 10. August sowie 22. September 
1971 (ArbSch. S. 147. 258. 269. 304 und 365) 


15.4 Richtlinien der Deutschen Bundespost mit Genehmigung 
des Bundesministeriums für das Post- und Fernmelde- 
wesen für das Lagern, Abtüllen und Befördern brenn- 
barer Flüssigkeiten in der Nähe von Fernmeldean- 
lagen der Deutschen Bundespost vom 31. März 1966 
(ArbSch. S. 172) 


16 Cyanidhirterelen 

Richtlinien des BMA für den Betrieb von Cyanid- 
härtereien und ähnlichen Betrieben vom 17. August 
1965 (ArbSdi. S. 207) 


17 Dampfkessel 

17.1 Verordnung über die Errichtung und den Betrieb 
von Dampf kesse! anlagcn (Dampfkcsselverordnung — 
DampfkV) vom 8. September 1965 (BGBL I S. 1300) 

17.2 Erste Verordnung zur Änderung der Dampfkesselver- 
ordnung vom 30. Juli 1968 (BGBL I S. 881) 

17.3 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu den §§ 6. 7, 8, 
10. 13 und 14 der Verordnung Über die Errichtung und 
den Betrieb von Dampfkesselanlagen vom 8. Sep- 
tember 1965 (Bundesanzeiger Nr. 175) 

17.4 Erste allgemeine Verwaltungs vorschrill zur Änderung 

der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu den §§ 6, 7. 
8, 13 und 14 der Verordnung zur Errichtung und zum 
Betrieb von Dampfkcssclanlagen vom 30, Juli 1968 
(Bundesanzeiger Nr. 143) 

17.5 Bekanntmachung des BMA über das Verfahren bei 

der Bauartzulassung nach $ 14 und der Baumusterprü- 
fung nach § 19 der Dampikesselverordnung vom 

1, April 1970 (ArbSch. S. 133) 

17.8 Richtlinien für Ausbildungslehrgänge für Kesselwärter 
vom 7. November 1967 (ArbSch S. 262) 

17.7 Technische Regeln für Dampfkessel (TRD) und sicher- 
heitstechnische Richtlinien (SR), aufgestellt vom Deut- 
schen Dampfkesseiausschuß (PDA), veröffentlicht durch 
den Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung im 
Bundesarbeltsblatt. Fachteil ArbeiLsschutz: 

Beiheft zu ArbSch. Heft 9/1965 sowie Bekanntmachun- 
gen des BMA vom: 

27. Juli und 7. November 1966 (ArbSch. S, 193 und 286), 
30. Dezember 1966 (ArbSch. 1967 S. 48). 

27. April, 28. August und 28. November 1967 (ArbSch. 
S. 129. 212 und 289). 

3, April und 8. November 1968 (ArbSch. S. 109 und 1969 
S. 45). 

12. März 1969 (ArbSch. S. 95 und 151). 

15. Januar, 31, März, 20. Mal, 29. Juli und 21. Dezem- 
ber 1970 (ArbSch. S. 48, 122, 168, Z33 und 1971 S. 16). 

15. Februar, 26. April und 29. Juli 1971 (ArbSch. S. 108, 
184 und 270) 

18 DampffiMer 

Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb von 
Dampffässem 

Hamburg: vom 21. Juli 1920 (Hbg.RSammlG 8053-d) 


19 Druckereien 

Bekaiuitmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der Buchdrudccieieo und Schriftgießereien vom 
31. Juli 1897 (BGBL lU 7108-21) 

Siehe auch Verzeichnis Nr. 13.8 
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20 Druckgase 

20.1 Verordnung über ortsbewegliche Behälter und über 

Füllanlagen für Druckgase (Druckgasverordnung — 
Druckgas V) vom 20. Juni 1968 (BGBl. 1 S. 730) 

20.2 Allgemeine Verwaitungsvor&ctirift zu ft U Abs. 2, ft 17 
Abs. 4. ftft 18 und 19 der Verordnung über ortsbeweg* 
liehe Behälter und über Füllanlagen für Druckgase vom 
20. Juni 1968 (Bundesanzeiger Nr. 118) 

20.3 Tecbnischo Regeln Druckgase (TRG), aufgestellt vom 

Deutschen DruckgasaussChuB. veröffentlicht durch den 
Bundeamlnister für Arbeit und Sozialordnung im Bun* 
desarbeltsblatt« Faditell Arbeitsschutz: 

Bekanntmachung des BMA vom 15. Dezember 1971 (Bei- 
lage zum ArbSch. Heft 2/1972) 

(Die TRG werden die TG — siehe Nr. 20.7 — ersetzen) 

20.4 Bayern: Verordnung über die ortsbewegiiehen ge- 

schlossenen Behälter für verdichtete, verflüssigte und 
unter Druck gelöste Gase (DruckgasVO) vom 24. März 
1936 (Bay. BS IV S. 749), geändert durch Bekanntma- 
chung vom 27. Mal 1956 (Bay. GVBI. S. 100) — für An- 
lagen nach ft 24 GewO außer Kraft — 

20.5 Vorläufiges Merkblatt für das Verfahren der Bauart- 
zuiassung von DnickgasbehäUcrn nach ft 14 der Druck- 
gasverordnung — Bekanntmachung des BMA vom 
12. März 1969 (ArbSch. S. 92) 

20.6 Vorläufiges Merkblatt für das Verfahren der Zulassung 
von porösen Massen und von Lösungsmitteln für Ace- 
tylen nach ft 14 Abs. 7 der Druckgasverordnung — Be- 
kanntmachung des BMA vom 8. Mai 1970 (ArbSch. 
S. 169) 

20.7 Technische Grundsätze für ortabewegliche Drudegas- 
Behälter (TG), aufgestellt vom Deutschen Druckgasaus- 
schuB (DGA). veröffentlicht vom Bundesralnister für 
Arbeit und Sozialordnung im Bundesarbeitsblatt, Fach- 
teil Arbeitsschutz: 

Bekanntmachungen des BMA vom; 

12. Februar 1970 (Beilage zum ArbSch. Heft 3/1970), 
2. September 1971 (ArbSch. S. 362) 

21 Druckluft 

Verordnung für Arbeitern in Druckluft vom 29. Mai 
1935 (BGBl, ra 7.108-2) 


22 Elektrische Anlagen 

22.1 Verordnung über elektrische Anlagen in explosionsge- 
fährdelen Räumen vom 15. August 1963 (BGBl. TU 
7102-23) 

22.2 Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
elektrische Anlagen in explosionsgefährdeten Räumen 
vom 25. August 1965 (BGBl. 1 S. 1029) 

22.3 Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
elektrische Anlagen in exploslonsgefährdeten Räumen 
vom 29. Januar 1968 (BGBl. I S. 109) 

22.4 Allgemeine Verwaltunga Vorschrift zu ft 2 Abs. 2 der 
Verordnung über elektrische Anlagen in explosJonsge- 
fährdeten Räumen vom 30. August 1963 (Bundesan- 
zeigor Nr. 166) 

22.5 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu ft 3 Abs. 1 der 
Verordnung über elektrische Anlagen in oxplosionsge- 
fährdeten Räumen vom 25. August 1965 (Bundesan- 
zeiger Nr. 167) 

22.6 Württemberg und Baden; Verordnung des Württem- 
bergischen Innenministeriums über Arbeiten in der 


Nähe von elektrischen Starkstromanlagen vom 
14. August 1932 (Regierungsblatt S. 246). Die gleiche für 
Baden vom 5. Februar 1934 (GVOBl. S. 89) 

22.7 Bayern: Verordnung über die regelmäßige Überwachung 
elektrischer Energieanlagcn und Energieverbrauchsge- 
räte in tandwtrtschalüichen Betrieben vom 11. Juli 1967 
(Bay. GVBI. S. 387) und ÄncLVO vom 16. Januar 1968 
(Bay. GVBI. S. 16) 


Explosionsgefährliche Stoffe 
Siehe Verzeichnis Nr. 56 


Faserstoffe 

Siebe Verzeichnis Nr. 13.2 


Feuergefährliche Arbellsstoffe 
Siehe Verzeichnis Nr. 29 


23 Film 

23.1 Gesetz über Sicherheilakinefilmc (Sicherheitslilmgesetz) 

vom 11. Juni 1957 (BGBl. 111 8053-3) 

23.2 Verordnung über Sidierheitskinefilme (Sicherheitsfilm- 

verordnung vom 13. Dezember 1958 (BGBL 111 8053-3-1) 

23.3 Verordnung über die Verwendung und Aufbewahrung 

von Röntgenfilmen in Betrieben des Gesundheitsamtes 
und der Wohlfahrtspflege. 

23.3.1 Bayern: vom 8. Juli 1932 (Bay. BS 1 S. 345), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 31. Juli 
1970 (Bay.GVBL S. 345) 

23.3.2 Berlin: vom 12. November 1963 (Bin. GVBI. 
S. 1080) 


24 RItertOcher 

Richtlinien (Ör die Verwendung nitrierter Filtertücher 
vom 15. Juni 1937 (RABl. UI S. 165) und vom 
12. August 1938 (RABl. III $. 210) 


25 Rschlndustrie 

Richtlinien für die an die Einrichtung der Betriebe der 
Fischindustrie hinsichtlich des Arbeitsschutzes zu stel- 
lenden Anforderungen vom 29. April 1930 


26 Frlseurhsndwerk 

Landespolizeiverordnung über die Ausübung des Fri- 
seurhandwerks 

Rheinland-Pfalz: vom 13. September 1960 (RPf.GVBL 
S. 227) 

Saarland: vom 25. Mai 1967 (SaarABl S. 525) 

27 Funkenfreie Werkzeuge 

Rundschreiben des BMA Über »Funkenfreic Werkzeuge 
in exploslonsgefährdeten Räumen* vom 3. Januar 1966 
(ArbSch. S. 53) 


28 Gat 

28.1 Nordrhein- Westfalen; Ordnungsbehördliche Verordnimg 

über Fernleitungen zum Befördern gefährlicher Gase 
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— Gasfernleitungs Verordnung — vom 30. Juli 1971 
(GV. NW. S. 228) 

28.2 Richtlinien für die Aufstellung und den Betrieb von 
Niederdrudcgasbehältem. Neufassung vom 29. Juli 1964 
(ArbSA. S. 205) 

28.3 RiAtlinien für Gasrohrleitungen von melr als 1 kp/cm* 
Betriebsdruck aus Stahlrohren mit gesAweißten Ver* 
bindungen (RiAtlinien für Ferngasleitungen — DIN 
2470 Ausg. Dezember 1964 — ) 

28.4 RiAtlinien für den Bau von Gasleitungen von mehr 
als 16 kp/cm* BetriebsdruA aus Stahlrohren (DIN 2470 
Blatt 2 — Ausg. September 1967 — ) 


29 Gesundheitsschädliche und feuergefShrllche AAelts- 

stoffe 

29.1 Gesetz über gesundheitssAädliAe oder feuergefähr- 
liAe Arbeitsstoffe vom 25. März 1939 (BGBl. III 8053-2), 
zuletzt geändert durA Artikel 4 des Ersten Gesetzes 
zur Reform des StrafreAts vom 25. Juni 1969 (BGBl. I 
S. 645) 

29.2 Verordnung über gefährliAe Arbeitsstoffe vom 
17. September 1971 (BGBl. I S. 1609) mit Anhänge I 
und II (Anlagenband zum BGBl. I Nr. 100 vom 
28. September 1971); 

BeriAtigung der Verordnung vom 10. März 1972 
(BGBl. I S. 507) 

29.3 RiAtlinien zur Verhütung von Bränden gesAmälzter 
Faserstoffe vom 5. August 1958 (ArbSA. S. 148) 

29.4 Feuer- und siAerheitspolizeiliAe RiAtlinien betr. Gum- 
mimäntelklebereien vom 12. September 1934 (RABl. III 
S. 35) 

Siehe auA VerzeiAnis Nr. 5; 34.9; Nr. 47,1; Nr. 53; 
Nr. 58 


30 GeweAeordnung 

Gesetz zur Neufassung der Gewerbeordnung vom 
26. JuU 1900 (BGBl. HI 7100-1), Titel II und VII, zuletzt 
geändert durA Artikel 13 des KostenermäAtigungs- 
Anderungsgesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 805) 


Gewerbeaufsicht 

Siehe Verzeichnis Nr. 57 und Nr. 62.2 


31 Glashütten 

Verordnung über Glashütten, GlassAleifereien, Glas- 
ätzereien, Glasmalereien, Glasfabriken und verwandte 
Betriebe (Glashüttenverordnung) vom 23. Dezember 
1938 (BGBl. III 7108-22) •) 


32 HaaAutfabriken 

Verordnung über Haarhutfabriken vom 26. März 1938 
(BGBl. III 7108-26) 


33 Hausgehilfen 

RiAtlinien für die Regelung der Arbeitsbedingungen 
(ohne Löhne) von Hausgehilfen im Bundesgebiet vom 
22. Mai 1952 (BABl. S. 289) — § 2 — 


*) teilweise a. Kr. durA Verordnung über gefährliAe Arbeitsstoffe 
— s. Nr. 29.2 — 


34 HeimaAeit 

34.1 Bestimmungen über Heimarbeit in der Tabakindustrie 
vom 17. November 1913 (BGBl. III 804-1-4) 

34.2 Verordnung betreffend das Verbot des Trennens, 

SAneidens und Sortierens von Hadem und Lumpen 
aller Art in der Heimarbeit vom 21. April 1920 (BGBl. III 
804-1-5) 

34.3 Verordnung betreffend das Verbot des Anfertigens 

und VerpaAens von Präservativs, SiAerheitspessarien, 
Suspensorien und dergleiAen in der Heimarbeit vom 
1. Februar 1921 (BGBl. III 804-1-6) 

34.4 Verordnung über das Verbot der Heimarbeit in der 
Süß-, BaA- und Teigwarenindustrie vom 29. Juni 1927 
(BGBl. III 804-1-7) 

34.5 Verordnung über das KrabbensAälen in der Heim- 

arbeit vom 13. JuU 1935 (BGBl. III 804-1-8) 

34.6 Verordnung über die Heimarbeit in der Gemüse- und 
ObsAonserven-Industrie vom 18. Juni 1936 (BGBl. III 
804-1-9) 

34.7 Verordnung über das Verbot der Herstellung und Ver- 
paAung von Zahnpulver in Heimarbeit vom 15. De- 
zember 1942 (BGBl. III 804-1-10) 

34.8 Heimarbeitsgesetz vom 14. März 1951 (BGBl. III 804-1), 
geändert durA Gesetz vom 26. November 1964 (BGBl. I 
S. 921) — Fünfter AbsAnitt, GefahrensAutz (Arbeits- 
sAutz und öffentliAer GesundheitssAutz) — 

34.9 Verordnung über die Verwendung gesundheitssAäd- 
liAer oder feuergefährliAer Stoffe in der Heimarbeit 
vom 23. August 1961 (BGBl. III 804-1-2) 


35 Heizungsanlagen 

RiAtlinien für den Bau und cUe EinriAtung von Heiz- 
räumen für Zentralheizung- und Warmwasserberei- 
tungsanlagen vom 5. März 1940 (RABl. HI S. 154) 


36 Holz 

SiAerheitsteAnisAe RiAtlinien für die ErriAtung und 
den Betrieb von Bunkern sowie Feuerungen für Holz- 
späne und HolzsAleifstaub; BekanntmaAung des Baye- 
risAen Staatsministeriums für Arbeit und soziale Für- 
sorge vom 27. Dezember 1957 (AMBl. S. A 28) 

Siehe auA VerzeiAnis Nr. 13.11 


37 J Uganda Aeitsschutz 

37.1 Gesetz zum SAutze der arbeitenden Jugend (Jugend- 
arbeitssAutzgesetz) vom 9. August 1960 (BGBl. UI 
8051-1), zuletzt geändert durA das Erste Gesetz zur 
Reform des StrafreAts vom 25. Juni 1%9 (BGBl. I 
S. 645) — Vierter und Fünfter AbsAnitt (BesAäfti- 
gungsverbote und -besAränkungen und sonstige PfliA- 
ten des Arbeitgebers) — 

37.2 Verordnung über die ärztliAe UntersuAungen naA 
dem JugendarbeitssAutzgesetz vom 2. Oktober 1961 
(BGBl. III 8051-1-3), geändert durA die And.VO vom 
5. September 1968 (BGBl. I S. 1013) 

37.3 Ausführungsverordnung zum Gesetz über Kinderarbeit 
und über die Arbeitszeit der JugendliAen (Jugend- 
sAutzgesetz) vom 12. Dezember 1938 (BGBl. III 
8051-1-2) — Nr. 52 BesAäftigungsverbote für Jugend- 
liAe — 

Siehe auA VerzeiAnis Nr. 13 
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38 Knallkorken 

Verordnung über die Herstellung von Knallkorken vom 
27. Dezember 1928 (BGBl. III 7108-31) 


39 Lacke 

39.1 Bekanntmachung betreffend Schutzmaßnahmen bei Ver- 

arbeitung von DD-Lacken (Desmodur L) vom 7. De- 
zember 1959 (ArbSch. 1960 S. 25) 

39.2 Sicherheitsregeln für das Abziehen von nitrolackierten 

Gegenständen vom 10. September 1958 (ArbSch. S. 193) 


40 Lirm 

Richtlinie über Maßnahmen zum Schutz der Arbeitneh- 
mer gegen den Lärm am Arbeitsplatz (Arbeitsplatz- 
lärmschutzrichtlinie) vom 10. November 1970 (ArbSch. 
S. 345) 

Siehe auch Verzeichnis Nr. 48.2 


41 Lufterhitzer 

Bayern: Vorläufige Richtlinien über die Aufstellung öl- 
befeuerter Lufterhitzer (Lufterhitzer-Richtlinien) vom 
19. Januar 1961 (Bay. StAnz. Nr. 7) 


Lumpen 

Siehe Verzeichnis Nr. 13.2 und Nr. 34.2 


42 Magnesium 

42.1 Verordnung über Magnesiumlegierungen vom 8. März 
1938 (BGBl. ni 7108-12) 

42.2 Sicherheitsvorschriften für Magnesiumlegierungen vom 

28. Juli 1938 (RABl. in S. 187) 

42.3 Richtlinien für den Bau und Betrieb von Absaugtings- 
anlagen beim Trockenschleifen von Magnesiumlegie- 
rungen vom 27. März 1941 (RABl. UI S. 120) 

42.4 Richtlinien für die Aufbewahnmg und Lagerung von 

Magnesiumlegierungen vom 9. September 1941 (RABl. III 
S. 355) 


43 MAK-Werta 

Bekanntmachung des BMA über maximale Arbeitsplatz- 
Konzentrationen gesundheitsschädlicher Stoffe (MAK- 
Werte) vom 5. August 1971 (ArbSch. S. 250) 


44 Mangelstuben 

44.1 Bayern: Verordnung über die Einrichtung und den Be- 

trieb von Mangelstuben und Waschküchen vom 4. Sep- 
tember 1937 (Bay. BS IV S. 757), LandesVO vom 21. No- 
vember 1961 (Bay. GVBl. S. 251) 

44.2 Baden-Württemberg: VO des Innenministeriums über 

die Einrichtung und den Betrieb von Mangelstuben und 
Waschküchen vom 4. August 1936 (Württ. Reg. Bl. S. 84) 

44.3 Saarland: Polizei Verordnung über die Einrichtung und 
den Betrieb von Mangelstuben und Waschküchen vom 
15. Dezember 1952 (Saar ABI. 1953 S. 9) 


Maschinenschutzgesetz 
Siehe Verzeichnis Nr. 61 


45 MehmährstoffdQnger 

45.1 Richtlinie für die Lagerung ammoniumnitrathaltiger 

Mehrnährstoffdünger; Bekanntmachung des BMA vom 
1. März 1971 (ArbSch. S. 82) 

Rheinland-Pfalz: Eingeführt mit Erlaß vom 1. März 1971 
(MinBl. RPf. Sp. 330) 

Saarland: Eingeführt mit Erlaß vom 8. Juli 1971 (GMBl. 
Saar S. 609) 

45.2 Hessen: Richtlinien für die Lagerung von Mehrnähr- 

stof fdüngern vom 6. Juni und 10. Oktober 1968 (StAnz. 
für das Land Hessen S. 1 173 und 1669) 


46 Metallschleifereien 

Baden-Württemberg: Verfügung über die Einrichtung 
und den Betrieb von Metallschleifereien vom 8. No- 
vember 1908 (Württ. Ges. Bl. S. 258) 


47 Munition 

47.1 Verordnung über Arbeitsstoffe aus delaborierter Mu- 
nition vom 6. September 1961 (BGBl. III 8053-2-5) 

47.2 Verordnung zur Verhütung von Schäden durch Mu- 
nition und Munitionsschrott 

47.2.1 Berlin: vom 20. Mai 1950 (VOBl. für Groß-Ber- 
lin S. 210 und 222) 

47.2.2 Bremen: Gesetz vom 5. Juni 1953 (SaBremR 
2190-a-3) 

47.2.3 Niedersachsen: vom 12. Januar 1961 (Nds. 
GVBl. S. 4) und Anderungsverordnung vom 
2. Dezember 1966 (Nds. GVBl. S. 262) 

47.2.4 Nordrhein-Westfalen: vom 18. Februar 1963 
(GV. NW. S. 115/SGV. NW, 7111) 

47.2.5 Rheinland-Pfalz: vom 6. März 1954 (RPf. GVBl. 
S. 27) 

47.2.6 Schleswig-Holstein: vom 13. August 1952 (GS 
Schl.-H. 7111) 


48 Mutterschutz 

48.1 Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter (Mutter- 
schutzgesetz) i. d. F. vom 18. April 1968 (BGBl. I. S. 315), 
zuletzt geändert durch das Einführungsgesetz zum Ge- 
setz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 
(BGBl. I. S. 503) — § 2 (Gestaltung des Arbeitsplatzes) 
und zweiter Abschnitt Beschäftigungsverbote — 

48.2 Berlin: Richtlinien betr. Durchfühnmg des Mutterschutz- 
gesetzes — Verbot der Beschäftigung bei schädlichen 
Einwirkungen von Lärm — vom 5. Februar 1969 (nicht 
veröffentlicht) 


Nltro- 

Siehe Verzeichnis Nr. 12.2 und Nr. 39.2 


49 Nitrozellulose 

Hamburg: Verordnung über den Verkehr mit feuchter 
Nitrozellulose vom 21. September 1927 (Hbg.RSammlG 
7111-c) 


50 Pflanzenschutzmittel 

Richtlinien über die Vorsichtsmaßnahmen beim Umgang 
mit Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln 
vom 25. September 1958 (ArbSch. S. 213) 
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Pyraledinlsche Qegdn»tinde 
Siehe VeTzeidbms Nr, 56. T5 


Radioaktive Stoffe 

Siehe Verzeichnis Nr. 60 


Röntgenanlagen 

Siche Veraeldinls Nr. 23.3 und 60,5 


51 RoBhao rapinnere len 

Bekanriimtichung betreflenri die Einrlclitiing und den 
Betrieb der BoQhaemplnnereien, und Borsten^ 

anirichtereien sowie die Bürstet' und Ffnzetmadiereien 
VQm 22. Oktober 1902 (BGBL m 7103*27} 


SchädlingsbekämpfungsmlUel 

Siehe Verieidinia Nr. 50 


52 Si^lffe 

Verordnung über die Ausführong von A ns tridi arbeiten 
Uv Wüsserf ahrzeugen und scbwlnunfÄhtgen Hohlkörpern 
(SdbiXfsraurrmnstrichvcrofdnung} vom 7, September 1961 
(BGBl, m 7108*15) 


53 Schmälzmlttel 

Verordnung Ober die Verhütung der SelbslenUEünduug 
gesdimälzter Faserstoffe (Sdimälzmlttelyerordnung) 
vom 3, Dezember 1959 (BGBL UI 8(iS3*2-4J 

Siehe auch Verzeichnis Nr, 2S.3 


SchrfflgieBerelen 

Siehe Veizeidniis Nr. 19 


54 Seeschiffahrt 

54. t Verordnung über die Seediensttauglidikeil vom 

19. Augusl 1970 (BCai. I S. 124!) 

54.2 Bekaiintmadrung betreffend die Logia*. Wasdi- und 
Badnräume sowie die Aborte für die Schlffsmannsdialt 
auf Kauffehrleisdiiffen vom 2. Juli 1905 (BGBl. lU 
9513*7) 

64.3 Seernnnnsgesetz vom 25. Juli 1957 (BGBl. Ul 9513-lJ, 

zuletzt geändert durdi Artikel 26 des Kostenermadi* 
tigungs^Anderungsgeselzes vom 23. Juni 1970 (8GB1. I 
S. ^5} — Vierter Abschnitt sowie die §§ 142 und 143 — 

54.4 Ailgememe VerwaliungsvorBchrift zur AuisJdil Ober 

die Durchführung der ArbeJtsfidiutzvorschrlften 
Seom/mnsgeselze» vom 28. Dezember 1962 (Bundes* 
anzeiger 1963 Nr. 4) 

54.5 Niederaadisen : Oldenburgisdie Bekanntmachung über 

den Gesundheitsschutz dm Arbeiter, die in Ahwrack- 
werften mit dem Zerlegen von Sdrlfleji beschaitigl wer- 
den. vom U. August 1923 (Nds. GVBt. Sb 11 S. 941) 

54.6 Bremer Verordnung wegen Ausführung der Bekannt- 
machung des Reichskanzlers vom 2. Juli 1905 betref- 
fend die Log[s -4 Wosdi- und Baderünme sowie die 
Aborte für die Sdiiffsmannsdi^ft auf Kaulfahrieiadillfen 
(Relcbsgesetzblatt S. 563} vom 9. November 1930 
lSa.ßnemR 9St*d-l) 


54.7 Hamburgs Gesetz zum Ahkommen Über eine gemein- 
same Erlaubnis* und Überwachungsbehörde nadr der 
Gewerbeordnung tm Bereich der Seeschiffahrt vom 
9. Dezember 1968 iHbg. GVBl. S. 269) 

54.8 Homburg; Bekanntmachung über den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Abkommmis über eine gemeinsame 
Erlaubnis* und Überwachungsbehörde nach der Cn- 
WBi-beordnung im Berecdi der Seeschiffahrt vom 30. De- 
zember I96tt (Hbg. GVBL 1969 S. 3) 

54.9 Bremen; Gesetz über die Bestätigung des Abkommens 
über eine gemeinsame Erlaubnis- und Oberwacfiungs- 
behörde nach der Gewerbeordnung iro Bereich der 
Seeschiffahrt vom 18. Juni 1969 (Brom. GBl. S. 79) 

54.10 Niedersachson; Gesetz zu dem Abkommen über eine 
gemeinsame EiUnhnls- und Uberwadiungsbehordc nach 
der Gewerbeordnung iin Bereich der Seeschiffahrt vom 
25, Novemtaer 1969 (Nds. GVBl, S. 226) 

54*11 Nördrhem- Westfalen: Verördnung über Bestimmungen 

ainer gemeinsamen Erlaubnis- und öberwadiungsbe- 
hörde für SdiJffsdampf kesse lau tagen auf Seasdiilfen 
vom IL März 1969 (GV, NW. S. 149) 

54.12 Sciileswig-Hülslein: Gesetz Über das Abkommen Ober 
eine gemjelnsamo Erlauhnlft- und überwachuagsbahorde 
nach der Gewerbeordnung im Baroith der Seeschiffahrt 
vom 30. Juni 1969 (GVBl. Sdd.-H. S. 183) 


SS Silikose 

55.1 Veiordnung zum Schulze gegen Staublungenerkran- 

kungen (Silikose) ro der keramischen Industrie vom 

L September 1951 (BGBl. IIJ 7108-24} 

55.2 Erste Verordnung zur Änderung der Verordming zum 

Sduitze gegen Staub tu ngenerkrankungcri (Silikose) in 
der keramiechen Industrie vom 3t. Mürz 1965 (BGBL 1 
S. 228) 

55.3 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 3 Abs, 6 Satz I 

der Verordnung zum Schutze gegen Slaublungenerkran- 
kungen (Silikose) in der kemmisdiün Industrie vom 

9* April 1965 (Bundes anzeiger Nr. 74) 


Sozia (räume 

Siehe Verzeichnis Nr. 6 


Späne 

Siehe Verzcidmis Nr. 36 


56 Sprengstoff 

59.1 Gesetz gegen den verbrecherisdien und gemeingefähr- 
Ucheii Gebraudi von Sprengstoffen vom 9. Jiml 1ÖS4 
(BGBl. [Tt 453*8), zuletzt geändari durch das Einfüh- 
ningsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeilen 
vom 24. Mai i960 (BQBl. I S. 503) *) 

56.2 Rheinland -Pfalz: Landesgesetz zur Änderung des Ge- 
setzes gegen den verbrecherlsdifin und gemeingefahr* 
liehen Gebrauch von Sprengstoffen vom 23. Juni 1954 
(RPf. GVBl. S. 83) 

56.3 Gesetz über explosionsgefährliche Stoffe (Sprengstoff* 
geaetzl vom 25, Auguat 1969 (BGBl. I S, 1358) 

56.4 Erste Verordnung zur Durchnihrung das Geseizas über 
explosionsgefährliche Stoffe (1, DV SprengstofJgesetz) 
vom 4. November 1969 (ßCßl, I S. 2077) 


*} FQr den gcwerblldiea Bereich aulgdioben* aber nodi gültig für den 
privaten Bereich. 
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56.6 Zweite Verordnung zur Durchlührung des Gesetzes 
über explosionsgefährliche Stoffe (2. DV Sprengstoffge* 
setz) vom 23. Dezember 1969 (BGBl. I S. 2394 und 1970 
S. 1298), geändert durch VO vom 29. Oktober 1971 
(BGBl. I S. 1723) 

56.6 Verordnung über die Zuständigkeit für die Verfolgung 
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem 
Sprengstoffgesetz (3 DV Sprengstoffgeselz) vom 
17. Juni 1970 (BGBl. 1 S. 793) 

56.7 Verordnung über die Anwendung des Sprengstoffgeset* 
zes auf Angehörige der Mitgliedsstaaten der Euro- 
päischen Wirtschal tsgemeinschaft (4. DV Sprengstoff' 
gesetz EWG) vom 17. November 1970 (BGBl. 1 S. 1538) 

56.8 Verordnung über die Anzeige von Sprengungen (5. DV 
Sprengstoffgeselz) vom 28. August 1971 (BGBl. I S. 1407) 

56.9 Allgemeine Verwaltungsvorsdirift zum Sprengstoffge- 
setz (VwvSprG) vom 19. Mai 1971 (Beilage zum Bundes- 
anzeiger Nr. 97) 

56.10 Verordnung über Ausnahmen von der Erlaubnis und 
Registertühningspf licht nach § I des Gesetzes gegen den 
verbredierisdicn und gemeingefährlichen Gebrauch von 
Sprengstoffen (Ausnahmeverordnung) •) 

56.10.1 Baden-Württemberg: vom 12. Juni 1954 (BW. 
Ges. Bl. S. 83), zuletzt geändert durch VO vom 
7. November 1966 (BW. Ges. Bl. S. 245) 

56.10.2 Bayern: vom IB. Februar 1954 (Bay. BS 1 
S. 400) zuletzt geändert durch VO vom 1. Juli 
1969 (Bay. GVBl. S. 194) 

56.10.3 Berlin: vom 6. Juni 1966 (Bin. GVBI. S. 936) 

56.10.4 Hamburg; vom 17. September 1963 (Hbg. GVBl. 
S, 177) 

56.10.5 Hessen; vom 5. November 1954 (Hess. GVBl. 

5. 187), zuletzt geändert durch VO vom 
3. August 1965 (Hess. GVBl. S. 161) 

56.10.6 Niedersachsen: vom 5. Februar 1960 (Nds. 
GVBl. S. 1) 

56-10.7 Nordrhein- Westfalen: vom 23. März 1960 (GV. 
NW» S. 53), zuletzt geändert durch VO vom 

6. August 1969 (GV. NW. S. 603.^SGV. NW. 
7111) 

56.10.6 Rheinland-Pfalz: vom 1. Juli 1955 (RPf. GVBl. 
S. 65) u. vom 18. März 1964 (RPf. GVBl. S. 63) 

56.10.9 Schleswig-Holstein; vom 1. Juni 1962 (GS 
Schl.-H. 7111) 

56.11 Verordnung ubcur Sprengstofferlaubnisscheine *) 

56.11.1 Baden -Württemberg: vom 25. April 1956 (BW. 
Ges. Bl. S. 95) 

56.11.2 BerÜn: vom 6. Juni 1966 (Bin. GVBl. S. 929) 

56.11.3 Bremen: vom 14. Januar 1942 (SaBremR 
7l0l-g-4) 

56.11.4 Hamburg: vom 3t. Juli 1925 (Hbg. RSannnlG 
7111-a) 

56.11.5 Hessen: vom 3. Dezember 1956 (Hess. GVBl. 
S. 165), zuletzt geändert durch die VO über 
den Verkehr mit Sprengstoffen vom 4. Februar 
1963 (Hess- CTVBl. I S, 5) 

56.11.6 Niedersachsen: vom 15. Juli 1924 (Nds. GVBl. 
Sb n S. 595) und übereinstimmend vom 6. De- 
zember 1924 — braunschweigischer Teil « — 
(Nds, GVBl. Sb 11 S. 613) 

56.11.7 Nordrhein-Westfalen; vom 21. Juni 1961 (GV. 
NW. S. 24a'293/SGV. NW. 7111) und Ande- 
rungs Verordnung vom 5. März 1965 (GV. NW. 
S. 87/SGV. NW. 7111) 

56.11.6 Rheinland-Pfalz: vom 14. April 1956 (RPf. 
GVBl. S. 51) 


56.11.9 Saarland: vom IS. Juli 1024 (HMBI. S. 198) in 
der Fassung vom 11. Januar 1936 (Saar ABI. 
S. 64) 

56.11.10 Schleswig-Holstein; vom 15. Juli 1924 (GS 
Schl.-H. 7111) 


56.12 Sprengstofflagervcrordnung 

56.12.1 Baden- Württemberg: siche Sprengstoff-Ver- 
kehrsordnung Nr. 56.13.1 

56.12.2 Bayern: vom 27, August 1959 (Bay, GVBl. 
S. 220), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
31. Juli 1970 (Bay. GVBl. S. 345) 

56.1^3 Berlin: vom 6. Juni 1066 (Bin. GVBl. S. 031) 

56.12.4 Bremen: vom 17. Mai 1933 (SaBremR 710l-g-2) 

56.12.5 Hessen; vom 4. Februar 1963 (Hess. GVBl. 
S. 12) 

56.12.6 Niedersachsen; vom 20. November 1962 (Nds. 
GVBl. S. 224), zuletzt geändert durch VO vom 
19. Juni 1969 (Nds. GVBl. S. 130) 

56.12.7 Nordrhein-Wesüalen: vom 19. Juli 1961 (GV. 
NW. S. 258/SGV. NW. 7111) 

56.1^8 Rheinland- Pfalz; vom 26. Februar 1960 (RPf. 
GVBl. S. 48) und An derungsver Ordnung vom 
12. Januar 1966 (RPf. GVBl. S. 49) 

56.12.9 Saarland: vom 22. April 1966 (Saar ABI. S. 347) 

56.12.10 Schleswig-Holstein: vom 4. Dezember 1962 (GS 
Schl.-H. 7111) 


56.13 Verordnung über den Verkehr mit Sprengstoücm 
(Sprengstolfverkohtsverordnung) *) 

56.13.1 Baden-Würllemberg; Gesetz über den Verkehr 
mit Sprengstoffen und ihre Lagerung vom 
15. Dezember 1952 (BW. Ges. BL S. 57) 

56-13.2 Baden-Württemberg: VO in der Fassung vom 
25. Februar 1965 (BW. Ges. BL S. 62) und Än- 
derungsverordnung vom 18. März 1968 (BW. 
Ges. BL S. 142) 

56.13.3 Bayern: vom 16. Mai 1954 (Bay. BS 1 S. 392), 
zuletzt geändert durch VO vom 17. Dezember 
1969 (Bay, GVBl. S. 402) 

56.13.4 Bremen: vom 22. August 1930 (SaBremR 
7101-g-l) und vom 24. Juli 1967 (GBL S. 79) 

56.13.5 Hamburg: vom 16. September 1936 (Hbg. 
RSammlG7111-d) 

56.13.6 Hessen: vom 4. Februar 1963 (Hess. GVBL 1 
S. 5) 

56.13.7 Niedersachsen: vom 26. Oktober 1951 (Nds. 
GVBL Sb. I S. 559) und Änderungsverordnung 
vom 11. April 1969 (Nds. GVBL S. 108) 

56.13.8 Nordrhein-Westfalen: vom 6. Juli 1961 (GV. 
NW. S. 254/SGV. NW. 7111), zuletzt geändert 
durch VO vom Z September 1969 (GV. NW. 
S. 680/SGV. NW. 7111) 

56.13.9 Rheinland-Pfalz: vom 4. April 1951 (RPf. GVBl. 
S. 81) 

56.13.10 Saarland: vom 8. Oktober 1935 (Soor ABI. 
S. 337, berichtigt S. 356) L d. F» vom 30. De- 
zember 1950 (SaarABl. 1951 S. 53) 

56.13.11 Schleswig-Holstein: vom 4. Dezember 1962 (GS 
SchL-H. 7111) 

56.14 RlchLlItiien des Aibeilsausschusses der Länder für 
Sprengstoffe für die Zulassung von Ausnahmen von 


*) Für den gewerblichen Bereich aufgehoben, aber noch gültig lOr den 
privaten Bereich. 
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den Vorschiiften über die Beförderung von Spreng- 
stoffen mit Kraftfahrzeugen vom April 1967 

Hessen: (nicht vcröffenUicht) 

Rheinland-Pfalz: vom 26. Januar 1968 (nicht veröffent* 
licht) 

56.15 Verordnung über den Verkehr mit pyrotechnischen Ge- 
genständen mit Technischen Grundsätzen *) 

56.15.1 Baden- Württemberg: vom 24, Oktober 1956 
(BW. Ges. Bl. S. 163) und Anderungsverord- 
nung vom 13. April 1966 (BW. Ges. B). S. 02) 

56.15.2 Berlin: vom 24. November 1969 (Bin. GVBI. 
S. 2484) 

56.15.3 Bremen: Gesetz vom 4. Dezember 1956 
(SaBremR 7101 -g-6) und Anderungsgesetz vom 
20. Dezember 1066 (Brem. Ges. Bl. S. 217) 

56.15.4 Hessen: vom 20. Februar 1953 (Hess. GVBI. 
S. 17), zuletzt geändert durch VO vom 9. De- 
zember 1968 (Hess. GVBI. I S. 298) 

56.15.5 Niedersachsen; vom 11. Dezember 1952 (Nds. 
GVBI. $b. T. $. 565) und Anderungsveroidnung 
vom 25. Oktober 1968 (Nds. GVBI. S. 143) 

56.16.6 Nordrhein-Westfalen 7 vom 10. November 1956 
(GV. NW. S. 650/SG V. NW. 7111) und An- 
derungsverordnung vom 9. Juni 1969 (GV. NW. 
S. 452/SGV. NW. 7111) 

56.15.7 Rheinland-Pfalz: vom IB. Januar 1957 (RPf. 
GVBI. S. 33) 

56.15.8 Schleswig-Holstein: vom 6. November 1957 (GS 
Schl.-H. 7111) 

56.16 Baden- Württemberg: Polizei Verordnung des Innenmini- 
steriums über das Abbrennen von Feuerwerken vom 
12. Januar 1970 (BW. Ges. Bl. S. 18) 

56.17 Hessen: Polizeiverordnung über das Abbrennen von 
pyrotechnischen Gegenständen vom 27. August t970 
(Hess. GVBI. 1 S. 555) 

56.18 Richtlinien des Arbeitsausschusses der Länder für 
Sprengstoffe für die Aufbewahrung pyrotechnischer Ge- 
genstände der Klassen I und n außerhalb der Ver- 
kaufs- und Nebenräume 

56.18.1 Baden- Württemberg: vom 2. Dezember 1968 
(Gern. AmUbl. Nr. 36 S. 694) 

56.18.2 Hessen: vom 20. Februar 1969 (StAnz. für das 
Land Hessen S. 455) 

56.18.3 Nordrheln-Wcstfalen: vom 20. Februar 1969 
(MBL für das Land NW, Ausgabe A Nr. 41 
S. 484/SMBl. NW 7111) 

56.18.4 Rheinland-Pfalz: vom 27, November I960 (MBl. 
für das Land RPf. 1969 Sp. 19) 

56.19 Richtlinien des Arbeitsausschusses der Länder für 
Sprengstoffe für das Abbrennen von Feuerwerken. Juni 
1969 (nicht veröffentlicht) 

56.19.1 Bayern: vom 23. Dezember 1970 (Bay. MABl. 
1971 S. 48) 

56.19.2 Hessen: vom 15. Oktober 1970 (SlAnz. für das 
Land Hessen S. 45) 

56.19.3 Rheinland-Pfalz: vom 19. Dezember 1969 
(RPf J4in.BL 1970 Sp. 23) 

56.20 Rheinland-Pfalz: Durchführung der landespolizeillchen 
Sprengstoffvorschriften bei der Lagerung und Über- 
wachung von Sprengstoffen und beim Umgang mit 
Sprengstoffen auf Wasserfahrzeugen vom 15. November 
1968 (RPf. MinBL Sp. 1030) 

56.21 Grundsätze über die Anerkennung und Durchführung 
von Lehrgängen für die Ausführung von Sprengarbel- 


’) Für den gewerblldien Bereich aufgehoben, aber noch gültig für den 
privmlen Bereich. 


ten nach den 48 bis 51 der 2. DV Sprengstoffgesetzi 
Bekanntmachung des BMA vom 12. Februar 1971 
(ArbSch. S. 113 und 225) 


57 Statistik 

Verordnung über die Verpflichtung der Arbeitgeber 
zu Mitteilungen an die für die Gewerbeaufsicht zustän- 
digen Landesbehörden vom 16. August 1968 (BGBL I 
S. 981) 


58 Staublunge 

Richtlinie für ärztliche Untersuchungen von Arbeit- 
nehmern. die der Einwirkung von gesundheltsgcfähr- 
lichem mineralischem Staub ausgesetzt sind) Bekannt- 
machung des BMA vom 23. März 1971 (ArbSch. S. 106) 

Siehe auch Verzeichnis Nr. 55 


59 StelnbrOche 

59.1 Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Steinbrüchon und Steinhauereien (Stein- 
metzbetrieben) vom 31. Mal 1909 (BGBl. III 7108-23) 

59.2 Saarland: Erlaß über Kies-, Sand- und ähnliche Gruben 
sowie Steinbröche vom 18. März 1968 (Saar GMBl. 
S. 41) 


60 Strahlenachutz 

60.1 Gesetz Ober die friedliche Verwendung der Kern- 
energie und den Schulz gegen ihre Gefahren (Atom- 
gesetz) vom 23. Dezember 1959 (BC^l. III 751-1), zuletzt 
geändert durch Artikel 31 des Kostenermächtigungs- 
Anderungsgesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBL I S. 805) 

60.2 Verordnung über das Verfahren bei der Genehmigung 
von Anlagen nach ( 7 des Atomgesetzes (Atomanlagen- 
Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Oktober 1970 (BGBl. 1 S. 1518) 

60.3 Erste Verordnung über den Schutz vor Schäden durch 
Strahlen radioaktiver Stoffe (Erste Strahlenschutzver- 
ordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Oktober 1965 (BGBL 1 S, 1653) 

60.4 Verordnung über den Schulz vor Schäden durch ionisie- 
rende Strahlen in Schulen (Zweite Strahlenschutzver- 
ordnung) vom 18. Juli 1964 (BGBl. I S. 500) mit And 
durch VO vom 12. August 1965 (BGBL I S. 759) 

60.5 Verordnung zum Schutze gegen Schädigungen durch 
Röntgenstrahlen und radioaktive Stoffe in nichtmedizi- 
nischen Betrieben (Röntgenverordnung) vom 7. Februar 
1941 (BGBL XU 7108-1) 

60.6 Berlin: Ausführungsvorschriften zur 1. SSVO vom 
25. Juni 1971 (Bin. Amlsbl. Nr. 47 S. 1233) 

60.7 Verordnung zur Bestimmung einer Sammelstelle für ra- 
dioaktive Stoffe 

60.7.1 Baden- Württemberg: vom 14. November 1962 
BW. Ges. Bl. S. 227) 

60.7.2 Hamburg: Bekanntmachung über die Bestim- 
mung einer Sammelstelle für radioaktive Ab- 
fälle vom 11. November 1964 (Amtl. Anzeiger 
Hbg. S. 1205) 

60.7.3 Niedersachsen: Verordnung über die Regelung 
von Zuständigkeiten im Gewerbe- u. Arbeits- 
schutzrecht sowie in anderen Rechtsgebieten 
vom 3. Mai 1971 (NdS. GVBI. S. 187) 

60.7.4 Nordrhein* Westfalen: vom 24. Juli 1963 (GV. 
NW. S. 258/SG V. NW. 75), zuletzt geändert 
durch VO vom 16. Dezember 1969 (GV. NW. 
1970 S, 22/SGV. NW. 75) 

60.7.5 Schleswlg-HoUtein: vom 20. Juli 1964 (SchL-H. 
GVBL S. 131) 
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60.8 Berlin: Richtlinien für die Benutzung der Sammelstelle 
für radioaktive Abfälle des Landes Berlin (Benutzungs- 
ordnung) vom 9. Juni 1967 (Bin. Amtsbl. S. 841) 

60.9 Hessen: Riditlinien für die Sammlung, Aufbewahrung 
und Ablieferung von radioaktiven Abfällen vom 
22. Februar 1966, 3. Januar 1967 und 11, Februar 1969 
(StAnz. für das Land Hessen S. 394/66, S. 123/67 und 
S. 425/69) 

60.10 Bayern: Riditlinien für den Einsatz von Feuerwehren 
an strahlengefährdeten Einsatzstellen vom 19. August 
1969 (Bay, MABl. S. 415) 

60.11 Hessen: Riditlinien des Hess. MdI und des Hess. 
MfAVG über den Einsatz der Feuerwehren an strahlen- 
gefährdeten Brand-, Unfall- und sonstigen Sdiadens- 
stellen vom 6. Juni und 21. Juli 1966 (StAnz. für das 
Land Hessen S. 942 und 1041) 

60.12 Richtlinien der Niedersädisischen MdI und SozM über 
den Einsatz der Feuerwehren an strahlengefährdeten 
Brand-, Unfall- und sonstigen Schadenstellen vom 
17. Januar 1966 (NdsMBl. S. 87) 


61 Technische Arbeitsmittel 

61.1 Gesetz über technische Arbeitsmittel vom 24. Juni 1968 
(BGBl. I S. 717) 

61.2 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Gesetz über 

technische Arbeitsmittel vom 27. Oktober 1970 (Bundes- 
anzeiger Nr. 205) 

61.3 Verzeichnisse A und B der allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift zum Gesetz über technische Arbeitsmittel- 

Neufassung November 1971 — (ArbSch. S. 351 und 355) 

61.4 Prüfstellenverzeichnis der allgemeinen Verwaltungs- 

vorschrift zum Gesetz über technische Arbeitsmittel 
— Juli 1971 — (ArbSch. S. 204) 

1. Nachtrag — August 1971 — (ArbSch. S. 300) 

2. Nachtrag — Oktober 1971 — (ArbSch. S. 357) 

OberwachungtbedOrftige Anlagen 

Siehe Verzeichnis Nr. 1j Nr. 7,- Nr. 15,* Nr. 17| Nr. 20j 
Nr. 22 


62 Unfallveralcherung 

62.1 Reichsversicherungsordnung 

62.1.1 Drittes Buch, in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuregelung des Rechts der gesetzlichen Un- 
fallversicherung (Unfallversicherungs-Neurege- 
lungsgesetz — UVNG) vom 30. April 1963 
(BGBl. III 820-1) — § 546 und die dort aufge- 
führten Paragraphen — 

62.1.2 Gesetz über Unfallversicherung für Schüler und 
Studenten sowie Kinder in Kindergärten vom 
18. März 1971 (BGBl. I S. 237) 

62.2 Allgemeine Verwaltungsvorschrift über das Zusam- 

menwirken der Träger der Unfallversicherung und der 
Gewerbeaufsichtsbehörde vom 26. Juli 1968 (Bundes- 
anzeiger Nr. 142) 

62.3 Allgemeine Verwaltungsvorschrift über das Zusammen- 
wirken der technischen Aufsichtsbeamten der Träger 
der Unfallversicherung mit den Betriebsvertretungen 
vom 21. Juni 1968 (Bundesanzeiger Nr. 116) 


63 Unteikunftariume 

Richtlinien für Unterkunftsräume der in der häuslichen 
Gemeinschaft aufgenommenen oder an der Arbeitsstätte 


wohnenden Gehilfen, Lehrlinge, Verkäuferinnen usw. 
in gewerblichen und Handelsbetrieben vom 28. Februar 
1934 (RABL I S. 255) 

Siehe auch Verzeichnis Nr. 8; Nr. 10.1 und Nr. 10.2 


64 Verbrennungsmotoren 

64.1 Bayern: Verordnung über die Aufstellung und den 
Betrieb von Verbrennungsmotoren vom 28. August 1930 
(Bay. BS IV S. 756), geändert durch Gesetz vom 25. Ok- 
tober 1966 (Bay. GVBl. S. 323) 

64.2 Schleswig-Holstein: Polizeiverordnung über Verbren- 
nungskraftmaschinen, Gaserzeuger und ortsveränder- 
liche Feuerungen vom 16. Juni 1954 (GS Schl.-H. 
S. 2131) 


65 Verfcaufeetellen 

65.1 Bekanntmachung betreffend die Einrichtung von Sitz- 

gelegenheiten für Angestellte in offenen Verkaufsstel- 
len vom 28. November 1900 (BGBl. III 7109-3) 

65.2 Hamburg; Verordnung über den Kälteschutz der Ange- 
stellten in offenen Verkaufsstellen vom 27. Januar 1937 
(Hbg. RSammlG 8054-d) 

65.3 Bremen: vom 24. März 1937 (SaBremR 8053-b-l) 

65.4 Richtlinien für den Kälteschutz der Angestellten in 

offenen Verkaufsstellen vom 27. November 1936 
(RABL III S. 299) 

65.5 Richtlinien über Verkaufsstände vor Ladengeschäften 

und in Passagen vom 27. Oktober 1964 (ArbSch. S. 361) 

65.5.1 Rheinland-Pfalz: vom 17. November 1964 (MinBl. RPf. 
Sp. 1403) 


66 Warenhiuser 

66.1 Baden- Württemberg: Verordnung des Innenministe- 
riums über Waren- und sonstige Geschäftshäuser (Ge- 
schäftshausverordnung — GHVO — ) vom 15. August 
1969 (BW. Ges. BL S. 229) 

66.2 Bayern: LandesVO über Waren- und Geschäftshäuser 
vom 25. November 1964 (Bay. GVBL 1965 S. 2), ge- 
ändert durch Gesetz vom 31. Juli 1970 (Bay. GVBL 
S. 345) 

66.3 Saarland: Zehnte Verordnung zur Landesbauordnung 
(Waren- und Geschäftshausverordnung — WaGeVO — ) 
vom 6. Mai 1968 (Saar ABI. S. 291) 

66.4 Schleswig-Holstein: Landesverordnung über den Bau 
und Betrieb von Waren- und sonstigen Geschäfts- 
häusern (6. VO — LBO) vom 25. April 1968 (Schl.-H. 
GVBL S. 139) 


67 Witcherelen 

Bayern: Oberpolizeiliche Vorschriften zum Schutz der 
Arbeiter in chemischen Wäschereien, in denen Benzin 
und ähnliche leicht entzündliche Reinigungsmittel ver- 
wendet werden, vom 2. Mai 1909 (Bay. BS. IV S. 619) 

Siehe auch Verzeichnis Nr. 44 


68 Werkairztllcha Betreuung 

Richtlinien des BMA zur werksärztlichen Betreuung 
der Arbeitnehmer und zur Einrichtung werksärztlicher 
Dienste in den Betrieben und Unternehmen vom 10. Juni 
1966 (Bundesanzeiger Nr. 110) 
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69 Zelthom 

69.1 Verordnung über Zellhom vom 20. Oktober 1930 

(BGBl, in 7108-32) 

69.2 Sidierheitsvorsdirlften für Zellhorn vom 21. Juli 1931 
(RABl. I S. 235) 

70 Zellstoffkocher 

Baden- Württemberg: Verordnung über Zellstoffkocher 
vom 4. Juli 1928 (Württemberg. Reg-Bl. S. 212) 

2Uchorle 

Siehe Verzeidinls Nr. 13.1 

Zlegeleln 

Siehe Verzeldinis Nr. 13.4 


71 Zigarren 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der xur Anfertigung von Zigarren bestimmten 
Anlagen vom 17. Februar 1907 (BGBL HI 7108-28) 

72 ZlnkhOtlen 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der Zinkhütten und Zinkerzrösthütten vom 
13. Dezember 1912 (BGBL UI 7108-13) 

73 Zuckerfabriken 

Richtlinien für die Verhütung von Bränden bei Lage- 
rung von Zudcerschnitzeln vom 25. Oktober 1938 
(RdErl. 80/38) 

Siehe auch Verzeichnis Nr. 13.3 

74 Zündhölzer 

Bayern: Oberpolizeiliche Vorschriften Über die Her- 
stellung und Lagerung von Zündhölzern vom 11. De- 
zember 1922 (Bay.BS IV S. 622) 


II. Vorschriften der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 


1 . UnfallverhOtungsvorschrfften 


VBG 7in3 


1.1 Gewerbliche Berufegenottenechaflen 


VBG l 
VBG 1 a 

VBG 3 
VBG 4 

VBG 5 
VBG 6 
VBG 7 a 

VBG 7 b 

VBG 7 c 
VBG 7d 

VBG 7e 

VBG 7f 
VBG 7 g 
VBG 7 h 

VBG 71 
VBG 7J 

VBG 7 k 

VBG 71 
VBG 7 ml 


Allgemeine Vorschriften — Ausgabe 1934/1964 — 

Schutz gegen gefährliche chemische Stoffe (An- 
hang zu VBG 1. $1 35 — 47) — Ausgabe 1965/ 
1969 — 

Kohlenstaubanlagen — Ausgabe 1957 

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel — Aus- 
gabe 1962 — 

Kraftmaschinen — Ausgabe 1934 — 

Triebwerke (Transmissionen) — Ausgabe 1934 — 

Arbeitsmaschinen (Allgemeines) — Ausgabe 
1934 — 

Arbeitsmaschinen der Bekleidungsindustrie 

— Ausgabe 1934 — 

Brauereien und Mälzereien — Ausgabe 1934 — 

Dampfhammerwerke und SchmiedepreBwerke 

— Ausgabe 1934 — 

Drahtziehmaschinen und Drahtstiltmaschinen 

— Ausgabe 1958 — 

Fallwerke — Ausgabe 1934 — 

Fleischwirtschaft — Ausgabe 1970 — 

Futterschneider (Häckselmaschinen) 

— Ausgabe 1934 — 

Drude — Ausgabe 1964 — 

Be- und Verarbeitung von Holz und ähnlichen 
Stoffen — Ausgabe 1954/1904 — 

Arbeitamaschinen der keramischen Industrie 

— Ausgabe 1934/1964 — 

Kollergänge — Ausgabe 1943 — 

Lederherstellung und Lederverarbeitung — Aus- 
gabe 1955 — 


VBG 7m4 

VBG 7n 
VBG 7n2 
VBG 7n5.1 

VBG 7 n5.2 
VBG 7 n5.3 
VBG 7n6 

VBG 7n8 
VBG 7o 

VBG 7 p 

VBG 7q 
VBG 7r 
VBG 7i 
VBG 7 t 

VBG 7 11 

VBG 7u 

VBG 7 v 
VBG 7w 
VBG 7x 
VBG 7y 
VBG 7 z 
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Kunstleder-, Wachstuch- und Linoleumherstetlung 
einschlieBlicb KorkmOhlen — Ausgabe 1955 — 

Zupfmaschinen und Strangaufdrehmasdilnen 

— Ausgabe 1955 — 

Metallbearbeitung — Ausgabe 1934 — 
Metallbearbeitung t Scheren — Ausgabe 1953 — 

Exzenter- und verwandte Pressen — Ausgabe 
1957/1964 — 

Hydraulische Pressen — Ausgabe 1961 — 
Spindelpresscm — Ausgabe 1961 — 

Metallbearbeitung! Schleifkörper. Pließt- und 
Polierscheiben: Schleif- und Poliennaschinen 

— Ausgabe 1954/1959 — 

Drudcgie6ma.schinen — Ausgabe 1969 — 

Arbeitsmaschinen der Molkereien, Brennereien 
und Stärkefabriken — Ausgabe 1934 — 

Arbellsmaschinen der Mühlenindustrie — Aus- 
gabe 1934 — 

Nahrungsmittel-Industrie — Ausgabe 1934 — 
Papier- und Pappenherstellung — Ausgabe 1957 — 
Papier- tmd Pappe Verarbeitung — Ausgabe 1965 — 

Arbeitsmaschinen der Steinindustrie — Ausgabe 
1934/1963 — 

Schleifkörper und Schleifmaschinen — Ausgabe 
1963 — 

Arbeilsmaschlnen des Tabakgewerbes — Aus- 
gabe 1934 — 

Textil-Industrie — Ausgabe 1934 — 

Ventilatoren — Ausgabe 1934 — 

Walzwerke — Ausgabe 1971 — 

Waschmaschinen — Ausgabe 1934 — 

Schleudermaschinen (Zentrifugen und Separato- 
ren) — Ausgabe 1971 — 
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VBG 7ea 

VBG 7 ab 

VBG 7 ac 
VBG 0 
VBG 8 a 
VBG Sal 

VBG &c 
VBG 6d 
VBG 8f 
VBG Sg 
VBG 9 
VBG 10 
VBG 11 
VBG 11 a 
VB G U b 
VBG 11 c 
VBG 12 
VBG 12 a 

VBG t3 

VBG 15 

VBG 16 
VBG 17 
VBG 10 

VBG 20 
VBG 21 

VBG 22 
VBG 23 

VBG 24 
VBG 25 
VBG 26 
VBG 27 
VBG 20 

VBG 29 
VBG 32 

VBG 33 

VBG 34 
VBG 3$ 

VBG 30 
VBG 36 a 
VBG 36 b 
VBG 36 c 
VBG 36 d 

VBG 36 e 
VBG 37 
VBG 3B 


ArbeiUina^cliinen dar Zuckerl adusLrj« ^ Aus- 
gabe 1034 — 

Arbeitsmasdimeu der diemlscbetj Industrie 

— Ausgabe 1934 ^ 

Kimststoff-SpritzguBmasdilncn — Ausgabe 1956 — 
Hebeieuge — Ausgabe 1034/1965 — 

Winden ^ Ausgabe 1 956 — 

Winden für WasseiFahrzeuge und sdiivimmende 
Gerste — Ausgabe 1967 — 

BrOdkenkrane {Laufkrane] — Aufgabe 1957/1963 — 
Schienen- Laufkatzen — Ausgabe 1957/1964 — 
Auslegerkrane — Ausgabe 1957/1964 — 
Turmdt-ehkxaQe — Ausgabe 19G4/IÖ67 
Aufzüge — Ausgabe 1934/1965 — 

Stetigfötderer — Ausgabe 1955 — 

Bahnen — Ausgabe 1934 — 

Eisenbahnen — Ausgabe 1968 “ 

StraBenbahnca — Ausgabe 1964/1960 — 
Seilsdtwobeb ahnen — Ausgabe 1964 — 

Fahrzeuge — Ausgabe 1943 — 

Flurförderzeuge fFlurfördergeräieJ - — Ausgabe 
1956 -- 

AushesserungswerkstglLen und Garagen für 
Kraftfahrzeuge mit Verbrennung smuloren — Aus- 
gabe 1941 — 

SchweifleUr Schneiden und verwandte Arbeits- 
verfahren — Ausgabe 1952 — 

Verdlchler (Kompressoren] — Ausgabe 1967 — 
Dmdtbeb älter — Ausgabe 1965/1967 — 

Druckbebälter für den Sdiiffs betrieb — Ausgabe 
I960 — 

Kälteanlagen — Ausgabe 1956/1965 • — 

Herstellung von Mineralwasser — Ausgabe 
1034/1965 — 

Verwendung von Trockeneis- — Ausgabe 1934 — 

Farbspritzen, -tauchen und Anstiidiarheiten 

— Ausgabe 1957 — 

Lackirockenöfen — Ausgabe 1957 — 

Genera lorgasatilagun — Ausgabe 1961 — 
SteinkohJen-Kokereien — Ausgabe 1934 — 
Braunkohfeu-Schwelereien — Ausgabe 1934 — 

Hodiöten und Glihtgaslettungen — ^ Ausgabe 
1970 — 

Stahlwerke — Ausgabe 1971 — 

Gieüereion [Grauguß , Temperguß, Stahl lormgizß, 
Metailguß) — Ausgabe 1934 — 

Metallhütten und Sdttwefda&urefabrlken — Aus- 
gabe 1934 — 

Schiffbau — Ausgabe 1934 — 

Tankreinigungsarb eiten und Ausbesserungaarbel- 
ten auf Schjffen mit Öltanks — Ausgabe 1934 — 

Hodihau — Ausgabe 1 930/ J 970 — 

Gerüste — Ausgabe 1953 — 

Arbeiten an und auf Dächern — Ausgabe 1955 — 
SdiDmsteinrege& — Ausgabe 1957 — 

Erridttao, Ausbessem und Abbrecben treiKteban- 
der Schomsteine — Ausgabe 1957 — 

Abbrucharbeiten — Ausgabe 1962 *— 

Montage von Stahlbauten — Ausgabe 1967 — 
Tiefbau — Ausgabe 1934/1971 


VBG 

38 a 

Erd* und Felsarbellen — Ausgabe 1968 — 

VBG 

39 

Tauch ererb eilen — Ausgabe 1954/ 1971 — 

YBG 

40 

Bagger — Ausgabe 1934 — 

VBG 

40a 

Schwimmende Geräte — Ausgabe 1970 — 

VBG 

41 

Rammen — Ausgabe 1934 — 

VBG 

42 

Anlage und Betrieb von Sleinbrucben über Tage, 
Grabe reien und Hatdeoabtragungen — Ausgabe 
1952/1969 — 

VBG 

43 

Bahnanlagen ln Stainbrüchen, Gräbereien, Ziege- 
leien usWp — Ausgabe 1934 — 

VBG 

44 

HnhJjnaciien in SteinbrQcheii — Ausgabe 1934 — 

VBG 

45 

Arheilen unter Tage — Ausgabe 1934 — 

VBG 

46 

Sprengarbeiten — Ausgabe 1941/1971 — ■ 

VBG 

47 a 

Schacht* und Drehrobröfen — Ausgabe 1971 — 

VBG 

48 

Mörtel werke — Ausgabe 1934 — 

VBG 

49 

Leilimgsgrabeciarbelten und Leltungsbauai beiten 
— Ausgabe 1968 — 

VBG 

50 

Arbeiten an Leitungen fGasrohrleitungen) — Aus- 
gabe 1934 — 

YBG 

51 

OffeulUche Bei euch tung — Ausgabe 1934/1951 — 

VBG 

52 

Gaswerke — Ausgabe 1034 ■ — 

VBG 

53 

Wasserwerke — - Ausgabe 1934 — 

VBG 

54 

Kanallsatjonswerke — Ausgabe 1934 — 

VBG 

55a 

AJlgeraeine SpTengsloffvorschrtft — Ausgabe 
1959/1966 — 

VBG 

55 b 

Herstellung von Sthw anpul ver (Sdhwarzpulver- 
vorBdirillj — ^ Ausgabe 1961 — 

VBG 

S5c 

Herstellung von rauchsch wachem Fulver (Nitro- 
pulvervorsthrlfl) — Ausgabe 1934 — 

VBG 

55d 

HersteiJung und Verarbeitung von Fikrinaäure 
(Pikrinsäure voruchri ft] — Ausgabe 1934 — 

VBG 

55e 

Herstellung und Verarbeitung von Trtnitcotoluol 
(Trinitrololuolvorschrlll) — - Ausgabe 1934 — 

VBG 

55f 

Herstellung von Nitroglyzerin- und Nitratspreng- 
stoffen (Nltroglyzerln-Vorsdulft) — Ausgabe 
1961/1966 — 

VBG 

55 g 

Herstellung von Ammon nitrat- und Chloratspreng- 
Btofien (Ammon- und Chlorat* Vorschrift) — Aus- 
gabe 1934 — 

VBG 

55 b 

Herstellung von Zündern (ZünrfervQrschrlft) 

— Ausgabe 1934 — 

VBG 

551 

Herstellung von Sprengkapseln und Zündhütchen 
(Spreugkapsd- und ZündhütdienvorscbriftJ 
— Ausgabe 1934 ^ 

VBG 

55 J 

Herstellung von Zündschnüren — Ausgabe 1962 — 

VBG 

55k 

Herstellung pyrotedinlsdier Gegenstände (Feuer- 
werks vors dirlfl] — Ausgabe 1954 ’ — 

VBG 

551 

Herstellen von Patronen unter 20 mm (Patronen- 
Vorschrift! — Ausgabe 1062 — 

VBG 

56 

Herstellimg von Aluminiumbronze (Aluminium ln 
Pulverform) — Ausgabe 1932 — 

VBG 

57 

Elektrolytische und diemisthe OberRädrenbe- 
hondJung von Metallen : Galvanotechnik ^ Aus- 
gabe 1955 — 

VBG 

57 a 

WärmebehandJutig von Leithtmetallen in Sal- 
peterb ädern — Ausgabe 1944 — 

VBG 

58 

Verwendung von Salpetersäure (Nitrose Gase] 
— Ausgabe 1934 - — 

VBG 

59 

Arbeiten mit Plußsäure (Fluorwasserstoff) 

— Ausgabe 1034 

VBG 

60 

Erzeugung und Verwendung von Kohlensäure 
— Ausgabe 1934 — 

VBG 

61 

Verdiebteiej verftüsslgte oder unter Druck ge- 
löste Gase — Ausgabe 1 964 — 
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VBG 62 
VBG 63 
VBG 64 

VBG 65 
VBG 66 
VBG ea 
VBG 69 
VBG 70 

VBG 72 

VBG 73 


VBG 74 
VBG 75 
VBG 7S 

VBG 79 
VBG SO 
VBG 01 


VBG 02 

VBG 83 
VBG 84 

VBG 65 
VBG 86 a 
VBG 06 b 
VBG 87 

VBG 88 
VBG 89 

VBG 90 

VBG 91 
VBG 92 
VBG 94 a 

VB G 95 

VBG 96 
VBG 97 

VBG 90 

VBG 99 
VBG 100 


Sauerstoff — Ausgabe 1969 — 

ZeJtmontagen — Ausgabe 1934 — 

RoBhaarspIonereieiLt Haar- und Borstenzujridite* 
releii — Ausgabe 1955 — 

CMorungs anlag en — Ausgabe 1964 — 
CbemisdueirügtiriLg ■ — Ausgabe 1942 — 
Bewaditmg^^ — Ausgabe 1964 — 

Wassersporl'F ahr^eugha 1 tungeo 

Bülmeobelriebe in Theatern, Varietes und Kaba-' 
retts — Ausgabe 1944 — 

Zirkus- und SAausteUungsbetriebe — Ausgabe 
1960^ 

Sport vor rührungsbetriebe. Zoologische Gärten, 
Musikaufführungsbetriebe (selbständige Musik- 
kapellen), Ausstellungen und Museen — Aus- 
gabe 1 93 4 ^ 

Leitern und Tritte — Ausgabe 1970 — 

Stauer eibetriebe — Ausgabe 1934/1963 — 

Lufiiabn^eugbaliungen und Flughäfen » Aus- 
gabe 1934 — 

Fi Erna ufnahmebeti lebe — Ausgabe 1934 — 


VBG 102 Arbeiten tnit PreÖluftwerkieugen — Ausgabe 
1934 — 

VBG 103 a Behandlung^ Pflege und sonstige Betreuung von 
Kranken und Siechen — Ausgabe 1956/1950 — 

VBG 103 b Apotheken und Dispensjeranstatlen — Ausgabe 
1957 *^ 


VBG t03c 
VBG 104 


VBG 105 
VBG 106 

VBG 107 

VBG 107 a 
VBG 106 


Friseurbandwerk — Ausgabe 19S6 ■ — 

Vorschriften für Betriebe, in denen gesundhelts- 
schädlldic Hilro- und Amid o Verbindungen berge- 
stellt oder regelmäßig in grdSereo Mengen wie- 
dergewormen werden — Ausgabe 1929 — 

Vorsdiriften für Betriebe zur Gewinnung und 
Verwendung von Phosphor ^ Ausgabe 1929 — - 

Vorschriften für Betriebe zur Gewinnung und 
Verwendung von Blei und seinen Verbindungen 
— Ausgabe 1929 — 

VoTsdirlftezi der Biimensdiiffabrts-Berxifsgenos- 
sensdiaft — Ausgabe 1948/1966 — ^ 

Fähren — Ausgabe 1968 — 

Vorsdrrilten der See-Berufsgenosseosdiaft^ 
Unfallverhütungsvorsdiriften für Dampf-, Motor* 
und Segelsdilffe (Kauffahrteischiffe) — Ausgabe 
1935/1970 — 


Filmtheater — Ausgabe 1966 — 

Verwendung von Klebstoffen, die mit leldit 
flüchtigen, brennbaren Lösungsmitteln herges teilt 
sind, und Verwendung solcher Löstmgsniiilel 

— Ausgabe 1934 — ■ 

Anlagen zur Ledercnifellung durch Benzin 

— Ausgabe 1934 — 

Kessel anlagen zum Ladcs jeden, Fettsieden und 
Bereiten von Degtas — Ausgabe 1934 — 


Unf all verhUtungs Vorschriften für Fi a (her elf ahr- 
zeuge — Ausgabe 1939/1970 — 

VBG 109 Erste Hlife und Verhalten bei Unfällen — Aus- 
gabe 1934/1970 — 

VBG 110 nbergangs- und AusfÜhningsbesthnmungen 
— Ausgabe 1934/1970 — 

VBG 110 a Zus anmen Bteilung der AJlgemeinen Ausnahmen 

von den Unfallverhütungsvorsdixlften — Aus- 
gabe 1 934 — 


Verhütung und Bekämpfung des Milzbrandes bei 
Arbeilen mH trockenen und trocken gesalzenen 
Häuten und Fellen — Ausgabe 1955 ■— 

Schutz gegen MltzbraRd-lnfektlDn bei der Tfer- 
körperverarbeltung — Ausgabe 1934 — - 

Herstellung von Lacken und Anstrlchmitleln 
— ^ Ausgabe 1957 — 

Herstellung von Schuhcreme, Bohnerwachs und 
ähnlitheo Erzeugnissen — Ausgabe 1957 — 

Verwendung gesundheilssdiädlicher, flüchtiger, 
nichl brennbarer Lösungsmiliel zu Reinigungs- 
Zwecken — Ausgabe 1934 — 

Handfeuerwaffen — Ausgabe 1942 — 

Arbeiten an elektrischen FreLleitungs-, Mast* und 
Kabelanlagen — Ausgabe 1971 — 

Drescberelen und damit verbundene Nebenbe- 
triebe — Aufgabe 1934 — 

Huf- und Klauenbeschlag — Ausgabe 1934 ^ 
Zahnärztliche Praxen — Ausgabe 1959 — 

Anwendung von Rdntgenstrahlen in nichtmedi- 
zinischen Betrieben — Ausgabe 1941 — ^ 

Anwendung von Röntgenstrahlen in medlzi- 
schen (ärztlichen, zahntrztlichen und tierärzt- 
lichen] Betrieben — Ausgabe 1953 — 


VBG 110 b 

VBG 111 


VB G !12 
VBG 113 
VBG 114 

VBG 115 

VBG 117 

VBG 118 
VBG 119 

VBG 120 


Zusammenstellung der Allgemeinen Ausnahmen 
von den Sprengstoff Vorschriften — Ausgabe 
1934 — 

UnrallverhülungsVöTsdiriften über das Behandeln 
von Schroll, der Sprengkörper und sonstige ez- 
ptosions verdächtige Gegenstände enthalten kann 
^ Ausgabe 1951 — 

Silos und Bunker — Ausgabe 1971 — 

Schutzhelm für Kraftrad fahre r — Ausgabe 1956 — ^ 

Medizinische La boratorl umsarbeiten ^ Ausgabe 
1956 — 

Förderer für Abs elzwagenbei rieb in der grob- 
keramischen Industrie — Ausgabe 1957 — 

Medizinische Anwendung radioaktiver Stoffe 
— Ausgabe 1959 — 

Verkaufsstellen — Ausgabe 1959/1964 — 

Schulz gegen gesundheits schädlichen Staub bei 
der Slelngewinnung, -bearbeiiiing und -verarbei* 
txing ' — Ausgabe 1963 ^ 

Kassen ^ Ausgabe 1966 — 


1,2 LBndwIrtBchaftndiB SerufigenottenschaHtn 
— Auigabe 1958 « 


Arbeiten mit Quecksilber — Ausgabe 1934 


I Allgemeine Vorschriften 


Arbeiten mit Blei, Arsen und ihren Verbindungen 
— Ausgabe 1934 — 

Verhütung von Btelerkrankungen jn den Be- 
trieben der keramischen Industrie — Ausgabe 
1934 — 

Herstellung elektrischer Akkumulatoren aus Blei 
oder Blei Verbindungen — Ausgabe 1934 — 

Verhütung von Staublungenerkrankungen (Sili* 
kosen) in der feinkeramischen Industrie ^ Aus- 
gabe 1934 — 


2 Gebäude und bauliche Hlnrlchlungen 

3 Gärfutterbehälter, Silos, Elnsäuerungsgruben* GärkeUer und 
Erdmletcm 

4 Jaudiegruben, GüBegtuben, Jauchekeiter 

5 Biogasanlagen 

6 Hgenbausrbeiten an Gebäuden, Ausschachtungen, Gräben, 
Gruben, Abgrabungen, Brunnen und dgL 

7 Bewegiidie Leitern, Werkzeuge, tandwirtschaf (liehe Hand- 
geräte und Streustrohschneider 
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8 Tierhaltung 

9 Allgemeine Bestimmungen über den Unfallschulz an Ma* 
sdilnen und Triebwerken und den Betrieb von Masdünen 

10 Kraftmaschinen 

1 1 Dreschmaschinen 

12 Binder und Pressen für Stroh und Heu 

13 HAcksler 

14 Gebläse 

15 Zerkleinerungsmaschinen und ähnliche Maschinen 

16 Kreissägen und sonstige Maschinen zur Zerkleinerung von 
Holz 

17 Schleifsteine und Schleifkörpeir 

18 Feuerungsanlagen (Heizungsaniagen). Dampferzeuger, 
Dampfgefäfie und dgl. 

19 Feldmaschinen, Feldgeräte und dgl. 

20 Erdbaugeräte, Bagger 

21 Einachsschlepper mit Bodenfräsen und Rollhadcen. Rasen- 
mäher und ähnliche Maschinen für Kraftantrieb 

22 Druckspritzen mit Druckbehältern. Füllpumpen. Druckbe- 
hälter (Hydrophore), Weindrucktanks 

23 Fördereinrichtungen 

24 Fahrzeuge — Passung 1969 — 

25 Gleisbahnen und Stallhängebahnen 

26 Schwebebahnen. Seilzüge und Schrägbahnen 

27 Elektrische Anlagen 

28 Steinbrüche und Steinbearbeitung, Sand- und Kiesgruben 
und dgl. 

29 Forstbetriebe und Baumpflanzungen aller Art sowie Holz- 
abfuhr — Fassung 1969 — 

30 Jagd 

31 Imkereien 

32 Arbeiten an und auf Gewässern 

33 Umgang mit Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungs- 
mitteln und mit Handelsdünger 

34 Erste Hilfe und Verhalten bei Unfällen 

35 SchluBbesiimmungen 

36 Friedhöfe und Krematorien — Ausgabe 1968 — 


El99nunfal)v0rsichgruno8triggr 

1.3.1 Gemeindliche Unfellversicherungeverbinde 


GUV 0.1. 

Allgemeine Vorschriften — Fassung 1957/1965 — 

GUV 0.3. 

Vorkehrungen für Erste Hilfe und Verhalten bei 
Unfällen — Fassung 1959 — 

GUV 0.4. 

Bewachung — Fassung 1968 — 

GUV l.l. 

Anlage und Betrieb von Steinbrüchen über Tage. 
Gräbereien und Haldenabtragungen ^ Fassung 
1957/1970 — 

GUV 1.7. 

Erd- und Felsarbeiten — Fassung 1968 ~ 

GUV 1.8. 

Leitungsgrabenarbeiten und Leitungsbauarbeiten 
— Fassung 1968 — 

GUV l.ll. 

Gartenanlagen — Fassung 1966 — 

GUV 1.13. 

Baumfällen, Aufbereiten und Befördern von Holz, 
Pflegen und Abemten von Bäumen sowie Kultur- 
arbeiten — Fassimg 1959/1965 — 

GUV 2.1. 

Sammelheizungen und Warmwasserbereitungs- 
anlagen — Fassung 1961 — 

GUV 2.5. 

Kälteanlagen — Fassung 1960 — 

GUV 2.6. 

Druckbehälter — Fassung 1968 — 

GUV 2.7. 

Kraftmaschinen — Fassung 1961 — 


GUV 2.8. 

Triebwerke — Fassung 1961 — 

GUV 2.10. 

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel 
— Fassung 1962 — 

GUV 3.1. 

Arbeitsmaschinen (Allgemeines) — Fassung 

1961 — 

GUV 3-3. 

Schleifkörper, Fließt- und Pollerscheiben: Schleif- 
und Poliermaschinen für Metallbearbeitung 
— Fassimg 1960 — 

GUV 3.8. 

Schweißen. Schneiden und verwandle Arbeitsver- 
fahren Fassung 1958 — 

GUV 3.10. 

Be- und Verarbeitung von Holz und ähnlichen 
Stoffen — Fassung 1958 — 

GUV 3.16. 

Schleudermaschinen (Zentrifugen und Separatoren) 
— Fassung 1971 — 

GUV 4.2. 

Winden — Fassung 1959 — 

GUV 4.11. 

Stetigförderer — Fassung 1968 — 

GUV 5.3. 

Flurförderzeuge — Fassung 1959 — 

GUV 6.4. 

Leitern und Tritte — Fassung 1958 — 

GUV 6.5. 

Arbeiten an und auf Dächern — Fassung 1959 — 

GUV 6.8. 

Abbnicharbeiten — Fassung 1957 — 

GUV 6.14. 

Kassen — Fassung 1967 — 

GUV 6.15. 

Theater — Fassung 1958 ~ 

GUV 7.4. 

Ortsentwässerung (KanaUsationsanlagen) 

— Fassung 1962 — 

GUV 7.8. 

Müllabfuhr — Fassung 1964 — 

GUV 7.9. 

Straßenreinigung — Fassung 1965 — 

GUV 7.13. 

Feuerwehren — Fassung 1971 — 

GUV 7,17. 

Schlacht- und Viehhöfe — Fassung 1966 — 

GUV 8.1. 

Anstalten zur Behandlung, Pflege und sonstige 
Betreuung von Kranken und Siechen — Passung 
1957 -- 

GUV 8.4. 

Medizinische Anwendung radioaktiver Stoffe 
— Fassung 1959 — 

GUV 8.6. 

Medizinische Laboratoriumsarbeiten — Fassung 
1957 — 

GUV 8.15. 

Chlorungsanlagen — Fassung 1961 — 

GUV 9.1. 

Sprengarbeiten — Fassung 1971 — 

GUV 9.8. 

Sauerstoff — Fassung 1969 — 

GUV 9.10. 

Farbspritzen, -tauchen und Anstricharbeiten 
— Fassung 1968 — 

1.3.2 Auaführungtbehörden der Linder 

Hessen: 

Allgemeine Vorschriften — Ausgabe 1960 — 

Saarland: 

Allgemeine Vorschriften — Ausgabe 1964 — 
UnfallverhÜtungsvorschrilt Kassen — Ausgabe 
1970 — 


1.4 Bundesmlnleter fOr dat Post- und Femmeldeweeen 

Unfallverhütungsvorschriften für den Postbefördenmgsdienst — 
Ausgabe 1970 — 

Unfallverhütungsvorschriften für das Führen von Kraftfahr- 
zeugen — Ausgabe 1969 — 

UnfallverhÜtungsvorschriften für den maschinentechnischen 
Dienst (Warten und Reinigen) — Ausgabe 1967 — 

UnfallverhÜtungsvorschriften für den femmeldetechnischen 
Dienst — Ausgabe 1968 — 

Unfallverhütungsvorschrillen für den Reinigungsdienst 
— Ausgabe 1970 — 

UnfallverhÜtungsvorschriften für den dienstlichen Ausgleichs- 
sport — Ausgabe 1970 — 
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1.5 Bunde&mlnlsttr für Verkehr 

Allgemeine Dicnstvorsdu-lften der Wasser^ und Schiffahrlsver- 
waltung 

ADW 4901 Ralimeiiaiiweisnng für die UnfaUverhütung 
— Ausgabe 1Ö66 - — 

ADW 4902 Unfallverhütung beim Betrieb waBserbauJidier 
Anlagen — Ausgabe 1966 — 

ADW 4903 tJnlaU Verhütung beim Umgang mit Diudkgasbe- 

bäUem für Propan -- Ausgabe 1966 — 


2. Rlctittlnlen der Unfallversicherungsträger 

2.1 Gewerbliche Benifegenoetenechaften 

Abtraggerste, RlditlJnlen für Abtraggertle derBauÄtoiE-lndustrle 

— Ausgabe 1971 — 

Allphattsdie CMorkoblenwasserstoffe. Sidterheilsregela für den 
Umgang ralt allphaiisdien Cblorkohlen Wasserstoffen und deren 
Geraisdien (für den Betrieb^ — CICW-Regeln — Ausgabe 1968 — 

Anschlagmitlel für Heb^euge. Rlditllnien für Rundstahlketten. 
Seile und Las taufn ahmen« ttel Im Hebezcugbe trieb — Ausgabe 
3958 — 

Asbest H Sdiutzmaünahmen gegen die Slaubgefahr in astbestver^ 
arbeitenden Betrieben — Ausgabe 1966 — 

Aufzüge^ RichlÜnien für nldit der Autzugsverordnimg unter* 
liegende Aufzüge ^ Ausgabe 1965 

Ausstellungen und M^sen, ßiditlinien für die unfalUefhtüscbe 
Uberwadiung von Ausstellungen und Messen — Ausgabe 
1953 — 

Badeöfen. Ri di Hin len für QUeuenmgen an Badeöfen ^ Aus* 
gäbe 1963 — 

Bäckereien. Rlditlinien für die Verhütttng von Unfällen und Be- 
rtifslLrairkb.eJten ln Küchen , Büdcerelen von Anstalten u, dgl. 

— Ausgabe I960 — 

Betriebsgefahren. Rlditlinien zur Verhütung von Unfällen und 
Berufskrankheiten durd» häufig vorkommende Betriebsgef ähren 

— Ausgabe 1949 — 

Bimienschlffe. 

RldiÜiiUen für Bau und Ausrüstung von Unterkunltsräunmn 
auf Blnnenscfalffen — Ausgabe 19S0 — 

RldbÜlnie für die Verwendung vcm Flüssiggas zu Haushalts* 
zwecken auf Wasseriabrzeugen und schwimmenden Geräten in 
der Binnenschiffahrt (Verwand ungsridiümiej — Ausgabe 
1963 — 

Ridiüinien für den Neu- und Umbau von Binnensdiirren 
— Ausgabe 1955 — 

Cbeuüsdte Laboratorien, RiObtlinien für diemißchfi Laboratorien 

— Ausgabe 1969 — 

DBTTldk*KraDeu Rlditlinien für die Unfallverhütung beim Bau 
und Betrieb von Dertidc.*KräTieii in Steinbrüchen • — Ausgabe 
1951 — 

Druckminderer. RidiUlnien und Technisdie Grundsätze für die 
sicherbeitsicdmische Gestailung und Prüfung von Drudtmin* 
derem — Ausgabe 1956 — 

Elektrisdie Anlagen. Richtlinien für elektrische Anlagen in ex* 
p loston sgefährd eien fietriebsstätten mit Beispiel Sammlung 

— Ausgabe 1966/1966 — 

Elektrische Anlagen. Richtlinien für elektrlsdie Anlagen ln ex* 
plosivstoffgefährdeteu Setriebsstätten (Anwendung der VDE 
01661. Zusammenstellung der Betrieb sslalten — Ausgabe 
1965 — 

Elektrolytisdies Polieren. Richtlinien für Arbeiten mit über- 
chlorsäurehaUigen galvanischen Bädern (Elektrolytisdies Po- 
lieren) — Ausgabe 1954 — 

Elektroslalik. 

Ridilllnlcn zur Vermeidung von ZÜndgefahien infolge elek* 
trostatlsdier Aufladungen — Ausgabe 1971 — 


Richtlinien für elektrostatlsdhes Lackieren und Tropfeti- 
abziehen — Ausgabe 1961 — 

Erdbaugeräte. Leitsätze für gleislose Erdbaugerüte und Mulden- 
fahrzeuge — Ausgabe 1959 - — 

Erlrjnkimgsunfälle. Richtltnlen für die Verhütung von Brtrln- 
kungsunfällen ^ Ausgabe 1971 — 

FeuerverzinkeiL Richtlinien für das Feuer verzinken — Ausgabe 
1970 --- 

Fiurförderzeuger 

Gnmdsaize für die Prüfung von Flurlörderzeugen 
— Ausgabe 1966 — 

Grundsätze für die Gestaltung des Fahrersdiulzes an Fahr- 
Etand wagen nadi DIN 15140 (z. B. Eleklrokarren) *-^ Ausgabe 
1956 — 

Flüssiggas. RidiilLnlen für die Verwendung von Flüssiggas 

— Ausgabe 1971 — 

Flüsslggas-Kraltfahrzeuge. SidveFheJtstedmische Richliluien für 
Fiüssiggas'Kraflfshrzeuge — Ausgabe 1950 — 

Flüssigkettsstiahler, Ridullnien für RüssigkeLtsstrohlei — Aus* 
gäbe 1969 — 

Gabelstapler. RiditUnien für das Befördern feuerflüsslger Mas- 
sen mit Gabelst aplem — Ausgabe 196! — 

Gleis arbeiten, Sidberheitsregeln für Arbeiten im Bereich von 
Gleisen — Ausgabe 1971 — 

Hebebühnen. RlchÜinien für Hebebühnen und Hubstapler 

— Ausgabe 1936 ^ 

Holzbearbeitung. Sidierheilsridiilinieii für Hölzbeorbeitungs- 
masdhinen — Ausgabe 1963 — 

Holzbearbeitung. Richtlinien für die sldierbeitstechn Ische Ge- 
staltung^ und Prüfung von Hojzbearbeitungsmasdhinen- Werk- 
zeugen (Werkzeugrichfiinieo) — Aoagabc 196.1 — 

Infektionen. Richtlfnien für die Verhütung von Infektionen des 
Menschen durch Affen ^ — Ausgabe 1966 — 

Kohlenwasserstoff. Richtlinien für Anlagen zur Spaltung von 
flussigcji oder gasförmigen Kohlenwasserstoffen — ■ Ausgabe 
1966 — 

Kopfsdiutz- Richtlinien, Kopfschutz bei 6 au arbeiten mit Erläute- 
rungen — Ausgabe 1970 — 

Kraftfahrzeuge. Richtlinien für Kraftfolirzeuge im Explosiv* 
betrieb — Ausgabe 1970 — 

Krane. Grundsätze für die Prüfung von Kranen — Ausgabe 
1964 — 

Krankenanstalten, Ricbtlinien für die Verhütung von Unfällen 
und Berufskrankheiten in Küchen, Backereien von Anstalten 
und dgi. — Ausgabe 1966 — 

Kühlelnrlchtungen. Rlchtiinien für Kühleinrichtungen — Aus* 
gäbe 1969 — * 

Kurs I S toff. RlditUnien lür Masdilnen zur und VenirbeJ* 
iung von Kunststoffen (ausgenommen Kunstsloff-SprilzgieB- 
maschfnen) — Ausgabe 1970 — 

Lader. Leitsätze für Lader — Ausgabe 1959 — 

Las ta uf n ahmeuniiteL 

Richtlinien für Lastaufnahmemittel bei der Gewinnung von 
Werkstein — Ausgabe 1967 — 

Rlditlinien für Rundstahlkotten, Seile und Laslaufnahmemlttel 
Im Hebezeugbetrleb — Ausgabe 1958 — 

Leidittauchgeräte. Rieht llnlen für den Einsatz von Lelchttauch* 
geraten — Ausgabe !966 — 

Metall glänzen. Richtlinien für dos Glänzen von Metallen in 
Bädern — Ausgabe 1656 — 

Munition. Richtlinien für das Herstellen von sprengkräfüger 
MuniUün mit Ausnahme der GeschosEe untei 2 cm Kaliber 

— Ausgabe 1966 — 

Orgonisdie Wärmefräger. Richtlinien für Anlagen, in denen or* 
ganische Flüssigkeiten oder deren Dämpfe erbJlzl und als 
Wärmeträger verwendet werden — Ausgabe 1965 — 

Personenbeförderung. Grundsätze für die Personenbeförderung 
mH Atbeitskörben — Ausgabe 3EI67 — 
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Pressen. Grundsätze für berührungslos wirkende Schutzeinrich- 
tungen an kraftbetriebenen Pressen der Metallbearbeitung 

— Ausgabe 1971 — 

Radioaktive Stoffe. Richtlinien zum Schutze gegen ionisierende 
Strahlen bei Verwendung und Lagerung offener radioaktiver 
Stoffe (mit Ausnahme der medizinischen Anwendung ) — Aus- 
gabe 1966 — 

Radioaktive Stoffe. Richtlinien. Umschlossene radioaktive Stoffe 
(mit Ausnahme der medizinischen Anwendung). — Ausgabe 
1964 — 

Rampen. Richtlinien für die unfallsichere Gestaltung von Ram- 
pen und geneigten Laufstegen — Ausgabe 1955 — 

Regale. 

Richtlinien für Geräte und Anlagen zur Regalbedienung 
— Ausgabe 1968 — 

Richtlinien für Regale und Schränke — Ausgabe 1971 — 

Schleifkörper. Richtlinien für die Kennzeichnung von Schleif- 
körpern — Ausgabe 1969 — 

Schrottwickler. Richtlinien für Schutzmaßnahmen an Schrott- 
wicklern (Schrotthaspeln) — Ausgabe 1965 — 

Schußapparate. Richtlinien für Schußapparate und Eintreib- 
geräte für gewerbliche Zwecke — Ausgabe 1971 — 

Sicherheitsfilm. Richtlinien für die Herstellung, Verarbeitung 
und Lagerung von Sicherheitsfilm (Sicherheitsfilm-Richtlinien) 

— Ausgabe 1955 — 

Sicherheitsgeschirre. Richtlinien für Sicherheitsgeschirre — Aus- 
gabe 1967 — 

Silikose. Richtlinien für die Bekämpfung der Silikose in der 
Eisen- und Metallindustrie — Ausgabe 1940/1967 — 

Sprengstoffe. Richtlinien für das Entladen militärischer Spreng- 
stoffe (Munitions-Entlade-Richtlinien) — Ausgabe 1966 — 

Tankwagen. Richtlinien für das Reinigen und Ausbessem von 
Tankwagen (Eisenbahn-Kesselwagen und Straßentankwagen) 

— Ausgabe 1960 — 

Technische Arbeitsmittel. Grundsätze für die Prüfung der 
Arbeitssicherheit technischer Arbeitsmittel und persönlicher 
Schutzausrüstungen durch die berufsgenossenschaftlichen Fach- 
ausschüsse — Ausgabe 1970 — 

Turmdrehkrane. Grundsätze für die Prüfung von Turmdrehkra- 
nen — Ausgabe 1963 — 

Verpackungsmaschinen. Richtlinien für Verpackungsmaschinen 

— Ausgabe 1969 — 

See-Berufsgenossenschaft : 

Richtlinien über Feuerwerkskörper, Nachtlichter und Leinen- 
wurfgeräte — Ausgabe 1932/1956 — 

Richtlinien für die Einrichtimg und den Betrieb von Filmvor- 
führungsanlagen an Bord von Seeschiffen 

— Ausgabe 1934/1958 — 

Bemannungs-Richtlinien für deutsche Seeschiffe — Ausgabe 
1934/1970 -- 

Richtlinien für die Prüfung als Feuerschutzmann und für die 
Ausführung der Feuerschutzübungen — Ausgabe 1935/1959 — 

Richtlinien für die Aufstellung von Sicherheitsrollen an Bord 
deutscher Seeschiffe — Ausgabe 1939/1958 — 

Richtlinien für den Bau und die Einrichtung von Pulverkammern 
(Sprengstoffkammern) auf Schiffen — Ausgabe 1955 — 

Richtlinien über Rettungswesten, Rettungsringe und Sicherheits- 
gurte — Ausgabe 1958 — 


Richtlinien für die Zulassung von Trennflächen vom Typ .B* 
für den Einbau auf Seeschiffen — Ausgabe 1960 — 

Richtlinien für die Ausführung von Dampffeuerlöschanlagen 
auf Seeschiffen — Ausgabe 1960 — 

Richtlinien ür die Konstruktion, den Einbau und den Betrieb 
selbsttätiger Feuermelde- und Feuerlöschanlagen (Sprinkler- 
anlagen) auf Seeschiffen — Ausgabe 1960 — 

Richtlinien für Lukenpersenninge — Ausgabe 1960 — 

Vorläufige Richtlinien für den Nachweis der Eigenschaft 
. schwerentflammbar " — Ausgabe 1960 — 

Richtlinien für die Verwendung von Flüssiggas zu Haushalts- 
zwecken auf Seeschiffen — Ausgabe 1961 — 

Richtlinien für den Viehtransport auf Seeschiffen — Ausgabe 

1962 — 

Richtlinien für Kutter mit doppeltem Fanggeschirr — Ausgabe 

1963 — 

Richtlinien für Autodecks und Autoverladung — Ausgabe 1964 — 

Richtlinien für Stabilität und Bemessung der zulässigen Fahr- 
gastzahl von Fahrgastschiffen — Ausgabe 1965 — 

Richtlinien für Seeschiffe auf Probefahrt — Ausgabe 1966 — 

Richtlinien für die sichere Behandlung von Schüttladungen 

— Ausgabe 1967/1969 — 

Richtlinien für die Prüfung als Rettungsbootsmann und die 
Ausführung der Bootsmanöver — Ausgabe 1967 — 

Richtlinien für zulässige Schallpegel auf Seeschiffen — Aus- 
gabe 1968 — 

Richtlinien für den Einsatz von Bordtauchern auf Seeschiffen 

— Ausgabe 1968 — 

Richtlinien über Hitzeschutzanzüge — Ausgabe 1970 — 

Richtlinien über Notsignale, Nachtlichter. Leinenwurfgeräte 

— Ausgabe 1970 — 


2.2 Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

Blitzunfälle. Richtlinien zur Verhütung von Blitzunfällen in der 
Landwirtschaft — Ausgabe 1958 — 

Dreschmaschinen. Richtlinien über den Schutz vor den Arbeits- 
stellen der Dreschmaschinen und der Selbsteinlegevorrichtungen 

— Ausgabe 1958 — 

Düngen. Vorläufige Richtlinien für die Unfallverhütung beim 
Düngen mit reinem flüssigen Ammoniak — Ausgabe 1969 — 

Entmistungsanlagen. Richtlinien für den Unfallschutz bei 
Schwemmentmistungsanlagen und Flüssigmist-Tankwagen 

— Ausgabe 1967 — 

Gebläse. Richtlinien für den Unfallschutz an Gebläsen — Aus- 
gabe 1958 — 

Sichelmäher. Richtlinien über Sichelmäher — Ausgabe 1964 — 


2.3 Gemeindliche Unfallversicherungsträger 

GUV 18.14. Bäder. Richtlinien Bäder — Ausgabe 1955 — 

GUV 19.3. Böller. Richtlinien Schießen mit Böllern und ähn- 
lichen Geräten — Ausgabe 1964 — 


Richtlinien für Tankschiffe — Ausgabe 1960/1970 — 

Richtlinien für die Zulassung von Klasse .A' -Feuerschutztüren 
in senkrechten Hauptfeuerschotten auf Fahrgastschiffen — Aus- 
gabe 1960 — 


GUV 12.9. 
GUV 16.9. 


Flüssigkeitsstrahler. Richtlinien für Flüssigkeits- 
strahler — Ausgabe 1969 — 

Reinigungsarbeiten. Richtlinien Reinigungsarbei- 
ten in Gebäuden — Ausgabe 1953 — 
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Übersichten I 

Übersicht Seite 


1 Angezcigte Ar bei ts Unfälle, Berufskrankheiten 

und Wegeunfälle in den Jahren 1969 bis 1971 208 

2 Erstmals entschädigte Arbeiisunlälle, Berufs- 
krankheiten und Wegeunfälle in den Jahren 

1969 bis 1971 209 

3 Tödliche Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten mit 
tödlichem Ausgang und tödliche Wegeunfälle 

in den Jahren 1969 bis 1971 210 


4 Versicherte nach Trägem der gesetzlichen Un* 

fallversicherung in den Jahren 1966 bis 1971 ... 211 

5 Voliarbeiter nach Trägem der gesetzlichen Un- 
fallversicherung ln den Jahren 1966 bis 1971 ... 212 

6 Angezeigte Arbeitsunfälle. Berufskrankheiten 

und Wegeunfälle nach Trägem der gesetzlichen 
Unfallversicherung in den Jahren 1966 bis 1971 213 

7 Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle, Be- 

rufskrankheiten und Wegounfälle je 1000 
Vollarbeiter nach Trägem der gesetzli^en Un- 
fallversicherung ln den Jahren 1966 bis 1971 .r« 214 

8 Erstmals entschädigte Arbeitsunfälle, Berufs- 
krankheiten und WegeunfäUe nach Trägem der 
gesetzlichen Unfallversicherimg in den Jahren 

1966 bis 1971 215 

9 Erstmals entschädigte Arbeitsunfälle, Berufs- 

krankheiten und Wegeunfälle nach ihren Fol- 
gen und nach Trägem der gesetzlichen Unfall- 
versicherung ln den Jahren 1970 imd 1971 216 

10 Häufigkeit der erstmals entschädigten Arbeits- 

unfälle, Berufskrankheiten und Wegeunfälle Je 
1000 Voliarbeiter nach Trägem der gesetzlichen 
Unfallversicherung ln den Jahren 1966 bis 1971 217 

11 (Im Unfallverhö lungsbericht 1971 nicht enthal- 


ten} 217 

12 Tödliche Arbeitsunfälle. Berufskrankheiten mit 

tödlichem Ausgang und tödliche WegeunfäUe 
nach Trägern der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung in den Jahren 1966 bis 1971 218 

13 Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle je 
1000 Vollarbeiter nach Gruppen der gewerb- 
lichen Benifsgenossenschaflen in den Jediren 

1966 bis 1971 219 


14 Angezeigte und erstmals entschädigte Berufs- 

krankheiten nach Trägem der gesetzUchen Un- 
fallversicherung in den Jahren 1970 und 1971 220 

15 Berufskrankheiten mit tödlichem Ausgang nach 
Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung in 


den Jahren 1969 bis 1971 223 

16 Angezeigte und erstmals entschädigte Berufs- 
krankheiten nach Krankheitsarten in den Jah- 
ren 1966 bis 1971 224 


Übersicht Seite 

17 Aufwendungen der Träger der gesetzlichen Un- 

faU Versicherung in den Jahren 1970 und 1971 228 

18 Aufwendungen für UnfaUverhütung und Erste 


Hille nach trägem der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung in den Jahren 1970 und 1971 229 

19 Bestand der laufenden Renten an Verletzte 
und Erkrankte nach Trägern der gesetzlichen 
Unfallversicherung * 230 

Bestand der laufenden Renten an Hinterblie- 
bene nach Trägem der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung 


20 Bestand der laufenden Renten an Hinterblie- 
bene am 31. Dezember 1969 nach Rentcnarlen 231 

Bestand der laufenden Renten an Hinterblie- 
bene am 31. Dezember 1970 nach Rentenarten 231 

Bestand der laufenden Renten an Hinterblie- 
bene am 31. Dezember 1971 nach Rentenart 232 


21 Aibeltsschutzbehörden der Länder • 233 

22 Die Träger der gesetzUchen UnfaUversichenmg 237 

23 Personalsland der Gewerbeaufsicht ln den Jah- 
ren 1969 bis 1971 nach Ländern 240 

24 Personalsland des Technischen Aufsichtsdien- 

stes der Träger der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung in den Jahren 1969 bis 1970 243 


25 Betriebe, die der Geweibcaufsicht unterstehen; 

BesichtJgungstätigkeit der Gewerbeaufsicht ... 243 

26 Beanstandungen der Gewerbeaufsicht in den 


Jaluen 1969 bis 1971 244 

27 Unternehmen und Versicherte bei den gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften in den Jahren 

1969 bis 1971 245 

28 Aufsichtstätigkeit der Technischen Aufsichts- 

dienste der Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung in den Jahren 1969 bis 1971 246 


29 Unternehmer, in denen bis zum Ende des je- 
weiligen Berichtsjahres Sicherbeilsbeaufiragte 
bestellt waren; 

Zahl der Sicherheitsbeauftragten nach Trägern 


der gesetzlichen Unfallversicherung 248 

30 Verwarnungen, Bußgeldbeschcide, Strafanzei- 
gen der Gewerbeaufsicht in den Jahren 1969 
bis 1971 249 


31 Ordnungsstrafen der Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung, die auf Grund des § 710 
Abs. 1 RVO verhängt wurden: 

sofort vollztehbare Anordnungen nach § 714 
Abs. 1 Satz 5 RVO in den Jahren 1969 bis 1971 248 

32 Schulungskurse der Träger der gesetzlichen 

Unfallversicherung in den Jahren 1969 bis 1971 250 

33 Unfallgeschehen und Unfallverhütung bei den 
Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung 

im Jahre 1971 253 
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34 Beilragszusäilage imd BeitragsBad^lässe mch 
§ 725 Abs, 2 ItVO bei den gewerblifben Berufs* 
genossensdiaften und bei den EigenunfaJlver- 

s ich erungs trägem im Jahre 1971 .*....*.*«*.* 250 

35 Tedmlsdie überwadiungsorganisaüoneiir An- 

zahl der Prüfungen an Hodbdnic^dampncessel- 
anlagen * 260 

36 Tedmisdie Uberwacfaungsorganisatloneni An- 

zahl der an Druckbehältem ausgelührten Prü- 
fungen sowie Sdiadensmeldungen ^ 260 

37 TechnJsdie DherwadnrngsorganisaUoneni An- 

zahl der Prüfungen von Behältern für verdtdi- 
tete^ verflüssigte und unter Druck gelöste Gase 
[Druckgase) 260 

38 Technische öberwachungE Organisationen; Be- 
stand an Aufzügen und Anzahl der Prüfungen 261 

39 Tedmisdie Öb erwach ungsorganisationen; An- 

zahl der an Aufzugsanlagen eingetretenen Un- 
faUe 261 

40 Technlsdie Überwadiungsorganisationeni Zahl 

der Unfälle und Unfallursadien bei Aufzügen 261 

41 Tedmisdie Uberwachungsorganisationeii; An- 
zahl der Prüfungen an eiektrisdhen Anlagen ... 261 

42 Tedmisdie ÜberwadiungsorganiBaüonen ; An- 

zahl der an Tankaniagen ausgeführten Prüfun- 
gen 261 

43 MasdimeiisdLu tzg esetz < 

Zahl der von den Prüfstellen geprüften Ty^n 
von Im Inland hergesteUten und importierten 
tedmischen ArbeiUmitteln und dabei festge- 


stellte Zahl und Art der Mängel 262 

44 Masdünenschutzgesetz; 

Prüfungen bei Haushalts-, Sport- und Bastel- 
geräten sowie Spielzeug (Aussdmitt) ........ 262 


45 Masdiinenschutzgesetz j 

Zahl der von der Prüfstelle des Verbandes 
Deutscher Elektrotechniker [VDE) e. V. durdi- 
geführten Überprüfungen von Typen von tech- 
nischen Arbeitsmitteln und Zahl und Art der 
dabei festgesteUten Geräte mit slcherheits tech- 
nischen Mängeln 263 


Übersichten II 

S 1 Angezeigte Arb ei Is Unfälle und tödliche Ar- 
beitsunfälle bei den gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften, den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossensdiaften und den Ei genunf all ver- 
siehe rungs trägem nach der Stellung im Beruf 
im Jahre 1971 (in v. H.) 265 

S 2 Angezeigte Arbeitsunfälle und tödliche Ar- 
beitsunfälle bei den gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften nadi der Zeit von der Auf- 
nahme der Arbeit bis zum Unfälle reignis Im 
Jahre 1971 (ln v.H.) 266 


Übersicht Seite 

S 3 Angezeigte Aibeits Unfälle bei den Trägern dei 
gesetzlichen Unfallversicherung nadi dem 
Wochentag des Unfalls im Jahre 1971 (in v. K.) 266 

S 4 Angezeigte ArbeitsunfäJJe und tödliche Ar- 
beltsunfällea bei den gewerblfchen Berufsge- 
nossensihaften, den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften und bei den Bgenunlall- 
versicherungsträgem nach der Art der Verlet- 
zung im Jahre 1971 (ln v. HJ 267 

Angezeigte Arbettsnmfälle hei den gewerb- 
lichen Benifsgenossenschaften, den landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften und bei 
den Hlgenunf all Vers j eher tingstragem nach be- 
sonders gefährdeten Körperteilen Im Jahre 


1971 (ln v.H) 

S 5 Hautabschürfungen 268 

S 6 Knothenbrüdie 269 

S 7 Schwere Wunden * . , ^ . 270 

S B Verbrennungen 271 

S 9 Verätzungen 272 


S 10 Angezeigte Arbeiis Unfälle bei den gewerb- 
lichen Bemfsgenoasenschafien, den landwlrl- 
sdiafülchen Berufsgenossenschalten und bei 
den EigenunfaUversicheningsträgem nach Ge- 
genstandsgruppen tm Jahre 1971 (ln v.H.) ... 273 

SU Angezeigte Arbeltsunfälle bei den gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften. den landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossensdiaften und bei 
den Eigenunfallversicherungsträgern nach 
Vorgängen im Jahre 1971 (in v. H.} 274 

S 12 Tödliche Arheltsunfälle bei den gewerbllchea 
Berufsgenossenschaften, den landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaf len und bei den Hl- 
genunfallversidierungslrägem im Jahre 1971 
(in V.HJ 275 


Übersichten III 

Zu den SchaubHderrt 

01 Angezeigte Unfälle (ArbedLsun fälle und Wege- 
unfälle} und angezeigte Berufskrankheiten 
sowie Häufigkeit ]e 1000 VoIIarbeiter nach 
Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung 


seil 1949 277 

02 Tödliche Unfälle (ArbeitsunfäUe und Wege- 
unftlle) und Berufskranldieiten mit tödlichem 
Ausgang sowie Häufigkeit je 1000 Vollarbei- 

ler seit 1949 , , . , , 276 

03 Angezeigte Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten 
und Wegeunfille und Häufigkeit der ange- 
zeigten Arbeitsunfälle Je 1000 VoUarbeiter 

seit 1949,.. 279 

04 Erstmals entschädigte Arbeitsunfille und 

Häufigkeit der erstmals entschädigten Arbeils- 
unfäJle je 1000 VoUarbeiter seit 1949 280 
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05 Tddüdie Arbeiteunfälle und HäuHglceit der 
tödlidien Arbeitsunfälle je 1000 Vollarbeiter 

seU 1949 .>*.*,,**,. 2Ö1 

06 Häufigkeit der angezeigten und erstmals ent> 
sdiädigten Wegeunfälle je 1000 Versldterte 

seit 1949 2Ä2 

07 Die sedis häufigsten Berufskrankheiten (ange- 
zeigte und erstmals entsdiädigte Fälle) seit 

1949 * . . . , - * , . . . . , * 203 

08 Auslandisdie Arbeitnehmer seit 1954 284 

09 Ausländisdie Arbeitnehmer nadi WirtsdiafLs- 

zweigen und ausgewähiten Staatsangehörig- 
keiten — Stand Ende Juni 1971 . . • • • • * . < . . - 285 


ülO Das Ünfallgesdielien. der auslfindiBdien Be- 
schäftigten nach ausgewählten StaaisangehÖ' 
rigkeiten und der deutschen Beschäftigten in 
der gewerblichen Wirtschaft in den Jahren 


1964 bis 1970 r. . 286 

Angezeigte Arbeltsunlälle (ohne Dienstwege- 
Unfälle) ...... V*. 286 


Häufigkeit der angezcigten ArbeltsunfäUe 
(ohne Dicnstwegeunfälle) Je 1000 Versicherte 286 


Db ersieht Seite 


Tödliche ArbeltsunfäHe (ohne Dienstwegeun- 
falle) IT« • «,'* * 1»; ». ■ ■ » «'.« «<«'. 287 

Häufigkeit der tödUdien Arbeitsunfäne (ohne 
Dienstwegeünfälle) je 1000 Versicherte 287 

Angezeigte Wegeunfälle (einsdüießlidi Dienst- 
wegeunlälle] . , . . * , . « ^ * 287 

Häufigkeit der angezelglen WegeunfäUe (ein- 
schließlich DienstwegeunfäUe) Je 1000 Ver- 
sicherte 4, 287 

Tödliche Wegeunfälle {einschließlich Dienst- 
WegeunfäUe) ^ i 4 * 4 , * - • 287 

Häufigkeit der tödlichen WegeunfäUe (eln- 
s^lieBUch Dienstwegeünfälle) je 1000 Ver- 
sicherte , p p i.. 4 . 287 


QU Häufigkeit der angezeigten ArbeltsunfäUe Je 
1000 Versicherte bei den ausländischen und 
deutschen Beschäftigten in der gesamten ge- 
werblichen Wirtschaft, in der MeiaUlndustie, 
im Baugewerbe und In der chemischen Indu- 
strie 288 

012 Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle je 
1000 Vollarbeiter bei den ausländischen und 
deutschen Beschäftigten in der Straßenreini- 
gung und Müllabfuhr in Gemeinden mit 10 OQO 
und mehr Einwohnern im Jahr 1971 290 
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Übersicht l 


Angezeigte Arbeitsanfälle, Bemfskrankheiten und Wegeunfälle 
in den Jahren 1969 bis 1971 



1971 

1970 

1969 

Verändei 

1970 auf 1971 

absolut 1 V. H. 

rung von 

1969 auf 1970 

absolut 1 V. H. 

1 

2 

3 1 

< II 

1 5 

1 8 1 

1 7 

1 B 

Angezeigte Arbeitsanfälle 

2 337 926 

2 391 757 

2 359 956 

-53 831 

- 2^ 

+ 31 801 

+ 1,3 

davon: 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaflcn 

1 959 627 

2 008 342 

1 962 918 

-48 715 

- 2.4 

+45 424 

+ 2,3 

Landwirischaftlidie 
Berufsgenossenschaften 

222 803 

228 898 

240 587 

- 6 095 

- 2,7 

-11 689 

- 4.9 

Eigenunfallversicherung . • , . 

155 496 

154 517 

156 451 

+ 979 

+ 0,6 

- I 934 

- 1.2 

Angezeigte Berufskrankheiten , . . 

27 200 

25960 

27 427 

1 240 

+ 4,8 

- 1467 

- 5.3 

davon: 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaf len ...... 

24 221 

22 851 

24 493 

+ 1 370 

-t- 6,0 

- 1642 

- 6,7 

Landwirtschaftliche 
Berufsgcnossenscheften 

518 

524 

649 

“ 6 

- I.l 

- 125 

- 19.3 

Eigenunf all Versicherung 

2 461 

2 585 

2 285 

- 124 

- 4,8 

+ 300 

+ 13.1 

Angezeigte Wegeunfälle 

221 592 

255 480 

243 916 

“33 888 

- 13,3 

+ 1564 

+ 4.7 

davon: 

Gewerbliche 

Beruf sgenossenschaf len . • • ; . . 

188 565 

215 684 

206 352 

“27 119 

- 12,6 

+ 9 332 

+ 4,5 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

2 374 

2 571 

2706 

“ 197 

- 7.7 

- 135 

- 5,0 

Eigenunfallversicherung ........ 

30 653 

37 225 

34 858 

“ 6 572 

- 17,7 

+ 2 367 

4- 6,8 

Angezeigte Arbeitsunlälle, Berufs- 
krankheiten und WegeuniälJe ins- 
gesamt 

2 586 718 

2 673 197 

2 631 299 

-86 479 

- 3,2 

+41 898 

+ 1,6 

davon: 

Gewerblidre 

Berufsgenossenschaften ...... 

2 172 413 

2 246 877 

2 193 763 

-74 464 

- 3,3 

+53 114 

+ 2,4 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften 

225 695 

231 993 

243 942 

- 6 298 

- 2,7 

-11949 

- 44) 

Eigenunfallversicherung 

188 610 

194 327 

193 594 

- 5717 

- 2,9 

+ 733 

+ 0,4 


208 


Deutsdi er Bundestag — 7> Wahlperio de 


Drucksache 7/189 


überstcht 2 


Erstmals entsdiädlgte Arbeitsunlälle, Bemfskxankhelten und Wegeuniälle 
in den Jahren 1969 bis 1971 



1971 

1970 

1969 

Verande: 

1970 auf 1971 
absolut 1 V. H. 

rung von 

1969 auf 1970 
absolut 1 V. H. 

1 


3 1 

4 II 5 

1 6 

1 7 

1 e 

Erstmals entschädigte 

Arbeitsunlälle 

76 833 

77 935 

76 384 

-1 102 

- 1.4 

+ 1 551 

+ 2,0 

davon: 

Gewerbliche 

Benifsgenossenschaftcn 

51 499 

51 496 

48 902 

+ 3 

± 0 

+2 594 

+ 5,3 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften . . . ..; . . . 

20 599 

21 662 

22 656 

-I 063 

- 4.9 

- 994 

- 4,4 

Eigenunfallversicherung . . . .... 

4 735 

4 777 

4 826 

- 42 

- 0.9 

- 49 

- 1,0 

Erstmals entschädigte 
Berufskrankheiten . .... . ......... . 

5 374 

1 

5173 

1 

5464 

+ 201 

+ 3.9 

- 291 

- 5.3 

davon: 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

4 737 

4 494 

4 749 

+ 243 

+ 5.4 

-- 255 

- 5.4 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften . . .... .> 

113 

86 

103 

+ 27 

+31,4 

- 17 

-16,5 

Eigenunfallversicherung 

524 

593 

612 

- 69 

-liß 

- 19 

- 3.1 

Erstmals entschädigte 

Wegeunfälle .... 

leTose 

1 17 584 

15713 

-1528 

- 8J 

+ I 871 

+ 11,9 

davon: 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften ....... 

1 

13 584 1 

14 773 

13 217 

-1 189 

- 8.0 

+ 1556 

+ 11,8 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften 

252 

282 

259 

- 30 


+ 23 

+ 8,9 

Eigenunfallversicherung 

2 220 

2 529 

I 2 237 

- 309 

-12^ 

+ 292 

+ 13,1 

1 

Erstmals entschädigte 
Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten 
und Wegeunfälle Insgesamt 

1 1 

1 

98 263 

100 692 

97 561 

-2 429 

- 2,4 

+ 3 131 

+ 3,2 

davon: 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

69 820 

70763 

66 868 

- 943 

- 1.3 

+3 895 

+ 5,8 

Landwirtschaftliche 

Beruf sgenossenschaften 

20 964 

22 030 

23018 

-1 066 

- 4,8 

- 988 

- 4.3 

Eigenunfallversicherung ....... 

7 479 

7 899 

7 675 

- 420 

- 5,3 

+ 224 

+ 2,9 
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Tödliche ArbeitsnniäUe, Benifskrankbeltea mit tOdlldiem 
Ausgang und tödliche WegeunfSlle 

in den Jahren 1969 bis 1971 



1971 

1970 

1969 

Verändenmg von 
1970 auf 1971 | 1969 auf 

absolut 1 v.H. 1 absolut | 

1970 

1 V . H , 

• 1 

a 

3 

1 4 II S 

1 • 

1 a 1 

1 a 

Erstmals entschädigte tOdtldia 
Arbellsunfälle 

4 588 

4 262 

4 289 

+326 

+ 7,6 

- 27 

- 0,6 

davon: 








Gewerbliche 








Berufsgenossenschdlten 

2 992 

2 696 

2 622 

+296 

+ It.O 

+ 74 

+ 2,8 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften • . , . . • « . 

1 348 

1 321 

1 391 

+ 27 

+ 2.0 

- 70 

- 5,0 

Eigenunfallversicherung . . . . • 

248 

245 

276 

+ 3 

+ 1.2 

- 31 

-11,2 

Erstmals entschädigte Bemlskrank- 








beiten mit tödlichem Ausgang 

219 

168 

218 

+ 51 

+ 30,4 

- 50 

-22.9 

davon: 








Gewerbliche 








Berufsgenossenschaften 

191 

147 

193 

+ 44 

+ 29,9 

- 46 

-23,8 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften 

18 

16 

17 

+ 2 

+ 12,5 

- 1 

- 5,9 

Higenimfallversicherung 

10 

5 

8 

+ 5 

+ 100,0 

- 3 

-37,5 

Erstmals entschädigte tödliche 








Wegeunfälle 

1 879 

1 852 

1740 

+ 27 

+ ;,5 

+ 112 

+ 6,4 

davon: 








Gewerbliche 








Berufsgenossenschaften 

1 671 

1 608 

1 514 

+ 63 

+ 3,9 

+ 94 

+ 6,2 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften 

40 

42 

55 

- 2 

- 4,8 

- 13 

-23,6 

Eigenunfallversicherung • 

168 

202 

171 

- 34 

- 16.8 

+ 31 

+ 18,1 

Erstmals entschädigte tödliche 
Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten 
mit tödlichem Ausgang und 
tödliche Wegeunfälle insgesamt . . 

6 686 

1 

6 282 

6 247 

+ 404 

+ 6,4 

+ 35 

+ 0.6 

davon: 








Gewerbliche 








Berufsgenossenschaften 

4 854 

4 451 

4 329 

+403 

+ 9,1 

+ 122 

+ 2,8 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

1 406 

1 379 

1 463 

+ 27 

+ 2,0 

- 84 

- 5,7 

Eigenunfallversicherung 

426 

452 

455 

- 26 

- 5,6 

- 3 

- 0,7 
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UbGfSiCtlt 4 


Versldierle nadi Trägern der geseUIicfaen UnlaUversldieruiig 
in den Jahren 1966 bis 1971 


Träger der gesetzt idien 

Unf al 1 versi dherung 

1971 

1970 

1969 

I96d 

1967 

1966 

Var- 
ändanmg 
von 1970 
auf 1971 
V* H* 

Ver- 
änderung 
von 1969 
auf 1970 

V, H, 

I 

2 

l 3 

4 1 

|i 5 

I ß 

[ 7 1 

1 0 

1 9 

Grupp» der gewerblldien 









Berufsgenosseosdiaiten 

20 608,9 

20 178^2 

20 036,5 

19378,0 

19067,0 

19 775,0 

+ 2,1 

+ 0,7 

davon: 









L Bergbau ^ . * . , . . . , 

316,1 

270,3 

321,8 

341,0 

381,0 

442,0 

4" 16,9 

-16,0 

TI. Steine und Erden . . * * . . « * 

5684 

453,7 

562,6 

550,0 

549,0 

606,0 

+25,2 

-10.4 

m. Gas und Wasser . , « * , « . . 

104,5 

81,3 

100,0 

100,0 

99,0 

97,0 

+28,5 

— 18.7 

IV. Eisen und Metall . . * . • . . , 

3 679,1 

3 648,2 

3 586,2 

3 376,0 

3 325,0 

3 566,0 

+ 0,8 

+ 1,7 

V* Elektrotechnik, 









Feinmechanik und Optik 

2 008,2 

2 054,9 

I 966,7 

1838,0 

1 699,0 

I 621,0 

- 2,3 

+ 44 

VI* Chemie 

874,8 

876.3 

858,9 

819,0 

792,0 

827,0 

- 0,2 

+ 24 

Vn* Holz und Sdmitzstoffe . . 

518.4 

488,3 

490,0 

501,0 

535,0 

552,0 

+ 6,2 

- 0,3 

Vin* Papier und Drude , . . * * . . . 

706,4 

716,5 

699,6 

670.0 

659,0 

668,0 

- 1.4 

+ 2,4 

DC* Textil und Leder 

1 270,3 

1 312,7 

1 354.5 

1325,0 

t 303,0 

1 423,0 

~ 3,2 

- 3,1 

X* Nahiungs- 









und Genußmittel * , . . 

1542,7 

1534,1 

1535,4 

1 529,0 

I 544,0 

1 535.0 

+ 0,6 

- 0,1 

XI* Bau 

2 514,1 

2 480^2 

2434,2 

2 464,0 

2343,0 

2 622,0 

+ 1,4 

+ 24 

XII* Handel, Geld und Ver- 
sicherungswesen t Dienst- 
leistungen (ohne öffent- 









liche Dienstleistungen) . . 

4 864,4 

4 721,0 

4 629,6 

4 433,0 

4 380,0 

4 375,0 

+ 3.0 

+ 2,0 

XIU* Verkehr 

668,3 

618,0 

607,1 

595,0 

600,0 

592,0 

+ 8,1 

+ 1,8 

XrV* Gesundheitsdienst ...... 

673,3 

922,6 

897,3 

876,0 

658,0 

829,0 

+ 5.5 

+ 24 

LandwIrtsdiafOidte 









Berufsgenossensdiaiten i) .... 

3 247,0 

3575,0 

3 826,0 

3 974,0 

4 080,0 

4 178,0 

- 9.2 

- 6,6 

EigentmfallversicheniBg * 

6 907,9 

8 796,0 

8 375,0 

8 807,0 

8 615,0 

8 540,0 

-21.4*; 

+ 5,0 


*) vom Bundesminister für Arbeit und Sozial ardnung geschätzte Zahlen 

*) Die Varändemng ist darauf zurückzufüliieiip daB ca* 2«35 MilUonen Berufsschüler auf Grund des Gesetzes über 
Unfallversicherung für Schüler und Studenten sowie Kinder ln Kindergärten vom 16. 3* 1971 bei der SthÜlet* 
Unfallversicherung ausgewiesen werden. 
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Übersicht 5 


Vollarbeiter nach Trägem der gesetzlichen Unfallverslchening 
in den Jahren 1966 bis 1971 
in 1000 


Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

1971 

1970 

1969 

1968 

1967 

1966 

Ver- 
änderung 
von 1970 
auf 1971 
v.H. 

Ver- 

ändenuig 
von 1969 
auf 1970 

V. H. 

1 1 

2 

2 

4 1 

1 5 1 

1 6 1 

7 1 

1 

8 1 

9 

Gruppen der gewerblichen 










Benifsgenossenschaiten 

19 670,4 

19 572,7 

19 696,0 

18 263,0 

18 043,0 

18 899,0 

4* 

0,5 

- 0,6 

davon; 










I. Bergbau 

265,8 

270,3 

284,0 

302,0 

330,0 

394,0 

— 

1,7 

- 4.8 

11. Steine und Erden ***..•*. 

448,9 

453,7 

445,0 

411,0 

501,0 

554,0 

- 

U 

1.6 

III. Gas und Wasser 

81,8 

81,3 

81.0 

84,0 

82,0 

81,0 

4- 

0.6 

+ 0.4 

IV. Eisen und Metall 

3 590,6 

3 648,2 

3J00.0 

3 260,0 

3164,0 

3 416,0 

— 

1,6 

+ 4,2 

V. Elektrotechnik, 










Feinmechanik und Optik 

2 008,2 

2 054.9 

1 967.0 

1 602,0 

1 527,0 

1 621,0 

— 

2.3 

+ 4,5 

VI. Chemie 

874,8 

876,3 

859,0 

817,0 

790,0 

826,0 

— 

0.2 

+ 2.0 

VII. Holz und Schnitzstoffe . . 

494,5 

488,3 

466,0 

473,0 

426,0 

441,0 

+ 

1,3 

4 - 4,8 

VIII. Papier und Druck 

706,4 

716,5 

700,0 

554,0 

549,0 

561,0 

- 

1.4 

+ 2.4 

IX. Textil und Leder 

1 270,3 

1 312,7 

1 354,0 

1 326,0 

1 303,0 

1 4^,0 

— 

3.2 

- 3.1 

X. Nahrungs- 
und Genußmittel . . . r . . . . 

i 540,9 

1 532,2 

1 534,0 

1 526,0 

1 541,0 

1 532,0 

+ 

0.5 

- 0.1 

XI. Bau 

2 514,2 

2461,9 

2 416,0 

2 045,0 

2 050,0 

2 310,0 

4- 

2.1 

+ 1.9 

XII. Handel, Geld und Ver- 
sicherungswesen; Dienst- 
leistungen (ohne öffent- 

i 

1 









liche Dienstleistungen) . .. 

4 249,8 

4 135,7 

4 599,0 

4 433,0 

4 380,0 

4 375,0 

4- 

2.8 

- 10.1 

XIII. Verkehr 

650,9 

618,1 

594,0 

555,0 

542,0 

536,0 

+ 

5.3 

+ 4.1 

XIV. Gesundheitsdienst 

973,3 

922,6 

897,0 

875,0 

858,0 

829,0 

4- 

5.5 

+ 2.9 

Landwtrischaftlicfae 
Berulsgenossenschaften .... 

2 583,0 

2 842,0 

2 870,0 

2 976,0 

3 063,0 

3 136,tf 

— 

9.1 

- 0.8 

Eigeiiunfallversicherung 

2 684,4*) 3 089,5 

3 033,0 

3 088,0 

3 023,0 

2990,0 

— 

13.2 

+ 1.9 

insgesamt . . . 

1 24 937,8 

25 504,2 

25 599,0 

24 327,0 

24 129,0 

25 025,0 

— 

2.2 

- 0.4 


*) Bei den Vollarbeitem handelt es sich um rechnerische Werte, die sich daraus ergeben, daß mit Hilfe der Zahl der 
Arbeitsstunden oder der Versicherten eine Zahl von Vollbeschäftigten, d. b. von Personen errechnet wird, die das 
ganze Jahr hindurch eine versicherte Tätigkeit ausüben. 

^ Der Rückgang der VoUarbeiter Ist darauf zurückzuführen, daß die Berufsschüler auf Grund des Gesetzes über 
Unfallversicherung für Schüler und Studenten sowie Kindern in Kindergärten vom 18. 3. 1971 bei der Schüler- 
unfallversicherung ausgewiesen werden. 
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Übersicht 6 


Angezeigte Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten und Wegeunfälle 
nadi Trägem der gesetzlidien Unfall versldierang 

in den Jahren 1966 bis 1971 


1 

107t 

1970 

1969 

1968 

1967 

1966 

Vor- 

andf!nin(T 
von 1070 
MUf t97t 

V, H. 

Vm- 

Smlartmg 
von 1000 
auf 1970 

V. H. 

‘ 1 

2 

3 

4 1 

5 1 

B 1 

7 1 

n 1 

0 

Gewerbliche 

Benifsgenossenschaften 

2 172 413 

2 246 877 

2 193 763 

2 045 266 

1 950 702 

2 341 463 

- 3,3 

+ 2.4 ' 

davon: 

angezeigte Arbeitsunfälle • 

1 059 627 

2 008 342 

1 962 918 

1 835 785 

1 754 158 

2 114 157 

- 2,4 

+ 2,3 1 

angezeigle Berufs- 
krankheiten ^ 

24 221 

■) 22 851 

24 493 

23 072 

23 657 

24 010 

+ 6,0 

- 6,7 ■ 

angezeigle Wegeunfäiie . . 

188 565 

215 684 

206 352 

186 409 

172 887 

203 296 

-12,6 

+ 4,5 

Landwirtschaftliche 

Berulsgenossenschaften 

1 225 695 

231 993 

243 942 

256 593 

256 790 

253 660 

- 2.7 

- 4,9 

davon: 

angezeigte Arbeitsunfälle , 

222 803 

228 898 

240 587 

253 067 

253 259 

250 539 

- 2,7 

- 4A. 

angezeigle Berufs- 
krankheiten 

518 ') 524 

649 

769 

862 

612 

- U 

-19,3 

angezeigle Wegeunfälle . . 

2 374 

2 571 

2 706 

2 757 

2 669 

2 509 

- 7,7 

- 5,0 

Eigenuniallverslchening 

188 610 

194 327 

193 594 

211 574 

209 764 

1 

213 179 

1 

- 2,9' 

' -F 0.4 

davon: 

angezeigte Arbeitsunfälle . 

155 496 

154 517 

156 451 

174 989 

174 047 

177 603 

+ 0,6 

“ 1,2 

angezeigte Berufs- 
krankheiten « f « » « . . » 

2 461 

*) 2585 

2 285 

1 952 

1 761 

1 439 

- 4.8 

-M3,/ 

angezeigte Wegeunfälle . . 

30 653 

37 225 

34 858 

34 633 

33956 

34 137 

-17.7 

-1- 6.8 

Versicheningsträger 

Insgesamt 

2 586 718 

2 673 197 

2 631 299 

2 513 433 

2 417 256 

2 808 302 

- 3,2 

+ 1.6 

davon: 

angezeigte Arbeitsunfälle . 

2 337 926 

2 391 757 

2 359956 

2263 841 

2 181 464 

2 542 299 

- 2,3 

+ 1,3 

angezeigte Berufs- 
krankheiten 

27 200‘) 25 960*) 27 427») 25 793 

26 280 

26 061 

+ 4,8 

- 5.3 

angezeigte Wegeunfälle . . 

221 592 

255 480 

243 916 

223 799 

209 512 

239 942 

-13,3 

-l- 4,7 




’) Id dieser Zahl sind 14 Fälle nadi $ 551 Abs. 2 RVO und 731 sonstige oder nicht als Berufskrankheiten anerkannte 
Falle enthalten. 

^ ln dieser Zahl sind 130 Fälle nadi } 551 Ab.5. 2 RVO und 296 sonstige oder nicht als Berufskrankheiten anerkannte 
Fälle enthalten. 

In dieser Zahl sind 54 Fälle nadi $ 551 Abs. 2 RVO (1968: 55 Fälle) und 855 sonstige oder nicht als Berufskrank- 
heiten anerkannte Fälle (1968: 469 Fälle) enthalten. 
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Übersicht 7 


Häufigkeit der angezelgten ArbelUunlälle, Berufskrankbelten und Wegeunfälle 
Je 1000 VoUarbeiter nadi Trägem der gesetzUdien Unfallversicherung 

in den Jahren 1966 bis 1971 



1971 

1970 

1969 

1968 

1967 

1966 

Ver- 
änderung 
von 1970 
auf 1971 
V. H. 

Ver- 

ändenmg 
von 1969 
auf 1970 

V. H. 

1 

a 

3 1 

1 4 1 

1 S 

( « 1 

[ 7 1 

1 8 1 

I 9 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

110,4 

114,8 

111,7 

112,0 

108,1 

123,9 

- 3.8 

+ 2.8 

davon: 

angezeigte Arbeitsunfälle . . . 

99,6 

102,6 

100,0 

100,5 

97,2 

111,9 

- 2.9 

+ 2,6 

angezeigte Berufs- 
krankheiten 

1,2 

1,2 

1,3 

1.3 

1,3 

1.3 

± 0 

- 7.7 

angezeigte Wegeunfälle .... 

9.6 

11,0 

10,5 

10,2 

9,6 

10,6 

- 12.7 

+ 4,8 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften 

87,4 

81,6 

85,0 

86,2 

83,8 

80,9 

+ 7.1 

- 4,0 

davon: 

angezeigte Arbeitsunfälle . . . 

86,3 

80,5 

83,8 

85,0 

82,7 

79,9 

+ 7,2 

- 3,9 

angezeigte Berufs- 
krankheiten 

0.2 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

0.2 

± 0 

± 0 

angezeigte Wegeunfälle ... . 

0.9 

0,9 

0,9 

0,9 

0,9 

0,8 

± 0 

± 0 

Cingenunfallversicherung 

70,4 

62,9 

63,8 

68,5 

69,4 

71,3 

+ 11.9 

- 1,4 

davon: 

angezeigte Arbeitsunfälle . . . 

58,1 

50,0 

51,6 

56,7 

57,6 

59,4 

+ 16.2 

- 3.1 

angezeigte Berufs- 
krankheiten 

0,9 

0,8 

0,8 

0,6 

0,6 

0.5 

+ 12.5 

± 0 

angezeigte Wegeunfälle .... 

11,4 

12,0 

11,5 

11,2 

11,2 

11.4 

- 5,0 

+ 4.3 

Versicherungsträger insgesamt 

103,8 

104,8 

103,1 

103,3 

100,2 

112,2 

- 1,0 

+ 1,6 

davon: 

angezeigte Arbeitsunfälle . . . 

03,8 

93,8 

92,5 

93,1 

90,4 

101,6 

± 0 

+ 1,4 

angezeigte Berufs- 
krankheiten 

1,1 

1.0 

1.1 

1,0 

1,1 

1.0 

+ 10,0 

- 9,1 

angezeigte Wegeunfälle .... 

8.9 

10,0 

9,5 

9,2 

8.7 

9,6 

- 11,0 

+ 5,3 


Bel den VoUarbeilern handelt es sich um redmerisdhe Werte, die sich daraus ergeben, daß mit Hilfe der Zahl der 
Arbeitsstunden oder der Versicherten eine Zahl von VollbeschafUgteh, d. h. von Personen errechnet wird, die 
das ganze Jahr hindurch eine versicherte Tätigkeit ausüben. 
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Übersicht 8 


Erstmals entsdiadigte ArbeitsanläHe, Bemfskrankheiten und Wegeuniälle 
nadi Trägem der gesetzlichen Unlallversidienuig 

ln den Jahren 1966 bis 1971 



1971 

1970 

1969 

1968 

1967 

1966 

Ver- 
änderung 
von 1970 
auf 1971 
v.H. 

Ver- 
änderung 
von 1969 
auf 1970 

V . H. 

1 1 

2 

3 

l 4 1 

1 S 1 

1 e 1 

1 ^ 1 

8 1 

9 

Gewerblldie 

Berulsgenossenschalteti ••••,. 

69 820 

70 763 

66 868 

66 535 

72 033 

76743 

- 1.3 

+ 5.8 

davon: 

Erstmals entschädigte 
Arbeitsimfälle 

51 499 

51 496 

48 902 

48 847 

53 410 

56 215 

± 0 

+ 5,3 

Erstmals entschädigte 
Berufskrankheiten 

4 737 

4 494 

4 749 

4 704 

5207 

5 624 

+ 5.4 

- 5,4 

Erstmals entschädigte 
Wegeunfälle 

13 584 

14 773 

13 217 

12 984 

13 416 

14904 

- 8,0 

+ 11,8 

Landwirtschaftliche 
Bemlsgenossenschaften ...... 

20 964 

22 030 

23 018 

22 473 

23 113 

25 724 

- 4.8 

- 4,3 

davon: 

Erstmals entschädigte 
Arbeitsunfälle 

20 599 

21 662 

22 656 

22 069 

22710 

25 259 

- 4.9 

- 4,4 

Erstmals entschädigte 
Berufskrankheiten ........ 

113 

86 

103 

133 

122 

128 

+ 31,4 

- 16,5 

Erstmals entschädigte 
Wegeunfälle 

252 

282 

259 

271 

281 

337 

- 10,6 

+ 8,9 

Eigenunlailversichenmg ...... 

7 479 

7 899 

7 675 

7 553 

7 713 

8 220 

- 5,3 

+ 2,9 

davon: 

Erstmals entschädigte 
Arbeitsunfälle 

4 735 

4 777 

4 826 

4 785 

4 957 

5 276 

- 0,9 

- 1.0 

Erstmals entschädigte 
Berufskrankheiten 

524 

593 

612 

479 

507 

400 

- 11.6 

- 3.1 

Erstmals entschädigte 
Wegeunfälle 

2 220 

2 529 

2 237 

2289 

2 249 

2 544 

- 12,2 

+ 13.1 

Versichemngsträger insgesamt 

98 263 100 692 

97 561 

96561 102 859 110 687 

- 2,4 

- l - 3,2 

davon: 

Erstmals entschädigte 
Arbeitsunfälle 

76833 

77 935 

76 384 

75 701 

81 077 

86750 

- 1.4 

+ 2.0 

Erstmals entschädigte 
Berufskrankheiten . . . • • . 

5374 

5173 

5 464 

5 316 

5 836 

6152 

+ 3.9 

- 5,3 

Erstmals entschädigte 
Wegeunfälle 

16056 

17584 

15 713 

15544 

15946 

17 785 

- 8,7 

+ 11,9 
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Übersicht 9 

Erstmals entschSdlgte Arbeitsanfälle, Berufskrankheiten und Wegeunfälie 
nadi ihren Folgen und nach Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung 

in den Jahren 1970 und 1971 




1071 



1970 




davon nach den Folgen 
der Verletzungen 
und Erkrank ungern 


davon nach den Folgen 
der Verletzungen 
und Erkrankungen 


insge- 

samt 

Tod 

völlige 

teil- 

weise 

insge- 

samt 

Tod 

völlige 

teil- 

weise 



Erwerbs- 

unfähigkeit 


Erweubs- 

unfähigkeit 

1 

2 


4 

1 3 

1 6 1 

: 7 1 

8 1 

1 0 

Gewerblldie 

Berufsgenossensdiaf ten 

69 820 

4 854 

427 

64 539 

70 763 

4 451 

381 

65 931 

davon: 

Erstmals enlsdiädigte 
Arbeitsunfälle . . , . . . « « i . . . 

51 499 

2992 

190 

48 317 

51496 

2 696 

181 

48 619 

Erstmals entschädigte 

Beruf skrankhei ten 

4 737 

191 

131 

4 415 

4 494 

147 

11! 

4 236 

Erstmals entschädigte 
Wegeunfälie 

13 584 

1671 

106 

11 807 

14 773 

1 608 

89 

13 076 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften ...... 

20 964 

1 406 

144 

19 414 

22 030 

1 379 

124 

20 527 

davon: 

Erstmals entschädigte 
Arbeitsunfälle 

20 599 

1 348 

118 

19133 

21 662 

1 321 

98 

20 243 

Erstmals entschädigte 
Berufskrankheiten 

113 

18 

25 

70 

86 

16 

26 

44 

Erstmals entschädigte 
Wegeunfälle 

252 

40 

1 

211 

282 

42 

— 

240 

Eigenunlaliversidienuig 

7 479 

426 

37 

7 016 

7 899 

452 

49 

7 398 

davon; 

Erstmals entschädigte 
Arbeitsunfälle . . • 

4 735 

248 

20 

4 467 

4 777 

245 

27 

4 505 

Erstmals entschädigte 
Berufskrankheiten 

524 

10 

9 

505 

593 

5 

10 

578 

Erstmals entschädigte 
Wegeunfälle 

2 220 

168 

8 

2044 

2 529 

202 

12 

2315 

Versicheningsträger insgesamt 

98 263 

6 686 

608 

90 969 

10Ö692 

6 282 

554 

93 856 

davon: 

Erstmals entschädigte 
Arbeitsunfälle 

76 833 

4 588 

328 

71 917 

77 935 

4 262 

306 

73 367 

Erstmals entschädigte 
Berufskrankheiten • 

5 374 

219 

165 

4 990 

5 173 

168 

147 

4 858 

Erstmals entschädigte 
Wegeunfälle 

16 056 

1 879 

115 

14 062 

17 584 

1 852 

101 

15 631 
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Übersicht 10 


Häullgkeit der erstmals entsdiädigten Arbeitsonlälle, Berolskrankhelten 
und WegeunfäUe Je 1000 Voilarbelter 
nach Trägem der gesetzlichen UnlaUversidiening 

in den Jahren 1966 bis 1971 


Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 

1971 

1970 

1969 

1908 

1967 

1966 

1 

1 2 

1 3 1 

1 4 1 

1 5 ] 

1 « 1 


Versicherungsträger insgesamt ^ ^ - ► . 

3.9 

3,9 

3,8 

4,0 

4,3 

4.4 

davon: 







Gewerbliche Berufsgenossensdiaften ^ . 

3.5 

3,6 

3.4 

3,6 

4.0 

4,1 

Landwirtsdiaftlidie Berufsgenossensdiaften .... 

8.1 

7.8 

7.9 

7.6 

7.6 

8.2 

Eigemmfallversidiening ..... 

2,8 

2,6 

2,5 

2.5 

2.6 

2,7 


Bei den Vollarbeitem bandelt es sich um redinerlsdie Werte, die sidi daraus ergeben, daB mit Hilfe der Zahl der 
Arbeitsstunden oder der Versicherten eine Zahl von Vollbeschäftigten, d. h, von Personen errechnet wird, die 
das ganze Jahr hindurch eine versicherte Tätigkeit ausfiben. 


Übersicht 11 


(Im Unfallverhütungsbericht 1971 nicht enthalten) 
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Übersicht 12 


Töclildie Arbeltsualälle, Berulskrankheiten mit tödiidiem Ausgang 
und tOdlidie WegenniäUe 
nach Trägem der gesetzlichen Unfall Versicherung 

in den Jahren 1966 bis 1971 



1971 

1970 

1969 

1963 

1967 

1963 

Ver- 
änderung 
von 1070 
auf 1971 

Vp R 

Ver- 

ändemng 
von 1969 
auf 1970 

V. R 

1 


1 S 

t « 

i 5 ' 

1 t 1 

1 ■? 

1 fl 

r fl 

GewerbUdie 

Benifsg«ii 08 sensdtaft«& 4 . . . ^ ; 

4 854 

4 451 

4 329 

4412 

4 746 

4 987 

+ 0,1 

+ 2.8 

Erstmals entschädigte tödliche 
Arbeitsunfälle . . . . . * . . * . . . . • 

2 992 

2 696 

2 622 

2749 

2 920 

3 094 

+ 11,0^ 

l.+ 2.8 

Erstmals entsdiädigte Berufs- 
krankheiten mit tödlichem 
Ausgang 

191 

147 

193 

183 

183 

198 

+ 29.9 

- 23,8 

Erstmals entschädigte tödliche 
Wegeunfälle - , • * , * - ♦ • ^ ^ • 

1 671 

1 608 

1514 

1475 

1 643 

1695 

+ 3,9 

+ 6,2 

Landwlrtsdiaftlldie 
Berulsgenossenschaften , , , p , , 

1406 

1379 

1463 

1390 

1 476 

1609 

+ 2,0 

- 5,7 

Erstmals entschädigte tödlddie 
Arbeitsanfälle 

1 346 

1321 

1 391 

1 315 

1 402 

1 528 

+ 2,0 

- 5,0 

Erstmals entschädigte Berufs- 
krankheiten mit tödlichem 
Ausgang . . 

16 

16 

17 

30 

24 

29 

+ 12,5 

- SM 

Erstmals entschädigte tödliche 
Wegeunfälle 

40 

42 

SS 

45 

50 

52 

- 4.8 

-23,6 

Elgenunfallverslchening ...... 

426 

452 

455 

396 

375 

410 

“ 5,6 

- 0.7 

Erstmals entschädigte tödliche 
Arbeitsunfälle . . , « ^ ^ . 

2iS 

245 

276 

226 

202 

227 

+ 1,2 

-11,2 

Erstmals entschädigte Berufs- 
krankheiten mit tödlichem 
Ausgang 

10 

5 

8 

6 

13 

7 

+ 100,0 

-37,5 

Erstmals entschädigte tödliche 
Wegeunfälle ......... ^ * 

168 

202 

171 

164 

160 

176 

- 16,8 

+ 18,1 

Verslchenmgsträgei insgesamt , 

6 666 

6282 

6 24? 

6198 

6 597 

7 006 

+ 6,4 

+ 0,6 

Erstmals entsdiädigte tödlidie 
Arbeitsunfälle 

4 586 

4 262 

4289 

4 290 

4524 

4 849 

+ 7fi 

- 0,6 

Erstmals entsdiädigte Berufs- 
krankheiten mit tödlichem 
Ausgang * « * . » 

219 

166 

218 

224 

220 

234 

+ 30,4 

-22.9 

Erstmals entsdiädigte tödlidie 
Wegeunfälie 

1879 

1 852 

1740 

1 684 

1 853 

1 923 

+ Iß 

+ 6,4 


216 


Deuisdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/189 


Übersicht 13 


Häufigkeit der angezeigten Arbeitsuniälle Je 1000 VoUarbelter 
nach Gruppen der gewerblichen Berufsgenossenschaften 

in den Jahren 1966 bis 1971 


Gruppen 

der gewerblichen Berufsgenossenschaften 

1971 

1970 

1969 

1968 

1967 

1966 

t 

2 1 

1 3 1 

[ 4 1 

I 5 1 

1 « 1 

1 2 

I 

GewerbUcfae | 

Beruf sgenossenschaften insgesamt «.Tv 

99,6 

102,6 

100,0 

100,5 

97,2 

111,9 

I. Bergbau 

198,4 

225,1 

220,3 

182,6 

182,2 

223,5 

11. Steine und Erden . . . « 

160,4 

156,9 

162,8 

145,9 

153,3 

170,2 

III. Gas und Wasser 

74,2 

72.6 

68,5 

65.7 

66,4 

69,4 

rV. Eisen und Metall • • . 

155,2 

163,1 

162,0 

145,5 

141,5 

168,1 

V. Elektronik, Feinmedianik und Optik 

53,6 

57,7 

59,8 

65,6 

59,8 

71.4 

VI. Chemie 

98,4 

98,7 

95,7 

87,3 

84,7 

99,9 

VII. Holz und Sdmitzstoffe 

159,4 

153,7 

161,0 

142,5 

167,5 

187,2 

Vm. Papier und Druck . . * . * . . 

67,6 

67,8 


65,3 

75,3 

82,8 

DC. Textil und Leder , . 

49,6 

50,5 

50,0 

46,2 

44,0 

70,8 

X. Nahrungs- und GenuBmittel 

101,0 

99.9 

102,6 

99,5 

94,8 

101,6 

XI. Bau 

169,5 

170,8 

172,9 

200,8 

190,9 

198,2 

XII. Handel, Geld* und Versicherungs- 
wesen; Dienstleistungen (ohne öffent- 







liche Dienstleistungen) 

52,9 

54,4 

46,3 

47,4 

50,6 

53,5 

XIII. Verkehr 

100,6 

104,6 

104,7 

96,2 

100,5 

109,8 

XrV. Gesimdheitsdienst 

16,7 

18,9 

23,8 

23,8 

26,0 

24,5 


Bei den Voltaibeitem handelt es sich um rechnerische Werte, die sich daraus ergeben, daß mit Hilfe der Zahl der 
Arbeitsstimden oder der Versicherten eine Zahl von Vollbeschäftigten, d. h. von Personen erreicht wird, die 
das ganze Jahr hindurch eine versicherte Tätigkeit ausOben. 
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Übersicht 14 


Angezeigte und erstmals entsdiädlgte Beruiskrankheiten 
nach Trägem der gesetzUcfaeo Unfallversldienmg 

in den Jahren 1970 und 1971 


Tägcr der gesetzlichen Unfallversicherung 

Angezeigle Fälle 

Erstmals entschädigte Fälle 

1971 

1970 

Ver- 
änderung 
von 1970 
auf 1971 

1971 

1970 

Ver- 

änderung 
von 1970 
auf 1971 


1 1 

1 2 1 

1 3 1 

1 4 11 $ 

1 e 1 

7 

Gewerbliche Benifsgenossenschaiten 








1 Bergbau-Berufsgenossenschaft 

7 331 

7 452 

-121 

2 373 

2 348 

-1-25 


2 Steinbnichs-Berufsgenossensdiaft . * . 

491 

495 

- 4 

125 

109 

-H6 

II 

3 Berufsgenossenschaft der keramischen 








und Glas-lndustrie 

675 

801 

-126 

160 

119 

+41 

IIT 

4 Berufsgenossenschaft der Gas* und 








Wasserwerke 

42 

39 

+ 3 

1 

5 

- 4 


5 Hütten- und Walzwerks-Berufs- 








genossenschaft ^ ^ ^ 

595 

265 

-1-330 

83 

89 

— 6 


6 Maschinenbau- und Kieineisenindu- 





strie-Berufsgenossenschafi , 

1823 

1821 

+ 2 

234 

225 

+ 9 

?X f 

7 Nordwestliche Eisen- und Stahl- 







IV 

Berufsgenossenschaft 

>* 

517 

426 

+ 91 

114 

117 

- 3 


8 Süddeutsche Eisen- und Stahl- 








Berufsgenossenschaft 

785 

1 140 

-355 

200 

146 

+54 


9 Süddeutsche Edel- und UnedebnetoU- 








Benifsgenossensdiaft 

211 

246 

- 35 

5 

7 

- 2 

V 

10 Berufsgenossenschaft der Fein- 







V 

mechanik und Elektrotechnik • . . . ^ • 

1 478 

1 519 

- 41 

45 

64 

-19 

VI 

11 Berufsgenossenschaft der chemischen 








Industrie 

1 122 

876 

•f246 

116 

100 

+ 16 


12 Norddeutsche Holz-Berufsgenosseai- 







VII 

Schaft 

169 

181 

- 12 

16 

16 

± 0 

V 

13 SüddeutsdieHols-Berufsgenossen- 








schalt 

213 

153 

+ 60 

20 

13 

+ 7 


14 Papiermacher-Benifsgenossenschaft 

30 

38 

- 8 

3 

6 

- 3 

VIII 

15 Berufsgenossenschaft Druck und 







1 

j Papierverarbeitung 

338 

325 

+ 13 

15 

23 

- 8 


1 6 Lederindustrie-Berufsgenossenschaft 

91 

111 

- 20 

2 

2 

± 0 

IX 

17 Textil- und Bekleidungs-Berufs- 








genossenschoft 

907 

216 

■f691 

89 

91 

- 2 
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Tager der gesetzlichen Unfallversichening 

Allgezeigte Fälle 

ErslmaU entschädigte Fälle 

1971 

1970 

Ver- 
änderung 
von 1970 
auf 1971 

1971 

1970 

Ver- 

äüdertmg 
von 1970 
auf 1971 f 


1 1 

2 1 

1 3 1 

1 

* II s 

1 6 1 

1 7 


i8 Benifsgenossensdiaft Nahrungsmittel 








y 

und Gaststätten 

1 127 

1 055 

+ 

72 

120 

138 

-18 


19 Fleiscberei-Berufsgatosaensdutft .... 

1,61 

79 

— 

18 

4 

2 

+ 2 


20 Zudcer-Benifsgenossensdiaft 

7 

3 

+ 

4 

1 

1 

± 0 


21 Bau-Berufsgenossenschaft Hamburg 

190 

147 

+ 

43 

11 

13 

- 2 


22 Bau-Berufsgenossenschaft Hannover 

436 

463 

— 

27 

59 

70 

- 11 


23 Bau-Berufsgenossenschaft Wuppertal 

495 

484 

+ 

11 

62 

119 

- 57 


24 Bau-Berulsgenossenschaft 









Frankfurt a. M, 

156 

148 

+ 

8 

24 

23 

+ 1 

XI 

25 Südwestliche Bau-Berufs- 









genossenschaft . . . . . . • . 

296 

280 

+ 

16^ 

28 

40 

- 12 


26 Württembergische 









Bau-Berufsgenossenscfaaft . , . 

194 

216 

— 

22 

24 

21 

+ 3 


27 Bayerische Bau-Berulsgenossenschaft 

298 

305 

— 

7 

78 

81 

- 3 


28 Tiefbau-Berufsgenossenschaft 

1 439 

398 

-f 

41 

27 

44 

- 17 


29 Großhandels- und Lagerel-Berufs- 









genossenschaft 

323 

69 

+ 

254 

27 

21 

6 

xn 

30 Berufsgenossenschaft für den 









Einzelhandel • 

26 

38 

— 

12 

2 

13 

- 11 


31 Verwaltungs-Berufsgenosscnschafl .• 

279 

291 

— 

12 

8 

4 

+ 4 


32 Berufsgenossenschafl der Straßen-, 









U-Bahnen und Eisenbahnen ........ 

21 

23 


2 

3 

4 

- l 


33 Berufsgenossenschaft für Fahrzeug- 








xm 

haltungen 

58 

59 


l 

1 

4 

- 3 


34 See-Berufsgenossenschaft 

33 

35 

— 

2 

4 

8 

- 4 


35 Binnenschiffahrts-Berufsgenossen- 









schaft 

15 

9 

+ 

6 

6 

1 

+ 5 

XIV 

36 Berufsgenossenschafl für Gesund- 








yvi V 

heitsdienst und Wohlfahrtspflege . , 

2 949 

2 645 


304 

647 

407 

+240 

Gewerbliche Berufsgenossenschaflen 








zusammen 

24 221 

22 851 

+ 1370 

4 737 

4 494 

+243 

Landwirischaftliciie Berufsgenossensdiaften . ^ . 

518 

524 

— 

6 

113 

86 

+ 27 

Elgenunfallversidienuig • 

2 461 

2 585 

— 

124 

524 

593 

- 69 

Verslcfaerungsträger insgesamt 

27 200 

25 960 

+ 1240 

5 374 

5173 

+201 
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Berufskrankheiten mit tödildiem Ausgang nach Trägem 
der gesetzlichen Unfallversicherung 

in den Jahren 1969 bis 1971 



1971 

1970 

1969 

Verände: 

1970 auf 1971 
absolut 1 v.H. 

rung von 

1969 auf 1970 
absolut 1 V. H. 

1 

2 1 

3 1 

4 II S 

1 8 1 

1 7 1 

8 

Versicherungsträger insgesamt 

219 

168 

218 

+51 

+ 30,4 

-50 

-22,9 

davon: 








Gewerbliche Berufsgenoss^schaften 

191 

147 

193 

+44 

+ 29,9 

-46 

-23,8 

Landwirtschaftliche Berufsgenossen- 








schaften 

18 

16 

17 

+ 2 

+ 12,5 

- 1 

- 5,9 

Eigenunfallversidiening 

10 

5 

8 

+ 5 

+ J00,0 

- 3 

-37,5 

darunter: Berufskrankheiten mit der hddisten Zahl an Todesfällen 



Erkrankungen an Silikose und SUiko- 








Tuberkulose 

140 

103 

145 

+37 

+ 35,9 

-42 

-29,0 

Erkrankungen durch Arsen oder seine 








Verbindungen 

13 

11 

8 

+ 2 

+ 18,2 

+ 3 

+374 

Erkrankungen durch Kohlenoxyd ........ 

17 

8 

14 

+ 9 

+ 112,5 

- 6 

-42,9 

Von Tieren auf Menschen übertragbare 








Krankheiten 

6 

5 

9 

+ 1 

+ 20ft 

- 4 

-44,4 

Infektionskrankheiten . . . . • ...... ... ..... 

13 

9 

8 

+ 4 

+ 44,4 

l 

+/24 
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Angezeigte und erstmals entschädigte Berulskrankheiten nadi Krankheitsarten 

in den Jahren 1966 bis 1971 


Lfd. 

Nr. 


Krankheiten 


A. Durdi chemische Stoffe verursachte Krankheiten 
l 


2 

3 

4 

5 

ß 

1 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 
21 


Schleimhaulveränderungen. Krebs oder andere Neubildungen der Hamwege 
durch aromatische Amine 

Erkrankungen durch Arsen oder seine Verbindungen 

Homhautschädigungen des Auges durch Benzochinon • • • . • . . • . 

Erkrcmkungen durch Benzol oder seine Homologen 

Erkrankungen durch Nitro- oder Aminoverbindungen des Benzols oder seiner 
Homologen oder deren Abkömmlinge 

Erkrankungen durch Diei oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Chrom oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Fluor oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch HalogenkohlenwasserstoHe oder halogenierte Alkyl-, Aryl- 
oder Alkylaryloxyde oder -sulfide 

Erkrankungen durch Kadmium oder seine Verbindungen ^ 

Erkrankungen durch Kohlenoxyd 

Erkrankungen durch Mangon oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Methanol (Methylalkohol) • * • . 

Erkrankungen durch Phosphor oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Quecksilber oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Salpetersäureester 

Erkrankungen der Zälme durch Sduren . ; . ^ 

Erkrankungen durch Sdiweielkohlenstofl 

Erkrankungen durch Schwefelwasserstolf .^4. .. 4 , ..... . 

Erkrankungen durch Thallium oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Vanadium oder seine Verbindungen 


B. Durch physikalische Einwirkungen verursachte Krankheiten 


22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 


Chronische Erkrankungen der Schleimbeutel durch ständigen Druck 

Druäilähmungen der Nerven 

Erkrankungen durch Arbeit in Druckluft 

Erkrankungen durch Erschütterung bei Arbeit mitPreßluftwerkzeugen oder gleich- 
artig wirkenden Werkzeugen oder Maschinen sowie bei der Arbeit an An- 
klopfmaschinen 

Ldrmschwerhörigkeit und Lärmtaubheit 

Erkrankungen durch Röntgenstrahlen, durch die Strahlen radioaktiver Stoffe oder 
andere ionisierende Strahlen 

Grauer Star durch Wärmestrahlung 
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Angezeigte Krankheiten 

Erstmals entschädigte Fälle 

1971 1 

1970 1 

1969 1 

1968 1 

1967 1 

1966 

1971 1 

1970 1 

1969 1 

1968 1 1967 1 

1966 

14 

21 

21 

19 

20 

17 

11 

6 

8 

8 

7 

15 

36 

12 

32 

63 

36 

52 

20 

16 

18 

24 

16 

41 

2 

3 

l 

— 

2 

2 

— 

1 

— 

— 

— 

2 

73 

100 

70 

74 

92 

79 

11 

7 

7 

9 

16 

10 

62 

98 

81 

86 

99 

98 



1 


4 

4 

— 

459 

425 

445 

510 

528 

620 

14 

18 

10 

20 

38 

66 

27 

33 

35 

27 

17 

26 

12 

9 

4 

6 

4 

5 

49 

19 

24 

12 

19 

13 

— 

— 

1 

3 

— 

4 

213 

332 

229 

223 

209 

197 

11 

18 

25 

21 

18 

20 

9 

16 

14 

7 

8 

10 

2 

2 

— 

1 

— 

— 

541 

505 

492 

509 

517 

566 

17 

18 

18 

19 

15 

30 

4 

2 

2 

2 

9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

7 

5 

7 

9 

13 

5 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

21 

27 

38 

67 

44 

34 

2 

— 

4 

1 

2 

— 

23 

38 

20 

30 

33 

30 

3 

2 

2 

1 

2 

5 

25 

20 

22 

6 

10 

11 

— 

— 

1 

— 

1 

— 

280 

285 

280 

215 

200 

193 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

11 

H 

35 

19 

18 

16 

1 

1 

2 

3 

1 

2 

27 

82 

92 

36 

49 

65 

3 

5 

4 

4 

6 

4 

5 

13 

6 

3 

3 

11 

— 

— 

— 

— 

l 

1 

8 

9 

18 

2 

4 

11 

1 

— 

2 

— 

1 

— 

474 

548 

745 

658 

629 

798 

6 

7 

7 

5 

6 

6 

24 

27 

26 

24 

25 

21 

4 

5 

8 

4 

l 

6 

34 

73 

28 

45 

40 

24 

1 

4 

6 

2 

2 

— 

853 

820 

914 

780 

853 

976 

279 

293 

324 

279 

338 

418 

3163 

2007 

1833 

1192 

1123 

903 

715 

622 

524 

324 

173 

165 

47 

67 

40 

58 

47 

34 

17 

3 

16 

11 

10 

8 

12 

10 

6 

8 

12 

10 

2 

1 

6 

4 

1 

5 
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Lfd. 

Nn 


Krankheüea 


29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 


C. Durch gemischte (diemlsdi-phystkalische) Einwirkungen venirsadite Krank- 
heiten 

Erkrankungen der tieferen Luftwege und der Lungen durdi Aiumihium oder seine 
Verbindungen . . , . ♦ . v* * * t* * * t * * * , * * 

Asbes/sroublungenerkrankung (Asbestose) . . _ . , , . * . . . * * • • * . • * 

AsbesJsiaublungenerkrankung (Asbestose) in Verbindung mit Lungenkrebs .... 

Erkrankungen durch Eeryiüum oder seine Verbindungen 

Erkrankungen an Lungenfibrose durch Mefo/Jsfdube bei der Herstellung oder 
Verarbeitung von Hartmetallen . .s, ; ^ ... 

Ounrzflfoublungenerkrankung (Silikose) .. ..i. .... . .v. , 

Ouarzsimibtungenerkrankung in Verbindung mit aktiver Lungentuberkulose 
(Siliko-Tuberkulose) 

Erkrankungen der tieferen Luftwege und der Lunge durdi rftojn 0 sjiiebl (Thomas- 
phosphat) ... 

D. Durch Infektionserreger oder Parasiten vemrsadite Krankheiten 

InlekUonskiänkheiien - . . - 

Von Tieren auf Menschen übertragbare Krankheiten ............... . . .... . , , 

Wurmkrankheit der Bergleute^ verursacht durch Ankylostoma duodenaie oder 
Anguillula intestinalis ^ . 

E. Durch nicht einheitliche Einwirkungen vemrsadite Krankheiten 

Augenz//iern der Bergleute - - 

BrdJicfifafnsf/unu, das zur Aufgabe der beruflichen Beschäftigung oder jeder 
Erwerbsarbeit gezwungen hat 

Meniskusschäden nach mindestens dreijähriger regelmäßiger Tätigkeit unter Tage 

Erkrankungen der Sehnenscheiden oder des Sehnengleitgewehes sowie der Seh- 
nen- oder Muskelansätze, die zur Aufgabe der beruflichen Beschäftigung oder 
jeder Erwerbsarbeit gezwungen haben - . , 

Tropenkröiikhe/fen, Fledcfieber, Skorbut 

Abrißbrüche der Wirbeliorlsätze 

r. Hauterkrankungen 

Schwere oder wiederholt rückfällige Hauferkrankungen, die zur Aufgabe der 
beruflichen Beschäftigung oder jeder Erwerbsarbeit gezwungen haben ...... 

Hautkrebs oder zur Krebsbildung neigende Hautveränderungen durch Ruß, Roh- 
paraffin, Teer, Anlhrazen, Pech oder ähnlidie Stoffe ^ ^ . ... 

Angezeigte Berufskrankheiten insgesamt . . . 

Fälle nach § 551 Abs. 2 RVQ . .. . . 

Sonstige '^^nzeigen . « . .«..»■ . . « .... . ..i. . 

Gesamtsumme . . . 


37 

38 

39 


40 

41 

42 

43 

44 

45 


46 

47 
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Allgezeigte Kraxikhciten 

Erstmals entsdiddigte Fälle 

1971 I 

1970 1 

1969 1 

1968 1 

1967 

1966 

1971 1 

1970 1 

1969 1 

1968 1 

1967 1 

1966 

10 

7 

14 

12 

23 

28 

2 

1 

1 

1 

l 


165 

119 

104 

107 

102 

82 

72 

63 

45 

49 

49 

26 

10 

6 

1 

9 

6 

7 

8 

2 

3 

8 

3 

— 

2 

l 

2 

4 

2 

1 

2 

t 

— 

— 

l 

— 

44 

38 

17 

17 

5 

22 

2 

1 



l 


_ 

4 064 

5 244 

5 814 

4 996 

5 206 

5 339 

1 314 

1300 

1396 

1 525 

1 870 

2 070 

359 

456 

422 

510 

541 

507 

282 

227 

293 

324 

344 

353 

9 

5 

6 

11 

10 

11 

3 

3 

— 

3 

3 

4 

2 908 

2 728 

2 161 

2272 

2 270 

1 672 

996 

874 

878 

802 

781 

601 

450 

527 

520 

791 

942 

781 

65 

74 

89 

119 

128 

114 

— 

6 

3 

3 

1 

3 

3 

— 

— 

— 

1 

— 

11 

13 

14 

11 

9 

20 



3 

2 

2 

5 

1 

632 

465 

480 

495 

433 

426 

128 

134 

111 

97 

108 

94 

1675 

1 774 

2 279 

2 070 

1 964 

2 214 

829 

866 

1 093 

1 050 

1 379 

1 541 

1 525 

1 647 

1 830 

2 137 

2 474 

2578 

4 

3 

3 

2 

3 

3 

257 

182 

207 

219 

196 

209 

12 

18 

17 

21 

16 

20 

25 

27 

45 

17 

17 

23 

1 

— 

— 

3 

1 

1 

6 852 

6 642 

6 997 

6 910 

6 647 

6 965 

500 

543 

518 

535 

460 

500 

54 

36 

46 

62 

54 

81 

13 

17 

15 

15 

17 

11 

26 455 

25 534 

26 518 

25 269 

656 

270 


14 

130 

54 

55 


— 

6 

3 

3 

6 

— 



731 

296 

855 

469 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

27 200 

25 960 

27 427 

25793 

26217 

26 061 

5 374 

5173 

5 464 

5 316 

5 834 

6152 
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Aufwendungen der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
in den Jahren 1970 und 1971 


Pö*.-Nr. 

des 

Aufwendungen (Ausgaben) 

DM 


Veränderung von 

1970 auf 1971 

Rahmens 

1071 1 

1970 


absolut 1 

v. H. 


1 1 

1 t 1 

3 1 

1 

4 1 

5 

40 

Ambulante Heilbehandlung 

273 972 247 

249 941 866 

+ 

24 030 381 

+ 9,6 

45 

Zahnersatz 

6325 709 

5 958 708 

+ 

367 001 

+ 6.2 

46 

47 

Heilanstaltspflege 

Verletztengeld und besondere Unter- 

310 325 758 

260 621 470 

+ 

49 704 288 

+ 19,1 


Stützung 

355 303 254 

441 071 882 

— 

85 768 628 

- 19.4 

48 

Sonstige Heilbehandlung 

57 972 799 

50 963 026 

+ 

7 009 773 

+ 13,8 

49 

50 

Berufshilfe • . 

Renten an Verletzte und 

32 840 987 

25 968 691 

+ 

6 872 296 

+26,5 


Hinterbliebene 

2 851 736 420 

2 565 250 729 

+286 485 691 

+ 11.2 

51 

52 

Beihilfen an Hinterbliebene 

Abfindungen an Verletzte und 

11 197 759 

11 071 353 

+ 

126 406 

+ 1.1 

53 

Hinterbliebene 

Unterbringring in Alters- und 

82 617 079 

84 448 720 


1 831 641 

- 2.2 


Pflegeheimen 

229 469 

241 432 

— 

11 963 

- 5.0 

54 

Erstattungen an andere für Leistungen 

4 922 606 

3 451 815 

-F 

1 470 791 

+ 42.6 

57 

Sterbegeld 

10 828 789 

10 285 062 

+ 

543 727 

+ 5.3 

58 

Mehrleistungen 

1 894 018 

1 461 394 

-F 

432 624 

+ 29.6 

59 

60 
bis 

Unfallverhütung und Erste Hilfe .... 

130 711 201 

115 889 907 

-F 

14 821 294 

+ 12.8 



1 

1 



62 

63 

Aufwendungen für das Vermögen . , 
Rechnungsmäßiges Defizit 

8 744 020 

20 735 206 


11 991 186 

- 57,8 


der eigenen Unternehmen 

9 500 312 

10 979 924 

— 

f 479 612 

- 13.5 

64 

67 

Beitragsausfälle *) 

Zuführungen zu den Betriebsmitteln 

182 029 952 

174 496 955 

4- 

7 532 997 

+ 4.3 


und der Rücklage 

439 444 672 

434 315 725 

-F 

5 128 947 

+ 1,2 

69 

Sonstige Aufwendungen 

583 063 912 

545 788 890 

-F 

37 275 022 

+ 6,8 

70 

Persönlicher Verwaltungsaufwand . . 

300 354 040 

267 856 943 

-F 

32 497 097 

+ 12.1 

71 

72 

Sächlicher Verwaltungsaufwand .... 
Laufende Aufwendungen für die 

62 543 947 

52 848 259 

“F 

9 695 688 

+ 18.3 

73 

Selbstverwaltung 

Vergütungen an andere für Verwal- 
tungsarbeiten (ohne Unfallverhü- 

3 762 276 

3 375 074 

-F 

387 202 

+ 11.4 


tung) 

13 708 230 

18 890 6U 

— 

5 182 381 

- 27,4 

80 

81 

Kosten der Rechtsverfolgung 

Kosten der Unfalluntersuchungen und 
der Feststellung der Entschädi- 

3 051 748 

2 929 899 

4* 

121 849 

+ 4,2 

82 

gungen 

Vergütungen für die Auszahlung 

51 484 802 

46 484 984 

4 

4 999 818 

+ 10,8 

83 

von Renten i . . . . 

Vergütungen an andere für den 

3 267 960 

4 718 988 

1 

1 451 028 

-30,7 


Beitragseinzug 

992 912 

965 559 1 

1 

27 353 

+ 2,8 


abzüglich Finanzausgleich^) 

' 568 064 824 

530 150 419 

+ 

37 914 405 

+ 7.1 


Neltoauf Wendungen insgesamt: .... 

1 5 224 762 054 

4 880 862 653 

+343899 401 

+ 7.1 


’) Hierbei handelt es sich um Betrage, die durch die Umlage des Vorjahres nicht aufgebracht wurden und deshalb 
zur Ermittlung der Umlage des Berichtsjahres als Aufwendungen erneut eingesetzt werden müssen. 

*) In dieser Position sind 568 0C4 824 DM aus dem Finanzausgleich der Versicherungstrager untereinander nach 
Artikel 3 des Unfallversicfaerungs-Neuregelungsgesetzes in der Fassung des Finanzänderungsgesetzes 1967 ent- 
halten i wegen der den Versicherungsträgern vorgeschriebenen Bruttobuchung Ist die Gesamtsumme der Aufwen- 
dungen wie auch der Erträge um diesen Betrag Überhöht. Um die Nettoaufwendungen und Nettoerträge zu 
erhalten, muß die Summe des Finanzausgleichs abgeselzt werden. 
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Aufwendungen Hir Unfallverhütung und Erste Hilfe 
nach TrSgem der gesetzlichen Unlallversldiening 
in den Jahren 1970 und 1971 

in DM 

(Kontengruppe 59) 


Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Kosten für die Herstellung 
von Unfallverhütungs- 
vorschriften 
(§§ 708 bis 711 RVO) 
(Kontenart 590) 

Kosten der Überwachung und | 
Beratung der Unternehmen 
(§§ 712 bis 717 und § 719 RVO) 
(Kontenart 591) 

Kosten der Ausbildung 
(§ 720 RVO) 

(Kontenart 592) 


197! 

1 1970 

1971 

1 1970 1 

1971 

1 1970 

1 1 

1 2 

1 3 1 

1 4 

1 s 1 

6 

1 7 

Versicherungsträger 

davon: 

Gewerbliche 

Berufsgenossen- 

3 082 679 

3 076 885 

90 829 437 

78 577 811 

14 117 643 

12 414 540 

sdiaften 

Landwirtsdhaftliche 

Berufsgenossen- 

2 641 168 

2 805 196 

76 944 330 

66 841 073 

12 785 634 

11 416 156 

schäften 

Eigenunfall- 

44 238 

30089 

1 1 082 227 

9 350 842 

1 035 180 

799 459 

versicherung 

397 273 

241 600 

2 802 880 

2 385 896 

296 829 

198 925 


Träger der gesetzlidien 
Unfallversicherung 

Zahlungen an 
Verbände 
Unfallverhütung 
(Kontenart 593) 

Sonstige Kosten 
der Unfallverhütung 
(Kontenart 594) 

Kosten der 

Ersten Hilfe 
f§ 721 RVO) 
(Kontenart 598) 

Kosten insgesamt 
(Kontengruppe 59) 


1971 1 1970 

1971 1 

1970 

1971 1 

1970 

1971 1 

1970 

1 

1 8 [ 9 1 

1 10 ( 

11 1 

12 1 

n 1 

1 U 1 

IS 

Versicherungslräger 

5 496 705 7 206 009 

15 527 952 

13 575 137 

1 656 783 

1 039 525 

130 711 201 

115 889 907 

davon: 

Gewerbliche 
Berufsgenossen- 
schaften 

4 511 785 6 403 477 

15 204 656 

13 203 645 

I 552 308 

953 673 

113 639 879 

101 623 220 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossen- 
sdiaften 

762 274 576 649 

180 744 

119 172 

53 179 

43 914 

13 157 845 

10 920 125 

Eigenunfall- 
Versicherung 

222 646 225 883 

142 552 

252 320 

51 296 

41938 

3 913 477 

3 346 562 
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Bestand der laufenden Renten an Verletzte und Erkrankte 
nach Trägem der gesetzlldieii Unlallversiciienmg 


Träger der gesetzlfdten Unfallversldberung 

31. De- 
zember 
1071 

3h De- 
zember 
1970 

31. De- 
zember 
1969 

3h De- 
zember 
1968 

Verände 

31. De- 
zember 
1970 zum 
3h De- 
zember 
1971 

In V. H. 

rung vom 

3t. De- 
zember 
1969 zum 
3h De- 
zember 
1970 
fnv.H 

1 1 

t 

} -S' 1 

f 4 

1 5 II « 1 

1 ? 

Verslcherungsträger , . 

davon; 

799 019 

798 821 

794 494 

797 718 

± 0,0 

+0,5 

Gewerbliche Berufsgenossensdiaften * 

Landwirtsdiaftlidie 

540653 

534 065 

52S211 

531 196 

+ 1,2 

+u 

Berufsgenossensdiaften 

105 726 

199051 

200 976 

200 874 

- 1,7 

- 1,0 

Gemeideunfallversidierungsverbände . . . 

16562 

16169 

15 721 

15 220 

+ 2.4 

+2,8 

Ausfuhrungsbehörden i . 

49 078 

49 536 

49 586 

50 428 

- 0,9 

- 0,1 


Bestand der laufenden Renten an Hinterbliebene 
nach Trägem der gesetzlichen Unfallversichening 


Träger der gesetzlichen Unfallverstdiemng 

31. De- 
zember 
1971 

3h De* 
zember 
1970 

3h De- 
zember 
1969 

31. De- 
zember 
1968 

Verände 

3L De- 
zember 
1970 zum 
3h De- 
zember 
1971 
in V. H. 

rung vom 

3h De- 
zember 
1969 zum 
31. De- 
zember 
1970 
ln v. H. 

t 1 

1 i 1 

1 3 I 

4 

1 5 )| e 

1 7 

Verslcherungsträger ^ < 

219 786 

219430 

217 892 

217 605 

+ 0,2 

+ 0,7 

davon: 

Gewerbliche Berufsgenossensdiaften .... 

173 742 

170381 

168 267 

167 392 

+ 2ß 

+ 1,3 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften 

25771 

28 661 

28964 

20 475 

- 10,1 

-1.3 

Gemeideunfallversidierungsverbinde . . . 

4 088 

3 966 

3881 

3737 

+ 3.1 

-i-2.Z 

Ausführungsbehörden 

16185 

16 422 

16780 

17001 

-J.4 

- 2,1 
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Bestand der laufenden Renten an Hinterbliebene 
am 31. Dezember 1969 nach Rentenarten 


TrAger der gesetzlichen Unfallversicherung 

Witwen 
und Witwer 

Renten an 

Waisen 

Verwandte 
aufsteigender Linie 

absolut 

V. H. 
aller 
Hinter- 
bUe- 
benen- 
renten 

absolut 

V. H. 
aller 
Hinter- 
blie- 
benen* 
renten 

absolut 

v.H. 

aller 

Hinter- 

bUe* 

benen- 

renten 

1 

1 2 

1 3 

1 4 

1 9 

1 6 1 

1 7 

Versicherungsträger 

160 214 

73,5 

56171 

25,8 

1507 

0.7 

davon: 







Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

123494 

73.4 

43 842 

26,0 

931 

0,6 

Landwirtschaftliche Benifsgenossenschaften 

20919 

72,2 

7 974 

27,5 

71 

0,3 

Gemeindeunfaliversicherungsveibände .... 

2 498 

64,4 

1 361 

35,1 

22 

0,5 

Ausfühningsbehörden 

13 303 

79,3 

2 994 

17,8 

483 

2,9 


Bestand der laufenden Renten an Hinterbliebene 
am 31. Dezember 1970 nach Rentenarten 


Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 

Witwen 
und Witwer 

Renten an 

Waisen 

Verwandte 
aufsteigender Linie 

absolut 

V.H. 

aller 

Hinter- 

blie- 

benen* 

renten 

absolut 

V.H. 

aller 

Hinler- 

blie- 

benen- 

rentcn 

absolut 

v.H. 

aller 

Hinter- 

bUe- 

benen- 

renten 

t 1 

1 2 1 

1 3 1 

4 1 

5 1 

[ 9 1 

7 

Versicherungsträger 

161093 

73,4 

57 262 

26,1 

1 075 

0.5 

davon: 







Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

124 656 

73,2 

44 859 

26,3 

866 

0,5 

Landwirtschaftliche Benifsgenossenschaften 

20 689 

72,2 

7 903 

27,6 

69 

0,2 

GemeindeunfallversicherungsverbändB * • • • 

2555 

64,4 

1 393 

35,1 

18 

0,5 

Ausführtmgsbehörden 

13193 

80,3 

3107 

18,9 

122 

0,8 
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Bestand der laufenden Renten an Hinterbliebene 
am 31« Dezember 1971 nach Rentenarten 


Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 

* 

Witwen 
und Witwer 

Renten an 

Waisen 

Verwandte 
aufs leigender Linie 

absolut 

v.R 

aller 

Hlnter- 

blie- 

benen- 

renten 

absolut 

v.R 

aller 

Hinter* 

blle- 

benen- 

renten 

absolut 

v.R 
aller 
Hinter- 
blie- 
benen - 
renten 

1 1 

2 1 

3 1 

1 4 1 

1 5 1 

1 6 1 

1 y 

Verslcherungsträger .« 4 «.«... « 

159 906 

72,8 

58 848 

26,8 

1 032 

0,4 

davon: 







Gewerbliche Berufsgenossenschaften ., 4 ... 

126319 

72,7 

46 586 

26,8 

837 

0,5 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

18 015 

69,9 

7 696 

29,9 

60 

0,2 

Gemeindeunfallversicherungsverbände « « . . 

2586 

63,3 

1 483, 

36,3 

19 

0,4 

Ausfühnmgsbehörden 

12986 

80,2 

3 083 

19fi 

116 

0,8 
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Arbeltsschutzbehörden der Länder 

Land 

a) Oberste Landesbehörden für den Arbeitsschutz 

b) Dezernate für Gewerbeaufsidil bei den Regierungspräsidenten (Mitte linstanz) 

c) Gewerbeaufsichtsämter 

Sdileswig-Holstein 

ä) Der Sozialminister des Landes Schleswig-Holstein, Kiel 

c) Gewerbeaufsichtsämter 

Itzehoe 

Kiel 

Lübeck 

Sdileswig 

Hamburg 

a) Arbeits* und Sozialbehörde der Freien vmd Hansestadt Hamburg 
c) Amt für Arbeitsschutz Hamburg 

Niedersachsen 

a) Der Niedersächsische Sozialminister» Hannover 

b) Dezernate bei den Regierungs- bzw. Verwaltungspräsidenten 

Aurich 

Braunschweig 

Hannover 

Hildesheim 

Lüneburg 

Oldenburg 

Osnabrück 

Stade 

c) Gewerbeaufsichtsämter 

Braunschweig 

Celle 

Cuxhaven 

Emden 

Göttingen 

Hannover 

Hildesheim 

Lüneburg 

Oldenburg 

Osnabrück 

Bremen 

a) Der Senator für Arbeit der Freien Hansestadt Bremen 

c) Gewerbeaufsichtsämter 

Bremen 

Bremerhaven 

Nordrhein- 

Westfalen 

a) Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein- 
Westfalen, Düsseldorf 

b) Dezernate bei den Regienmgspräsidenten 

Aachen 

Arnsberg 

Detmold 

Düsseldorf 

Köln 

Münster 

c) Gewerbeaufsichtsämter 

Aachen 

Arnsberg 
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Land 

a) Oberste Landesbehörden für den Arbeitssdiulz 

b) Dezernate für Gewerbeaufsicht bei den Regierungspräsidenten (Mittelinstanz) 

c) Gewerbeaufsichtsämter 

nodx Nordrhein- 
Westfalen 

Bielefeld 

Bonn 

Coesfeld 

Detmold 

Dortmund 

Düren 

Düsseldorf 

Duisburg 

Essen 

Hagen 

Köln 

Krefeld 

Minden 

Mönchengladbach 

Münster 

Paderborn 

Rech:linghausen 

Siegen 

Soest 

Solingen 

Wuppertal-Elberfeld 

Hessen 

a) Der Hessische Sozialminister, Wiesbaden 

b) Dezernate bei den Regierungspräsidenten 

Darmstadt 

Kassel 

c) Gewerbeaufsichtsämter 

Darmstadt 

Frankfurt/M, 

Fulda 

Gießen 

Kassel 

Limburg 

Marburg 

Offenbach/M. 

Wiesbaden 

Rheinland-Pfalz 

a) Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport des Landes Rheinland-Pfalz, 
Mainz 

b) Landesgewerbeaufsidbtsamt für Rheinland-Pfalz, Mainz 

c) Gewerbeaufsichtsämter 

Idar-Oberstein 

Koblenz 

Mainz 

Neustadt a. d, Weinstraße 

Trier 

Baden- 

Württemberg 

a) Ministerium für Arbeit, Gesrmdheit und Sozialordnung Baden- Württemberg, 
Stuttgart 

c) Gewerbeaufsichlsämter 

Freiburg 

Heilbronn 

Karlsruhe 
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Land 

a) Oberste LaDdesbehÖrden für den Arbeiisscbutz 

b) Dezernate für Gewerbeaulsldit bei den Reglenuigsprisidenteii (Mlltelmstaiiz) 
c} Gewerbeaufsidb^ämter 

nodi Baden- 
Württemberg 

Mannheim 

Sigmaringen 

Stuttgart 

Tübingen 

Bayern 

a) Bayerisches Staatsministerium für Arbeit und SoziaJordnung, München 

c) Gewerbeaufsichtsämter 

Augsburg 

Bayreuth 

Coburg 

Landshut 

München-Stadt 

München-band 

Nümberg-Fürth 

Nürnberg-Land 

Regensburg 

Würzburg 

Saarland 

1 a) Der Minister für Arbeit, Sozialordnung und Gesundheitswesen, Saarbrüdten 
c) Gewerbeaufsiditsamt des Saaxlandes, Saarbrücken 

Berlin 

a) Der Senator für Arbeit und Soziales, Berlin 
c) Gewerbeaufsichtsamt Berlin 


235 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/189 


Übersicht 22 


Die Träger der gesetzlldien Unlaltversidierung 



lIcL 

Nr. 

Träger der geselzhdieii Unfall Versicherung 

Gewerbllcbe Bemlsgenossensdiaiien (BGi 

Gruppe 1 

Bergbau 

1 

Bergbau-Bemfsgenossensäiaft 

Gruppe n 

2 

Stainhrudis-Berufsgenossensdiaft 

Steine und Erden 

3 

Berulsgenossensdiaft der keranüsdien und Glas-Industiie 

Gruppe ni 

Gas und Wasser 

4 

Benifsgenossenschaft der Gas- und Wasserwerke 

Gruppe W 

5 

Hütten“ und Walzwerks-Berufsgenossensdiaf E 

Bisen und Metall 

6 

Marhlnenhau- und Klemeisenlndustrie-Bcrufsgenossenschaft 


7 

NordweslUdie Eisen- und Stabl-Berufsgenossensdiaft 


8 

Süddeutsche Eisen- und StaW-BerufsgenossenschaU 


9 

Süddeutsdie Edel- und Unedelmetall-Berufsgenossensdiaft 

Gruppe V 

Elektrotedmik, Fein- 

to 

Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik 

medranik und Optik 


■ 

Gruppe VI 

Chemie 

11 

Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie 

Gruppe Vn 

12 

Norddeutsche Holz-Berufsgenossenschaft 

Holz- und Sdinitzstoffe 

13 

1 Süddeutsche Holz-Berufsgenossenschaft 

Gruppe Vin 

14 

Papiermadier-BeTafsgeDOssensdiaft 

Papier und Druck 

15 

Benifsgenossensdialt Druck und Papier Verarbeitung 

Gruppe IX 

le 

Lederindustrie-BemfsgeBOSsensdiaft 

Textil und Leder 

17 

Textil- und Bekleidungs-Ber^sgenossensdiaft 

Gruppe X 

18 

Berufsgenossensdialt Nahrungsmittel und Gaststätten 

Nahrungs- und 
GenuBmittel 

19 

Flelscberei-Berufsgenossensdiaft 


20 

Zudcer-Benifsgenossenschaft 

Gruppe XI 

21 

Bau-BemfsgeDossansdiaft Hamburg 

Bau 

22 

Bau-Berufsgenossenschaft Hannover 


23 

Bau-Berufsgenossenschaft Wuppertal 


24 

Bau-Baiufsgenossenschaft Frankfurt a. M. 


25 

Südwestliche Bau-Berufsgenossenschaft 


26 

Württembergisdie Bau-Berufsgenossenschaft 


27 

Bayerische Bau-Berufsgenossenschaft 


28 

Tiefbau-Berufsgenossenschalt 
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Ud. 

Nr. 

Träger der geseUlidien Unfallversicherimg 

Gruppe XII 

29 

Großhandels- und Lagerei-Berufsgenossensdiaft 

Handel, Geld- und 
Versidierungswesen, 

30 

Berufsgenossenschait für den Einzelhandel 

Dienstleistungen 

31 

Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 

Gruppe XIII 

32 

Berufsgenossenschaft der Straßen-, U-Bahnen und Eisenbaimen 

Verkehr 

33 

Berufsgenossensdhaft für Fahrzeughaltungen 


34 

See-Berufsgenossenschaft 


35 

Binnensdiiffahrts-Berufsgenossenschaft 

Gruppe XrV 
Gesundheitsdienst 

36 

Berufsgenossraschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 

Landwlrtsdiaftllcfae Bemfsgenossensdiaften (LBG) 


1 

Schleswig-Holsteinische landwirtschaftliche Berufsgenossenchaft 


2 

Hannoversche landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 


3 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Oldenburg-Bremen 


4 

Braunschweigische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 


5 

Westfälische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 


6 

Lippische landwirtschaftliche Berufsgenossenschall 


7 

Rheinische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 


8 

Hessen-Nassauische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 


9 

Land- und forstwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Darmstadt 


10 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Rheinhessen-Pfalz 


11 

Badische Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 


12 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Württemberg 


13 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Oberbayem 


14 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Niederbayern-Oberpfalz 


15 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Oberfranken und Miltel- 
franken 


16 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Unterfranken 


17 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Schwaben 


1 18 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft für das Saarland 


19 

Gartenbau-Berufsgenossenschaft 

Elgentmlallversldienuig (EUV) 

Gemeindeunfall- 

l 

Gemeindeunfallversichenmgsverband Schleswig-Holstein 

versicherungsverbände 

(GUVV) 

2 

Gemeindeunfallversichenrngsverband Hannover 

3 

Gemeindeunfallversichenmgsverband Oldenburg 


4 

Gemeindeunfallversichenmgsverband Braunschweig 


5 

Bremischer Gemein^l|unfaUversicheru]§^erband 


6 

Gemeindeunfallversicherungsverband Westfalen-Lippe 
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lfd. 

Nr, 

Träger der gesehillchen Unfällversldierung 


7 

Rheinisdier GemeindemifaUversidieriingsverband 


a 

Hessisdier Gemeindeimf allversicfa enmgsver band 


9 

Geineindeunfallversicherungsverbaiid Rheinland-Pfalz 


10 

Unfallversidherungsverband der Badisdien Gemeinden und 
Gememdeverbände 


11 

Württembergisdier GemeindeimfaUversidierungsverbaiid 


12 

Bayerlsdier GemeindeunfaUversidierungsverband 


13 

^emeindeunJaUversidieruttgsverband für das Saarland 

Ausfühnmgsbehörden 

14 

Eigenunfallversicheruiig der Stadt Düsseldorf 

der Städte 

15 

Eigenunfallverstdienmg der Stadt Dortmund 


16 

Eigenuniallveisidierung der Stadt Essen 


17 

Eigenunfallversldiemiig der Stadl Köln 


18 

Eigenunfallversicheruiig der Stadl Frankfurt a. M. 


19 

Eigen Unfall versidierung der Landeshauptstadt München 

Ausfuhrinigsbehörden 

20 

Ausführungsbehördedes Landes Schleswig-Hoistein 

der Länder 

21 

Eigenunfallversidierung der Freien und Hansestadt Hamburg 


22 

Gemeinde-Unfallversicherungsverband Hannover als Ausführungs- 
behörde für das Land Niedersadisen 


23 

Eigenunfallversi Aening der Freien Hansestadt Bremen 


24 

Ausführungsbehörde für Unfallversicherung des Landes Nordrhein- 
Westfalen "" 


25 

Hessische Ausführungsbehörde für Unfaliversidierung 


26 

Landesausfühningsbehörde für Unfaliversidierung Rheinland-Pfalz 


27 

Ausführungsbehörde des Landes Baden-Württemberg für die Regie- 
rungsbezirke Nordwüittemberg und Südwürtlemberg-Hohcnzoilem 


28 

Ausführungsbehörde des Landes Baden-Württemberg für die 
Regienmgsbezlrke Nordbaden und Südbaden 


29 

Staatliche Ausführungsbehörde für Unfallversicfaerimg, München 


30 

Landesausfühningsbehörde für Unfaliversidierung des Saarlandes 


31 

EigenunfaUversicherung Berlin 

Feuerwehrunfall- 

32 

Feuerwehr-Unfallkasse Schleswig-Holstein 

kassen 

33 

Hamburger Feuerkasse 


34 

Feuerwehr-Unfallkasse Hannover 


35 

Feuerwehrunf allversidierungskasse Oldenburg 


36 

Feuerwehrunfalikasse Rheinland 


37 

Feuerwehr-Unfallkasse Westfalen-Lippe \ 

Ausführungsbehörden 

38 

BundesausführungsbehÖrde für Unfaliversidierung ( 

des Bundes 

39 

Bundesbahn-Ausfühningsbehdide für Unfaliversidierung 


40 

Bundespost-Ausführungsbehorde für Unf allversichertmg 


41 

Ausführungsbehörde^für Unfdlversidaerung des Bundesminlsters für 
Verkehr — AbL WaSerstraBeh — 
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Personalstand der Gewerbeaufsldit 
in den Jahren 1969 bis 1971 nach Ländern 



Jahi 


Ortsinstanz 

(Geweibeaufsidilsäiiiter) 

Gew erbeauf sich ts beamte 
mit Aufsidnstäligkeit 


höherer 1 | 

Dienst 

mitt- 

lerer 

ins- 

gesamt 

1 

2 

1 »1 

1 4 1 

5 1 

1 6 

Personal insgesamt 

1971 

374 

790 

534 

1 698 


1970 

360 

784 

515 

1 659 


1969 

347 

742 

508 

1 597 

davon in: 






Schleswig-Holstein . . ^ . 

1971 

11 

37 

22 

70 


1970 

10 

38 

22 

70 


1969 

10 

39 

22 

71 

Hamburg 

1971 

9 

49 

— 

58 


1970 

7 

51 

— 

58 


1969 1 

9 

54 

— 

63 

Niedersachsen 

1971 

40 

75 

46 * 

161 


1970 

40 

72 

45 

157 


1969 

41 

69 

42 

152 

Bremen — 

1971 

5 

15 

6 

26 


1970 

4 

16 

4 

24 


1969 

4 

17 

4 

25 

Nordrhein-Weslfalen 

1971 

122 

267 

263 

652 


1970 

119 

251 

262 

632 


1969 

117 

232 

261 

610 

Hessen . ....... 

1971 

26 

63 

43 

132 


1970 

31 

65 

46 

142 


1969 

27 

58 

56 

141 

Rheinland-Pfalz 

1971 

18 

35 

27 

80 


1970 

15 

38 

24 

77 


1969 

16 

37 

21 

74 

Baden-Württemberg .... 

1971 

59 

89 

30 

178 


1970 

60 

98 

28 

186 


1969 

51 

98 

21 

170 

Bayern 

1971 

69 

130 

70 

269 


1970 

1 60 

124 

53 

237 


1969 1 

1 57 

110 

44 1 

211 

Saarland ... »‘.'i. .j 

1 1971 1 

4 

7 

6 ; 

17 


! 1970 

4 

7 

6 

17 


1969 

5 

7 

6 

1 

Berlin (West) | 

j 1971 

11 

23 

21 

55 


1 1970 

10 

24 

25 

59 

1 

' 1969 

10 

21 

31 

62 


Mittelinstanz 

Gewerbeaufsichtsbeamte 

höherer! 

Ins- 

Dienst 

gesamt 

71 8 II 9 

26 27 

53 

36 23 

59 

35 20 

55 

3 1 

4 

3 1 

4 

3 1 

4 

11 22 

33 

22 19 

41 

22 16 

38 

4 — 

4 

4 — 

4 

3 — 

3 

8 4 

12 

7 3 

10 

Ml III 

III III 

10 

III III 

III III 

III III 
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Oberste Arbeitsbehörden 

Gewerbeeufsichtsbeainte 

höherer 

1 geho- 
1 bener 

1 mittlerer 

ins- 


Dienst 


gesamt 

10 

1 n 

1 IJ II «3 

96 

66 


162 

94 

63 

— 

157 

89 

55 

l 

145 

4 

6 


10 

3 

4 

— 

7 

3 

3 

— 

6 

10 

6 

— 

16 

9 

5 

— 

14 

9 

5 

— 

14 

2 

1 



3 

2 

1 

— 

3 

2 

1 

— 

3 

27 

20 


47 

27 

18 

— 

45 

22 

15 

1 

38 

8 

3 


11 

8 

4 

— 

12 

8 

4 

— 

12 

5 

2 


7 

5 

2 

— 

7 

5 

2 

— 

7 

21 

13 



34 

21 

12 

— 

33 

20 

11 

— 

31 

13 

10 

_ 

23 

13 

u 

— 

24 

14 

8 

— 

22 

2 

2 

— 

4 

2 

3 

— 

5 

2 

3 

— 

5 

4 

3 

— 1 

7 

4 

3 

— 

7 

4 

3 

— 

7 


Personal 

insgesamt 

Gewerbe- 

aufsichts- 

Arzte 

beamte 


li 1 

1 15 

1 913 

72 

I 875 

76 

1 797 

72 

80 

1 

77 

2 

77 

2 

58 

5 

58 

4 

63 

3 

181 

5 

175 

5 

170 

5 

29 

1 

27 

1 

28 

I 

732 

18 

718 

18 

686. 

17 

147 

4 

158 

4 

156 

4 

99 

5 

94 

5 

91 

3 

212 

6 

219 

11 

201 

9 

292 

16 

261 

16 

233 

18 

21 

3 

22 

3 

23 

3 

62 

8 

66 

7 

69 

7 


Gewerbeaufsichlsbeamte 
ln der Ausbildung 

höherer | gehe- | 
Dienst 

mitt- 

lerer 

ins- 

gesamt 

IS 

1 17 1 

1» II W 

61 

103 

85 

249 

53 

104 

60 

217 

80 

155 

62 

297 

2 

2 

— 

4 

2 

2 

— 

4 

4 

7 



11 

6 

3 

— 

9 

3 

2 

— 

5 

6 

8 



14 

4 

13 

1 

18 

6 

14 

3 

23 



3 

l 

4 

— 

1 

2 

3 

— 

— 

1 

1 

9 

21 

41 

71 

9 

48 

21 

78 

17 

69 

13 

99 

11 

9 

3 

23 

1 

4 

— 

5 

4 

3 

3 

10 

2 

3 

12 

17 

5 

1 

5 

11 

5 

4 

4 

13 

13 

26 

8 

47 

9 

13 

9 

31 

18 

17 

11 

46 

12 

13 

19 

44 

12 

10 

19 

41 

20 

36 

26 

82 



3 

_ 

3 

— 

3 

1 

4 

4 

10 

1 

15 

5 

6 

2 

13 

5 

8 

l 

14 
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Personalstand des Technischen Auislchtsdlenstes der Träger 
der gesetzlichen Unfallversidiening 

in den Jahren 1969 bis 1971 



Gewerbliche 

Berufsgenossen- 

schaften 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossen- 

schaften 

Eigenunfall- 
versicherung *) 

insgesamt 

1 

2 

i 1 

I 4 1 

1 5 

1 

1 1971 1 1970 1 1969 

1971 1 1970 1 1969 

1971 1 1970 1 1969 

1971 1 1970 1 1969 

Zahl der im technischen 
Dienst Beschäftigten des 
Versicheningsträgers 
(einschließlich Büro- und 
Schreibpersonal) 

insgesamt 

1 632 1 596 1 464 

1 

321 300 289 

99 106 259 

2052 2 002 2 012 

davon: 

Technisches Aufsichts- 
personal mit Besichti- 
gungstätigkeit • ^ 

I 

780 803 738 

223 206 207 

47 42 41 

1 050 1 051 986 


Von den Trägem der Eigenunfallversicfaerung sind nur die Gemeindeunfallversicherungsverbände zur Über- 
wachung der Unternehmen verpflichtet. 
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Betriebe, die der Gewerbeaufsidit ontersteben; 
Besichtigungstätlgkeit der Gewerbeaufsidit 



Betriebe mit Arbeitnehmern 

1 bis 19 

20 bis 199 

200 bis 999 

1000 und 
mehr 

insgesamt 

1 1 [3 1 

1 3 

1 4 1 

1 5 

Zahl der Betriebe 






1971 

l 286 452 

118 648 

10807 

1 421 

1 417 328 

1970 

1 270 402 

1 14 043 

10 358 

1 322 

1 396125 

1968 

1222114 

110993 

10183 

1279 

1 344 569 

Zahl der Arbeitnehmer 






1971 

4 891 568 

6154279 

4 158577 

3 836949 

19041 373 

1970 

4 722 848 

5918 642 

4 070 692 

3 269 424 

17981 606 

1968 

4 440 096 

5 798 126 

3 133 642 

3 962 077 

17 333 941 

Zahl der besichtigten Betriebe ‘) 






1970 

250 593 

53 959 

7 978 

1229 

313 759 

1968 

283310 

57025 

7 979 

1 133 

349 447 

Gesamtzahl der Besichtigungen *) 






1971 

— 

— 

— 

— 

737 827*) 

1970 

380 203 

133 580 

35242 

10 472 

725658») 

1969 

— 

— 

— 

— 

774 116 

1968 

407 107 

133 248 

32434 

9228 

582017 


Die Erhebungen werden von der Gewerbeaufsicht alle zwei Jahre ln den Jahren mit gerader Jahreszahl duidi- 
geführt. Für 1971 liegen deshalb keine oder nur unvollstün^ge Angaben vor. 

In der Gesamtzahl der Besichtigungen sind im Jahre 1970 auch 166 159 Besiditigungen enthalten, die nicht in der 
Betriebsstatistik erfaßt sincL Es handelt sich um Besichtigungen von Baustellen, überwaefaungsbedarftigen Anlagen 
außerhalb von Betrieben u. ß. Für das Jahr 1971 ist diese Angabe nicht möglich — siehe Fußnote M 
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Beanstandungen der Ge'iverbeanfstdil 
in den Jahren 1969 bis 1971 



Jahr 

Fest- 
gestellle 
Beanstan- 
dungen i 
Insgesamt 

davon Beanstandungen auf Grund von 

Vorschrift* 
ten über 
den Unfall-, 
Gesund- > 
heits- und 
Nachbar- 
sduttz 

geselz- 
lidben 
Vor- 
sdulften 
über die 
Beschäf- 
tigung 
bestimm* 
ler Per- 
sonen 
gruppen 

1 

sonstigen 

Arbeits* 

schut 2 - 

vor- 

sduiften 

1 

Form- 

vor- 

sdiiilteTt 

Sicher* 
heits- und 
sonstigen 
Arbeits- 
schutz- 
Vor- 
schriften 
in der 
Seeschiff- 
fahrt 


2 _l 

_ 3 11 ) 1 

1 S .1 

4 1 

f ! 


Beanstandungen 








insgesamt . 

1971 

1 269 254 

1 054 603 

85 707 

18 259 

98 959 

11726 


1970 

1 142 0301 

901 527 

106 633 

17 935 

104 426 

11479 


1969 

1 260 .576 

I 005 479 

112 696 

20 354 

109 796 

12 251 

davon ln; 








Schleswig-Holstein 

1971 

.39 96B 

2Ö437 

3 535 

1 210 

2 336 

4 450 


1970 

41 903 

28 792 

4006 

1 778 

3 799 

3 528 


1969 

4 3 371 

28 841 

4 283 

1 386 

3 361 

5700 

Hamburg*) 

1971 

59 189 

49 177 

2 455 

453 

5067 

2037 


1970 

69 230 

59 031 

1 883 

770 

4 962 

2 584 


1969 

75 476 

62 790 

2573 

678 

5777 

3 658 

Niedersadisen ........ 

1971 

98594 

81 454 

5 106 

1606 

7 543 

2 885 


1970 

97 326 

79 969 

5788 

1 506 

7475 

2 588 


1969 

96 699 

79 253 

6579 

2 452 

6443 

1 972 

Bremen 

1971 

15 701 

1 1 426 

1 020 

88 

813 

2 354 


1970 

19251 

13 128 

1632 

97 

1 615 

2 779 


1968 

15 436 

11 534 

t 890 

80 

961 

921 

Norclrhe)n<Westfalen .> 

1971 

405 928 

338 067 

30421 

5758 

3) 682 

. — 


1970 

401 872 

327 870 

38195 

4 769 

31 036 

— ^ 


1969 

382 291 

318 838 

30 691 

4891 

27 871 

— 

Hessen 

1971 

116 706 

91 817 

1 1 669 

3 508 

9 712 

— 


1970 

124 591 

92 833 

15914 

3839 

11935 



1969 

148 123 

109 436 

19 075 

3852 

15760 

— 

Rheinland- Pfalz * . . • * *, 

197) i 

, 102 389 

81 B51 

7 134 

998 

12 406 

- 


1970 ' 

107 561 

88 238 

6 915 

1237 

11 171 

— 


1969 

107 708 

88 950 

7 554 

1 441 

9763 

— 

Baden- Württemberg . • . 

1971 j 

254 107 

235 664 

6 059 

2 359 

10 025 

- — 


1970 

112551 

89 303 

9 837 

l 478 

11933 

— 


1 1969 

200 545 

169 466 

10 525 

3 004 

17 550 

— 

Bayern i 

1971 

137 641 

112 727 

10 266 

1 064 

13 564 

— 


1970 

125 766 

96 800 

12703 

t 2S3 

15010 

T 


1969 

141 598 

106 602 

16418 

1360 

17218 

— 

Saarland 

197) 1 

8 967 

6 3^ 

1 408 

850 

326 




1970 

10 704 

6 224 

2 417 

732 

1 331 




1969 

9 433 

6833 

1 572 

652 

376 

— 

Berlin (West) 

1971 j 

30Ö64 

17 600 

6 634 

345 

5 485 

* 


1970 

31275 

19 289 

7 373 

456 

4157 

— 


1969 

39 696 

22 886 

11536 

558 

4716 




"] einsdilieülidi Batibehordc Hamburg 
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Übersicht 27 


Unternehmen und Versicherte bei den gewerblidien Berufsgenossenschaiten 
ln den Jahren 1969 bis 1971 


Zahl der Unternehmen und Zahl der 
Versicherten in Unternehmen 

1971 

1970 

1969 

1 

1 2 1 

3 1 

4 

Unternehmen insgesamt , ► . . — . . ► 

I 579 372 

I 595 395 

1 617859 

Versidierle insgesamt • . . ► i . . . » r . . 

20 608 914 

20 178 179 

19 739 723') 

davon: 




mit bis zu 10 Versicherten 




Unternehmen . 

1 371 132 

1 .188 729 

1 408 687 

Versicherte ... . . ► - ► 

3 579 190 

3 523 982 

3 934 504 

mit 11 bis 20 Versicherten 




Unternehmen . . 

' ^ . 

92 166 

93 240 

99 163 

Versicherte — . .. . 

1 342 554 

1 368 324 

l 370 339 

mit 21 bis 250 Versicherten 




Unternehrnen . .. .«./« .».« » 

106 392 

103 709 

100 657 

Versicherte . , a . ...... 

6 642 308 

6 266 444 

6 023 146 

mit 251 und mehr Versicherten 




Unternehmen . -t 

9 682 

9 717 

9 352 

Versicherte 

9 044 862 

9 019 429 

8411 734 


ohne die Versicherton aus Unternehmen, die dei Aufsicht der Bergbehörde unterstehen 
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Aufslchtstätlgkett der Tedmlsdien Auisiditsdienste 
der Träger der gesetzUdien Unfaliversidierung 

Ul den Jahren 1969 bis 1971 



Gewerbliche 

B er uf $ genossens diaf ten 

197t 1 1970 1 1969 

I 1 

2 

1 3 1 

4 

Zahl der von den technisdiei] Aufsiditsbeamten vor genommenen 




BesidiUgnngeit insgesamt ^ . « . . . ^ . 

452 718 

451 394 

464 079 

davon: in Unternehmen 




mit bis zu 10 Versidierten 

204 634 

197 788 

192 065 

mit 1 1 bis 2Ö Versicherlen , • ............ 

60 677 

63 131 

66778 

mit 21 bis 250 Versicherten 

141 657 

145 290 

159 148 

mit 251 und mehr Versicherten 

45 750 

51 185 

46 088 

Zahl der besichtigten Unternehmen insgesamt * 

265 205 

251 381 

256 228 

davoni Unternehmen 




mit bis zu 10 Versidierten 

173 770 

161 924 

164 910 

mit 11 bis 20 Versicherten — . ... 

34 833 

33 897 

35 200 

mit 21 bis 250 Versicherten 

49145 

48 122 

48 979 

mit 251 und mehr Versicherten ^ * v . . .v, . . ......... 

7 457 

7 433 

7139 

Zahl der ^tersuchten Uniälle elnschlleßUch der Teilnahme an 




UnlaUuntersuchungen nach § 1562 RVO ...................... 

96792 

96 073 

102 349 
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Landwirtsdiafüiche 

Berufsgenossenschaften 

Eigenunfallversicherung 

Insgesamt 

1971 1 

1970 

1969 

1971 1 

1970 1 

1969 

1971 

1 1970 1 

1 1969 

s 1 

6 

1 » 

8 1 

8 t 

10 II 11 

j 12 1 

1 13 

281 683 

279 996 

297 038 

29 461 

31567 

16 992 

763 862 

762 957 

778 109 




17166 

10 725 

5 785 

221 830 






1 720 

3 482 

1 149 

62 397 






3 442 

9 384 

3 561 

145 099 






7103 

7 976 

6497 

52 853 



233 327 

217 446 

228 538 

8 968 

9454 

7 358 

507 500 

478 281 

492 124 




1 

5 798 

4 006 

4 315 

179 568 






767 

1426 

655 

35 600 






1452 

3 113 

1710 

50 597 






951 

909 

678 

8 408 












16 818 

17 536 

16 782 

15 353 

17 618 


128 963 

131 227 

121 291 


Im Bereich der landwirtschaftUchen Berufsgen ossensdiaftcn wird eine Aufteilung nach Grüße der Unternehmen 
nicht vorgenommen. 
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Unternehmen« in denen bis zum Ende des jeweiligen Beriditsjahres 
Sicherheitsbeauftragte bestellt waren* 

Zahl der Sicherheitsbeauftragten 
nach Trägem der gesetzUdien ünfallverslcherimg 


Träger der gesetzUdien UnfallVersidierung 

Ünternelimen 

mit SidierheltsbeauftragteD 

Siehe rheitshea uft ragte 


1971 1 

1970 j 

1969 

1971 1 

1970 1 

1969 

l 

f a 1 

3 J 

* i 

I s i 

ö 1 

7 

Versidieningsträger insgesamt 

103 925 

103901 

101 406 

281 700 

277 61 1 

268 869 

davon: 







Gewerbliche Benifsgenossenscharten . . . , 

98 006 

98 148 

97 144 

244 895 

243 067 

243 469 

LandwirlscharUiche 

BerufsgonosseDschaften . - . * 

1 599 

1 549 

1 485 

2 703 

2 637 

2 543 

Eigenunf all Versicherung * « » . .... 

4 3S0 

4284 

2 777') 

34 102 

31 907 

22 857’) 


*] obne Zahlen der Bundesbahn-Austühningsbehörde für Unfallverslchemng 


Übersicht 31 


Ordnungsstrafen der Träger der gesetzUdien Unfallversichening, 
fUe auf Grund des § 710 Abs« 1 RVO verhängt wurden; 
sofort vollziehbare Anordnungen nach § 714 Abs. 1 Satz 5 RVO 

in den Jahren 1969 bis 1971 



Gewerbliche 

Be ru^genössensdialten 

Landwirtschal ll Idve 
Berufsgenossensdiaften 

Ei g enimlail vers idieriing 


1971 

1 1970 1 

1959 

1971 1 

1970 1 

1969 

1971 1 

1970 1 

1969 

I 1 

[ 2 

1 3 1 

4 1 

1 5 1 

6 1 

7 J 

l S 1 

e 1 

10 

Ordnungsstrafen gegen 
Mitglieder (Untemeh* 
mer) . ....... ...... 

3 093 

3381 

4 060 

22 317 

23 316 

24 039 

13 

444 

113 

Ordnungsstrafen gegen 
Versicherte 

648 

652 

976 

192 

- - 

207 

463 



1 

Anordnungen (§71 4 RVO) 

1 

2 759 

2812 

3 319 

2 195 

2 562 

3 L29 

86 

7 

33 
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Verwarnuagen, Biißgeldbescheide, Strafanzeigen der Gewerbeauisicht 
In den Jahren 1969 bis I97t 



Jalu’ 


Zahl 

der 



Verwai- 

Bußgeld- | 

SUral- 

geiidiUldie]i 



nimgen 

bescbeide | 

Aazeigen 

Strafen, - 

1 

2 J 

1 3 1 

4 J 

5 1 

ß 

Verwarnungen, Baßgeldbesdielde, 
Strafanzeigen insgesamt 

1971 

5 751 

218 

355 

203 


1970 

5 070 

119 

325 

187 


1969 

5 101 

115 

339 

213 

davon In: 

Scbleswig^Holsleln , . . * , ^ . 

1971 

103 

30 

26 

21 


1970 

77 

9 

12 

15 


1969 

m 

— 

30 

7 

Hamburg 

1971 

13 

14 




1970 

23 


, — - 

ii 


1969 

i? 


— 

— 

hJiedersaciisen * m »'t # # *'.*>4 * 4 ■ *# 

1971 

480 

10 

10 

4 


1970 

440 

5 

9 

■^5 


1969 

300 

! 

15 

3 

Bremen 

1971 

22 


3 



1970 

42 

1 

1 

1 


1969 

15 

— 

6 

5 

Nordrhein-Westfalen v t ^ ^ 

1971 

2 304 

86 

61 

12 


1970 

l 757 

73 

64 

10 


1969 

2 351 

20 

46 

17 

Hessen •••..•,• k . , • . . , . , » , * r - . * 

1971 

685 

3 

78 

64 


1970 

476 


8$ 

48 


1969 

649 

— 

56 

32 

Rheioland-Palz 4 • • * .:< , * * - , 4 , . , . 

1971 

101 

5 

15 

6 


1970 

214 

3 

39 

24 


1969 

121 

1 

"47 

30 

Baden-Württemberg 

1971 

323 


131 

80 


1970 

383 

2 

109 

66 


1969 

359 

17 

135 

113 

lÄi* 

Bayern *. . . , 

1971 

1575 

46 

18 

11 


1970 

1 544 

4 

5 

5 


1969 

1210 

— 

4 

6 

Saarland * • - . 

1971 

19 


2 



1970 

45 

— . 




1969 

l 

— 

— 

— 

Berlin (West) . ^ 4 . . . 4 4 « 4 . 4 4 . 4 « > . 

1971 

126 

24 

11 

3 


>970 

69 

22 

1 

2 


>9^ 

45 

76 

— 

" — 
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Sdiulungskurse der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
in den Jahren 1969 bis 1971 





Dauer der Schulungskurse 





bis */* Tag 



bis 1 Tag 



1971 

1970 

1 1909 

1971 1 

1970 1 

1969 

l 

% 

l 3 

f 4 ] 

1 3 r 

e 1 

r 

Zahl der Kurse zusammen 

Gewerbliche Der ufsgenossen schatten 

3 528 5 604 4 005 

1340 

1 287 

1 072 

Teilnehmer zusammen . . 

146 354 

177701 

147 490 

38 856 

37 975 

38 225 

davon; 

Kurse für Unternehmer und 
Fühningskräfte 

Zahl der Kurse 

856 

,,947 

701 

348 

230 

318 

Teilnehmer - . . . ^ ^ . 

2B350 

24 409 

24 361 

10 593 

7 885 

14 9S4 

Kurse für Sidierbeitsbeauftragte 
Zahl der Kurse 

97 

415 

104 

267 

404 

232 

Teilnehmer 

2 847 

4 908 

1 466 

6 683 

10391 

7243 

Kurse für sonstige Betriebs- 
angehörige 

Zahl der Kurse 

2 5?5 

4 242 

3 200 

725 

653 

522 

Teilnehmer . — 

117 157 

148384 

121 663 

21580 

19 699 

16 028 

La 

Zahl der Kurse zusammen . . ^ . 

nd wl rtschal tliche Beruisgenossen scha ft 

631 578 501 

en 

47 

73 

53 

Teilnehmer zusammen 

8 408 

14 557 

12 083 

2 316 

3196 

1 946 

davon: 

Kurse für Unternehmer und 
Fühningskräfte 

Zahl der Koirse ^ ^ ^ 

414 

328 

298 




Teilnehmer * . 

5833 

8 440 

7 087 

— 

— 

— 

Kurse für Sicherheitsbeauftragte 
Zahl der Kurse ^ . . « « 

95 

95 

93 

26 

27 

39 

Teilnehmer 

202 

202 

218 

1517 

1 308 

1398 

Kurse für sonstige Betriebs- 
angehörige 

Zahl der Kurse * ; . ....... . , . . . . 

122 

155 

110 

21 

46 

14 

Teilnehmer 

2373 

5 915 

4 778 

801 

1 688 

546 

Zahl der Kurse zusammen ....... 

Eigenunlallversldretuas 

311 492 777 

280 

391 

145 

Teilnehmer zusammen v 

8 426 

7 882 

10 887 

6 169 

7311 

2 939 

davon: 

Kurse für Unternehmer und 
Fühningskräfte 

Zahl der Kurse 

34 

55 

68 

28 

32 

21 

Teilnehmer 

658 

774 

92? 

848 

303 

684 

Kurse für Sicherheitsbeauftragte 
Zahl der Kurse . . . . . . > . . . . . r . . 

55 

60 

346 

211 

328 

103 


963 

1 lai 

1559 

3 833 

6493 

1 526 

Kurse für sonstige Betrlebs- 
angehürige 

Zahl der Kurse - . . * 

222 

377 

363 

4t 

31 

21 

Teilnehmer . . - . h. ^ . i .. . . > ... . i . 

6 805 

5 947 

8 401 

1488 

515 

729 
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Dauer der SdiuUingskurse 

msgesamt 

1 bis 3 Tage 

mehr als 3 Tage 

1971 

1 1970 1 1969 

1971 1 1970 1 1969 

1071 1 1970 1 

1969 

fl 

1 ft 1 10 

1 II 1 12 t 13 }| U T 15 1 

16 


Gewerbüdbe fierulsgeuossezisdiaiten 


1 264 

1 255 

1283 

796 

651 

699 

1 6 928 

8 797 

7 059 

36 476 

34 960 

36763 

16 750 

14 805 

15 084 

240 436 

265 441 

237 562 

393 

324 

304 

177 

166 

118 

1774 

1 667 

441 

11 561 

8978 

8 649 

4 336 

3 710 

2389 

54 840 

44 982 

50353 

508 

612 

585 

109 

115 

108 

981 

1 546 

1 029 

15 480 

17464 

17 623 

4 577 

4 870 

4738 

29 587 

37 633 

31070 

363 

319 

394 

510 

370 

1 

473 

4 173 

5584 

4589 

9 435 

8513 

10491 

7 837 

6 225 

7 957 

156 119 

182 826 

156 139 



Landwlrisdiaftilche Berufsgenosseusdiaiten 



99 

56 

41 

63 

94 

180 1 

1 840 

801 

775 

2 638 

1707 

1 692 

1 432 

2839 

3152 ' 

! 14 796 

22 299 

18 873 

92 

49 

1 

2 

6 

9 

, 508 

383 

308 

2 472 

1 538 

12 

91 

209 

292 

8 396 

10 187 

7 391 

7 

7 

4 1 

1 — . 

— * 



128 

129 

136 

166 

169 

100 

' — ^ 

— 



; 1885 

1 679 

1 716 



36 

61 

88 

171 

204 

289 

331 

— 

: — 

1580 

1 341 

2 630 

2 860 

4 515 

10 433 

9766 




Elgenunfallversidierung 




167 

227 

53 

12 

10 

4 

770 

1 120 

979 

4 704 

5 494 

1 514 

114 

266 

129 

19 413 

20953 

15469 

6 

35 

12 

2 



70 

122 

101 

177 

946 

228 

30 

— 

— 

1 713 

2023 

1 839 

58 

160 

33 

7 

4 

4 

j 331 

552 

486 

1 363 

3 748 

951 

51 

121 

129' 

1 6 210 

11 523 

4 165 

103 

32 

8 

3 

6 

_ 

369 

446 

392 

3164 

800 

335 1 

33 

145 



11 490 

7407 

9 465 
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Nr- 

der 

Be* 

mfs- 

genos* 

Träger der gesetzUdben UafaUversitheruBg 

sdiaft 

1 (AbkOnimg) 

1 



Bergbau-BGp • , , . 

2 

Stelnbnichs-Berulsgenossehsöiäft h • • , .... . , 

Steitibiuchs-BG. „ ♦ < . * 

3 

Bemfsgenossensdiaft der keramisdien und Glas-Induslrie * . , ► . 

BG. d, keram. u. Glas-Ind. • . 

4 

Benifsgcnossensdiaft der Gas- und Wasserwerke 

BG, d. Gas- u* Wasserwerke . 

5 

Hütten- und Walzwerks-Benifsgenossensdiaft 

Hütten- u. Wfllzwerks-BG* , ^ 

6 

Maschinenbau- und KlemeisenindustTte-BeTUfsgenossen Schaft . . 

Masdib.- u. Kl'eisenind.-BG. 

7 

Nordwestliche Eisen- und StaM-Bemfsgenossensdiaft 

Nordw. Eisen- n, Stahl-BG* . 

8 

Süddeutsdie Eisen- und Stahl-Berufsgenossenschaft 

Südd* Eisen- u, Stahl -BG. , 

9 

Süddeutsdie Edel- und Unedelinetall'Berufsgenossensdiaft . , . . 

Südd. Edel- u. Unedelm.-BG, 

10 

Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik , , , , , 

BG. d, Feinm, u. ElektroteduL 

11 

Berulsgenossenschaft der chemischen Industrie 

BG, der ehern. Industrie . , , - 

12 

Norddeutsdie Holz-Berufsgenossenschaft 

Nordd. Holz-BG 

13 

Süddeutsche Holz-Beruf sgenossenschaft 

Südd, Holz-BG, ... 

14 

Papiermadier-Berufsgenossenschaft . * , * ^ . 

Papiennacher-BG, 

15 

Berufsgenossensdiaft Druck und Papierverarbeitung * , * * 

BG. Druck u. Papierverarb* , 

16 

LederlTidusiriG'BenjfRgftnosRpnschaft 

Lederindustrie-BG. 

17 

Textil- und Bekleidungs-Benifsgenossensdtaft . * - 

Textil- u. Bekleiduxigs-BG. . , 

18 

Berufsgenossensehaft Nahrungsmittel und Gaststätten 

BG. Nahrungsm* u. Gaslst, . . 

10 

Fleischerei-Berufsgenossenschaft 

Fleischerei-BG 

20 

Zucker-Berufsgenossenschaft - . 

Zucker-BG . * 

21 

Bau-Berufsgenossenschdft Hamburg 

Bau-BG* Hamburg 

22 

Bau -Berufsgenossenschaft Hannover - 

Bau-BG. Hannover 

23 

Bau-Berufsgenossenschaft Wuppertal 

Bau-BG. Wuppertal 

24 

Bau-Berufsgenossenschaft Frankfurt a. M> ^ 

Bau-BG. Frankfurt a. M. ... 

23 

Südwestliche Bau-BerufsgenossenschaXt 

Südw.-Bau-BG, 

26 

Württemhergische Bau-Berufsgenossenschaft * ^ 

Württ. Bau-BG. 

27 

Bayerische Bau-Berufsgenossensdiaft . * . . * 

Bayer, Bau-BG. 

28 

Tiefbau-Benifsgenossenschaft * * * . * * - 

Tiefbau-BG 

29 

GroBhandels- und Lagerei-Berufsgenossenschaft , * . , . , ........ 

Großhand.- u, Lagerei-BG. . . 

30 

Berufsgenossenschaft für den Einzelhandel 

BG* f. d Einzelhandel *...** 

31 

Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 

Verwaltungs-BG 

32 

Berufsgenossenschaft der Slraßen-| U-Bahnen und Eisenbahnen 

BG, der Straßen-, U-Bahnen 



und Eisenbahnen 

33 

Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltungen . * . « 

BG* f. Fahrzeughaltungen , . 

34 

See-Beruf$genos$easchaft 

See-BG* *.** >.**, * 

35 

Binn<anigHi>ffai^rts-BGnifsgenfiR<;pTisrhaft 

Binnenschiff ah rts-BG* * 

36 

Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 



Wohlfahrtspflege * , 

BG. fp Gesundh* u* Wohlpfl. 
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Unfallgesdiehen und UnlallverhUtong 
bei den Trägern der gesetzlidien Unfall versldiening im Jahre 1971 


Übersicht 33 

1971 


Nr. 

der 

BG. 

Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Unter- 

nehmen 

Versicherte 

Vollarbeiter 

Unter- 

nehmen 

mit 

Sicher- 

heits- 

beauf- 

tragten 

Besich- 

tigte 

Unter- 

nehmen 

Besichti- 
gungen 
in den 
Unter- 
nehmen 


1 

2 

3 

1 4 

1 5 1 

1 6 

1 7 

1 

Bergbau-BG. *) 

309 

316 124 

265 823 

103 

44 

82 

2 

Steinbruchs-BG 

5 965 

222 822 

181 083 

1 553 

4418 

6 720 

3 

BG. d. keram. u. Glas-Ind. . . 

5 353 

345 321 

267 851 

l 497 

2 102 

2 528 

4 

BG. d. Gas- u. Wasserwerke . 

7 401 

104 474 

81 752 

490 

383 

413 

5 

Hütten- u. Walzwerks-BG. • , 

218 

291 438 

291 438 

194 

218 

1 108 

6 

Maschb.- u. Kreisenind.-BG. 

23 692 

1 086 094 

1 048 470 

4818 

13 339 

14 588 

7 

Nordw. Eisen- u. Stahl-BG. . 

15 905 

668 546 

648 153 

2 510 

7 469 

9 228 

8 

Südd. Eisen- u. Stahl-BG. . . . 

37 402 

1 405 272 

1 374 716 

6 904 

7 327 

7 809 

9 

Südd. Edel- u. Unedelm.-BG, 

4 565 

227 810 

227 810 

1 225 

1 274 

1 476 

10 

BG. d.Feinm. u. Elektro techn. 

48 391 

2 008 241 

2 008 241 

6 803 

27 089 

27 480 

11 

BG. der ehern. Industrie .... 

9 559 

874 769 

874 769 

3 155 

2 464 

3 348 

12 

Nordd. Holz-BG 

24 723 

258 586 

261 296 

1 768 

6 463 

6610 

13 

Südd. Holz-BG 

26 686 

259 812 

233 234 

2 104 

12 297 

12 736 

14 

Papiermacher-BG 

344 

87 703 

87 703 

317 

313 

480 

15 

BG, Druck u. Papierverarb. . 

18 959 

618 740 

618 740 

3 101 

4 944 

5 075 

16 

Lederindustrie-BG 

10 544 

141 201 

141 201 

729 

1 942 

2 131 

17 

Textil- u. Bekleidungs-BG. . . 

96 257 

1 129 135 

1 129 135 

6216 

7 944 

7 944 

18 

BG. Nalirungsm. u. Gastst. . 

216 960 

1 287 738 

1 287 738 

6 088 

30 399 

37 770 

19 

Fleischerei-BG 

36 724 

239 254 

239 254 

797 

5 719 

5 931 

20 

Zu(her-BG 

69 

15 724 

13 894 

61 

64 

161 

21 

Bau-BG. Hamburg 

11 081 

143 901 

143 901 

1 159 

4 941 

25 558 

22 

Bau-BG. Hannover 

28 099 

392 662 

392 662 

3 021 

6315 

23 109 

23 

Bau-BG. Wuppertal 

43 531 

592 824 

592 824 

4 538 

12 897 

34 090 

24 

Bau-BG. Frankfurt a, M. 

18 203 

229 115 

229 1 15 

1727 

8 266 

12 652 

25 

Südw. Bau-BG 

18 105 

218 974 

218 974 

1 849 

7 968 

17 925 

26 

Württ. Bau-BG 

16011 

220 607 

220 607 

l 435 

6 497 

15 598 

27 

Bayer. Bau-BG 

27 942 

401 299 

401 299 

3 001 

9363 

25 412 

28 

Tiefbau-BG 

7 688 

314 713 

314 713 

3 871 

5 467 

16 604 

29 

Großhand.- u. Lagerei-BG. . . 

97 348 

1 306 239 

1 305 789 

8 245 

21 109 

67 319 

30 

BG. f. d. Einzelhandel 

297 872 

1 600 740 

1 600 740 

3 540 

22 770 

22 840 

31 

Verwaltungs-BG 

130 333 

1 957 426 

1 343 279 

7 292 

3 410 

3 905 

32 

BG. der Straßen-, U-Bahnen- 
und Eisenbahnen 

714 

104 434 

104 434 

276 

101 

125 

33 

BG. f. Fahrzeughaltungen . . . 

93 200 

453 354 

425 106 

2 590 

12 955 

14 601 

34 

See-BG 

4 186 

67 850 

78 680 

3 400 

2 830 

16 506 

35 

Binnenschiffahrts-BG 

3 982 

42 654 

42 654 

137 

1 302 

2 543 

36 

BG. f. Gesundh. u. Wohlpfl. . 

189 051 

973 318 

973 318 

1 492 

2 802 

313 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 
insgesamt 

1 579372 

20 608 914 

19 670 396 

98 006 

265 205 

452 718 

Landwirtschaftliche 
Berufsgenossensdiaften 

, 

3 247 000*) 

2 583 000») 

1 569 

233 327 

281 683 

Eigenunfallversicherung 

« 

6 907 900*) 

2 684 400*) 

4 350 

8 968 

29 461 



Betriebe 

Beschäftigte 





Gewerbeaufsicht 

1 417 328 

19 041 373 

• 

• 

• 

737 827 


*) Die Angaben in den Spalten 5 bis 13 für die Bergbau-Berufsgenossensdiafl gelten nur für Unternehmen, die nicht 
der Aufsicht der Bergbehörde unterstehen, 
n vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung geschätzte Zahlen. 
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1971 


noch Unfallgeschehen und Unfallverhütung 
bei den Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung im Jahre 1971 


Nr. 

der 

BG. 

Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Tech- 
nisches 
Auf- 
sich ts- 
perso- 
nal «) 

Sicher- 

heits- 

beauf- 

tragte 

Unter- 

suchte 

Unfälle 

Schu- 

lungs- 

kurse 

In den 
Schu- 
lungs- 
kursen 
geschulte 
Personen 

In Erster 
HUfe 
unter- 
wiesene 
Personen 

» 

9 

t 10 

1 11 1 

1 t2 

1 13 

1 

Bergbau-BG 

7 

282 

41 

40 

558 

91 

2 

Steinbnichs-BG 

17 

3 881 

1 457 

215 

5 628 

1 667 

3 

BG. d. keram. u. Glas-Ind. . . 

14 

4 064 

3260 

127 

8 360 

1 609 

4 

BG. d. Gas- u. Wasserwerke . 

6 

2 248 

32 

24 

611 

2 170 

5 

Hütten- u. Walzwerks-BG. . . 

7 

7 572 

14 785 

86 

1 933 

2 363 

6 

Maschb.- u. Kl*eisenind.-BG. 

38 

17 531 

4 861 

239 

12 943 

5 870 

7 

Nordw. Eisen- u. Stahl-BG. , 

24 

13 514 

5 201 

266 

14149 

2 480 

8 

Südd. Eisen- u. Stahl-BG. . . . 

48 

24 834 

8 500 

151 

5 813 

6 550 

9 

Südd. Edel- u. Unedehn.-BG. 

6 

3 910 

4 545 

35 

2 010 

1 111 

10 

BG. d. Feinm. u. Elektrotechn. 

35 

30 809 

2 254 

113 

3087 

14514 

11 

BG. der ehern. Industrie . . . , 

25 

18 269 

4 910 

73 

3 676 

6 422 

12 

Nordd. Holz-BG 

14 

3 374 

1 412 

327 

4 484 

752 

13 

Südd. Holz-BG 

24 

3100 

1900 

460 

7 766 

936 

14 

Papiermacher-BG 

6 

1 706 

1630 

78 

3 294 

710 

15 

BG. Druck u. Papierverarb. . 

13 

6 399 

3180 

34 

1 012 

! 561 

16 

Lederindustrie-BG 

8 

1 788 

1243 

19 

372 

345 

17 

Textil- u. Bekleidungs-BG. . . 

18 

10 054 

11446 

174 

4713 

2 937 

18 

BG. Nahrungsm. u. Gastst. . 

31 

12 370 

10 293 

160 

7 564 

3 010 

19 

Fleischerei-BG 

10 

1276 

198 

126 

4 659 

435 

20 

Zucker-BG. 

3 

400 

114 

10 

339 

214 

21 

Bau-BG. Hamburg 

12 

1 579 

850 

162 

7 144 

59 

22 

Bau-BG. Hannover 

28 

3 451 

1 254 

670 

26 579 

1 039 

23 

Bau-BG. Wuppertal 

53 

6173 

1 146 

763 

25 779 

1 224 

24 

Bau-BG. Frankfurt a. M 

20 

2 331 

2151 

386 

9 820 

480 

25 

Südw. Bau-BG 

16 

1947 

1 804 

268 

7 316 

1 216 

26 

Württ. Bau-BG 

20 

1768 

809 

196 

9 756 

680 

27 

Bayer. Bau-BG .... 

34 

4 193 

1 292 

507 

19 965 

2 217 

28 

Tiefbau-BG 

29 

11 367 

959 

508 

19 083 

2 598 

29 

Großhand.- u. Lagerei-BG. . . 

60 

16 083 

3 687 

158 

5 384 

3 226 

30 

BG. f. d. Einzelhandel 

20 

4 870 

575 

184 

6 649 

1 867 

31 

V erwal ttings-BG 

14 

9 269 

679 

78 

1735 

2131 

32 

BG. der Straßen-, U-Bahnen- 








und Eisenbahnen 

4 

2 230 

200 

13 

554 

3 263 

33 

BG. f. Fahrzeugbaitungen . . . 

21 

4 090 

763 

166 

4 841 

1 401 

34 

See-BG 

80 

4 2oor 

28 

44 

679 

— 

35 

Binnenschiffahrts-BG 

9 

309 

164 

30 

972 

265 

36 

BG. f. Gesundh. u. WohlpfL . 

6 

3654 

119 

38 

1209 

1 926 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 







insgesamt 

780 

244 895 

96 792 

6 928 

240 436 

79339 

Land wirtschaftliche 







Berufsgenossenschaften ......... 

223 

2 703 

16818 

840 

14 796 

3 370 

Bigenunfallversicherung | 

47 

34 102 

15353 

770 

19413 

31657 




Gewerbeaufsicht 

1 698 

• 

45 885 

• 

• 



I) Hier ist das Personal aufgeführt, das Betriebsbesichtigungen oder dgl durchführt. 
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Doch Übersicht 33 


noch Unfallgescfaehen und UnfallverhütUDg 
bei den Trägem der gesetzlichen Unfallversidhenmg im Jahre 1971 


1971 


Nr. 

der 

BG. 

Träger der gesetzlichen 
Unfallversidierung 

Geleistete 

Arbeitsstundeit 

Durch Unfälle 
und Berufs- 
krankheiten 
ausgefaUene 
Arbeits- 
stunden 

Durdi 
UnfMtfr uail 
Dentr»- 

ausg&o 
ffllleiie 
Stirn tlea 

Ja 1 Mio 
naleJ>t«ter 

stundem 

Gesamt- 
ausgaben 
in DM 

darunter: 
(Spalte 17) 
Kosten für 
Erste Hilfe 
und Unfall- 
vcTbütung 
in DM 

U 1 

1 15 1 

16 1 

1 17 

1 1B : 

1 

Bergbau*BG. 

531 645 872 

9 658 826 

1B170 

911506 549 

9 441 562 

2 

Steinbmdis-BG. .......... 

362 167 041 

3 469 654 

9 580 

105 053 104 

2 555 678 

3 

BG. d. keram. u. Glas-Ind. . . 

501 187 821 

3 636 193 

7 250 

93 406 275 

3 084 901 

4 

BG. d. Gas- u. Wasserwerke . 

163 503 134 

679852 

4 160 

21 423 454 

858 735 

5 

Hütten- u. Walzwerks-BG. . . 

582 876770 

5 331 364 

9 150 

119 222 617 

2 344 582 

6 

Maschb.- u. Kl'eisenind.-BG. 

2 096 939 403 

16 888 798 

6 050 

262 300 303 

5 777 862 

7 

Nordw. Elsen- u. StabJ-BG. . 

1 320 770 86t 

9 434 064 

7140 

173 345 765 

5 438328 

8 

Südd Eisen- u, Stahi-BG. , , , 

2749 732 495 

l? 157 100 

6 240 

309 348 456 

7 198 385 

9 

Südd. Edel- u. Uiiedelia.-BG. 

424 752 669 

2 292 335 

5 400 

38931 965 

81 1 220 

10 

BG. d.Feinin. mEIektrotechn. 

3 557 525566 

13 834 837 

3 900 

291 952 906 

6 798 398 

11 

BG. der daem. Industrie 

1 744 405 483 

9 205 775 

5 280 

205 067 681 

6 585 670 

12 

Nordd, Holz-BG. , 

522 591 925 

3 34? 388 

6 400 

79 082 785 

1 980360 

13 

Südd. Holz-BG 

466 466 714 

2833813 

6 070 

69 663 680 

2 423 021 

14 

Papiermacher-BG 

166 635 293 

1 500831 

9 000 

26 391 323 

1 004 501 

15 

BG, Druck u, Papierverarb. . 

745 149 170 

3 021 732 

4 050 

70226 330 

2 040 629 

16 

Lederindustrie-BG. ..... 

268 281 253 

898 198 

3 350 

22 582 833 

934 043 

17 

Textil- u. Bekieidtmgs'BG. . . 

2 232 947 172 

5 806931 

2600 

128 603 757 

3 043 222 

18 

BG. Nahnmgsm. u. Gastst. . 

2 690 081 700 

6 396 455 

2 380 

188 139 717 

4 316 359 

\9 

FIeis(herei-BG 

478 508 610 

2 418 590 

5 050 

42 076 822 

962 003 

20 

Zudrer-BG. . v . 

27 789 375 

219 519 

7 900 

7 502 882 

388 215 

21 

Bau-BG. Hamburg .... .... . 

241 740 603 

1 659 150 

6 860 

46 860 907 

1 658 I6B 

22 

Bau-BG, Hannover 

645 835 392 

4 231 946 

6 550 

125 148 131 

4014341 

23 

Bau-BG. Wuppertal 

995 636 854 

6 517561 

6 550 

184 073 024 

4 314 768 

24 

Bau-BG, Frankfurt a. M 

385 046 848 

2 227 696 

5 790 

74 903 628 

1 990 570 

25 

Südw. Bau-BG. ............ 

367 905 553 

1 950 556 

5 300 

73 828713 

1 657 879 

26 

Württ. Bau-BG 

371 361 046 

2 633 348 

7 090 

68 580 008 

2 259 925 

27 

Bayer. Bau-BG. 

664 808 667 

4377 091 

6 590 

119 050 804 

3 360 556 

28 

Tiefbau-BG 

622 993 887 

6113 761 

9 810 

169 694 865 

5 082 195 

29 

Großhand.- u. Lagerei-BG. . . 

i 2611578000 

9 357 960 

3 580 

249 715 605 

6729 709 

30 

BG, f, d, Einzelhandei , . . , , . 

3 201 480 000 

7 41896? 

2 320 

135927 513 

2 789 407 

31 

Verwaltungs-BG, 

1 2 685 783 360 

3210 029 

1 190 

138 589 442 

2 163 414 

32 

BG. der Straßen-, U-Bahnen- 







tmd Eisenbahnen . , . . , . . . . i i 

192 358 731 

859 465 

4 470 

24 445 320 

786 819 

33 

BG. f, FahrzeughaUungen . , . 

838 131 508 

4 189 666 

5 000 

129 207 430 

2 565 302 

34 

See-BG, .. « 

157360 000 

1 161 651 

7 380 

33 385 392 

2 494 185 

35 

Binnensdiifiahrts-BG 

74939 738 

493 350 

6 580 

24 808 605 

2 047 663 

36 

BG. f, Gesundh, u, Wohlpfl. , 1 

1 946 636 000 

2 265 042 

1 160 

72 926685 

1 185 301 

Gewerbliche Berufsgenossensdtaften 

1 





insgesamt 

37636 554 514 

176 699494 

4 700 

4 836975 276') 

113 639 879 

LandwiitschafÜIche 






Benifsgenossenscharten 

- 



597 539 718») 

13 157 845 

BigenunfaU Versicherung 

* 

• 

• 

358 311 684 <) 

3 913 477 


Bie Suzmne dieser 3 Positionen ergibt 5792 826878 DM< Davon sind 5&8 064 024 DM ans dem Fmänzausgleidi abzu- 
setzen (t. Fußnote 2) zu Übersicht 17). Die Nettoaufwendungen betragen 5 224 762 054 DM. 
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1971 


noch Unfallgeschehen und Unfallverhütung 
bei den Trägem der gesetzlichen Unfallversidierung im Jahre 1971 


Nr. 

der 

BG. 

Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Angezeigte Unfälle 
(Arbeitsanfälle und 
Wegetmfälle) 
und Berufskrankheiten 

Erstmals entschädigte L 
und Wegeunfälle) um 

Infälle (ArbeilsunfäUe 
d Berufskrankheiten 

darunter tödliche 
Unfälle und Berufs- 
krankheiten mit 
tödlichem Ausgang 

absolut 

je 1000 
Voll- 
arbeiter 

absolut 

je 1000 
Voll- 
arbeiter 

absolut 

Je 

1 Kfillion 
Voll- 
arbeiter 

19 1 

20 1 

1 ii 1 

1 23 1 

1 23 1 

1 34 

1 

Bergbau*BG 

62 532 

235 

5 655 

21,27 

331 

1 250 

2 

Steinbruchs-BG 

37 496 

207 

1300 

7,18 

114 

630 

3 

BG. d. keram. u. Glas-lnd. • . 

40172 

150 

1270 

4,74 

76 

280 

4 

BG. d. Gas- u. Wasserwerke . 

6 823 

83 

231 

2,83 

18 

220 

5 

Hütten- u. Walzwerks-BG. . . 

47 162 

162 

1702" 

5,84 

95 

330 

6 

Maschb.- u. Kl*eisenmd.-BG. 

200 821 

192 

4 966 

4,74 

193 

180 

7 

Nordw. Eisen- u. Stahl-BG. . 

101 480 

157 

2 251 

3,47 

211 

320 

8 

Südd. Eisen- u. Stahl-BG. . . . 

224 865 

164 

4 721 

3,43 

297 

220 

9 

Südd. Edel- u. Unedelm.-BG. 

28 636 

126 

639 

2,81 

28 

120 

10 

BG. d. Feinm. u. Elektrotechn. 

126 412 

63 

4 284 

2,13 

315 

160 

11 

BG. der (hem. Industrie .... 

97 755 

112 

2 786 

3,18 

216 

250 

12 

Nordd. Holz-BG 

40 818 

156 

1 309 

5,01 

59 

230 

13 

Südd. Holz-BG. ....... 

42 947 

184 

1 382 

5,93 

58 

240 

14 

Papiennacher-BG 

14 265 

163 

444 

5,06 

26 

300 

15 

BG. Druck u. Papierverarb. . 

40 254 

65 

1 325 

2,14 

85 

130 

16 

Lederindustrie-BG 

12 628 

89 

294 

2,08 

23 

160 

17 

Textil- u. Bekleidungs-BG. . . 

63 495 

56 

2 276 

2,01 

112 

90 

18 

BG. Nahrungsm. u. GastsL . 

116 709 

91 

3 957 

3,07 

232 

180 

19 

Fleischerei-BG 

50326 

210 

894 

3,74 

45 

190 

20 

Zucker-BG. 

1 541 

111 

70 

5,04 

8 

580 

21 

Bau-BG. Hamburg 

23 089 

160 

628 

4,36 

47 

330 

22 

Bau-BG. Hannover 

64 452 

164 

1 945 

4,95 

166 

420 

23 

Bau-BG. Wuppertal ........ 

112 044 

189 

3 121 

5,26 

206 

350 

24 

Bau-BG. Frankfurt a. M 

33 337 

146 

1 064 

4,65 

68 

300 

25 

Südw. Bau-BG 

39335 

180 

1 262 

5,76 

94 

430 

26 

Württ. Bau-BG 

38 173 

173 

1 439 

6,52 

75 

200 

27 

Bayer. Bau-BG 

59 999 

150 

1 740 

4,34 

197 

490 

28 

Tiefbau-BG. 

85 205 

271 

2 556 

8,10 

272 

800 

29 

Großhand.- u. Lagerei-BG. . . 

129 863 

99 

4 091 

3,13 

381 

290 

30 

BG. f. d. Einzelhandel 

96 577 

60 

2 901 

1,81 

162 

100 

31 

Verwallungs-BG. 

39 534 

29 

2 204 

1.64 

186 

140 

32 

BG. der Straßen-, U-Bahnen- 

8985 

86 

241 

2,31 

14 

130 


und Eisenbahnen 







33 

BG. f. Fahrzeughaltungen . , . 

51 358 

121 

2 038 

4,80 

211 

500 

34 

See-BG 

4611 

68 

347 

5,12 

88 

1 290 

35 

Binnensdiiffahrts-BG 

4 586 

108 

247 

5,79 

50 

1 170 

36 

BG. f. Gesundh. u. Wohlpfl. . 

24 128 

25 

2 240 

2,30 

95 

100 

Gewerbliche Beruf sgenossensdiaften 







insges€unt 

2172 413 

110 

69 820 

3,55 

4 854 

250 

Landwirtschaftliche 







Berufsgenossenschaften 

225 695 

87 

20 964 

8,12 

1 406 

540 

Eigenunfallversichemng 

188 610 

70 

[ 7 479 

2,79 

426 

150 
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noch Übersicht 33 

noch Unfallgescheben und Unfallverhütung ^ A'TI 

bei den Trägem der gesetzlidien Unfallversidierung im Jahre 1971 • I 




Ange^eigle Arbeitsunfille 

Erstmals entsdiidigte Arbeitsunfille , 

Nr. 

der 

BG. 

Träger der geseUllchen 
Uofallyersidienmg 

absolut 

]€ IQQO 
VoU- 
arbeiter 

absolut 

Je JOOO 
Voll- 
arbeftef 

darunter 

(bdÜdiG 

Arbeits- 

Unfälle 1 



Z5 

t M 1 

1 3? 

1 M 

1 39 

1 

Bergbau-BG. 

52 732 

198 

3060 

11,51 

178 

2 

Steinbruchs-BG 

35 302 

195 

1003 

5,53 

82 1 

3 

BG. d. keram. u. Glas-lnd. . . 

36 700 

137 

854 

3,19 

36 

4 

BG. d. Gas- u, Wasserwerke . 

6 066 

74 

169 

2,07 

15 

5 

Hüllen- u. Walzwerks-BG. . . 

42 829 

147 

l 353 

4,64 

63 

6 

Masdib-- u. Kreisenlnd.-BG. 

186258 

178 

3 834 

3,66 

106 

7 

Nordw. Bisen- u. Stahl-BG. . 

93432 

144 

1603 

2,47 

tu 

8 

Südd. Bisen- u. Stahl-BG. . . . 

208387 

152 

3 491 

2,54 

155 

9 

Südd> Edel- u, Unedelm.-BG. 

26242 

115 

476 

2,09 

16 

10 

BG. d.Feinm. u. Hlektxotedm. 

107 591 

54 

2 829 

1,41 

154 

11 

BG. der diem. Industrie .... 

86 122 

98 

1 993 

2,28 

120 

12 

Nordd. 

38233 

146 

1 104 

4,23 

27 

13 

Südd. Holz-BG. 

40 601 

174 

l 189 

5,10 

32 

14 

Fapieimadier-BG. .......... 

13 294 

152 

377 

4,30 

15 

15 

BG. Drude u. Papienrerarb. . 

34 460 

56 

996 

1,61 

52 

16 

Lederindustrie-BG. . . , , 

11 275 

80 

196 

1,38 

5 

17 

Textil- u. Bekieidungs-BG, . * 

51750 

46 

1385 

1,22 

43 

18 

BG. Nahrungsm. u. Gastst. . 

105 639 

82 

3 121 

2,42 

151 

19 

Fleischerei-BG. 

48 580 

203 

760 

3,18 

31 

20 

2ucker-BG 

1425 

103 

51 

3,67 

4 

21 

Bau-BG. Hamburg 

2t 331 

148 

521 

3,62 

35 

22 

Bau-BG. Hannover ......... 

59654 

152 

1 611 

4,10 

118 

23 

Bau-BG. Wuppertal 

102 829 

173 

2 653 

4,48 

140 

24 

Bau-BG. Frankfurt a. M, . , , , 

31 622 

138 

909 

3.97 

48 

25 

Südw. ßau-BG. . . . . , . , , * , , . 

37 146 

170 

1076 

4,91 

72 

26 

Württ. Bau-BG 

36 741 

167 

t 291 

5,85 

59 

27 

Bayer. Bau-BG. ............ 

55 948 

139 

1 419 

3,54 

125 

28 

Tiefbau-BG 

80748 

257 

2148 

6,60 

195 

29 

Großband.- u. Lagerei-BG. . . 

116 749 

89 

3117 

2,39 

239 

30 

BG. t. d. Einzelhandel ...... 

79853 

50 

1 917 

UO 

93 

31 

Verwaltungs-BG 

28351 

21 

! 328 

0,99 

107 

32 

BG. der Straßen-, U-Bahnen- 
und Eisenbahnen 

7 833 

75 

189 

1,81 

11 

33 

BG. f. Eahrzeughaltungen ... 

48931 

115 

1 669 

4,40 

188 

34 

See-BG 

4 369 

64 

329 

4,85 

84 

35 

Binnensdiiffahrts-BG. ...... 

4324 

101 

216 

5,06 

43 

36 

BG. f. Gesundh. u. Wohlpfl. . 

>6 280 

17 

i 062 

1,09 

39 

Gewerbliche Berufsgenossensdiaften 
iiiisgesamt * . . . « , . . • . . , 

1 959 62? 

100 

51 499 

2,62 

2 992 

Landwlitschaflliciie 
Berufsgenossensdiarten 

222 803 

86 

20599 

7,97 

1 348 

Eigenunfallversldierung * * 

155496 

58 

4 735 

1,77 

248 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Übersicht 33 


1971 


noch Unfallgesdiehen und Unfallverhütung 
bei den Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung im Jahre 1971 


Nr. 

der 

BG. 

Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Angezeigte Wegeunfälle 

Erstmals entschädigte 
Wegeunfälle 

Berufs- 
krank- 
heiten 
mit töd- 
lichem 
Aus- 

gang ‘) 

absolut 

je 1000 
Voll- 1 
arbeite! ^ 

absolut 

Je 1000 
Voil- 
arbeiter 

darunter 

tödliche 

Wege- 

unfälle 

30 i 

1 31 

1 32 

1 33 

1 34 

1 35 

l 

Bergbau-BG. 

2 469 

9,28 

222 

0,84 

33 

120 

2 

SteinbruchS’BG. 

1 703 

9,40 

172 

0,96 

27 

5 

3 

BG. d. keram. u. Glas-Ind. . . 

2797 

10,44 1 

256 

0.95 

1 32 

8 

4 

BG. d. Gas- u. Wasserwerke . 

715 

8,75 

61 

0.75 1 

3 

— 

5 

Hütten- u. Walzwerks-BG. . . 

3 738 

12,83 

266 

0,91 1 

30 

2 

6 

Maschb.- u. KLeisenind.-BG. 

12 740 

12,15 

898 

0,86 

87 

— 

7 

Nordw. Eisen- u. Stahl-BG. . 

7 531 

11,62 

534 

0,82 

94 

6 

8 

Südd. Eisen- u. Stahl-BG. ... 

15 693 

11,42 

1030 

0,75 

134 

8 

9 

Südd. Edel- u. Unedelm.-BG. 

2 183 

9,58 

158 

0,70 

12 

— 

10 

BG. d.Feinm. u. Elektrotechn. 

17 343 

8,63 

1 410 

0,70 

161 

— 

11 

BG. der ehern. Industrie .... 

10511 

12,02 

677 

0,77 

82 

14 

12 

Nordd. Holz-BG 

2 416 

9,25 

189 

0,72 

32 

— 

13 

Südd. Holz-BG 

2 133 

9,15 

, 173 

0,74 

25 

1 

14 

Papiermacher-BG. 

941 

10,73 

1 64 

0,73 

11 

— 

15 

BG. Druck u. Papierverarb. , 

5 456 

8,81 1 

1 314 

0,50 

33 

— 

16 

Lederindustrie-BG 

l 262 

8,94 

96 

0,68 

18 

— 

17 

Textil- u. Bekleidungs-BG. . . 

10 838 

9,59 

802 

0,71 

64 

5 

18 

BG. Nohrungsm. u. Gastst. . 

9 943 

7,72 

716 

0,56 

78 

3 

19 

Fleischerei-BG 

1 685 

7,04 

130 

0,54 

13 

1 

20 

Zucker-BG. 

109 

7,85 

18 

1,30 

4 

— 

21 

Bau-BG. Hamburg ......... 

1 568 

10,90 

96 

0,67 

11 

l 

22 

Bau-BG. Hannover 

4 362 

11,11 1 

275 

0.70 

48 

— 

23 

Bau-BG. Wuppertal 

8 720 

14,71 

406 

0,68 

65 

1 

24 

Bau-BG. Frankfurt a. M. .... 

1559 

6,80 

131 

0.57 1 

20 

— 

25 

Südw. Bau-BG 

1 893 

8,64 

158 

0,72 ' 

! 22 

— 

26 

Württ. Bau-BG. 

1238 

5,61 

124 

0,56 

16 

— 

27 

Bayer. Bau-BG. . 

3 753 

9.35 

243 

0.61 

68 

4 

28 

Tiefbau-BG 

4 018 

12,70 

381 

1.20 

77 

— 

29 

Großhand.- u. Lagerei-BG. . . 

12 791 

9,80 

947 

0,73 

140 

2 

30 

BG. f.' cL Einzelhandel ...... 

16 698 

10,43 

982 

0.61 1 

1 69 

— 

31 

Verwaltungs-BG. 

10 904 

8,12 

868 

0,64 

78 

1 

32 

BG. der Straßen-, U-Bahnen- 








und Eisenbahnen . . . . 

1 131 

10.83 

49 

0.47 , 

, 3 

— 

33 

BG. f. Fahrzeughaltungen 

2 369 

5.57 1 

1 168 

0,40 1 

1 23 

— 

34 


209 

3,08 1 

14 

0,21 ' 

1 3 

1 

35 

Binnenschiffahrts-BG. 

247 

5.79 

25 

0,59 

4 

3 

36 

BG. f. Gesundh. u. Wohlpfl. . 

1 4 899 

5,03 1 

531 

0,55 

51 

5 

Gewerbliche Bemfsgenossenschaflen 







insgesamt 

188 565 

9,60 

13584 

0,69 

1671 

191 

Landwirtschaftliche 







Berufsgenossenschaften 

2 374 

0,92 

252 

0,09 

40 

18 

Eigenunfallversicherung 

1 30653 

11,45 

2 220 

0,83 

168 

10 


M Angezeigte und erstmals entschädigte Berufskrankheiten siehe Dbersidbt 14 
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Übersicht 34 

Beitragszusdiläge und Beltragsnadilässe nadi § 725 Abs. 2 RVO 
bei den gewerblidien Benilsgenossensdiaften 
und bei den Eigenunfallversidierungsträgeni im Jahre 197i 




Bei tragszuschläge 

Beitragsnaefalässe 

Nr. 

der 

BG. 

Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Anzahl 
der Fälle 

Betrag in 
DM 

v.H. 

vom 

Umlage- 

soll 

Anzahl 
der Fälle 

Betrag in 
DM 

V.H. 

vom 

Umlage- 

soU 


1 1 

2 

3 

1 4 1 

1 5 1 

1 e 1 

1 7 

1 

Bergbau-BG 

5 

51 985 

0,01 ' 

1 163 

1 205 863 

0,13 

2 

Steinbruchs-BG 

— 

— 

— 

4 031 

5 305 467 

5,61 

3 

BG. d. keram. u. Glas-lnd. . . 

562 

616 499 

0,70 

— 

— 

— 

4 

BG. d. Gas- u. Wasserwerke . 

— 

— 

— 

2 683 

2 135 804 

10,58 

5 

Hütten- u. Walzwerks-BG. . . 

195 

15 851 050 

13,70 

— 

— 

— 

6 

Masdbb.- u. Kreisenind.-BG, 

3 558 

6 490 095 

2,63 

18 883 

14 048 832 

5,69 

7 

Nordw. Eisen- u. Stahl-BG. . 

2 674 

4 686 999 

2,85 

12 559 

8 848 411 

5,39 

8 

Südd. Eisen- u. Stahl-BG. . . . 

5 662 

10926 859 

3,85 

30 999 

21 384 251 

7,55 

9 

Südd. Edel- u. Unedelm.-BG. 

— 

— 

— 

3 763 

1 987 395 

5,49 

10 

BG. d. Feinm. u.Elektrotechn. 

— 

— 

— 

37 376 

23 806 426 

8,66 

11 

BG. der ehern. Industrie .... 

579 

1 427 580 

0,75 

5 598 

8 316 033 

4,36 

12 

Nordd. Holz-BG 

— 

— 

— 

21762 

6 789 158 

9,10 

13 

Südd. Holz-BG. 

— 

— 

— 

20 579 

3 263 956 

5,04 

14 

Papiermacher-BG 

122 

389 500 

L59 

212 

537 609 

2,20 

15 

BG. Druck u. Papierverarb. , 

2 666 

807 457 

124 

14 848 

1 319 432 

2,02 

16 

Lederindustrie-BG 

459 

323 379 

1,53 

1 7854 

752 802 

3,56 

17 

Textil- u. Bekleidungs-BG. . . 

8712 

1 174 750 

100 

1 — 

— 

— 

18 

BG. Nahrungsm. u. Gasist. . 

19 364 

560 491 

0,35 

— 

— 

— 

19 

Flelscherei-BG 

690 

82 906 

0,22 

— 

— 

— 

20 

Zucker-BG. 

16 

202 761 

2,96 

22 

452 558 

6,61 

21 

Bau-BG. Hamburg 

— 

— 

■■ ! 

, 8 912 

2 707 305 

6,44 

22 

Bau-BG. Hannover 

— 

— 

— 

1 23 492 

5 949 648 

5,31 

23 

Bau-BG. Wuppertal ..... . 

— 

— 

— 

1 33 500 

10 000 000 

5,77 

24 

Bau-BG. Frankfurt a. M 

— 

— 

— 

{ 14 660 

4 532 761 

6,59 

25 

Südw. Bau-BG. 

— 

— 

— 

j 14 721 

4 027 875 

6,34 

26 

Würlt Bau-BG. 

_ 

— 

— 

1 14 712 

3 839 309 

6,70 

27 

Bayer. Bau-BG. . . . . . . ; . . ; ^ . 

— 

— 

— 

22 885 

7 121 389 

6,71 

28 

Ti^au-BG. ^ . 

— 

— 

— 

5634 

5 292 706 

3,46 

29 

Großhand.* u. Lagerel-BG. . . ' 

' 6 697 

2 498 933 

1,13 

— 

— 

— 

30 

BG. f. d. Einzelhandel ...... i 

— 

— 

— 

268 708 

6 796 156 

5,52 

31 

Verwallungs-BG. 

1 428 

304 236 

OM 

— 

— 

— 

32 

BG. der Straßen-, U-Bahnen- 
und Eisenbahnen 
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949 969 

4,17 

33 

BG. f. Fahrzeughaltungen . . . 

— 

— 

— 

70 559 

5 685 397 

5,29 

34 

See-BG 

4 619 

705 985 

2,25 

— 

— 

— 

35 

Binnenschiffahrts-BG. ...... 

— 

— 

— 

2 842 

1 212 213 

5,19 

36 

BG. f. Gesundh. u. Wohlpfl. . 

3 358 

94 684 

0,15 

— 

— 

— 

Gewerblidie Berufsgenossensdiaften 
insgesamt 

61 366 

47 196 149 

1,22 

j 662 218 

158 268 725 

4,08 

Landwirtschaitlidie 
Berufsgenossensdiaften • » » » « . . . « 

• 

• 


• 

• 

« 

Eigenunfallversidienmg . . « « ...... 

— 

— 

— 

11637 

1 945 587 

• 

Unfallversicfaerungsträger insgesamt 

61 366 

47 196 149 

• 

673 855 

160214 312 

» 


259 


D rucksache 7/1 89 Deütsdier Bundestag — 7« Wahlperiode 


Ubersiclit 35 

Tedmisdhe Uberwadiungsorganisatlonen 

Anzahl der Prüfungen an Hodidruckdampikessel- 
anlagen 



Art der Prüfung 

Anzahl 


1071 1 

1970 


t 1 

2 1 

S 

L 

Prüfungen vor Inbetrieh- | 

nähme an HodidnidcdampE* 
kesselanlagen • 

18 982 

19117 


davon: 

Vorprüfungen von Erlaub- 
nisanträgen und wesent- 
lichen Änderungen • , • ... 

4 718 

5 059 


Bauprüfungen 

4 354 

4 917 


Erstmalige Wasserdruck- 
prüfungen 

Abnahmeprüfungen ..... 

4971 

4 939 

4 696 

4 445 

2. 

Wiederkehrende Prüfungen 
an Hochdrudcdampfkessel- 
anlagen 

60 001 

62 739 


davon: 

Außere Prüfungen 

regelmäßige 

37 140 

39600 


auBerordentiiche ...... 

1 833 

1 661 


Innere Prüfungen 
regelmäßige 

13 104 

13 176 


außerordenlllche ...... 

1273 

1319 


Wasserdrudeprüfungen 

regelmäßige 

4 725 

4 826 


außerordentliche ...... 

1926 

2157 


Übersicht 35 

Technische überwadningsorganisationen 

Anzahl der an DruckbebÜltem 
ausgeführten Prühmgen sowie Schadensmeldungen 

1971 


An der Prüfung 

Anzahl 

Erstmalige Prüfungen 


Vorprüfung ........... .... . . . 

43 439 

Prüfung der Bauart ............ 

160 698 

Erste Wasserdruckprüfung . .... 

177 073 

Abnahme 

83 580 

Baumust erprülung 

900 

wiederholte Prühmgea 


Äußere Prüfung 

97 761 

Innere Prüfung 

98 003 

Wasserdruckprüfung .... ... . . . 

58 727 

Zahl der gemeldeten Schäden . ... 

152 

Personenschäden , 

8 


Übersicht 37 

Tedmisdhe Uberwachungsorgaiiisationen 

Anzahl der Prühmgen von Behütern 
für verdichtete, verilüssigte und unter Druck 
gelöste Gase (Dnidcgase) 



1S71 

1970 

1960 

t 

1 2 1 

l 2 1 

4 

Erstmalige 
Prüfungen . . 

1 224 001 

1 399787 

1 088 646 

Wiederholte 
Prüfungen . . 

insgesamt . . . 

1 209 131 

2 433 132 

1 130 691 

2 520 478 

1255773 

2 344 419 
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Übersicht 38 

Technische Uberwachungsorganisationen 

Bestand an Aufzügen und Anzahl der Prüfungen 



1071 

1970 

1 

1 2 

1 3 

Bestand an Aufzügen 

217 513 

203 350 

Prüfungen 

154 499 

150 403 

davon: 



Vorprüfungen 

15 833 

14 649 

Abnahmeprüfungen 

15 636 

13 940 

Hauptprüfungen 

67 561 

64 029 

Zwischenprüfungen 

55 469 

57 785 


Übersicht 39 

Technische Uberwachungsorganisationen 

Anzahl der an Aufzugsanlagen eingetretenen Unfälle 


Jahr 

Unfälle 

davon 

tödlich 

1965 

68 

12 

1966 

86 

9 

1967 

84 

9 

1968 

67 

9 

1969 

93 

6 

1970 

82 

7 

1971 

88 

6 


Übersicht 40 

Technische Überwachungsorganisationen 
Zahl der Unfälle und Unfallursachen bei Aufzügen 


Unfälle 

1971 

1970 

1969 

1968 

t 1 

1 2 1 

3 

1 * 

1 3 

Unfälle insgesamt ...... 

1 88 

82 

93 

67 

davon: 

durch fehlerhaftes 
Denutzerverhalten . v* • 

65 

52 

67 

47 

durch technische Mängel 

16 

23 

19 

10 

bei Wartung und 
Montage 

6 

5 

6 

8 

Sonstige Ursachen .... 

1 

2 

l 

2 


Übersicht 41 

Technische Uberwachungsorganisationen 

Anzahl der Prüfungen an elektrischen Anlagen 



1 1971 

1 1970 

I 1 

1 2 

1 3 

Prüfung elektrischer Anlagen 



Insgesamt 

72 785 

74 810 

davon: 

in Volltheatern 



Abnahmeprüfungen i 

7 

8 

Wiederholungsprüfungen . . 

157 

137 

in Lichtspieltheatern 



Abnahmeprüfungen ...... 

34 

18 

Wiederholungsprüfungen . . 

995 

1 182 

in sonstigen Versammlungs- 

194 

306 

räumen 



Abnahmeprüfungen 

2158 

2 692 

Wiederholungsprüfungen . . 

19 880 

19916 

in Industrie und Gewerbe . . . 

50 605 

48 009 

von Zapfsäulen an Tankstellen 



in Tanklagern 

669 

628 

Prüfung von Blitzschutzanlagen 

5 593 

5 409 


Übersicht 42 


Technische Uberwachungsorganisationen 

Anzahl der an Tankanlagen ausgeführten Prüfungen 



Prü- 

fungen 

Unterirdische Tanks 

54 809 

Oberirdische Tanks 

außer Flachbodentanks 

6501 

Flachbodentanks 

3102 

Ordnungsprüfung von Tankanlagen . . 

12245 

Elektrisdie Einrichhmgen an Tanks . . 

50787 

Behälter von Straßentankwagen und 
Aufsetztanks 

7636 

Straßentankwagen und ortsbeweglidie 
Tanks nadh ADR 

1961 

Behälter von Eisenbahnkesselwagen 

1 944 


261 


Drucksache 7/189 


Deutsche I Bundestag — 7. Wahlperiode 


Übersicht 43 


Maschinenschutzgesetz 

Zahl der von den Prüfstellen geprüften Typen von im Inland hergestellten 
und Importierten tedmisdien Arbeitsmitteln 
und dabei festgestellte Zahl und Axt der Mängel 


Jahr 

Prüfungen 

Prüfimgsergebnisse 

InlSn* 

dlsche 

GeiAt« 

ron: 

tiort« 

C^Ste 

Getaml' 

xahl 

Ohne Mängel 

Mit Mängel 

Art der Mängel 

dai 

ini&n* 

dlsdM 

Gerate 

/on: 

Impor* 

Uerte 

Clerate 

Gesamt- 

zahl 

davon: 

tnian* 1 Impor- 
dlKhe Uerte 

Gerate | Geräte 

Cjesaat* 

zahl 

Gruppe 

l 

Gruppe 

2 

Ciruppe 

3 

t 

1 2 1 

1 3 1 

1 4 

1 5 

t a 

1 7 

t 6 1 

9 1 

1 10 1 

1 11 1 

1 12 1 

1 13 

1969 

7 859 

577 

8 436 

6 473 

273 

6746 

1 386 

304 

1690 

1234 

387 

69 

1970 

8 089 

979 

9 068 

6 505 

307 

6 812 

1 584 

672 

2 256 

1 619 

536 

101 

1971 

7 829 

920 

8 749 

5957 

290 

6 247 

1 872 

630 

2 502 

1 782 

620 

100 

Gesamtzahl • • , . 

23 777 

2 476 

26 253 

18935 

870 

19 805 

4 842 

1 606 

6 448 

4 635 

1 543 

270 


Gruppe 1: leicht abstellbare Mängel 

Gruppe 2: nur durch konstruktive Änderungen abstellbare Mängel 
Gruppe 3: unbrauchbare Geräte, Neukonstruktion erforderlidi 


Übersicht 44 


Maschinenschutzgesetz 

Prüfungen bei Haushalts-, Sport- und Bastelgeräten sowie Spielzeug 

(Ausschnitt) 



Prültmgen 

Prüfungsergebnisse 
mit Mängeln 

Gerätetypen 




davon: 




davon: 

Gesamtzahl 

inländische 

Geräte 

importierte 

Geräte 

Gesamtzahl 

inländische 

Geräte 

importierte 

Geräte 


10711 1970 11969 

1071 11970(1969 

1 

I 

1071 11970(1969 

1071 (1970(1969 

1971(1970(1969 

1 1 

2 

1 3 

1 4 1 

1 5 

1 0 

1 7 

1 » 

1 9 

1 »0 1 

1 n 

1 12 

1 13 ( 

14 

1 15 

1 18 1 

1 17 

1 >8 1 

1 19 

Bastelgeräte «... 

17 

33 

17 

15 

20 

12 

2 

13 

5 

12 

17 

12 

10 

8 

8 

2 

9 

4 

Freizeitgeräte . . 

76 

47 

50 

57 

25 

20 

19 

22 

30 

49 

39 

40 

35 

19 

16 

14 

20 

24 

Haushaltsgeräte . 

514 

507 

498 

376 

332 

392 

138 

175 

106 

238 

281 

246 

141 

161 

172 

07 

120 

74 

Heimwerkzeuge • 

28 

101 

10 

16 

66 

4 

12 

35 

6 

21 

77 

8 

11 

53 

4 

10 

24 

4 

Spielzeuge 

77 

62 

27 

74 

47 

15 

3 

15 

12 

40 

34 

12 

46 

29 

3 

3 

5 

9 

Sportgeräte ..... 

92 

10 

4 

74 

7 

3 

18 

3 

1 

17 

8 

3 

14 

5 

2 

3 

3 

1 

Gesamtzahl ..... 

804 

760 

606 

612 

497 

446 

102 

263 

160 

386 

456 

321 

257 

275 

205 

120 

181 

116 
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Masdiinensdiutzgesetz 

Zahl der von der Prüfstelle des Verbandes Deutscher Elektrotechniker 
durchgelührten Überprüfungen von Typen von tedmlsdien Arbeitsmitteln und 
Zahl und Art der dabei festgestellten Geräte mit sidierheitstedmisdten Mängeln 


Jahr 

Prüfungen 

Plüfungsergebnisse 

Ohne Mängel 

Mit Mängel 

Art der Mängel 

GasamC- 

xahl 

davon: 

Gesemt- 

aebl 

davon: 

Gesamt- 

zahl 

davon: 

Groppe 

1 

Groppe 

2 

Groppe 

3 

itOän* 

disch« 

Gartt« 

Impor- 

tierte 

Geräte 

Ijüfin- 

dUdm 

Geräte 

Impor- 

tierte 

Geräte 

Inlän- 

dUcbe 

Geräte 

Impor- 

tierte 

Geräte 

1 i 

1 *■ 1 

3 1 

4 ) 

S 

1 6 1 

1 7 1 

1 8 1 

9 1 

1 >0 1 

1 11 1 

1 12 1 

13 

1969 

684 

590 

94 

490 

429 

61 

194 

161 

33 

179 

15 

- 

1970 

496 

423 

73 

375 

325 

50 

121 

98 

23 

105 

16 

— 

1971 

547 

467 

80 

401 

349 

52 

146 

1 

118 

1 

28 

130 

16 

— 

Gesamtzahl .... 

1 727 

1 480 

247 

1266 

1 103 

163 

461 

377 

84 

414 

47 

— 


Gruppe 1: leidit abstellbare Mängel 

Gruppe 2: nur durch konstruktive Änderungen abstellbare Mängel 
Gruppe 3: unbrauchbare Geräter Neukonstruktion erforderlidi 
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Übersicht Sl 


Angezeigte Arbeltsunfälle und tödliche Arbeltsimfälle 
bei den gewerblidieii Bemfsgenossensdmfteti den landwtrtsdiaftllchen Berufs- 
genossensdiaften und den Elgenunfallversidienmgsträgeni nach der Stellung 

im Beruf im Jahre 1971 

(in v>H.) 


Stellung im Beruf 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

Landwirts chaftHdte 
Berufsgenossens diaf ten 

HigenunfaltversicheTUBg 

Ins- 

gesamt 

Mljuuf 

FraufiA 

tna- 

gevamt 

Minner 

FrauGti 

IniH- 

geafttnl 

Miimer 

Prayeii 

1 

2 

a 

4 1 

1 s 1 

1 0 

7 1 

1 0 1 

1 9 

10 




ArbeltstmiäUe 






Selbständige 

2.4 

2.3 

3,5 

38,9 

50,1 

13,0 

0,3 

0,3 

o,t 

Mitbelfende 










FamiUenangehÖrige 

0,5 

0,3 

2.1 

36,9 

20,3 

75,2 

0,2 

0.2 

0,1 

Angestellte * . . ^ ^ • . • . • 

5,7 

4,5 

15,5 

0.7 

0,9 

0,2 

15,5 

9,2 

34,6 

Arbeiter 

86.4 

87,8 

75,2 

20,1 

25,2 

8,6 

74,4 

79.6 

58,4 

Lehrlinge 

4,2 

4,4 

2,9 

0.9 

1.1 

0,4 

2,8 

2,7 

3.3 

Sonstige Personen 










z. B. Beamte . « . . * 

0,7 

0,7 

0,9 

2,5 

2,4 

2.7 

6,8 

7.9 

3.4 

insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 



Tödliche Arbeltsunlälle 





Selbständige 

9,0 

8,9 

11,2 

38,9 

47,3 

4,6 

6,7 

7,7 

2,1 

MitheUende 










Familienangehörige , • 

1.7 

1,1 

14.7 

39,1 

29,4 

79.2 

6,0 

5,3 

9,4 

Angestellte 

14,7 

14,0 

29,3 

0,4 

0,5 

— 

12,3 

9,7 

25,0 

Arbeiter p . 

71,5 

73,0 

40,5 

15,6 

17,3 

8,6 

35.9 

38,9 

21,9 

Lehrlinge 

1,4 

1,4 

U7 

0,7 

0,5 

1.5 

2,9 

2,6 

4.2 

Sonstige Personen 










z. B. Beamte 

1.7 

1,6 

2,6 

5.3 

5.0 

6.1 

36,1 

35,8 

37,5 

insgesamt , . . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 
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Angezeigte Arbeitsnnfälle und tödliche ArbeltsunfdUe 
bei den gewerblichen Berufsgenossensdialten nach der Zelt von der Aufnahme 
der Arbeit bis zum Unfallereignls im Jahre 1971 

(ln v.H.) 


Eintritt des Unfalls 

Angezeigte ArbeilsuiifäUe 

1 Tödliche Arb ei Isun fälle 

nach Aufnahme der Arbeit 

insgesamt 

Männer ( 

Frauen 

1 insgesaTnt'l 

1 Minner | 

Frauen 


i'!' 

3^ t 

4 1 

1 s 1 

l fl l 

7 

vor Ablauf 1 Stunde . . . . 

6,9 

6,6 

9,0 

10,1 

10,1 

10,3 

nach 1 bis 2 Stunden * , . 

1»,1 

9,9 

11.4 

10,0 

9,9 

11,2 

nadi 2 bis 3 Stunden • . . 

10,0 

9,8 

11,4 

8,8 

8,9 

7.8 

nach 3 bis 4 Stunden ... 

11,5 

11,4 

12.2 

9,5 

9.5 

9,5 

nach 4 bis 5 Standen . . . 

12,0 

12,1 

11,5 

8,9 

9,0 

7.8 

nach 5 bis 6 Stunden . . . 

8,0 

7.9 

8,6 

6,1 

6,0 

7.8 

nach 6 bis 7 Stunden . . . 

7,3 

7.3 

7,4 

7,2 

7,3 

4.3 

nach 7 bis 8 Stunden . . . 

9,7 

9.9 

8.2 

9,0 

9,1 

6,9 

nach 8 bis 9 Stunden , . . 

10,2 

10.4 

8,1 

8.4 

8.6 

6,0 

nach 9 bis 10 Stunden . . . 

7,1 

7,3 

5,3 

6.7 

6,7 

6,0 

nach 10 bis 1 1 Stunden . . . 

3,3 

3,4 

2,3 

4.5 

4,4 

6,9 

nach 11 bis 12 Stunden . . . 

1.4 

1,4 

1.2 

2,5 

2,5 

2,6 

nach 12 und mehr Stunden 

2,5 

2,6 

3,4 

8,3 

8.0 

12,9 


Übersicht S3 


Angezeigte Arbeitsanfälle bei den Trägern der gesetzlichen Unfaliversicherung 
nach dem Wochentag des Unlalls im Jahre 197! 

(in V, H.) 


Wochentag 

insgesamt 

1971 

Männer 

1971 

Frauen 

1971 

i t 3 

^ 3 1 

1 * 

Montag 

21,2 

21,5 

19,8 

Dienstag v . . . >,* , . , 

18,0 

19,0 

17,9 

Mittwoch . . . . - . . . . ........... 

17,9 

18,0 

17,4 

Donnerstag . , i < . i . ^ ^ . . , . . , „ 

17,0 

17,0 

17,0 

Freitag 

16,8 

16,7 

17,2 

Samstag 

6,4 

6.2 

7,4 

Sonntag > . .> ^ . 

1,9 

1.7 

3,2 

insgesamt . . . 

j 100 

100 

100 
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Übersicht S4 


Angezeigte ATbeitsuiüälle und tddlldie Arbeitsuniälle 
bei den geweiblidien Berufsgenossenschalten, den landwirtsdialtUdieii Berufs- 
genossensdialten und bei den Eigenunlallversldienmgsträgeni nach der Art 

der Verletzung im Jahre 1971 

(in V. H.) 


Träger der gesetzlichen 
Unfal l ve rs i cherung 




An der Verletzung 


• 


Absdrür^ 

fttflg 

Sdhwet» ' 
Wiu^tt 1 

Vfeffbriitt- 

JtUSfl 

Vw 

Knndifizi^ 

Urudi 

GUed- 1 

V^lUAi 

tftn«r« 

Ver, 

Vct- 

SoDAlige 

V*r- 

i 

t 

3 

4 

1 S 1 

e- 1 

1 ^ 1 

1 « { 

1 8 1 

1 10 





Aogezeigte ArbeilsuuläUe 




Gewerbliche 

Berulsgenossenschaften 

59.8 

7.3 

4,6 

0.9 

11,7 

1,2 

8,3 

0,3 

5,9 

LandwlrtschafUiche 

Beruf sgenossenschaften 

57,9 

To,o 

0.8 

0,5 

19,1 

1.3 

7,6 

0,1 

2,6 

Eigenunrallversidierung , 

64,3 

8,0 

3,6 

2,8 

9,5 

0,3 

7.0 

0,6 

3,9 





TÖdlJche ArbellsunfäUe 




Gewerbliche 

Beruf sgenossensdia l ten 

4,1 

8,4 

5,7 

0,2 

22,2 

2,6 

30,6 

0.8 

25.4 

LandwirtscbafUiche 

Berufsgenossenschaften 

1.3 

7.1 

0,9 

I.l 

40,2 

0,3 

38,5 

1,4 

9,2 1 

Eigenunf all Versicherung , 

6,7 

10,3 

5,8 

1.5 

20,5 

4,7 

24,9 

6,2 

19,4 
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Übersicht S5 


Angezeigte Arbeitsanfälle bei den gewerblidien Berufsgenossenschaften, den 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften und bei den Eigenunfall- 
versichemngs trägem nach besonders gefährdeten Körperteilen ün Jahre 1971 

(ln V. H.) 

Hautabschürfungen 


Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung 


verletzte Körperteile 


Arme 

j Hände 

Beine 

Füße 

übrige 

Körperteile 

1 

2 

1 3 

1 4 1 

1 5 

\ 6 

Gruppen der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften 






1. Bergbau . . • w ..... 

— 

— 

— 

— 

— 

TL Steine und Erden 

7.6 

42,2 

10,3 

23,0 

16,9 

Hl. Gas und Wasser .......... 

— 

— 

— 

— 

— 

IV. Eisen und Metall 

5,6 

52,0 

9,3 

16,0 

17J 

V. Elektrotechnik 






Feinmechanik und Optik . . 

6,3 

47,3 

9,6 

18,4 

18,4 

VI. Chemie . vi .......... . .... 

7.9 

45,3 

12,8 

17,0 

17,0 

VII. Holz und Schnitzstoffe . . 

5.1 

52,5 

8,4 

19,2 

14,8 

Vlll. Papier und Druck 

6,3 

47.5 

10.6 

21,4 

14,2 

DC, Textil und Leder 

5,6 

M.O 

7.5 

12,0 

14,9 

X. Nahnings- und GenuBmittel . 

7.3 

51,3 

9.6 

16,2 

15,6 

XI. Bau 

6.7 

36,0 

12,4 

22,1 

22,8 

XU . Handel. Geld und Versiche- 
rungswesen : Dienstleistun- 

gen (ohne öffentliche Dienst- 






leistungen) 

7.3:. 

37,8 

9,2 

25,4 

20,3 

XIII. Verkehr 

2,2 

8.1 

4.1 

65,1 

20,5 

XrV . Gesundheitsdienst . . . . ^ . 

10,4 

27,9 

22,6 

16,2 

22,9 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

9.0 

26,3 

19,6 

(8,6 

26.5 

■^ 7 ’ 

Eigenunfallversichemng .... . i. • 

6,5 

32,5 

14,4 

20,5 

26,1 
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übersieht S6 


Angezelgte Arbeitsunfälle bei den gewerblldien Benifsgenossenstiiaften, den 
landwirtschaftlidien Benifsgenossensdiatlea und bei den Eigenunfall- 
versldierutigsträgent nach besonders gefährdeten Körperteilen im Jahre 1971 

(in V, R) 

Knodienbrüdie 





verletzte Körperteile 



Träger der gesetzhdum 

Unf a 11 versi dl e rung 

Brust- 

korb 

Rücken 

Arme 

Hände 

Beine 

Füße 

übrige 
Körper - 
teile 

1 

1 2 .1 3 , 

1 * 

1 y 1 

1 4 ""l 

7 1 

l a 

Gruppen der gewerblidien 








Berufsgenossensdiaiten 








1. Bergbau . - . .. . * . * • * . • . . . , • * 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

11. Steine und Erden - 

7,0 

1,9 

8,5 

37,2 

7,2 

35.7 

2,5 

IIJ. Gas und Wasser 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

IV, Eisen und Metall ^ 

3,4 

2.5 

6.3 

45,0 

9,7 

21,7 

n.4 

V. Elekirotedmik, 

7.0 

0,6 

7.3 

45,3 

3,6 

33,1 

3.1 

Feinmechanik und Optik . , 








VI. Chemie .> * . ^ 

8,0 

0,6 

13,6 

40,0 

4,2 

31,0 

2,6 

VÜh Holz und Sdinitzstoffe . ► • . 

9,4 

2.9 

7,9 

33,2 

6,7 

38.2 

1.7 

Vin, Papier und Drude . - - - * * ■ .v- 

7.3 

1.9 

9,2 

49,8 

6,0 

24.R 

1,0 

IX, Textil und Leder 

d,6 

1.1 

9.4 

36,6 

6.1 

33,6 

3.6 

X, Nahrungs- 








und Genußmittcl .......... 

10,0 

3.4 

13,8 

3.3,1 

8,4 

27.3 

4,0 

XL Bau .,.v. .... ... 

9,4 

2,2 

9,0 

33,8 

6,7 

36,2 

2,7 

XU. HiindcL Geld und Ver- 

sidierungswesen; Dienstlei- 
stungen (ohne öffentlidie 








Dienslleislungen) ^ 

10,3 

2,6 

11,0 

30,5 

2,7 

39,6 

3,3 

XIU. Verkehr 

3,1 

1,2 

4,2 

9.6 

3,6 

72,6 

5.7 

XrV. Gesundheitsdienst . , . * ^ ... 

8,1 

4,1 

29,i 

20,6 

14,7 

17,8 

5,3 

Lahdwirtschartlidie 








Berufsgenossenst^eüeo ...... 

13,6 

4.1 

i9A 

19,5 

9,0 

21,9 

12,5 

Eigenunfallveisichening ^ ^ - - - 

12,1 

3.4 

11,6 

29,7 

9,0 

284 

6,1 
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Übersicht S7 


Angezeigte Arbeitsunfäiie bei den gewerblidien BenifsgeROssenschaUenf den 
landwirtsdiaftUchen Bemls^nossensdiaften und bei den Elgenuniall- 
versIdierungstrSgem nach besonders gefährdeten Körperteilen im Jahre 1971 

(in v.a) 

Schwere Wunden 


Träger der gesetzlldien 
Unfallversicherung 




verletzte Körperteile 




Kopf 

und 

Hals 

kcitli 

Bttuili 


Arme 


D4ijpG 

FäJj0 

KÄrpcr- 

1 

1 

3 ' 1 

! 4 I 

S [ 

« 1 

1 ? 

l 0 1 

9 1 

1 10 

Gruppen der gewerblidiea 
Berufsgenossensdiaften 










h Bergbau * - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



Ü, Steine und Erden 

16,3 

2,0 

0,9 


8,7 

38.7 

10,1 

t7,0 

4,7 

UL Gas und Wasser 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


IV. Eisen und Metall . - . .... ... 

6,5 

1.0 

0.5 

03 

5,8 

67,6 

6,9 

9.8 

1,0 

V. Elektrotechnik, 










Feinmechanik und OpUk .> 

— 

0,9 

— 

— 

2,3 

95,4 

0,9 

0*6 

0,0 

VT. Chemie 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Vtl. Holz und Sdinilzstoffe ... . 

7,7 


0,6 

0,6 

8,3 

72,1 

4,7 

4*5 

1,5 

vm. Papier und Druck 

7,7 

1,7 

0,4 

— 

6,3 

68.9 

7,7 

6,4 

0.4 

IX. Textil und Leder 

12.8 

t,3 

0,3 

14 

6.7 

63,2 

3.7 

104 

0,5 

X. Nührungs- 










und Genußmittel ...... : ... . 

11,3 

1.2 

2.4 


9,3 

49,2 

14,8 

3.t 

2.1 


10,9 

0.7 

0.4 

ft7 

4.7 

56,1 

6,7 

17.5 

2,3 

XIL Handel, Geld und Ver- 
sicherungswcsenj DiensUei* 
stungen (ohne öffentliche 










Dienstleistungen) - - 

25,9 

0,4 

0,3 

0,4 

6,0 

42,0 

3.5 

20,5 

1.0 

XIIL Verkehr . . . . ...... . ... . ... 

6,8 


0.8 

1,7 

3.4 

34,7 

11,9 

39.0 

1.7 

XIV. Gesundheitsdienst ........ 

— . 

: 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Landwirtschaftliche 










Beruf sgenossenschaften 

12,0 

l.l 

0,9 

1,6 

6.4 

43,4 

19,6 

13,0 

2,0 

Eigenunfallversidierung ......... 

15,7 

2,6 

0,f> 

2,0 

6,6 

43,0 

11,9 

14*7 

2,9 
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Übersicht SS 


Angezeigte ArbeltsunfäUe bei den gewerblichen Berulsgenossensdialten, den 
landwirtsdiaftUchen Berufsgenossensdiaften und bei den Eigenunfall- 
verslcheningsträgem nach besonders gefährdeten Körperteilen im Jahre 1971 

(in v*H.) 

Verbrennungen 


i 

Träger der gesetzlichen 

Un f all versi dieru ng 




verletzte Kdrperteite 




Augen 

Kotif 

H4l« 

Bnult- 

kotb 

Beudi 


Arme 

Hände 

Seinn 

FOSn 

Ubirige 

l«üe 

1 

2 1 3 

1 

1 5 1 

i s. ' 

i 7 1 

1 »_ 1 

[_ 9 \ 

1 le 

1 11 

Gruppen der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften 











1* Bergbau • * ».n ■ » * • « « i-« * 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

IL Steine und Erden 

3,9 

9,6 

2,2 

0,4 

1,8 

17.1 

43,9 

5.7 

15.4 

0,0 

111. Gas und Wasser 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 1 

IV. Eisen und Metall . . . • • , . • . . 

8,1 

9,6 

1.6 

0,9 

Ic7 

14,5 

30.9 

7.6 

24,2 

0,9 j 

V. Elektrote^ik, 











Feinmedianik und Optik 

4.0 

5.2 

0,2 

0,2 

0.7 

16,2 

54,6 

4.7 

9,4 

4,7 

VI. Chemie 

2.7 

13.9 

L7 

1,2 

2,3 

22,8 

35,5 

6,6 

12,4 

0.8 

VII. Holz und Sdmitzstoffe . .. . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Vlll. Papier und Druck ...... ..i . , 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

IX. Textil und Leder 

0,8 

4,0 

L2 

2,4 

2,0 

29,4 

41,1 

8,9 

9,3 

0.8 

X. Nahrungs' 











und GenußmiUel 

U 

4.9 

1,2 

t.3 

2.3 

23,8 

34,2 

11,4 

19,2 

0.3 

XI. Bau". ... . 

3,7 

11,2 

2,4 

\),0 

1.0 

17.5 

47,0 

4.4 

lt,4 

0.5 

XU. HandeL Geld und Ver- 
sicherungswesen; Diensllet- 
istungen (ohne öffeaUlche 











DiehsUeisUingen) . . ... ..... 

S.O 

to,o 


0,9 

1,8 

16,9 

39,3 

3.2 

21,5 

0,0 

XllL Verkehr 

0,5 

4,2 

0,5 

12,6 

13,2 

4,2 

13,2 

1.1 

494 

1.1 

XIV. GesundheilstliensL ^ . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Landwirtsdiaftliche 











Berufsgenossensdiaften ...... 

19,4 

10,4 

4,5 

— 

6,0 

9.7 

15,7 

17,2 

17,2 

— 

Eigenunfallversldierung 

3,5 

9,6 

1,4 

0,9 

1.4 

2Qa 

40,9 

9,3 

12,8 

— 
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Angezeigte Arbeltsuniälle bei den gewerbUdien Berufsgetiossenschaften» den 
landwirtschaltlJdien Bemfsgeaossensdiafien und bei den Eigenunfall* 
versidieningslrägeni nach besonders gefährdeten Körperteilen im Jahre 1971 

(in v* R) 

Verätzungen 


Träger der geseUlidien 

Un fal 1 V ersi diening 

verletzte Körperteile 

Au(reo 

und 

HrIb 

ftmau 

korb 

Oaudi 


AlULe 

Tllndtt 

Bfilnn 

FUftH 

Uliflifi* 

1 ICdnHit- 

leJla 

i 

2 1 3 

4 1 

1 5 1 

f ß 1 

1 ? 1 

1 a 1 

1 a 

1 Irt 1 

II 

Gruppen der gewerblichen 











Berufsgenossensdiaften 











L Bergbau . . ^ . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

IL Steine und Erden . 

60,8 

5,9 

— 

2,0 

— 

3.9 

19,6 

3.9 

3,9 

— 

III. Gas und Wasser • ^ ^ . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— f 

IV. Eisen und Metall . , , , * . . * * . 

48.5 

8.4 

14 

2,3 

1,5 

4,6 

17,2 

8,0 

5,7 

2,7 

V, Elektrotedmik, 











Feiiunedianik und Optik . . 

36,0 

8,0 

— 

— 

— 

10,7 

18,7 

9,3 

2J 

14,7 

VI. Chemie 

39,4 

16,8 

IrO 

0,7 

1,4 

13,0 

lt,3 

7,2 

7,2 

2,1 

VIL Holz und Schnitzstoffe ► . . t 

44,4 

114 

— 

— 

5,6 

5,6 

114 

— 

22,2 

— 

VIIL Papier und Druck .... 

40,0 

11,4 

— 

2,9 

2,9 

— 

5,7 

11.4 

22,9 

2,9 


46 3 

1 1 1 


1.9 


13.0 

S3 0 

% 7 

T 1 1 


X; Nahmngs- 


j 1 1 j 





J. 1 f 1 


und Genußmiltel 

33,7 

12,0 

3,3 

14 

14 

15,2 

15,2 

8,7 

9,8 

— 

^CXv Bau * . ■ ^ « . . ..■ fl . > «.fl Hi 

78,5 

l.l 

— 

14 

14 

2,6 

7,7 

2,9 

5.1 

— 

XII. Handel, Geld und Ver* 











sicherungswesen; Dienstlei- 











stungen (ohne öffentliche 











Dienstleistungen} * , * 

43,8 

12,5 

24 

— 

— 

8,3 

16.7 

2.1 

14,6 

— 

XlII. Verkehr 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

XIV. Gesundheitsdienst ..... . . • 

42,1 

15,8 

— 

5,3 

— ■ 

10,5 

5^ 

5.3 

15,8 

— 

Landwirtsdiafüiche 











Berufsgenossensdiaften . • i , 

22,0 

6.1 

3.7 

— 

1,2 

13,4 

13,4 

12,2 

28^0 

’ — 

Higenunfallversichenmg . . . » . . * • 

18,8 

12,4 

1.3 

0,4 

0,2 

6,1 

39,6 

11.7 

■f* 

9.4 

0.1 
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Übersicht S 10 


Angezeigte Arbeitsanfälle bei den gewerblichen Bemfsgenossenschaften, den 
landwirtschaltlidien Berulsgenossensdialten und bei den Eigenuniall- 
versidiehingsträgem nach Gegenstandsgruppen im Jahre 1971 

(in V. H.) 


GegensUndsgruppe 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

Land wir tschaftli che 
Berufsgenossenschafien 

Eigenunfallversicberung 


Insgesaml 1 M&nagr 1 

Frauen 

intgesanit i 

1 Mftnner t 

Frauen 

insgaMimi I 

Männer J 

Plauen 

1 

2 1 

3 1 

4 1 

1 -5 1 

1 6 1 

7 ( 

8 1 

1 9 t 

to 

Gelände, Rohstoffe (Gewin- 
nung und Lagerung) ...... 

3.0 

2,8 

4,6 

13.5 

11.3 

1 

18,4 ' 

1 

1 9,8 

9,6 

10,1 

Energieumsetzer, Energie- 

speicher und -Übertrager, 
Druckbehälter ............ 

0.7 

0.7 

ols 

1.0 

1.3 

0,4 

0,8 

0.9 

0,6 

Arbeitsmaschinen und Ein- 
richtungen 

15.1 

14.5 

19,6 

11,0 

13,4 

5,5 

4.3 

4,4 

3,9 

Fördereinrichtungen . . ^ . i 

4.0 

4,4 

1.2 

1.9 

2.3 

0,9 

1.5 

1.8 

0,6 

Lasten und Beförderungs- 
mittel 

14.6 

15.4 

8,5 

17,1 

18,0 

15,0 

22,2 

27,0 

7.7 

Bauten, Rüstzeug (auch an 

1 Bord) 

14,0 

12.6 

25,0 

15,0 

11,5 

22.9 

16,9 

10,4 

36,5 

Handwerkszeug, Stapel, Späne, 
Splitter und Sonstiges ..... 

42,3 

43,3 

35,0 

37,7 

39.5 

33,9 

39,6 

41,5 

34,2 

Ge^ndheitsschädliche Ein- 
wirkungen 

6.2 

6,2 

5.7 

2.4 

2,2 

2.8 

4.4 

3.7 

6,7 

Brennbare und explosible 
Stoffe 

O.I 

0.1 

0.1 

0.4 

0.5 

0.2 

0,3 

0.3 

0,1 

insgesamt . . . 

j 100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 1 

too 

100 
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ü b e r s i ch t S 1 1 


Angezeigte Arbeit sfoniäUe bei den gewerbUchen Bemfsgenossensdiafteii, den 
landwirtsdiafUicheD Benifsgenossensdiaften und bei den Eigenonfall- 
versidierungsträgerit nadi Vorgängen im Jahre 1971 

(in V, R) 


Vorgang 

Gewerbtidie 

Ber ufsgenossensdi alten 

Land wl riscbaf Ulthe 

B enif sgenossensdiaften 

Eigen Unfallversicherung 


1' 1 

Fiaiieä 

| Miiuier | 

Frauen 

IniigciHini T ] 

Mau tief 1 

Ffiunn 

1 1 2 1 

a t 

4- 

1 5 1 

6 1 

1 1 

1 ^ 1 

1 0 1 

tD 

Allgemeines. Unbeslimintesr 

8,3 

8.6 

6.5 

6,3 

6,4 

6,2 

11,5 

n.3 

12.2 

Fall und Sturz von Personen, 
auch über Bord 

15,2 

13,6 

27.5 

32.0 

25.3 

47.2 

25.6 

21,0 

39.7 

Berühren, sich Stoßen, sieb 
Reißen an ruhenden und be- 
wegten Gegenständen * . . 

32,3 

J2.7 

29.5 

20.6 

22,9 

15,5 

25,9 

26,7 

23.3 

Gestoßen-, Erfaßt-, Einge- 
klemmt-« Angefahren-, 

Uberfahrenwerden - , - * * . . - 

20,6 

20.5 

21,6 

27,8 

30.3 

21,9 

!6,l 

18,2 

9.7 

Fallen, Umfallen. Abgleiten 
von Gegenständen und 
Massen. Umschlägen. Ken- 
tern. Untergehen von Fahr- 
zeugen p • - . . * - , , 

14,0" 

14,8 

8.0 

8,5 

9,9 

5.3, 

13.1 

15,0 

7.4 

Mechanische Zerstörung (Zu- 
sammenbrechen, Zerbre- 

chen, Zerspringen, Abflie- 
gen, Fortfliegen, Zerknal- 
len} 1 » • 1 * *-* * * *. * •;* • • • • ; ? 

3.4 

3.6 

1,5 

2.7 

3,4 

1.2 

2,7 

3.3 

1,0 

Warme- und Kälteeinwirkung 
(Verbrennen. Erfrieren), Ex- 
plosion durch chemische 
Umsetzung • . . , , , * , 

4,2 

4.2 

3,9 

1,0 

0.7 

1,6 

3,2 

2,6 

4.8 

Elektrische Vorgänge . * .... 

0.? 

0,3 

0.1 

0.1 

0.1 

— 

0.5 

0,6 

0,5 

Vergiftungen, Verätzungen, 
Ersticken, Ertrinken 

1,0 

1,0 

0,9 

0.4 

0.9 

0,2 

0,8 

0,8 

0,9 

Erkrankungen, Infektion. 
Strahleneinwirkung . - . . . . 

0,7 

0.7 

0,5 

0,6 

0.5 

0,8 

0,5 

0,5 

0,6 

insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 
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Übersicht S12 


Tödliche Arbeitsunfälle bei den gewerbUchefl Bemfsgenossenschalten, 
den Landwlrtschaftlidien Beniisgenossens<hal1en und bei den 
Eigenunfallversicherungsträgem im Jahre 1971 

(in V. R) 


Kenn- 

Vorgang 

Tödliche Aibeitsunfälle 

Ziffer 

msgesomt 

1 Männer 1 

Frauen 

0 

Allgemeines« Unbestimmtes, Sonstiges 

4,4 

4,7 

2,2 

1 

Fall und Sturz von Personen, audi über Bord — 

Berühren, sidi Stoßen, sidi Reißen an ruhenden und be- 

20,4 

19.7 

26,7 

2 

wegten Gegenständen * . . * v . 

Gestoßen-, Erfaßt-, Eingeklemmt-, Angefahren-, über- 

9,3 

8.9 

12,7 

3 

führenwerden » * * . . . 

Fallen, Umfallen, Abgleiten von Gegenständen und Mas- 

38,8 

38,6 

40,3 

4 

sen, Umschlägen, Kentern, Untergeben von Falniseijgeii 
Mechanische Zerstörung (Zusammenbrechen, Zerbredren, 

12,6 

13,2 

6,6 

5 

Zerspringen, AbfUegen, Fortf liegen. Zerknallen) • - . . . . 
Wärme- und Kälteeinwirkung (Verbrennen, Erfrieren), 

2,3 

2.3 

1,7 

6 

Explosion durch dtemlsdie Umsetzung 

2,8 

2,9 

2,0 

7 

Elektrische Vorgänge 

4,4 

4,4 

4,6 

8 

Vergiftungen, Verätzungen^ Erslidcen, Ertrinken * • 

4,2 

4,4 

2,4 

9 

Erkrankungen, Infektion, Strahleneinwirkung 

0,8 

0,9 

0,7 


insgesamt « , ^ 

100 j 

' 100 

100 


275 



Drucksache 7/189 





Übersicht 01 


Angezeigte Unfälle (Arbeitsunfälle und Wegeunfälle) 
und angezeigte Berufskrankheiten sowie Häufigkeit Je 1000 Vollarbeiter 
nach Trägem der gesetzlichen Unfallversicherung seit 1949 




ArbeiUunfälle, Wegeunfälle und Berufskrankheiten 

Angezeigte 

Erstmals 



Träger der 
gesetzlichen 
Unfallver- 
sicherung 
insgesamt 

davon 

entschädigte 

Jahr 

Vollarbeiter 
in 1000 •) 

gewerbliche 

Berufs- 

genossen- 

schaften 

landwirt- 

schaftliche 

Berufs- 

genossen- 

schäften 

Eigenunfall- 

versiche- 

rungsträger 

Unfälle und Berufs- 
krankheiten 
je 1000 Vollarbeiter 

1 

2 

3 1 

4 1 

1 5 1 

1 e 1 

7 

1 8 

1949 

18 033 

1 190 511 

850 714 

204 152 

137 645 

65 

5.7 

1950 

19 183 

1 382 353 

983 558 

245 823 

152 972 

70 

6.0 

1951 

19 989 

1 595 867 

1 158 962 

271 057 

165 848 

80 

6.2 

1952 

20 209 

1 836 516 

1 380 260 

275 353 

180 903 

91 

6,3 

1953 

21 304 

2 086 581 

1 602 756 

289 369 

194 456 

98 

6,8 

1954 

21 779 

2 242 156 

1 752 185 

295 640 

194 331 

103 

6.1 

1955 

22 575 

2 476 107 

1 960 202 

310718 

205 187 

110 

5.9 

1956 

23133 

2 605 674 

2 100 667 

301 436 

203 571 

113 

5,9 

1957 

23133 

2615716 

2 111 583 

297 289 

206 844 

113 

5,5 

1958 

23 523 

2 792 753 

2 283 752 

302 286 

206 715 

119 

5.4 

1959 

24 123 

2 861 961 

2 359 181 

293 864 

208 916 

119 

6.2 

1960 

24 883 

3 028 410 

2 542 905 

280 677 

204 828 

126 

5.9 

1961 

24 324 

3 187 614 

2 687 944 

282 993 

216 677 

131 

5.2 

1962 

24 440 

3 022 884 

2 537 742 

266 261 

218 881 

124 

5,2 

1963 

24 345 

2 934 655 

2 447 422 

259 915 

227 318 

121 

4,9 

1964 

24 859 

2 990 975 

2 509 698 

260 155 

221 122 

120 

4.5 

1965 

24 951 

2 938 127 

2 466 063 

252 814 

219 250 

118 

4,5 

1966 

25 028 

2 808 302 

2 341 463 

253 660 

213 179 

112 

4.4 

1967 

24 129 

2 417 256 

1 950 702 

256 790 

209 764 

100 

4.3 

1968 

24 327 

2 513 433 

2 045 266 

256 593 

211 574 

103 

4,0 

1969 

25 599 

2 631 299 

2 193 763 

243 942 

193 594 

103 

3,8 

1970 

25 504 

2 673 197 

2 246 877 

231 993 

194 327 

105 

3,9 

1971 

24 938 

2 586718 

2 172 413 

225 695 

188 610 

104 

3.9 


Spalten 2, 3, 4, 5 und 6 Sdiaublld I 
Spalte 2 Schaubild 2 

Spalten 1 und 8 Sdiaubild 3 


*) Die Zahl der Vollarbelter für die Jahre 1949 und 1950 sind vom Bundesminister für Arbeit und Sozicdordnung aus 
der Zahl der Versicherten geschätzt. 
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Übersicht 02 


Tödliche UnfäUe (ArbeiisunläUe und Wegeunfälle) 
und Berufskrankheiten mit tödlichem Ausgang 
sowie Häufigkeit Je 1000 Vollarbeiter seit 1949 


Jahr 

Vollarbeiter 
in 1000*) 

Tödliche Un- 
fälle (Arbeits- 
unfälle und 
Wegeunfälle) 
und Berufs- 
krankheiten 
mit tödlichem 
Atisgang 
insgesamt 

Tödliche 

Arbeits- 

unfälle 

davon 

Berufs- 
krank- 
heiten mit 
tödlichem 
Ausgang 

Tödliche 

Wege- 

unfälle 

Anteil 
Spalte 6 
an 

Spalte 3 

V. R 

Tödliche 
Unfälle und 
Berufskrank- 
heiten mit 
tödlichem 
Ausgang 
jelOOOVoD- 
arbeiter 
(Spalten 2 
und 3) 

1 

i 2 

1 3 

4 

1 5 1 

1 « li 7 1 

1 B 

1949 

18 033 

8 162 

6966 

513 

683 

8,37 

0,45 

1950 

19 183 

7 749 

6429 

511 

809 

10,44 

0,40 

1951 

19 989 

7 677 

6 098 

457 

1 122 

14,62 

0,38 

1952 

20 209 

7 371 

5 890 

380 

1 101 

14,94 

0,36 

1953 

21 304 

8 187 

6 374 

491 

1 322 

16,15 

0,38 

1954 

21 779 

7 976 

6 020 

417 

1 539 

19,30 

0,37 

1955 

22 575 

8 233 

6 017 

373 

1843 

22,39 

03 

1956 

23133 

8 012 

5 844 

327 

1 841 

22,98 

0,35 

1957 

23 133 

7 518 

5 375 

307 

1 836 

24,36 

0,32 

1958 

23 523 

7 168 

5235 

347 

1586 

22,11 

0,30 

1959 

24 123 

6 984 

5 134 

256 

1594 

22,82 

0,29 

1960 

24 883 

6 900 

4 893 

291 

1716 

24,87 

0,28 

1961 

24 324 

7 072 

4 920 

261 

1 891 

26,74 

0,29 

1962 

24 440 

7 450 

5 446 

241 

1 763 

23,66 

0,30 

1963 

24 345 

6 686 

4 831 

279 

1576 

23,57 

0,27 

1964 

24 859 

7 032 

4 941 

278 

1 813 

25,78 

0,28 

1965 

24 951 

6 865 

4 784 

272 

1 809 

26,35 

0,28 

1966 

25 028 

7 006 

4 849 

234 

1923 

27,45 

0,28 

1967 

24129 

6 597 

4 524 

220 

1853 

28,09 

0,27 

1968 

24 327 

6 198 

4 290 

224 

1 684 

27,17 

0,25 

1969 

25599 

6 247 

4 289 

218 

l 740 

27,85 

0,24 

1970 

25 504 

6 282 

4 262 

168 

1 852 

29,48 

0,25 

1971 

24 938 

6 686 

4 588 

219 

1879 

28,10 

0,27 


Spalten 2, 3, 4, 5 und 6 Schaubild 6 


*) Die Zahl der Vollarbeiter für die Jahre 1949 und 1950 sind vom Bundesminlster für Arbeit und Sozialordnung aus 
der Zahl der Versicherten geschätzt 
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Angezeigte Arbeitsunlälle, Berufskrankheiten und Wegeunfälle und HäufigkeSt 
der allgezeigten Arbeitsunfälle Je 1000 VoUarbeiter seit 1940 


Jahr 

Vollarbeiter 
in 1000“] 

Angezeigle 

UnfaUe 

(Arbeitsmifälle 
und Wege- 
unfälle) und 
Berufskrank- 
heiten 
insgesamt 

davon 

Angezeigle 
Arbeitsunfälle 
je iOOO 
VoUarbeiter 
(Spalten 2 
und 4) 

Arbeits- 

unfälle 

Berufs- 

krankheiten 

Wege- 

unfälle 

1 

? 

3 1 

* 1 

1 5 1 

1 e 1 

1 7 

1949 

18 033 

1 190 511 

1099 811 

34414 

56 286 

60,99 

1950 

19183 

1 382 353 

l 258 220 

37 551 

86 582 

65,59 

1951 

19 909 

1 595 867 

1 453 734 

34 624 

107 509 

72,73 

1952 

20 209 

1 836 516 

1 653 107 

43321 

140 088 

81,60 

1953 

21304 

2 086 581 

I 854 127 

53 456 

178998 

87,03 

1954 

21 779 

2 242 156 

1 992 424 

55916 

193 816 

91,49 

1955 

22 575 

2 476 107 

2 179 834 

51348 

244 925 

96,56 

1956 

23 133 

2605 674 

2305 144 

43819 

256 711 

99,65 

1957 

23 133 

2615 716 

2 341 506 

33759 

240 451 

101.22 

1958 

23 523 

2 792 753 

2 491 428 

33710 

267 615 

105,92 

1959 

24 123 

2 861 961 

2 S55 432 

32 851 

273 678 

105,93 

1960 

24 833 

3 028 410 

2711 078 

33 727 

283 605 

108,95 

1961 

24 324 

3 187 614 

2870 765 

33184 

283 665 

113,18 

1962 

24 440 

3 022 884 

2 722 415 

29 261 

271 208 

111,39 

1963 

24 345 

2934 655 

2 618 544 

27 947 

288 164 

107,56 

1964 

24a59 

2 990975 

2 694 962 

28 042 

267 971 

108,41 

1965 

24 951 

2 938 127 

2 655 363 

27 467 

255 297 

106,42 

1966 

25 028 

2 808 302 

2542299 

26061 

239 942 

101,60 

1967 

24 129 

2 417 256 

2 181 464 

26 280 

209512 

90,41 

1968 

24 327 

2513433 

2 263 841 

25 793 

223799 

93,10 

1969 

25 599 

2631 299 

2 359 956 

27 427 

243916 

92,50 

1970 

25 504 

2 673 197 

2 391 757 

25 960 

255480 

93,78 

1971 

24938 

2586 718 

2337 926 

27 200 

221 592 

93,75 


Spofien 2| 4 and 7 Sdimbild 1 

*) Die Zahl der VoUarbeitar für die Jahre 1949 tmd 1950 sind vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung aus 
der Zahl der Versidierten geschätzt. 


279 


Drucksache 7/189 


Deutsdier Buadestag — 7t Wahlperiode 


Übersicht 04 


Erstmals entschädigte Arbeltsimfälle und Häufigkeit der erstmals 
entschädigten Arbeitsunfälle ]e 1000 VoUarbeiter seit 1940 


Jahr 

VoHörbeiler 
ln 1000 -) 

Erstmals 

entfirhädigte 

Arbeitsunfälle 

Erstmals 
entschädigte 
Arbeitsunfälle 
je 1000 VoÜ- 
arbeiter 

t 

2 

1 .1 1 

1 4 

1949 

18 033 

84916 

4,71 

1950 

19 183 

98 963 

5,16 

1951 

19 989 

105 635 

5,28 

1952 

20 209 

107 411 

5,20 

1953 

21 304 

115411 

5,42 

1954 

21 779 

106 457 

4,89 1 

1955 

22 575 

105 006 

4,65 

1956 

23 133 

107 538 

4,65 

1957 

23 133 

100241 

4,33 

195B 

23 523 

100 458 

4,27 

1959 

24 123 

97 767 

4,05 

1960 

24 883 

94 881 

3,81 

1961 

24 324 

95 406 

3,76 

1962 

24 440 

99 694 

4,08 

1963 

24 345 

92 328 

3,79 

1964 

24 859 

87 345 

3,51 

1965 

24 951 

88895 

3,56 

1966 

25 028 

86750 

3,47 

1967 

24 129 

81 077 

3,36 

1968 

24 327 

75 701 

3,11 

1969 

25 599 

76 384 

2,98 

1970 

25504 

77935 

3,06 

1971 

24938 

76 833 

3,08 


Zum Schaubild 0 


*) Die Zahl der Vollarbeiter für die Jahre 1949 und 1950 sind vom Bundes- 
minister für Arbeit und SozJalordnung ans der Zahl der Versicherteii ge- 
schätzt 
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Übersicht 05 


Tödlidhe Arbeitsunfälle und Häufigkeit der tödlichen Arbeitsunfälle 
Je 1000 Vollarbeiter seit 1949 


Jahr 

Vollarbeiter' 
in 1000 •) 

TödUche 

Arbeitsunfälle 

Tödliche 
Arbeitsunfälle 
je 1000 Voll- 
arbeiter 

t 

2 1 

1 3 1 

1 4 

1949 

(18 033) 

6 966 

(0.39) 

1950 

(19183) 

6 429 

(0.34) 

1951 

19 989 

6 098 

0.31 

1952 

20 209 

5890 

0.29 

1953 

21 304 

6 374 

0.30 

1954 

21 779 

6 020 

0.28 

1955 

22 575 

6 017 

0.27 

1956 

23 133 

5 844 

0.25 

1957 

23 133 

5 375 

0.23 

1958 

23 523 

5 235 

0.22 

1959 

24 123 

5 134 

0.21 

1960 

24 883 

4 893 

0,20 

1961 

24 324 

4 920 

0,19 

1962 

24 440 

5 446 

0.22 

1963 

24 345 

4 831 

0,20 

1964 

24 859 

4 941 

0,20 

1965 

24 951 

4 784 

0,19 

1966 

25 028 

4 849 

0,19 

1967 

24 129 

4 524 

0,19 

1968 

24 327 

4 290 

0,18 

1969 

25 599 

4 289 

0,17 

1970 

25 504 

4 262 

0,17 

1971 

24 938 

4 588 

0,18 


Spalten 3 und 4 -► Sdiaubild 9 


*) Die Zahl der Vollarbeiter für die Jahre 1949 und 1950 sind vom Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung aus der Zahl der Versicherten ge- 
schätzt. 
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Übersicht 06 


Häufigkeit der angezeigten und erstmals entschädigten Wegeunlälle 
Je 1000 Versicherte seit 1949 


Jahr 

Versicherte 
in 1000 

VoUarbeitef 
in 1000 

Angezeigte 

WegeunfäUe 

Angezeigte 
Wege- 
unfälle je 
1000 Ver- 
sicherte 

Erstmals 

entschädigte 

Wegeunfälle 

Tödliche 

Wege- 

unfälle 

Tödliche 
Wege- 
unfäUe 
je 1 Million 
Versicherte 
(Spalten 2 
und 7) 

J 


3 

4 1 

3 1 

1 6 1 

t 7 1 

8 

1949 

23 690 

18 033 

56286 

2,37 

4 470 

683 

26,93 

1950 

25 198 

19 183 

86 582 

3,44 

6 795 

809 

32,11 

1951 

27 593 

19989 

107 509 

3,90 

9 413 

1 122 

40,66 

1952 

29 181 

20 209 

140 088 

4,80 

10 999 

1 101 

37,73 

1953 

29 738 

21 304 

178 998 

6,02 

14 567 

1 322 

44,45 

1954 

30 519 

21 779 

193 816 

6,35 

16 101 

1539 

50.43 

1955 

31 946 

22 575 

244 925 

7,67 

18 064 

1 843 

57,69 

1956 

32 508 

23 133 

256 711 

7,90 

19 743 

1 841 

56,63 

1957 

32 424 

23133 

240 451 

7,42 

19 423 

1836 

56,62 

1958 

32 596 

23 523 

267 615 

8,21 

19 153 

1586 

48,66 

1959 

32870 

24 123 

273 678 

8,33 

18 463 

1594 

48,49 

1960 

32 864 

24 883 

283 605 

8,63 

18 360 

1716 

52,22 

1961 

33 371 

24 324 

283 665 

8,50 

19 152 

1 891 

56,67 

1962 

31 384 

24 440 

271 208 

8,64 

19 203 

1 763 

56,18 

1963 

33 304 

24 345 

288 164 

8,65 

19 007 

1576 

47,32 

1964 

32 568 

24 859 

267 971 

8,23 

17 450 

1 813 

55,60 

1965 

32 606 

24 951 

255 297 

7,83 

17 086 

1 809 

55.48 

1966 

32 493 

25 028 

239 942 

7,38 

17 785 

1 923 

59,18 

1967 

31 763 

24 129 

209 512 

6,60 

15 946 

1853 

58,34 

1968 

32 128 

24 327 

223 799 

6,97 

15 544 

1 684 

52,42 

1969 

32 194 

25 599 

243916 

7,58 

15713 

1 740 

54,05 

1970 

32 550 

25 504 

255 480 

7,85 

17 584 

1852 

56,90 

1971 

30 764 *) 

24 938 

221 592 

7,20 

16 056 

1 879 

61.08 


Spalten 2, 4 und 5 Sdiaubild 28 

Spalten 6 und 7 -► Sdiaubild 29 

Spalte 8 Sdiaubild 30 


M Die Zahl der Vollarbeiter für die Jahre 1949 und 1950 sind vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung aus 
der Zahl der Versidierten geschätzt. 

*) Der Rückgang der Versichertenzahl gegenüber 1 970 ist darauf zurückzuführen, daß die Berufsschüler auf Grund des 
Gesetzes über Unfallversicherung für Schüler und Studenten sowie Kinder in Kindergärten vom 18. März 1971 bei 
der Schülerunfallversichenmg ausgewiesen werden. 
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Übersicht 07 


Die sedis häufigsteo Berufskrankheiten 
(aiigezeigte und erstmals entschädigte Fälle) seit 1949 



Nr. 26 

Lärmsdiwer- 
Itörigkelt und 
Lärmtaubheit 

Nr. 34 

Quarzstaub- 
lungenerkran- 
kung (Silikose! 

Nr. 37 
Infektions- 
krankheiten 

Nr. 42 
Meniskus- 
schäden 

Nr. 43 

Erkrankungen 
der Sehnen- 
scheiden 

Nr. 46 

Haut- 

erkrankungen 

Jahr 

ange* 

zeigte 

erst- 

mals 

ent- 

schä- 

digte 

ange- 

zeigte 

erst- 

mals 

entschä- 

digte 

ange- 

zeigte 

erst- 

mals 

ent- 

schä- 

digte 

ange- 

zeigte 

erst- 

mals 

ent- 

schä- 

digte 

ange- 

zeigte 

erst- 

mals 

ent- 

schä- 

digte 

ange- 

zeigte 

erst- 

mals 

entschä- 

digte 


Falle 

Fäille 

Ffille 

Falte 

Fälle 

F|lt€ 

1 

t 

3 

4 

S 

6 1 

1 ^ 1 

1 « 1 

1 0 1 

1 10 1 

1 n; 1 

12 1 

f 13 

1949 

26 

7 

23 698 

5184 

3 243 

909 


- 



- ^ 

1 784 

104 

1950 

67 

18 

21 038 

6 619 

3 149 

904 

— 

— 

— 

— 

3 336 

173 

1951 

83 

12 

19281 

5263 

2 755 

987 



— 

— 

— 

3 698 

267 

1952 

147 

15 

25 374 

5018 

2 543 

1085 

637 

2 

802 

— 

4727 

339 

1953 

140 

32 

28041 

10 385 

2211 

970 

I 385 

227 

3858 

56 

4 966 

359 

1954 

126 

24 

29 558 

6 422 

2 310 

776 

i 191 

357 

3 628 

74 

5 593 

377 

1955 

109 

13 

22 560 

4 94? 

1894 

677 

! 226 

417 

3 926 

74 

6123 

416 

1956 

105 

23 

16 866 

4 244 

1818 

660 

1237 

468 

4 135 

55 

5 648 

333 

1957 

135 

22 

8 822 

4 323 

1 732 

542 

1 272 

632 

4206 

37 

5 047 

410 

1958 

103 

23 

7 797 

4 483 

I 486 

608 

1 722 

804 

4572 

15 

5 929 

501 

1959 

129 

16 

6 599 

3 976 

1 622 

520 

1 978 

1 147 

4 514 

6 

6 197 

462 

1960 

149 

25 

6 691 

3 802 

164? 

552 

2 191 

1 379 

4 54? 

14 

6 387 

539 

1961 

274 

22 

6 229 

3 238 

1 595 

619 

2 284 

1 299 

4139 

4 

6 420 

519 

1962 

382 

43 

6 221 

3 269 

1 470 

609 

2 249 

1 324 

3 417 

9 

5 902 

549 

1963 

444 

78 

5618 

2 817 

1 558 

491 

2 136 

1 266 

3 503 

7 

7 068 

494 

1964 

526 

100 

5343 

2 450 

1 744 

514 

2 308 

1361 

3263 

5 

7 618 

456 

1965 

722 

124 

j5 285 

2 415 

1 725 

561 

2442 

1369 

2 948 

5 

7 719 

492 

1966 

903 

165 

5 389 

2 070 

1 672 

601 

2 214 

1541 

2578 

3 

6965 

500 

1967 

1 123 

173 

5 206 

1870 

2 270 

781 

l 964 

1379 

2 474 

3 

6 647 

460 

1968 

1 192 

324 

4 996 

1525 

2272 

802 

2 070 

1050 

2 137 

2 

6910 

435 

1969 

1833 

524 

5 814 

1 396 

2161 

878 

2 279 

1093 

1830 

3 

6 997 

518 

1970 

2 007 

622 

5 244 

I 300 

2728 

874 

1 774 

866 

1647 

3 

6 642 

543 

1971 

3163 

715 

4 964 

1 314 

2 903 

996 

1 675 

829 

1525 

4 

6 852 

500 


Spalten 8 bis 13 Sdiaabüd 34 

Spalten 2 bis 7 Scfinuö/M 35 
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übersieh t 08 


Aosländisdie Arbellnehmer seit 1954 M 


Jahr 

Ausiän- 

dische 

Arbeit- 

nehmer 

insge- 

samt 

Ausländische Arbeitnehmer nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten^ 

Italien 

Jugo- 

slawien 

Türkei 

Griechen- 

land 

Spanien 

übrige 

euro- 

päische 

Länder 

Außer- 

euro- 

päische 

Länder 

Sonstige 

(z,B. 

Staaten- 

lose) 

I 

2 

3 

4 

5 1 

1 6 1 

^ 1 

8 1 

1 9 1 

10 

1954 

72 906 

6 509 

1 801 


548 

4 T 1 




1955 

79 607 

7131 

2 026 

• 

577 

486 

54 963 

1 228 

10 441 ») 

1956 

91 293 

18 597 

2 297 

• 

953 

698 

— 

— 

— 

1957 

108 190 

19 096 

2 778 


1 822 

967 

— 

— 

— 

1958 

127 083 

25 609 

4 846 


2 838 

1 494 

— 

— 

— 

1959 

166 829 

48 809 

7 310 


4 089 

2 150 

— 

— 

— 

1960 

329 356 

121 685 

8 826 

2 495 

13 005 

9 454 

— 

— 

— 

1961 

548 916 

218 003 

« 

. 

43 948 

50 976 

— 

— 

— 

1962 

629 022 

239 025 

23 608 

15318 

70 406 

83915 

— 

— 

— 

1963 

773 164 

264 928 

44 428 

28 500 

106 303 

112 157 

— 

— 

— 

1964 

902 459 

267 925 

53 057 

67 828 

143 165 

138 378 

— 

— 

— 

1965 

1 118 616 

359 773 

64 060 

121 121 

181 658 

180 572 

196 888 

47 803 

12 389«) 

1966 

1 243 691 

362 144 

96 675 

149 908 

191 502 

175 190 

— 

— 

— 

1967 

1 013 862 

266 756 

94 275 

133 130 

150 051 

126 984 

— 

— 

— 

1968 

1 018 859 

275 928 

106 434 

141 232 

139 763 

112 592 

— 

— 

— 

1969 

1365 635 

340 244 

226 290 

212 951 

174 348 

135 546 

209 831 

49 014 

U 933») 

1970 

1 806 805 

363 665 

373 641 

323 080 

229 757 

162 909 

279 748 

61 143 

12 862 

1971 

2 128 408 

393 624 

452 233 

418 530 

260 915 

179 695 

330 226 

81 264 

13 409 


Spalte 2 SdxaubUd 48 

Spalten 3, 4, 5, 6 und 7 Sdiaubild 49 

') Quellen: Statistik des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 

•Hauptergebnisse der Arbeits- und Soziaistatistik* Heft 1965 und 1969 sowie 
.Arbeits> imd sozialstatistische Mitteilungen* Heft 9/10/1971 und Heft 5/1972 
*) verschiedene Stichtage in Jahresmitte 

’) von 1954 bis 1961 verschiedene Stichtage in Jahresmitte, ab 1962 Jahresmittelwerte 
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Ausländische Arbeitnebnier nach WlrlsdiaftszweJgea 
und ausgewählten Staatsangehdrigkeiten 

Stand Ende Juni 1971 



Auslän- 

dische 

Arbeit- 

nehmer 

insgesamt 



darunter 



Wl rtsdiaftszwe lg 

Italien 

Jugo- 

slawien 

Türkei 

Griedhen- 

land 

Spanien 

1 

1 

a 1 

( < ' 

1 5 1 

6 1 

1 7 

Landwiiisdialt, TierzudiV, Forst- 
uod JagdwirtsdiaCt, Gärtnerei, 
Fischerei 

22 218 

3 876 

4 704 

4 307 

682 

3 040 

Bergbau* Gewinnung und Verar- 
beitung von Steinen und Erden, 
Energiewirtsäiaft 

72 918 

11971 

10152 

30 432 

13386 

4 728 

Eisen- und Metallerzeugung und 
-Verarbeitung , . 

800 069 

144 158 

152 959 

177 574 

133 050 

75 942 

Verarbeitende Gewerbe . ^ . - . . . . 

512 818 

105259 

76588 

103 002 

88 346 

54747 

Bau^ Ausbau und Bauhilfsgewerbe 

380376 

79554 

148 302 

67 704 

10 536 

14825 

Handel, Geld- und Versidierungs- 
wesen 

112 043 

17760 

16644 

10 576 

8295 

7?45 

DiensUeistungen 

109951 

21 532 

29 847 

9 300 

7 105 

7 013 

Verkehrswesen 

49 202 

10591 

6 626 

9668 

2 092 

8 087 

öffentlicher Dienst und Dienstlei- 
stungen Ini öffentiidien Interesse“- 

109 ISl 

1 

1 10391 

23 351 

11 811 

8100 

7 509 


*) Quelle: »Ärbeits- und sozialstatisüsche !wlitleilungen** des 

Bundesministers für Arbeit und Soyialordnung Heft 9/10 1971 


Zum Schaubf/d 50 
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Das Uniallgesdiehen der aasländisdien Beschäftigten 
nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten und der deutschen Beschäftigten 
in der gewerblichen Wirtschaft 

in den Jahren 1964 bis 1970 



Zahl der Beschäftigten 

Jahr 

ausländische 

Beschäftigte 

insgesamt 

darunter ausgewählte 
Staatsangehörigkeiten 

Deutsche 

ausländische 

und 

deutsche 
Beschäftigte 
(Spalte 2-h8) 


Italien 

Griechen- 

land 

Spanien 

Türkei 

Jugo- 

slawien 

1 


3 

♦ 


1 6 i 

t 1 

1 8 

1 9 

1964 

919 434 

275 830 

144 351 

140 673 

80 910 


17 469 252 

18 388 686 

1965 

1 135 089 

347 338 

174 804 

170 263 

123 724 

— 

17 850 525 

18 985 614 

1966 

1 184 205 

361 564 

180 313 

161 786 

148 157 

— 

18 590 932 

19 775 137 

1967 

932 066 

258 556 

138 098 

118 740 

128 005 

85 357 

18 135 165 

19 067 231 

1968 

947 876 

268 249 

127 015 

105 214 

129 859 

92 893 

18 468 805 

19416 681 

1969 

1 295 183 

328 553 

168 662 

128 020 

205 473 

210 808 

18 935 643 

20 230 826 

1970 

1 714 349 

362 365 

222 416 

157 183 

317814 

366776 

18 463 837 

20 178 186 

Angezeigte Arbeltsunfäile (ohne Dienstwegeunfälle) 


Angezeigte Arbeltsunfäile (ohne Dienstwegeunfälle) bei den 

Jahr 

ausiän- 
dischen Be- 

darunter ausgewählte 
Staatsangehörigkeiten 

deutschen 
Beschäftigten 
(Spalte 8) 

auslän- 
dischen und 
deutschen 
Beschäftigten 
(Spalte 9) 


schäftigten 
(Spalte 2) 

Italien 

1 Griechen- 1 
1 land 1 

Spanien 

Türkei 

Jugo- 

slawien 


iO 1 

1 n 

12 1 

13 

1 H 

1 IS 1 

1 1« 1 

1 17 

1964 

246 810 

89 583 

45 372 

37 395 

28 678 


1 974 643 

2 221 453 

1965 

283 999 

105 345 

51 803 

39 729 

37 946 

— 

1 902 582 

2 186 581 

1966 

278 097 

99 286 

43 482 

37 143 

41504 

— 

1 807 581 

2 085 678 

1967 

175928 

55 178 

23 199 

19531 

28 977 

17 253 

1 541 734 

1 717 662 

1968 

193 616 

62 265 

23 254 

18 354 

31 782 

21 917 

1 637 355 

1 830 971 

1969 

286 900 

77 952 

34 276 

25 288 

58 569 

48864 

1 673 985 

1 960885 

1970 

376 247 

; 82 856 

45 478 

32 346 

87 558 

81 561 

1 603 515 

1 979 832 


Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle (ohne Dlenstwegeunfälle) Je 1000 Versicherte 


Jahr 

Häufigkeit der angezeigten Arbeitsunfälle je 1000 Versicherte bei den 

auslän- 
dischen Be- 
schäftigten 
(Spalten 2 
und 10) 

(Spalten 3 bis 7 und 1 1 bis 15) | 

deutschen 
Beschäftigten 
(Spalten 8 
und 16) 

auslän- 
dischen und 
deutschen 
Beschäftigten 
(Spalten 9 
und 17) 

Italien 

Griechen- 

land 

Spanien 

Türkei 

Jugo- 

slawien 


18 1 

1 19 1 

20 1 

1 21 1 

1 22 1 

1 23 

1 24 1 

1 25 

1964 

268 

! 325 

314 

266 

354 

- - 

113 

121 

1965 

250 

303 

296 

233 

307 

— 

107 

115 

1966 

235 

1 275 

241 

230 

280 

— 

97 

105 

1967 

189 

213 

168 

164 

226 

202 

85 

90 

1968 

204 

232 

183 

174 

245 

236 

89 

94 

1969 

222 

237 

203 

198 

285 

232 

88 

97 

1970 

219 

, 229 

204 

205 

276 

223 

i 87 

98 
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Tödliche Arbeitsunfälle (ohne Dienstwegeunfälle) 


noch Übersicht 010 


Jahr 

Tödliche Arbeitsunlälle bei den 

auslän* 
dlschen Be- 
schäftigten 

darunter ausgewählten 
Staatsangehörigkeiten 

deutschen 

Beschäftigten 

auslän- 
dischen und 
deutschen 
Beschäftigten 
(Spalte 

26 + 32 ) 

Italien 

Griechen- 

land 

Spanien 

Türkei 

Jugo- 

slawien 


28 1 

1 27 1 

1 28 

1 28 1 

1 30 1 

1 31 1 

32 1 

1 33 

1964 

145 

55 

23 

21 

9 


2 441 

2 586 

1965 

177 

65 

30 

21 

15 

— 

2 533 

2710 

1966 

247 

64 

13 

23 

48 

— 

2 496 

2 743 

1967 

223 

76 

19 

24 

36 

23 

2 356 

2 579 

1968 

179 

58 

12 

18 

30 

24 

2 038 

2217 

1969 

197 

53 

21 

10 

38 

29 

2 130 

2 327 

1970 

224 

47 

15 

18 

45 

48 

1971 

2 195 


Häufigkeit der tödlichen Arbeitsunfälle (ohne Dienstwegeunfälle) Je 1000 Versicherte 


Jahr 

Häufigkeit der tödlichen Arbeitsanfälle Je 1000 Versicherte bei den 

Quslän- 
dischen Be- 
schäftigten 
(Spalten 2 
und 26) 

ausgewählten Staatsangehörigkeiten 
(Spalten 3 bis 7 und 27 bis 31 ) 

deutschen 
Beschäftigten 
(Spalte 8 
und 32) 

auslän- 
dischen und 
deutschen 
Beschäftigten 
(Spalten 9 
und 33) 

Italien 

Griechen- 

land 

Spanien 

Türkei 

Jugo- 

slawien 


34 1 

35 1 

36 

1 37 1 

1 38 1 

39 1 

1 40 

1 « 

1964 

0,16 

0,20 

0,16 

0,15 

0,11 

— 

0.14 

0,14 

1965 

0,16 

0,19 

0,17 

0,12 

0,12 

— 

0,14 

0,14 

1966 

0,21 

0,18 

0,07 

0,14 

0,32 

— 

0,13 

0,14 

1967 

0,24 

0,29 

0,14 

0,20 

0,28 

0.27 

0,13 

0.14 

1968 

0,19 

0,22 

0,09 

0,17 

0,23 

0,26 

0,11 

0,11 

1969 

0,15 

0,16 

0,12 

0,08 

0,18 

0,14 

0,11 

0,12 

1970 

0,13 

0,13 

0,07 

0,11 

0,14 

0,13 

0,11 

0,11 


Angezeigte WegcunfäUe (einschließlich Dienstwege Unfälle) 

Häufigkeit der angezeigten Wegeunfälle (einschließlich Dienstwegeunfälle) Je 1000 Versicherte 
Tödliche Wegeunfälle (elnschließUch Dienstwegeunfälle) 

Häufigkeit der tödlichen Wegeunfälle (einschließlich Dienstwegeunfälle) Je 1000 Versicherte 



Wegeunfälie (einschließlich Dienstwegcrnnfälle) 


augezeigte Wegeunfälle 
bei den 

Häufigkeit der an- 
gezeigten Wege- 
unfälle je 1000 Ver- 
sicherte bei den 

tödliche Wegeunfälle 
bei den 

Häufigkeit der töd- 
lichen Wegeunfälle 
je 1000 Versicherte 
bei den 

Jahr 

auslän- 
dischen Be- 
schäftigten 

deutschen 

Beschäftigten 

auslän- 

dischen 

Beschäf- 

ligten 

(Spalten 

2 und 42) 

deutschen 

Beschäf- 

tigten 

(Spalten 

8 und 43) 

auslän- 

dischen 

Beschäf- 

tigten 

deutschen 

Beschäftigten 

auslän- 
dischen 
Deschäf- 
tigien 
(Spalten 2 
und 46) 

deutschen 
Beschäf- 
tigten 
(Spalten 8 
und 47) 


42 

1 43 

1 44 

1 45 1 

1 « 1 

1 47 1 

1 48 

1 49 

1964 

9 480 

249 921 

10,3 

14,3 

83 

1 974 

0,09 

0,11 

1965 

10 787 

237 257 

9,5 

13,3 

103 

2 035 

0,09 

0,11 

1966 

11 729 

220 046 

9.9 

12,3 

93 

1 953 

1 0,08 

0,11 

1967 

8 427 

190 526 

9,0 

10,5 

116 

2 022 

0,12 

0,11 

1968 

10 637 

202 424 

11,2 

11,0 

117 

2 056 

0,12 

0,11 

1969 

13 675 

201 691 

10,6 

10.7 

97 

1 855 

0,07 

0,10 

1970 

19 202 

227 053 

11.2 

12,3 

119 

1990 

0,07 

0,11 


Spalten 10 und 42 Sdiaubild 51 Spalten 34 bis 40 Schaubild 54 

Spalten 16 bla 25 Schaubild 52 Spalten 44 und 45, 48 und 49 Sdiaubild 55 

Spalten 34 und 40 Schaubild 53 
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Übersicht 011 


Häufigkeit der angezeigten Arbeitsanfälle ]e 1000 Versidierte 
bei den ausländlsdien und deutschen Beschäftigten in der gesamten 
gewerblichen Wirtschaft, in der Metaiiindustrie, im Baugewerbe 
und in der chemischen Industrie 


Jahr 

ausländische 

Beschäftigte 

insgesamt 

darunter (Spalte 2) Staatsangehörigkeiten 

deutsche 

Beschäftigte 

insgesamt 

Ilalien 

GriCKiianliitid 

Spanien 

TOtkei 

Jugoslawien 

1 

2 

3 

4 1 

1 5 1 

« 1 

1 7 1 

8 



A. Gewerbliche Wirtschaft Insgesamt 



1964 

919 434 

275 830 

144 351 

140 673 

80 910 

— 

17 469 252 

1965 

1 135 089 

347 338 

174 804 

170 263 

123 724 

— 

17 850 525 

1966 

1 184 205 

361 564 

180 313 

161 786 

148 157 

— 

18 590 932 

1967 

932 066 

258 556 

138 098 

118 740 

128 005 

85 357 

18 135 165 

1968 

947 876 

268 249 

127 015 

105 214 

129 859 

92 893 

18 468 805 

1969 

1 295 183 

328 553 

168 662 

128 020 

205 473 

210 808 

18 935 643^ 




B. MetalUndustrie 




1964 

324 134 

83 302 

70 661 

60 289 

34 034 

— 

4 740 308 

1965 

422 731 

126 155 

90 884 

65 669 

54 532 

— 

4 796 303 

1966 

415 300 

109 180 

86164 

65 875 

60 806 

— 

4 621 499 

1967 

313 724 

76 862 

64 627 

44 863 

48 627 

21 961 

4 709 507 

1968 

333 379 

87 693 

64 630 

42 908 

55 366 

23 723 

4 881 475 

1969 

506 595 

119 662 

88 920 

57 077 

91 901 

74 548 

4 959 925^ 

1970 

714514 

138 136 

120 833 

72 782 

147 864 

136 325 

4 988 485 




C Baugewerbe 




1964 

213 648 

94 005 

11 536 

19 442 

18 802 

— 

2 360 425 

1965 

240 384 

111 298 

10 576 

20 192 

25 242 

— 

2 372 485 

1966 

230 217 

100 580 

9 285 

16 725 

27 008 

— 

2 391 472 

1967 

154 851 

55 592 

7 588 

9910 

22 763 

26 634 

2 188 266 

1968 

154 377 

63 778 

5 338 

7 650 

22 379 

28 056 

2 309 996 

1969 

212 904 

64 697 

6 074 

9 275 

32 839 

68 143 

2221 284 

1970 

299 942 

69 314 

7 915 

11 931 

49 827 

117 672 

2180 248 




D. Chemische Industrie 




1971 

1 123 472 

1 23 928 

23 284 

13 633 

26 968 

12 570 

1 748 730 
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angezeigte Arbeitsunfälle (ohne Dienstwegeunfälle) bei den 


auslän* 

dischen 

Beschäf- 

tigten 


darunter (Spalte 9) Staatsangehörigkeiten 

Italien 

Griedien- 

land 

Spanien 

Türkei 

Jugo* 

tlawien 


deutschen 

Beschäf- 

tigten 


angezeigte Arbeitsunfälle je 1000 Versicherte 


auslän- 

dische 

Beschäf- 

tigte 


Itotien 


Gric- 

di«n* 

laod 


Spanien 


Türket 


Jugo. 

slawfen 


deut- 

sche 

Beschäf- 

tigte 


9 1 

1 «0 1 

n 1 

12 1 

13 1 

1 

1 *5 

1 16 

1 17 1 

18 1 

1 19 1 

1 20 1 

21 1 

22 





A. 

Gewerbliche Wirtschaft insgesamt 






246 810 

89 563 

45 372 

37 395 

28 678 

— 

1 974 643 

268 

325 

314 

266 

354 

— 

113 

283 999 

105 345 

51 803 

39 729 

37 946 

— 

1 902 582 

250 

303 

296 

233 

307 

— 

107 

278 097 

99 286 

43 482 

37 143 

41 504 

— 

1 807 581 

235 

275 

241 

230 

280 

— 

97 

175 928 

55 178 

23 199 

19 531 

28 977 

17 253 

1 541 734 

189 

213 

168 

164 

226 

202 

85 

193 616 

62 265 

23 254 

18 354 

31782 

21 917 

1 637 355 

204 

232 

183 

174 

245 

236 

89 

286 900 

77 952 

34 276 

25 288 

58 569 

48 864 

1 673 985 

222 

237 

203 

198 

285 

232 

88 


B. Metailindustrle 


88 446 

27 426 

20 243 

16 246 

11 625 

— 

637 852 

273 

329 

286 

269 

342 

— 

135 

109 879 

34 211 

25 805 

17 352 

16 874 

— 

624 474 

260 

271 

284 

264 

309 

— 

130 

105 549 

31 289 

20 166 

16312 

17 608 

— 

573 390 

254 

287 

234 

248 

290 

— 

124 

59 245 

15 398 

10 548 

7 809 

10 861 

3 974 

474 874 

189 

200 

163 

174 

223 

181 

101 

69 484 

19 994 

12 150 

8 238 

13 177 

4 982 

526 770 

208 

228 

188 

192 

238 

210 

108 

126 730 

30 986 

18 445 

12 758 

25 978 

15 808 

553 995 

250 

259 

207 

224 

283 

212 

111 

157 731 

34 306 

24 904 

16712 

40 093 

27 263 

551 774 

221 

248 

206 

230 

271 

200 

111 


C« Baugewerbe 


68 368 

34 240 

4 735 

6 646 

7 042 

— 

407 850 

320 

364 

410 

342 

374 

— 

172 

75 062 

39 749 

4 047 

6 323 

9 256 

— 

384 366 

312 

357 

383 

313 

367 

— 

162 

71 874 

36 998 

3 342 

5 821 

9 847 

— 

383 041 

312 

368 

360 

348 

365 

— 

160 

47 625 

19 853 

2 162 

3 138 

8 336 

6 736 

329 626 

308 

357 

285 

317 

366 

253 

151 

53 274 

22 652 

1 749 

2 355 

9 433 

9 987 

357 989 

345 

355 

328 

308 

422 

356 

155 

69 732 

21 254 

2 179 

2719 

13 486 

22 957 

343 921 

330 

329 

358 

293 

410 

336 

155 

95 289 

20 649 

2 932 

3 658 

20 751 

36 995 

322 287 

318 

298 

370 

307 

416 

314 

148 






ID. Chemische Industrie 







26 728 

1 4 775 

4 086 

2 143 

10 722 

2 578 

1 59 394 

1 217 

199 

175 

157 

397 

205 

79 


Spalten 16 bis 22 ^ Sdtaubild 56 
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Übersicht 012 


Häuligkeit der angezeigten Arbeitsunfälle Je 1000 Vollarbelter 
bei den ausländischen und deutschen Beschäftigten ln der Strafienreinlgung 
und Müllabfuhr ln Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwohnern 

im Jahre 1971 



insgesamt 

darunter 

deutsche 

Besdhäf- 

tigte 

ausländische Beschäftigte 

insgesamt | Italiener ) 

Türken | 

Spanier 

1 

* .1 3 1 

1 4 1 S 1 

6 1 

7 




Vollarbeiter 



a) StraOenreinigung , • . ^ 

15 003 

11 912 

3 091 554 

741 

924 

b) Müllabfuhr 

17 420 

14 776 

2 644 493 

640 

854 




Angezeigte Unfälle 



a) Straßenreinigung 

739 

516 

223 79 

42 

32 

b) Müllabfuhr 

2 874 

2325 

L_ 

547 128 

160 

82 



Angezeigte Unfälle Je 1000 Vollarbeiter 


a) Straßenreinigung 

49 

43 

72 142 

56 

34 

b): Müllabfuhr 

165 

157 

206 259 

250 

96 


Zu den Säiaubiläern 57 und 58 
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